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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf die heutige Sitzung des Gemeinderates für eröffnet erklären.

Aufgrund einer Erkrankung entschuldigt ist Frau GRin Frauenberger.

Ich darf weiters mitteilen, dass Frau GRin Ringler bis zirka 16 Uhr nicht bei uns sein wird.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen eine von den GRÜNEN und vier von der ÖVP eingelangt sind.

Herr Mag Andreas Schieder hat mit Wirkung vom 30. Oktober 2006 auf die Ausübung seines Gemeinderatsmandats verzichtet. 

Ebenso hat Herr GR Jürgen Wutzlhofer mit Wirkung vom 30. Oktober 2006 auf sein Restmandat verzichtet.

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Grundmandat im Wahlkreis Penzing das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der SPÖ, Herrn GR Jürgen Wutzlhofer, und auf das frei gewordene Restmandat Frau Mag Nicole Krotsch in den Gemeinderat berufen.

Herr DDr Eduard Schock ist mit heutigem Tag aus dem Stadtsenat ausgeschieden. Gemäß § 92 Abs 1 der Gemeindewahlordnung 1996 wurde ihm das Gemeinderatsmandat neuerlich zugewiesen. Somit ist Frau GRin Henriette Frank wieder zur Ersatzwerberin geworden.

Weiters hat Herr Heinz-Christian Strache mit heutigem Tag auf die Ausübung seines Gemeinderatsmandats verzichtet.

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Mandat für den Wahlkreis Favoriten im Wahlvorschlag der FPÖ Frau Henriette Frank in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung sind die Gemeinderatsmitglieder anzugeloben. 

Ich bitte nun Herrn Schriftführer GR Harwanegg, die Gelöbnisformel zu verlesen, und die neuen Gemeinderatsmitglieder, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe" zu leisten. 

Ich bitte um Verlesung der Formel.

Schriftführer GR Volkmar Harwanegg: „Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Henriette Frank.

Henriette Frank: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Nicole Krotsch.

Mag Nicole Krotsch: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR DDr Eduard Schock.

DDr Eduard Schock: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Jürgen Wutzlhofer.

Jürgen Wutzlhofer: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich gratuliere allen zu Ihren Gelöbnissen. (Allgemeiner Beifall.) 

Die beiden ausgeschiedenen Mitglieder des Hauses brauche ich, glaube ich, nicht speziell zu würdigen. Ich wünsche sowohl Herrn Mag Schieder als auch Kollegen Strache in ihrer neuen Funktion als Mitglieder des Nationalrates alles, alles Gute! Sie mögen nie vergessen, aus welchem Bundesland sie kommen, und auch die Interessen dieses Bundeslandes weiterhin vertreten. (Allgemeiner Beifall.) Das gilt vor allem bei Bundesfinanzausgleichsverhandlungen, da sollten sie nicht darauf vergessen. (Heiterkeit.)
In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass die unter den Postnummern 6 und 7 auf der Tagesordnung stehenden Wahlen vorgezogen werden und anschließend die Postnummern 1 bis 5 zur Verhandlung gelangen.

Bevor wir die unter den Postnummern 6 und 7 vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. 

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke, das ist einstimmig angenommen; somit ist auch die Zweidrittelmehrheit gegeben.

Wir kommen nun zur Postnummer 6. Sie betrifft die Wahl eines Stadtrates. 

Herr DDr Eduard Schock hat seine Funktion als Mitglied des Stadtsenates zurückgelegt. Der Klub der FPÖ schlägt für die Wahl eines Stadtrates Herrn Johann Herzog vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die Herrn Johann Herzog zum Stadtrat wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der FPÖ unterstützt und somit ausreichend.

Herr StR Johann Herzog, ich darf Sie fragen, ob Sie die Wahl annehmen.

StR Johann Herzog: Ich nehme die Wahl an.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke und gratuliere Ihnen recht herzlich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Gemäß § 35 der Stadtverfassung ist festgelegt, dass die Stadträte vor dem versammelten Gemeinderat das Gelöbnis im Sinne des § 32 der Stadtverfassung abzulegen haben. 

Ich bitte nun den Schriftführer der FPÖ, die Gelöbnisformel zu verlesen, und Herrn StR Johann Herzog, nach der Verlesung der Formel auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe" zu leisten. 

Ich bitte um Verlesung.

Schriftführer GR Mag Wolfgang Jung: „Ich gelobe, dass ich die Gesetze getreulich beobachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Johann Herzog.

StR Johann Herzog: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nochmals Gratulation zu Ihrer Wahl! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr StR Johann Herzog hat aus Anlass seiner Wahl in den Stadtsenat auf die Ausübung seines Gemeinderatsmandates verzichtet. 

Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der FPÖ, Herrn Mag Dietbert Kowarik, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben.

Ich ersuche nochmals um Verlesung der Gelöbnisformel und ersuche das neue Mitglied des Gemeinderates, Mag Kowarik, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten „Ich gelobe" zu leisten. - Bitte.

Schriftführer GR Mag Wolfgang Jung: „Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beobachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Kowarik.

Mag Dietbert Kowarik: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf Sie hiermit recht herzlich begrüßen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mit dieser letzten Angelobung sind die „aerodynamischen" Übungen vorbei, und wir kommen nun zur Postnummer 7. Sie betrifft diverse Ergänzungswahlen.

Frau GRin Sonja Kato ist als Dienstgebervertreterin aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die SPÖ schlägt für dieses Mandat Frau GRin Mag Nicole Krotsch vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so geschehen, und ich darf gratulieren.

Frau GRin Mag Sybille Straubinger hat auf ihre Funktion als Schriftführerin verzichtet. Die SPÖ schlägt für diese Funktion Frau GRin Laura Rudas vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig so geschehen.

Wir haben weitere Schriftführerwechsel: Herr GR Mag Wolfgang Jung und Herr GR David Lasar haben auf ihre Funktion als Schriftführer verzichtet. Die FPÖ schlägt als Schriftführer Herrn GR Mag Johann Gudenus und Herrn GR Mag Dietbert Kowarik vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig so geschehen.

Wir kommen nun zu den Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung, betreffend den Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2007 und die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat.

Ich schlage vor, die Beratung dieser zwei Geschäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlungen nicht nach den zehn Gruppen des Voranschlagsentwurfs, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern. Nach einem einleitenden Referat des Berichterstatters zu diesen Geschäftsstücken, Herrn VBgm Dr Rieder, folgen die allgemeine Beratung und die Spezialdebatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Voraussichtlich morgen wird nach dem Schlusswort des Herrn Vizebürgermeisters über die Anträge zu den genannten zwei Geschäftsstücken abgestimmt werden.

Erhebt jemand Einwendungen gegen diese Vorgangsweise? - Das ist nicht der Fall. Ich danke schön.

Ich bitte nun Herrn VBgm Dr Rieder, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Budgetpolitik ist auch Konjunkturpolitik, und unsere Vorschläge waren immer auch darauf ausgerichtet, mehr Wirtschaftswachstum und mehr Beschäftigung zu schaffen. Daher war der Voranschlag - und das ist auch diesmal so - stets auch orientiert an der Wirtschaftslage und an der Situation am Arbeitsmarkt. 

Diesmal sind die aktuellsten Wirtschaftsprognosen eigentlich sehr günstig. Das Wirtschaftsforschungsinstitut nimmt an, dass das Wirtschaftswachstum heuer 3,1 Prozent betragen wird, und für das kommende Jahr wird ein Wirtschaftswachstum von 2,5 Prozent angenommen. Allerdings geht nicht nur das Wirtschaftsforschungsinstitut, sondern gehen eigentlich alle Wirtschaftsexperten davon aus, dass sich das Wirtschaftswachstum 2007 verflachen wird. Es wird daher für 2007 möglicherweise und mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Zunahme an Beschäftigung geben, aber auf der anderen Seite wird bedauerlicherweise nicht anzunehmen sein, dass man für den Arbeitsmarkt mit Euphorie erwarten kann, dass die Arbeitslosenzahlen drastisch zurückgehen werden. Das Wirtschaftsforschungsinstitut geht davon aus, dass etwa 242 000 Arbeitslose weiterhin der Ballast des kommenden Wirtschaftsjahres sein werden. 

Wir wissen auch alle nicht wirklich, wie sich die Dienstleistungsrichtlinie, die Dienstleistungsverordnung, die in den letzten Tagen vom Europäischen Parlament verabschiedet worden ist, auf den österreichischen Arbeitsmarkt auswirken wird. Die Beurteilungen in Österreich selbst waren ja sehr unterschiedlich und sehr differenziert. In dieser Situation halte ich nichts von dem, was in den letzten Tagen geschehen ist: Die Problemlösung hinsichtlich des Arbeitsmarktes, aber auch der österreichischen Wirtschaft darin zu sehen, dass man einfach die Quotenregelung beseitigt, also quasi einen uneingeschränkten Zustrom ausländischer Arbeitskräfte auf den österreichischen Arbeitsmarkt zulässt. Das war ja eine der Forderungen des Präsidenten der Österreichischen Industriellenvereinigung an die neue Bundesregierung.

Ich halte das auch deswegen für etwas realitätsfremd, weil man gleichzeitig davon ausgehen muss, welches Wirtschaftswachstum jetzt in Osteuropa stattfindet und dass zum anderen Facharbeiter aus Osteuropa in nicht unwesentlicher Zahl mittlerweile emigriert sind, und zwar vor allem auf die britischen Inseln ausgewandert sind. Das ist eine Tatsache, und beides zusammen macht natürlich einen Unterschied aus gegenüber der Situation in den 70er Jahren, als man damit rechnen konnte, dass man in einem wirtschaftlichen Aufschwung auf Arbeitskräfte aus Osteuropa zurückgreifen konnte.

Ich glaube, man muss dieser Forderung auch deswegen entgegentreten, weil es eine verlockende Droge ist zu sagen: Wir brauchen uns um die Ausbildung der eigenen Leute nicht zu kümmern, denn im Notfall können wir sowieso auf andere Arbeitskräfte zurückgreifen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, an einer Facharbeiterausbildungs-Offensive in Österreich führt kein Weg vorbei!

Vor diesem Hintergrund ist es unser Ziel, das Ziel der Budgetpolitik für 2007, durch ein Rekord-Investitions-
volumen den Konjunkturaufschwung mitzutragen und zu stärken sowie zum anderen auch die Grundlage für notwendige Strukturreformen zu schaffen. Damit wollen wir, meine sehr geehrten Damen und Herren, den Standort Wien mit dem Umfeld der Vienna Region und mit dem besonderen Projekt, dem eigentlich stellvertretend auf den zentraleuropäischen Wirtschaftsraum ausgerichteten Projekt als Twin City weiterentwickeln und auch für den Fall absichern, dass sich der Konjunkturwind wieder dreht und wir plötzlich nicht mehr mit steigenden Einnahmen rechnen können. Daher soll jetzt auch für diesen Fall vorgesorgt werden. 

Was die Zukunft Wiens als Wirtschaftsstandort betrifft, so hängt aus meiner Sicht das Schicksal nicht von einer Lizitation des Lohnniveaus nach unten ab, und wir können die Situation auch nicht in einem Steuersenkungswettbewerb gewinnen. Entscheidend ist in Zukunft noch mehr das Innovationspotenzial des Standorts, die Qualität, die Produktivität der Wiener Wirtschaft, und damit kommt es zu einem sehr wesentlichen Teil darauf an, wie viele optimal ausgebildete, zukunftsorientiert ausgebildete Menschen in der Lage sein werden, zu diesem Wirtschaftswachstum beizutragen, einem Wirtschaftswachstum, das wir gerade dann brauchen, wenn wir in unserer Gesellschaft niemanden zurücklassen wollen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es kommt damit sehr wesentlich auf die Qualität unseres Bildungssystems an, angefangen von den Hochschulen, die in den letzten Jahren eigentlich ohne ausreichende finanzielle Flügel quasi für flügge erklärt und eher lieblos aus dem Nest hinausgeschaukelt worden sind, über die Fachhochschulförderung, von der ich den Eindruck habe, dass sie in der letzten Zeit eher zurück- als ausgebaut worden ist, über den gesamten Schulsektor und auch die Entwicklung in den Kindergärten - ich erinnere daran, dass Wien das erste und bisher einzige Bundesland ist, das einen Bildungsplan für die Kindergärten entwickelt hat - bis hin zur Facharbeiterausbildung. 

Auch wenn die Zahl der Lehrstellensuchenden mit Ende Oktober gegenüber dem Vorjahr deutlich zurückgegangen ist, so gibt es noch immer zu viele Jugendliche und junge Menschen, die eine Lehrstelle suchen und in dieser Form keinen Ausbildungsplatz finden. Wir haben bereits vor dem Sommer für diese Situation im Herbst vorgesorgt; „wir" heißt in diesem Fall Wirtschaftskammer, Arbeiterkammer, Gewerkschaft, Industriellenvereinigung Wien, AMS, WAFF, auch der Stadtschulrat und der Lehrlingsbeauftragte Kommerzialrat Blum. Wir haben hier ein Konzept entwickelt, für das die Stadt Wien 12,5 Millionen EUR bereitstellt, und wollen damit gewährleisten, dass jeder Jugendliche, der eine Ausbildung sucht, entweder eine für ihn geeignete Lehrstelle findet oder auf einem Lehrstellenstiftungsplatz ausgebildet werden kann oder zumindest einen Lehrgangsplatz findet, der eine durchgehende Ausbildung bis hin zum Lehrabschluss ermöglicht. 

Das ist unsere Zusage, und ich glaube, dass es wichtig gewesen ist, dass wir in diesem Programm auch Lehrlingsstiftungsplätze anbieten - es sind immerhin insgesamt 1 070 auf diese Weise finanziert worden - und dass wir im Rahmen dieses Lehrlingsstiftungsprogramms auch einen Teil reserviert haben für Ausbildungsinhalte, von denen wir der Meinung sind, dass sie zukunftsorientiert sind, wobei es aber in Wien und auch in ganz Österreich eigentlich zu wenige Betriebe gibt, die auf dieser Schiene bereits in der Lage sind, eine Ausbildung durchzuführen. Es gibt zukunftsorientierte Bereiche, und dort gibt es natürlich Klein- und Kleinstunternehmen, denen es aber schwerfällt, bereits in dieser Phase der Entwicklung eine Lehrstelle anzubieten. Das halte ich für einen entscheidenden Qualitätspunkt. 

Gestatten Sie mir bei dieser Gelegenheit eine persönliche Anmerkung zu Herrn GR Madejski. Herr Gemeinderat, Sie haben für die Gemeinderatssitzung eine Anfrage an den Bürgermeister eingebracht, in der Sie mir quasi unterstellen - gestützt, glaube ich, auf eine Meldung in den Medien -, dass wir jedem Jugendlichen eine Lehrstelle garantieren. Das tun wir natürlich nicht, sondern das, was ich hier gesagt habe, ist, dass wir sicherstellen wollen, dass jeder jugendliche Mensch, der sich ernstlich um eine Ausbildung bemüht, auch tatsächlich eine Ausbildung bekommen soll und auch bekommen wird. Das ist die Garantie, die wir geben. Es soll kein Jugendlicher in Wien auf der Straße stehen, nur weil es keine geeignete Ausbildung gibt. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich teile aber auch die Einschätzung des Instituts für Höhere Studien. Vor wenigen Tagen hat der Chef des Instituts, Felderer, in einer Aussendung auf etwas aufmerksam gemacht, was mittlerweile auch Gegenstand unserer internen Beratungen ist, nämlich dass die Zahl der jugendlichen Drop-outs zunimmt. Das Institut für Höhere Studien schätzt, dass in Österreich jährlich rund 7 500 jugendliche Aussteiger aus dem Schulsystem oder aus dem Arbeitsmarkt praktisch herausfallen; die Zahl konzentriert sich naturgemäß vor allem auf die Städte, und dort wiederum auf Jugendliche mit Migrationshintergrund. Das IHS hat eine Maßnahme eingefordert, die es den Jugendlichen ermöglichen soll, im Nachhinein quasi Grundkenntnisse im Rechnen, Lesen, Schreiben zu erwerben; also wenn man es zusammenfasst, den Hauptschulabschluss nachzuholen. 

Wir sind dieser Forderung eigentlich bereits seit Längerem nachgekommen. Im Rahmen des Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds - so auch im Jahr 2007 im Arbeitsprogramm - sind Programme zur Nachholung dieses Hauptschulabschlusses, Deutsch- und Integrationskurse vorgesehen. Das heißt, wir setzen auch in diesem Bereich an, in dem es nicht nur um das klassische Feld der Ausbildung geht, sondern um die viel schwierigere Problematik, dass es Jugendliche sind, die besondere Schwierigkeiten haben, die an sich sonst einfach in einem schwarzen Loch verschwinden würden. Auch dort setzen wir an.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auf einer anderen Ebene geht es gerade auch 2007 darum, Wien zu einem internationalen Wissensstandort auszubauen, Wien zu einer zentraleuropäischen Forschungsmetropole zu machen und Wien als Standort der Kreativwirtschaft sowie zu einem Zentrum der Medien- und Internet-Wirtschaft auf- und auszubauen. Auf all diesen Sektoren beginnen wir in Wien ja nicht bei der Stunde null, aber es gilt hier, wirklich zuzulegen und die Schlagzahl zu erhöhen. 

Selbstverständlich bildet - auf einer zweiten und dritten Ebene - der Voranschlag 2007 aber auch die Basis dafür, dass die Stadt ihre ureigensten kommunalen Aufgaben auf einem exorbitant hohen Niveau weiter erfüllen kann und erfüllen wird. Das gilt vor allem für das Gesundheitswesen und für den Bereich der weiter wachsenden Sozialleistungen, aber natürlich auch für das schon angesprochene Thema der Migration, für Bildung, Kultur, Infrastruktur, Stadtentwicklung, Umweltschutz und so weiter. 

Wir sehen im Jahr 2007 nicht nur für die Spitäler der Stadt, sondern insgesamt und auch für die stationäre Pflege 1,38 Milliarden EUR vor. Das ist gegenüber dem Voranschlag für das heurige Jahr, dem Voranschlag 2006, ein Plus von 72 Millionen EUR und, in Prozenten ausgedrückt, eine Steigerung um 5,5 Prozent. Dazu kommen 520,5 Millionen EUR für die Leistungen des Fonds Soziales Wien und 14,3 Millionen EUR für Sucht- und Drogenkoordination, einem Bereich, der nicht mehr im Fonds Soziales Wien, sondern nur mehr in der MA 15 budgetiert wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zusätzliche Mittel, und zwar in massiver Form, sind auch für den Sozialbereich notwendig. Allein an Transfermitteln sind für 2007 229 Millionen EUR vorgesehen. Das ist gegenüber dem Voranschlag 2006 ein Plus von 14 Mil-
lionen EUR oder eine Steigerung um 6,5 Prozent. Da sind nicht mitgerechnet die steigenden Ausgaben für den Sachaufwand und die Personalausgaben, dazu werde ich später noch kommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die vorrangige Ursache dieser Dynamik der Entwicklung im Sozialbereich ist die Tatsache, dass immer mehr Menschen mit ihrem Job, mit ihrer Arbeitsleistung ihren Unterhalt und den Unterhalt ihrer Familie nicht oder nicht zur Gänze abdecken können und daher der zusätzlichen Unterstützung bedürfen. Gegenüber 1998 hat sich die Gesamtzahl der Bezieher von Sozialleistungen seitens der Stadt auf 80 000 verdoppelt!

Wenn man aus dieser Zahl jenen Kreis herausrechnet, bei dem es sich um die voll unterstützten Sozialhilfebezieher handelt, also jene, die praktisch ausschließlich auf unsere Unterstützung angewiesen sind, so erweist sich allerdings eine ebenso erstaunliche Tatsache, nämlich dass sich dieser Bereich, langfristig gesehen, praktisch nicht verändert hat, sondern im Gegenteil nach einem Anstieg in den letzten Jahren jetzt gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen ist, und zwar deutlich: von 16 636 auf 11 616.

Ich führe das vor allem auch darauf zurück, dass wir im Rahmen der Programme des WAFF einen wesentlichen Schwerpunkt darin gesetzt haben, auch Sozialhilfeempfänger in den Bereich der Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen des WAFF einzubeziehen, und zwar einfach deswegen, weil nach dem System des AMS dessen Leistungen von Sozialhilfeempfängern nicht primär, nicht ausschließlich in Anspruch genommen werden können, sodass bis dahin die Möglichkeit für solche Personen, wieder in den Arbeitsprozess zurückzukehren, praktisch kaum gegeben war. Auch 2007 setzen wir diese Programme - wie Jobchance, Berufsdiagnose und Integration, Jugendliche Praktikumsplätze in Wiener Unternehmen, Jobtransfer, ARGE Caritas/Volkshilfe - fort. 

Die Problematik dieser Menschen, die mit ihrem Arbeitseinsatz ihren Unterhalt nicht decken können, ist nicht ein Wiener Problem, ist nicht ein österreichisches Problem, sondern es ist ein europäisches Problem, wobei mittlerweile in den verschiedenen Staaten unterschiedlichste Begriffe gefunden worden sind. „Mit einem Fuß am Arbeitsmarkt", „Arbeitskraftunternehmer" nennt das die Sozialforschung in Deutschland, oder auch „Poor Working People", mit einem Begriff, der aus der angloamerikanischen Sozialforschung herübergekommen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wachsende Beschäftigungszahlen können daher irreführend sein, wenn sie den Blick auf die dahinter verborgene soziale Problematik verstellen. Deshalb ist es notwendig, diesen Bereich der neuen Erwerbsformen, die man früher „atypisch" nannte, weil man der Meinung war, dass es relativ wenige sind - in Wirklichkeit ist es ein dominierender Teil der Beschäftigungssituation -, diese neuen Erwerbsformen wie geringfügige Beschäftigung, freie Dienstnehmer, neue Selbstständigkeit, Ein-Personen-Unternehmen dahin gehend zu überprüfen, ob sie einen Einstieg bringen in das, was uns dabei eigentlich vorschwebt, nämlich in eine Arbeitswelt, die flexibler ist, die Vereinbarkeit mit Familie und Freizeit gewährleistet und auch unternehmerische Freiheit bedeutet, ob also all das dahinter steht, oder ob sie nur das Einkommens- und Versicherungsrisiko auf den Einzelnen überwälzen, ohne dass damit irgendeine weitere Selbstständigkeit gewonnen ist, sondern eigentlich die Abhängigkeit weiterbesteht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus dieser Überprüfung sind auch gesetzliche Konsequenzen zu ziehen. Ich betrachte das als eine der Aufgaben der künftigen Bundesregierung, nachdem die frühere dieses Thema wirklich verschlafen hat. Ich bin froh darüber, dass die Wirtschaftskammer Österreich am 12. Oktober jedenfalls ein Programm für die Ein-Personen-Unternehmen vorgelegt hat. Auf Wiener Ebene haben wir dieses Thema bereits am 28. April 2006 in einer fachlich exzellent ausgerichteten Enquete behandelt. Die Dokumentation über diese Enquete ist fertig gestellt, und ich werde mir erlauben, sie den Klubs zur Verfügung zu stellen. 

Wir haben als sofortige Konsequenz aus den Ergebnissen dieser Enquete im Konzept des WAFF alle diese neuen Selbstständigen in die Ausbildungsprogramme einbezogen. Darüber hinaus haben wir zum Thema Ein-Personen-Unternehmen eine Studie in Auftrag gegeben, die jetzt vorliegt, und wir setzen nun in demselben Bereich, in dem wir die Enquete organisiert haben, also gemeinsam mit den Sozialpartnern, die Beratungen fort. Ich glaube, dass dies ein gutes Beispiel dafür ist, wie der WAFF über seine traditionelle Rolle hinaus längst in eine Vorreiterrolle für zukunftsorientierte Projekte auf dem Arbeitsmarkt hineingewachsen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unter diesem Gesichtspunkt ist es erfreulich, dass sowohl die Dotation des WAFF im Gemeinderat am 25. Oktober als auch das Arbeitsprogramm und der Wirtschaftsplan des WAFF im Kuratorium am 10. Oktober einstimmig, das heißt, mit den Stimmen aller im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, beschlossen worden sind. Nicht ganz nachvollziehen kann ich den Ausreißer in Form der Gegenstimmen der ÖVP in der Landesregierungssitzung am 17. Oktober, als die ÖVP gegen den territorialen Beschäftigungspakt und vor allem auch gegen das Jugendlichenausbildungsprogramm gestimmt hat. Mir ist bis zum heutigen Tag nicht klar, welchen Sinn das gehabt haben soll.

Zum Zeitpunkt der Gründung des WAFF - 1995, das war damals also eine sehr zukunftsorientierte Entscheidung - hat die Grunddotation 4,7 Millionen ausgemacht. Heute, im Wirtschaftsplan für das Jahr 2007, sind wir bei 46 Millionen - der Einsatz der Mittel in diesem Bereich hat sich verzehnfacht! Man muss auch dazusagen, dass sich der Multiplikator, der Effekt dieser Leistungen, auf ein Zehnfaches vervielfacht hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sehen im Rahmen des Voranschlages für Arbeitsmarktpolitik insgesamt rund 56 Millionen EUR vor. Wir haben also diesen Rahmen nicht zurückgenommen, auch wenn das nach manchen Prognosen der Wirtschaftsexperten vielleicht möglich gewesen wäre. (Beifall bei der SPÖ.)
Einer der Schwerpunkte unserer Arbeitsmarktpolitik sind Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im Beruf. Noch immer bleiben die Einkommen der Frauen hinter denen der Männer deutlich zurück, auch wenn die Schere in Wien um vieles weniger auseinandergeht, als es österreichweit berechnet worden ist. Auch die im Österreich-Vergleich sehr hohe Frauenerwerbsquote von fast 80 Prozent in Wien ist für uns kein Anlass, von weiteren Förderungsmaßnahmen Abstand zu nehmen. Wir brauchen mehr Frauen am Arbeitsmarkt, und zwar vor allem auch aus volkswirtschaftlichen Gründen. 

Andererseits, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die hohe Frauenerwerbsquote in Wien sicherlich auch ein Beweis dafür, dass es durch den Ausbau von Kinderbetreuung und frauenspezifischer Förderung sehr wohl möglich ist, auch in einer schwierigen Arbeitsmarktsituation Frauen die Chance zu gleichwertiger Erwerbstätigkeit und nicht bloß zu Billigjobs zu eröffnen, ohne dass deshalb Kind und Familie auf der Strecke bleiben müssen. 

Deshalb ist die Ausrichtung unseres Voranschlages auf eine geschlechtergerechte Budgetierung nicht bloß ein emanzipatorisches Federl am Hut der Frau Frauenstadträtin oder ein Gefälligkeitsakt des Finanzstadtrates gegenüber der Kollegin, vielmehr geht es dabei aus meiner Sicht auch um Innovations- und Standortpolitik. Ich möchte nur zwei Beispiele dafür nennen.

Beispiel 1: Das FemCubator-Projekt im Business- und Research-Center Höchstädtplatz im 20. Bezirk. Dort gibt es in dieser auf Wissenschaft und Forschung ausgerichteten High-Tech-Immobilie auch eine Einrichtung, die Kinderbetreuung, Einkaufsleistungen, Spielraum und Ruheräume anbietet. Damit wird Frauen nach der Babypause der Wiedereinstieg gerade in den Bereich von Wissenschaft und Forschung erleichtert. 

Beispiel 2: Nach dem ersten, erfolgreichen FemPower-Call im Juni 2004 führen wir jetzt den zweiten, den FemPower-Call Vienna 2007, durch. Er richtet sich an Forschungs- und Entwicklungsprojekte in Wiener Unternehmen, bei denen Frauen entweder eine führende oder überhaupt eine zentrale Rolle spielen. Die Einreichungsfrist endet am 25. Jänner des kommenden Jahres. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das geplante Investitionsvolumen und die Finanzierung von Strukturmaßnahmen, die stark steigenden Ausgaben, von denen ich gesprochen habe, schlagen natürlich auf den Ausgabenrahmen des Voranschlages 2007 voll durch. Dieser überschreitet erstmals nach sieben Jahren wieder die 10 Milliarden-Grenze. Damals allerdings waren diese 10 Milliarden nicht in Schilling ausgedrückt, sondern ohne Ausgliederungen; das bedeutet natürlich, dass die Vergleichbarkeit etwas relativ ist. Gegenüber dem Vorjahresvoranschlag sehen wir 325 Millionen EUR an Mehrausgaben vor. 

Was die Einnahmenseite betrifft, rechnen wir mit höheren Einnahmen aus den Ertragsanteilen. Ich unterstreiche das noch einmal: aus den Ertragsanteilen! Allgemein - und das ist nicht nur eine Interpretation von uns - wird damit gerechnet, dass deswegen, weil jetzt das Wirtschaftswachstum auch zunehmend vom Konsum getragen wird, die Verbrauchsteuereinnahmen der Republik stark steigen werden. Davon profitieren wir mittelbar, und insofern können wir mit Mehreinnahmen rechnen, auch über das hinaus, was die Steuerreform 2005 und das KMU-Paket möglicherweise in Form der Verringerung von Steuereinnahmen kosten wird. 

Wir sind allerdings etwas zurückhaltender als der frühere Finanzminister. Hätten wir seine Prognosen zugrunde gelegt, dann hätten wir erst gar nicht einen Abgang ausweisen müssen. Bei der vorsichtigeren Kalkulation, die wir anstellen, kommen wir zu einem ausgewiesenen Abgang von 138,3 Millionen EUR; das sind 1,4 Prozent des Ausgabenvolumens. Wir gehen davon aus, dass damit nicht automatisch - und das ist auch nicht gewollt - eine Neuverschuldung verbunden ist. Sollten die optimistischen Prognosen zutreffen, dann haben wir überhaupt kein Problem. Sollten sie nicht im vollen Umfang zutreffen, dann werden wir uns bemühen, im Budgetvollzug geeignete Maßnahmen zur Einsparung zu finden. 

Wir bekennen uns - ich möchte das hier nachdrücklich unterstreichen - einmal mehr zur stabilen Haushaltsführung, und wir wollen auch die Ziele des österreichischen Stabilitätspaktes einhalten, auch wenn die Europäische Kommission vor Kurzem angemerkt hat, dass sie nicht wirklich glaubt, dass es Österreich gelingen wird, das vom früheren Finanzminister propagierte Ziel des Nulldefizits 2008 zu erreichen. 

Man muss aber dazusagen, dass 2007 die Maastricht-Latte für die Bundesländer deutlich höher als in den vergangenen Jahren gelegt ist. Diese Steigerung ergibt sich nicht nur aus dem wachsenden Bruttoinlandsprodukt - davon wird ja das Maastricht-Ergebnis berechnet -, sondern auch durch die vorgesehene Anhebung des Prozentsatzes von 0,6 auf 0,7 Prozent des BIP. Das bedeutet für Wien einen ziemlich ordentlichen „Rucksack": Wir haben in dem „Rucksack" 370 Millionen EUR drinnen! Gegenwärtig ist es, wie auch in den vergangenen Jahren, nicht möglich, dies im Voranschlag bereits zur Gänze darzustellen. Wir stellen es mit 197,5 Millionen EUR dar, aber auch hier bin ich aus der Erfahrung der vergangenen Jahre optimistisch. Sie können jedenfalls davon ausgehen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass, sollten der Bund und alle anderen Bundesländer in der Lage sein, die Maastricht-Auflagen zu erfüllen, garantiert auch Wien sie erfüllen können wird!

Anders als andere Bundesländer haben wir unsere Wohnbaudarlehen nicht zu raschem Geld gemacht, Herr Wohnbaustadtrat, und werden das auch in Zukunft nicht tun. Wir werden sie nicht verkaufen, wie die Kommunistische Partei der Leopoldstadt in einer Bezirksanfrage vermutet hat. Wir tun das auch nicht, um unsere Schulden abzubauen. Ein Schuldenabbau in Wien ist auch ohne Verkaufsaktionen gelungen, auch ohne dass wir unsere Wohnbaudarlehen zu Geld gemacht hätten. 

Man muss ja auch dazusagen, dass es wohnbaupolitischer Wahnsinn ist, wenn man sozusagen den Rückfluss der Mittel stoppt, damit einmal Geld auf der hohen Kante hat und dann in Zukunft immer weniger Mittel für den weiteren Wohnbau verfügbar hat. (Beifall bei der SPÖ.) Ich bin sehr froh, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass der Wohnbaustadtrat nicht der Einzige ist, der hier eine gewisse Solidarität aufbringt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Denn es wäre ja nahe liegend, dass vielleicht andere Ressortverantwortliche denken: Schade um das schöne Geld! Außerdem muss man noch dazusagen, dass das nicht einfach an andere veräußerbar ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist uns einmal mehr gelungen, den Schuldenstand herunterzudrücken. Im Vergleich zu allen anderen europäischen Millionenstädten sind wir mit einer Pro-Kopf-Verschuldung von unter 1 000 EUR - es sind knapp über 900 EUR pro Kopf, also pro Wienerin und Wiener - europäischer Benchmark: Bremen - ich nehme einmal die Bundesrepublik Deutschland her, zur Verkürzung des Zeitaufwandes - 18 759 EUR Pro-Kopf-Verschuldung, Berlin - bekanntes Beispiel - 17 275 EUR, Hamburg 12 239 EUR; alles Länder, die auch Städte sind. Auch die deutschen Musterschüler Bayern und Baden-Württemberg weisen eine drei bis vier Mal so hohe Pro-Kopf-Verschuldung wie Wien auf. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herausragendes Merkmal des Voranschlags-Zahlenwerks ist die Rekord-Investitionssumme von 1,514 Milliarden EUR und der Spitzenwert in der Voranschlags-Investitionsquote von 15 Prozent. Natürlich werden die Investitionssumme und die Investitionsquote im Rechnungsabschluss weitaus höher sein, wie auch in den vergangenen Jahren, nachdem wir bei der Quote und bei der Summe im Voranschlag viel weniger angesetzt hatten, die Beträge im Rechnungsabschluss immer höher waren - dies nicht zuletzt auch deswegen, weil im Rechnungsabschluss auch jene Investitionen, die aus den Bezirksbudgets getätigt werden, in die Summe der Investitionen hineinkommen. 

Übrigens wird die Summe der Bezirksbudgets im kommenden Jahr mit 157 Millionen EUR um 6 Millionen höher als heuer sein. Ich füge hinzu: Diese Beträge sind nicht ein Ermessensspielraum des Finanzstadtrats, sondern sie ergeben sich aus der Dezentralisierungsverordnung, die hier im Gemeinderat - meines Wissens einhellig - beschlossen worden ist, wobei abgestellt wird vor allem auf die Einnahmen aus der Dienstgeberabgabe oder U-Bahn-Steuer, die in der Gesamtentwicklung in den letzten Jahren sinkend waren, und die Einnahmen aus dem Bereich der Kommunalsteuer, wo es ja auch, gemessen an den Wirtschaftsentwicklungen, immer wieder Schwankungen gegeben hat. Da die Berechnungen um zwei Jahre nachhinken, wird der Aufschwung, der hier gemacht worden ist, erst in den kommenden Jahren nachgeholt werden. Daher: Aufschwung jetzt - um 6 Millionen EUR mehr!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es haben sich hier auch zwei Bezirksvorsteher zum Wort gemeldet. Ich möchte vorweg Folgendes klarstellen: Ich verkenne nicht - und das gilt für die Mitglieder der Stadtregierung genauso -, dass es einen wachsenden Erhaltungsaufwand für die Schulen gibt, der nach der Dezentralisierungsverordnung Finanzierungsaufgabe der Bezirke ist und eine Reihe von Bezirken, vor allem solche mit einem überwiegenden Altschulbestand, vor Probleme stellt. Heuer wie in den vergangenen Jahren haben wir daher immer wieder über das hinaus, was sich aus der Dezentralisierungsverordnung an Finanzzuweisungen ergibt, den Bezirken zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt. Es ist in den Jahren seit 1991 ein Gesamtbetrag von etwas mehr als 72 Millionen EUR gewesen, der zugewiesen worden ist. Auch in der aktuellen Situation haben wir sowohl für das laufende Jahr als auch für das kommende Jahr - im kommenden Jahr werden es 4,5 Millionen EUR sein - zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt.

Will man das Problem der Bezirksbudgets in der Frage der unterschiedlichen Entwicklungen in diesen Bereichen grundlegend verändern, dann muss man in der Tat wieder dort ansetzen, wo dies seinerzeit, am Beginn der Dezentralisierungsverordnung 1988 und später in der weiteren Ergänzung, getan worden ist: Nämlich ein Modell zu finden, das generell auf die verschiedenen Strukturen der Bezirke Rücksicht nimmt und daher gegenüber den Bezirken auch fair ist. Will man das nicht und schafft man das nicht, dann kann man nur zu Einzelproblemen Lösungen suchen, wobei ich überzeugt davon bin, dass gerade auch für den Schulsektor so etwas zustande kommen wird.

Unverständlich ist mir etwas, was mir beim Lesen der APA in den letzten Tagen aufgefallen ist, nämlich ein Bericht über die Situation in der Josefstadt, wo die der ÖVP nahe stehende Pro-Josefstadt-Fraktion das Bezirksbudget quasi abgelehnt hat, und zwar mit der Begründung, dass darin die Kosten für die Schulen zu hoch sind, dass im Bezirksbudget zu viel für die Schulen aufgewendet wird - was für mich eine unverständliche Reaktion ist, wenn ich dort lese, dass angeblich damit spekuliert wird, dass man damit die Stadt unter Druck setzen möchte. Ich glaube, das ist keine faire Vorgangsweise, und ich bin eher dafür, dass man sich zusammensetzt und Lösungen findet.

Zusammen mit den Investitionsvorhaben der Unternehmungen der Stadt ergibt sich für den Stadt-Wien-Konzern ein Rekord-Investitionsvolumen von 2,35 Mil-
liarden EUR; das ist ein Plus von 287 Millionen EUR oder eine Steigerung um 13,9 Prozent. 201 Mil-
lionen EUR der Investitionen entfallen auf den Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes, das ist ein Plus von 16 Millionen; 338 Millionen EUR auf den U-Bahn-Ausbau, ein Plus von 40 Millionen EUR; 68 Mil-
lionen EUR auf High-Tech-Immobilien. 1,5 Milliar-
den EUR aus dem Budget sind vorgesehen für Bau- und Baunebengewerbe - das überschneidet sich natürlich mit der Investitionssumme -, 160 Millionen EUR für Wirtschaftsstandort-Maßnahmen, 56 Millionen EUR für Arbeitsmarktpolitik, 40 Millionen EUR für Wissenschaft, Forschung und Technologie, 929 Millionen EUR für Bildung. - Das sind nur einige Punkte aus diesem Voranschlag 2007. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Je höher die Investitionsquote ist, desto höher ist auch der Anteil, der nachhaltig und zukunftsorientiert investiert wird, und desto geringer ist der Anteil, der in die laufenden Ausgaben geht. Das sagt auch etwas aus über die Effizienz des Personaleinsatzes. 

Der Personalvoranschlag sieht, in Vollbeschäftigungsäquivalenten ausgedrückt, für den Magistrat plus Unternehmungen 58 327 Bezüge vor. Das ist ein Minus von 45 gegenüber heuer, und das trotz zusätzlicher Aufgaben und Personalvermehrungen in einzelnen Bereichen! 33 volle Bezüge für die Vollziehung des Fremdenrechts, 31 für den Sozialhilfebereich, zusätzliche 20 für die Überwachung des ruhenden Verkehrs, 10 volle Bezüge für die Einsatzleitstelle der Rettung, weitere volle Bezüge in der MA 10 für zusätzliche Gruppen in den Kindergärten sind nur einige Beispiele dafür.

Andererseits - auch das soll erwähnt werden - ist es gelungen, der Bildungsministerin zusätzlich 386 Stellen für Landeslehrer abzuringen. Etwas mehr als 338 dieser Stellen gehen in den Pflichtschulbereich, 48 in den Berufsschulbereich. Wir liegen derzeit in dem Bereich bei 10 721 Stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seit rund einem Jahrzehnt ist die Wiener Wirtschaftspolitik Schritt für Schritt über die klassische, traditionelle Wirtschaftsförderung hinausgewachsen, ohne die ursprünglichen Bereiche wie Geschäftsstraßen, Weihnachtsbeleuchtung - jetzt aktuell - oder Nahversorgung in irgendeiner Weise zu vernachlässigen. Gemeinsamer Nenner dieser neuen Wirtschaftspolitik ist das Ziel, unsere Innovationsquote zu verbessern - das heißt, die Fähigkeit, am Standort Wien Wissen zu schaffen und dieses in neue, marktfähige Produkte oder Dienstleistungen umzusetzen - und, zweitens, dafür befähigte Personen in geeigneter Weise auszubilden. Also beides ist notwendig: Im Wirtschaftssektor Innovation, und im Ausbildungssektor dafür geeignete Qualitäten zu schaffen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit Recht sehen nicht nur wir diese Frage der Innovationsquote als zentrale Zukunfts- und Wettbewerbsfrage der europäischen Wirtschaft. Wenn Sie vergleichen, dass die Innovationsquote und das Innovationsvolumen in den USA im Wirtschaftssektor 107 Milliarden US-Dollar ausmacht und dass jenes Land in Europa, das am meisten in diesem Bereich einsetzt, lediglich 27 Milliarden US-Dollar ausgibt, dann sieht man, welche Dynamik möglicherweise im Auseinanderdriften der Wirtschaftsentwicklung allein in diesem Bereich gegeben ist.

Schritte in dieser von mir angesprochenen Weiterentwicklung der Wiener Wirtschaftspolitik waren die wettbewerbsorientierten Calls - zunächst einmal im Technologiesektor, dann auch in der allgemeinen Wirtschaftsförderung -, die Entwicklung maßgeschneiderter High-Tech-Immobilien - Vienna Biocenter ist eine Gütemarke, in der Muthgasse wird ein ähnliches Zentrum entstehen -, die Entwicklung des überregionalen Automotive Clusters gemeinsam mit Niederösterreich - die Vienna Region -, die Gründung der Arbeitsgemeinschaft LISA und die vertikale Verbindung mit dem Austria-Wirtschaftsservice, die Innovationskampagne für Klein- und Mittelunternehmungen mit 30 Millionen EUR, die gemeinsam mit dem Wirtschaftsministerium finanziert worden ist - hier halbe-halbe -, die Schaffung des Wiener Wirtschaftsförderungs- und Technologiefonds außerhalb der Stadt, die Schaffung des Beteiligungsfonds im Bankenbereich unter Mitwirkung der Stadt für mittlere Unternehmungen und auch die Förderung der Kreativwirtschaft, der Creative Industries. Wir wollen in diesem Bereich die Entwicklung fortsetzen. 

Ich möchte vier Punkte für das Jahr 2007 ansprechen, sie sollen Schwerpunkte in dieser Entwicklung sein. Zunächst ist dies der Ausbau des regionalen Wirtschaftsservice als Arbeitsgemeinschaft zwischen Wirtschaftsförderungsfonds, WAFF - also Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds - und Wirtschaftskammer als eine vor Ort ausgerichtete Beratungs- und Vermittlungsorganisation, mit besten Erfolgen gerade auch bei der Lehrlingsstellenvermittlung.

Der zweite Punkt ist die Vorbereitung eines Finanzierungsfonds für Wiener Kleinunternehmen. Die Vorbereitung des Projekts ist in der letzten Präsidiumssitzung des Wirtschaftsförderungsfonds genehmigt worden. Wir wollen hier mit einem Volumen von 12 Millionen EUR eine Basis für die Unterstützung und Entwicklung der Kleinunternehmungen schaffen.

Der dritte Punkt ist die Forschungsoffensive. Wir haben am 6. November 2006 in einer, glaube ich, sehr gut gelungenen und sehr gut ausgerichteten Enquete dokumentiert, was das Ziel ist: Gemeinsam versuchen Wissenschaft, Wirtschaft und Stadt, einen Entwicklungsschub auszulösen, etwas, was im Weißbuch des Wirtschaftsforschungsinstituts vehementest gefordert wird. Ich glaube, dass diese Gemeinsamkeit nicht nur eine Frage des Synergieeffekts ist, sondern eine Abstimmung in der Zielentwicklung bedeutet. Wir werden bis zum Sommer des kommenden Jahres die gemeinsamen Strategien abgesprochen haben, auf konkrete Projekte heruntergebrochen haben und vor dem Sommer die entsprechenden Beschlüsse fassen. Wir haben uns zu einer Messlatte verpflichtet, betreffend etwa die Frage der Entwicklung der Forschungsquote und so weiter, und wir wollen bis 2015 diese Innovationsaktion mit einem konkreten Ergebnis abschließen.

Vierter Punkt: Aus der Entwicklung der Förderung der Creative Industries, die sich zunächst vor allem auf den Designbereich, auf den Modebereich, auf den kulturnahen Bereich bezogen hat, wollen wir diese Förderung weiter fortsetzen, hinein in den Medien- und Internet-Sektor. Wir wollen diesen Bereich zu einem weiteren Schwerpunkt unserer Innovations- und Wirtschaftspolitik machen. Es gibt in Wien derzeit 3 000 Unternehmen, die diesem Sektor zugerechnet werden können. 

Ausgangspunkt für uns, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist das Media Quarter Marx in der Maria-Jacobi-Gasse im 3. Bezirk. Dort ist ein Mediencluster entstanden, in dem bereits zehn Unternehmungen aus den Bereichen der TV-Produktion und des PR-Event-Managements angesiedelt sind. Wir werden diesen Standort erweitern - die Beschlüsse sind gefasst -, bis Ende 2008 wird diese Erweiterung um 24 000 m² in der Henneberggasse fertig sein. Grund dafür ist eine hohe Nachfrage; das ist also nicht zukunftsorientiert, sondern es besteht eine hohe Nachfrage. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Attraktivität des Media Quarter Marx liegt neben der optimalen Verkehrsanbindung vor allem in den so genannten Marx Gates. Das sind mehrere Broadcast-Glasfaser-verbindungen, die in Kooperation mit der Wien Kanal-Gesellschaft geschaffen worden sind. Das Media Quarter Marx ist in diesem Bereich nach dem ORF der bestausgestattete Standort, was das Glasfasernetz betrifft.

Nur damit Sie sich ein Bild machen können von dem, was sich dort bereits entwickelt hat: Vom Standort Media Quarter Marx existieren direkte Leitungen zu ATV Wien, zum ORF Wien, nach München und Zürich. Mit der Glasfaserverbindung nach München können über das dortige Sendezentrum jederzeit auch weitere Satellitenverbindungen hergestellt werden. Derzeit werden über die Leitungen täglich 12 Stunden Live-TV-Programme für Kunden wie ATV, VIVA, RTL, RTL2, Das Vierte sowie TV-Sender in der Türkei, in Rumänien und Bulgarien ausgestrahlt. 

Begleitend zur Entwicklung dieses Medien- und Internet-Clusters wollen wir über unser ZIT, das Zentrum für Information und Technologie, jetzt einen speziellen Call für die Innovationsförderung in dem Bereich Medien und Internet für Kleinunternehmen ansetzen. Wir wollen hier bereits vor dem Sommer Ergebnisse haben. 

Der dritte Punkt ist hier, dass wir eine Studie in Auftrag geben, die sich insbesondere mit den Chancen des Standorts Wien im Internet-Bereich beschäftigt. Wir alle sind fasziniert von den Riesen-Zusammenschlüssen in der amerikanischen Internet-Industrie und verkennen möglicherweise, welche Nischenchancen gerade in diesem Bereich schon jetzt wahrgenommen werden können beziehungsweise in Zukunft noch existieren und ausgebaut werden können, über das hinaus, was jetzt schon angefangen worden ist. Ähnliches haben wir ja in anderen Bereichen der Wirtschaft auch ausgestellt.

Im Rahmen dieser Untersuchung soll auch eine andere Frage beantwortet werden. Ich erinnere mich an eine Diskussion, an der ich bei den Medientagen teilgenommen habe, da ist immer wieder die Forderung nach Ausbildungsmöglichkeiten erhoben worden. Hinsichtlich der Nachfrage, um welche Ausbildungen es hier eigentlich geht, hat sich in den Folgegesprächen, die ich bisher zu diesem Thema geführt habe, herausgestellt, dass es absolute Unklarheit darüber gibt, welche zukunftsorientierten Ausbildungen man da eigentlich braucht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Grundprinzip ist es - wie in den vergangenen Budgetjahren - auch diesmal, nicht nur eine gewisse Kreativität auf der Einnahmenseite zu entwickeln, wenn man vor derartigen Ausgabennotwendigkeiten steht, sondern vor allem auch kreativ zu sein, wenn es darum geht, den Multiplikator der eingesetzten Mittel, die der Steuerzahler zur Verfügung stellt, zu den davon bewirkten Leistungen und Investitionen zu erhöhen und zu verbessern: Mehr Wirkung mit denselben oder manchmal natürlich auch höheren Mitteln des Steuerzahlers! Das ist uns in der Wirtschaftsförderung gelungen, es ist uns in der Standortpolitik und in vielen anderen Bereich der Stadtpolitik gelungen. Beispiele dafür sind die Ausgliederungen, die Private-Public-Partnership-Modelle, die Effizienz des Personaleinsatzes, Calls statt Gießkanne und vieles mehr.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eigentlich müssten diesem Grundsatz alle Fraktionen etwas abgewinnen können, noch dazu, da das Ergebnis dieser Politik eigentlich bestechend ist. Wien ist eine der ganz wenigen Millionenstädte in Europa - aber vielleicht auch auf der Welt -, die ihren Bürgern ein Optimum an kommunalen Leistungen unter fairen, zumutbaren sozialen Rahmenbedingungen bietet, ohne sich exorbitant verschulden zu müssen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, in Abhandlung eines mittlerweile bekannten Satzes: Wien ist sexy, aber nicht arm! (Beifall bei der SPÖ.)
Man muss aber für den 1. Bezirk vielleicht noch Folgendes hinzufügen: Wien bleibt sexy, wenn sich die missionarische Ursula nicht zu sehr anstrengt. - Ich danke und bitte um Zustimmung. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Vizebürgermeister. - In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass in der nun folgenden Generaldebatte die Erstrednerin beziehungsweise der Erstredner jeder Fraktion eine Gesamtredezeit von je 30 Minuten zur Verfügung hat. Allen nachfolgenden Rednerinnen und Rednern steht eine Gesamtredezeit von je 20 Minuten zu. Für die Spezialdebatten wurde eine Gesamtredezeit von 15 Minuten pro Redner vereinbart.

Ich eröffne die Debatte über die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung.

Als erster Redner ist Herr GR DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Sie haben heute einen in der wirtschaftspolitischen Debatte doch ganz neuen Ton angeschlagen, einen ganz neuen Ton, vielleicht auch aus der Weisheit einer - nach Ihren eigenen Aussagen - sich langsam dem Ende zuneigenden Amtsperiode heraus. Sie haben nämlich viele Jubelmeldungen, die Sie sonst hier sehr unreflektiert vertreten haben, heute ein bisschen relativiert. Sie haben darauf hingewiesen, dass Wien zwar sexy ist, aber nicht arm; aber Sie haben auch darauf hingewiesen, dass es in Wien sehr viele Jobs gibt, die die Menschen sehr wohl arm machen, weil nämlich die Menschen, die diese Jobs haben, von ihrem Lohn in Wahrheit gar nicht mehr leben können. 

Aber, Herr Stadtrat, Sie sollten dieses Bild des Wiener Arbeitsmarktes auch in der Öffentlichkeit korrigieren, und Sie sollten vor allem auch darauf achten, dass sich diese neue Erkenntnis etwa auch bis zu Kollegen Strobl und bis zu Herrn Klubobmann Oxonitsch durchspricht, die heute sicher wieder hier herauskommen werden, und ich traue mich, darauf zu wetten, dass sie hier herauskommen werden und die Lage am Wiener Arbeitsmarkt wieder bejubeln werden, die Arbeitslosenzahlen bejubeln werden, die Jugendbeschäftigung in Wien, die Lehrlingszahlen bejubeln werden und uns hier wieder, so wie jedes Jahr, trotz Ihrer heutigen Erkenntnisse die alten Märchen auftischen werden.

Herr Stadtrat! Ich meine daher, Sie sind mit dieser Linie in der Wirtschaftspolitik und in der Arbeitsmarktpolitik nicht mehr glaubwürdig, wenn Sie hier durchaus ernste Worte sprechen und wenn gleichzeitig Kollege Oxonitsch und Kollege Strobl in der gleichen Debatte heute diese Zahlen hier bejubeln, sie auch in der Öffentlichkeit bejubeln.

Im Folgenden nur ein Zitat: Es wird hier etwa bejubelt, dass es in Wien über 900 000 versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse gibt und dass diese Zahl gestiegen ist. Das wird hier bejubelt, aber, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat, das sind genau jene Jobs, die nicht einmal mehr eine Krankenversicherung, geschweige denn eine Pensionsversicherung bieten. Das steckt hinter diesen Steigerungszahlen! 

Ich meine, Herr Stadtrat, Sie sollten daher vielleicht einmal ein Seminar mit Ihrer Fraktion veranstalten, vielleicht in Rust bei einer sozialistischen Klausur oder auch in der Wachau - denn diese Seminare finden ja immer in ganz berühmten Weingegenden statt, in Rust eben oder in der Wachau. Herr Stadtrat, ich meine, Sie sollten auch in Ihrer Fraktion für die Erkenntnis sorgen, dass der Arbeitsmarkt in Wien eben kein Ruhmesblatt für Ihre Fraktion ist! Ihre Fraktion ist in der Wirtschaftspolitik auch nicht mehr glaubwürdig, weil Sie ganz entgegengesetzte Standpunkte vertreten, Herr Stadtrat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber jetzt zu einem anderen Punkt, nämlich zu den Wahlversprechen Ihrer Fraktion. Sie haben ja vor der Wiener Wahl versprochen, die Tarife nicht zu erhöhen. Es hat sogar der Wiener Bürgermeister versprochen, die Tarife, die Gebühren in Wien nicht zu erhöhen. Und was ist passiert? - Wir wissen es alle. Es war dies ein ganz gigantischer Wahlschwindel, meine Damen und Herren! 13 Mal hat der Bürgermeister, hat Ihre Fraktion bisher Ihr Wahlversprechen seit dieser Wiener Wahl gebrochen. 13 neue Belastungen hat die SPÖ allein in diesem einen Jahr beschlossen! Die wichtigsten davon: Müllgebühren – plus 20 Prozent; Kanal – plus 28 Prozent; Strompreise gleich zweimal: am 1. März und jetzt, am 1. Jänner, schon wieder - insgesamt eine Erhöhung von 12 Prozent in nur neun Monaten! Auch beim Gas zweimal, Herr Vizebürgermeister: am 1. März und jetzt per 1. Jänner schon wieder - insgesamt eine Gaspreiserhöhung von 23 Prozent! Ein Plus von 23 Prozent bei den Heizkosten innerhalb von nur neun Monaten!

Ich frage Sie, Herr Stadtrat: Wie sollen sich das ärmere Haushalte noch leisten können? Wie sollen sich das etwa Pensionistenhaushalte leisten können? - Es ist daher wichtig, dass im Parlament am Freitag vergangener Woche auf Antrag der Freiheitlichen Fraktion diese Sondersitzung zum Thema Pensionen beziehungsweise Pensionserhöhungen stattgefunden hat. Auch die SPÖ tritt ja für diese Pensionserhöhung ein, aber, Herr Klubobmann, wenn Sie sich schon auf Bundesebene so sehr für eine Pensionserhöhung einsetzen, gleichzeitig aber hier in Wien mit Ihrer Strompreiserhöhung, mit Ihrer Gaspreiserhöhung den Pensionisten ihre Erhöhung dann wieder wegnehmen, dann passt das einfach nicht zusammen. Herr Klubobmann, das passt nicht zusammen, und wir fordern Sie auf: Erhöhen Sie wenigstens den Heizkostenzuschuss in Wien - den Heizkostenzuschuss für die sozial Schwächsten! (Beifall bei der FPÖ. – GRin Erika Stubenvoll: Ist ja schon erhöht!) 

Was hat die SPÖ nicht noch alles versprochen! Gusenbauer hat versprochen, die Arbeitslosigkeit um 100 000 Menschen zu reduzieren - das wäre eine Halbierung.

Herr Finanzstadtrat! Meine Damen und Herren! Es wird dies auch die erste Aufgabe eines roten Bundeskanzlers - in einer großen Koalition wahrscheinlich, oder vielleicht auch in einer Minderheitsregierung - sein, dieses Ihr Wahlversprechen vom heurigen September vor der Wahl einzulösen. Denn wo sind denn die meisten dieser Arbeitslosen? - Sie sind in Wien, Herr Stadtrat! Bei uns gibt es 70 000 Arbeitslose von insgesamt 200 000. Und Gusenbauer hat versprochen, die Arbeitslosigkeit in Wien zu halbieren, und das heißt bei uns in Wien: ein Minus bei den Arbeitslosen von 35 000 Menschen.

Herr Stadtrat! Wir werden Sie an diesem Wahlversprechen Ihres Spitzenkandidaten messen. Die erste Pflicht von Herrn Gusenbauer wird es sein, dieses sein Wahlversprechen vom heurigen September auch einzulösen. Denn Ihre bisherige Ausrede auf die Bundesregierung fällt weg, und das ist das Positive: Sie werden keine Ausrede mehr haben, wenn Sie selbst in der Regierung sitzen! Und ich versichere Ihnen: Wir werden ganz genau darauf schauen, wie Sie es mit diesem Wahlversprechen halten. Wir werden Sie daran messen, Herr Stadtrat, ob Sie dieses Wahlversprechen auch einhalten werden! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt auf dem Arbeitsmarkt in Wien noch ein weiteres interessantes Phänomen, nämlich das Phänomen, dass von diesen neuen Arbeitsplätzen fast alle nur mehr mit ausländischen Staatsbürgern besetzt werden. Herr Vizebürgermeister, das zeigt auch, dass Ihre Antworten hier viel zu kurz greifen. Erinnern wir uns doch ein Jahr zurück: Nach dem großen Wahlerfolg von uns Freiheitlichen bei der Wahl hat es ja gute Vorsätze und Versuche gegeben, neue Wege in der Fremdenpolitik zu gehen. Sogar der Bürgermeister hat versprochen, hier neue Akzente zu setzen. Wie schauen diese Akzente heute etwa im Budget aus? - Diese neuen Akzente schauen so aus, dass die Stadt im nächsten Jahr ihr Integrationsbudget um 3 Millionen EUR aufstockt - Sie haben das nicht einmal erwähnt, Herr Stadtrat -: 3 Millionen EUR mehr als Antwort auf die Zuwanderungsprobleme in unserer Stadt, auf die Probleme, dass die hier geborenen Menschen in ihrer eigenen Stadt keinen Arbeitsplatz mehr finden, auf die Probleme, dass bereits längst hier aufhältige und auch gut integrierte Menschen keinen Arbeitsplatz mehr finden, weil die Zuwanderung ein gigantisches Lohndumping ausgelöst hat, weil die Unternehmen heute immer weniger Lohn zahlen müssen und weil dadurch eben fast nur mehr Billigarbeitskräfte aus dem Ausland engagiert werden. Die Statistik zeigt uns, Herr Stadtrat, dass es im letzten Jahr etwa, aber auch heuer, ein starkes Plus eben nur bei den ausländischen Arbeitskräften gegeben hat. Unsere Wirtschaft ist kaum mehr bereit, neue Arbeitsplätze auch mit Inländern zu besetzen. Und was heißt denn das? - Das heißt, dass die Wiener in ihrer eigenen Stadt auf dem Arbeitsmarkt immer mehr verdrängt werden! 

Es ist interessant, dass trotzdem die Ausländerarbeitslosigkeit höher ist, dass die Gesamtarbeitslosigkeit bei 10 Prozent liegt, die Arbeitslosigkeit der Ausländer aber sogar bei 15 Prozent, meine Damen und Herren. Wie ist das erklärbar? - Das ist nur so erklärbar, dass sogar Menschen, die bereits lange hier wohnen, die gut integriert sind, jetzt immer mehr von ihrem Arbeitsplatz verdrängt werden. Das ist ja der Grund, warum wir in der Wahlbewegung auch so einen starken Zulauf hatten - wir haben das gemerkt und ganz deutlich gespürt -, etwa auch von Menschen mit Migrationshintergrund, wie das heute so schön formuliert ist, von Menschen, die bereits integriert sind, die hier leben und die merken, dass eigentlich nur wir ihre Interessen vertreten - weil genau diese integrierten Zuwanderer ja die Ersten sind, Herr Stadtrat, die durch die Neuzuwanderung jetzt ihren Arbeitsplatz verlieren.

Meine Damen und Herren! Das ist auch der Grund, warum wir in der Wahlbewegung so einen starken Zulauf von jungen Menschen gespürt haben - von jungen Menschen, die heute im Stich gelassen werden, die merken, dass sie die ersten Opfer dieser neuen Zuwanderung sind, dass sie die Opfer dieser Politik sind, weil sie heute mit schlechteren Chancen ins Leben starten müssen, weil sie heute in ihrer eigenen Stadt nämlich kaum mehr einen Arbeitsplatz finden. Die Menschen spüren daher, dass es falsch ist, noch mehr Menschen ins Land zu holen, solange wir nicht einmal diesen unseren eigenen jungen Mitbürgerinnen und Mitbürgern einen Arbeitsplatz in Wien anbieten können.

Wir spüren das, meine Damen und Herren! Es schießen daher auch in ganz Wien derzeit freiheitliche Jugendbewegungen wie Schwammerl im August aus dem Boden. 

Meine Damen und Herren! Es wird auch die erste Aufgabe eines roten Bundeskanzlers, die erste Aufgabe des Herrn Gusenbauer sein, das zu tun, was etwa die Gewerkschaft ganz klar fordert. Die Gewerkschaft und auch Kollege Hundstorfer fordern ja etwa, die vorzeitige Öffnung des Arbeitsmarktes für unsere Nachbarländer zu verhindern. Die Aufgabe von Gusenbauer wird es daher sein, genau das, was die Gewerkschaft fordert, also den Einwanderungsstopp, auf Bundesebene umzusetzen.

Herr Vizebürgermeister! Wir fordern Sie daher auch in Wien auf: Setzen Sie endlich hier Ihre Prioritäten anders! Hören Sie auf das, was Ihre eigenen Gewerkschafter in dieser Sache sagen, und vertreten Sie endlich wieder die Interessen der Österreicherinnen und Österreicher! (Beifall bei der FPÖ.)

Aber es gibt noch viele andere Beispiele, wo die Stadt heute die jungen Menschen eigentlich im Stich lässt - Beispiele auch aus diesem Budget: Etwa beim kommunalen Wohnbau, wo sich die Stadt heute, nach einer 80-jährigen Tradition, vom sozialen Wohnbau eigentlich verabschiedet hat, Herr Stadtrat, wo es nach der Ausgliederung von Wiener Wohnen, also seit nunmehr sechs Jahren, keinen sozialen Wohnbau mehr gibt, wo vor sechs Jahren ein Neubaustopp im sozialen Wohnbau verhängt worden ist - und das in einer Zeit, in der die steigenden Wohnkosten immer mehr Menschen an den Rand der Armut drängen. Gerade in dieser Zeit zieht sich die Stadt aus dem kommunalen Wohnbau zurück! Und wir sollten nicht vergessen: Es ist dies auch ein Bruch mit der sozialdemokratischen Tradition in diesem Bereich, die im Jahr 1920 schon ihren Ausgang genommen hat, mit bahnbrechenden Leistungen in der Zwischenkriegszeit, als zwischen den beiden Kriegen 100 000 soziale Wohnungen in Wien errichtet worden sind, und in der Zweiten Republik waren es wieder etwa 100 000 Wohnungen im sozialen Wohnbau, wodurch sich Wien diesen ganz besonderen Ruf in Europa als Vorbild im sozialen Wohnbau erkämpfen konnte.

Herr Vizebürgermeister! Jetzt, während Ihrer Amtsführung, hat sich die Stadt klammheimlich und fast unbemerkt eigentlich von diesem sozialen Wohnbau verabschiedet. Unter Ihrer Amtsführung wurde dieser Neubaustopp verhängt, und es trifft dies natürlich gerade junge Menschen, junge Familien, die in der Existenzgründung sind, die eine günstige Startwohnung brauchen würden.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Herr Vizebürgermeister! Herr Klubobmann! Bekennen Sie sich doch wieder zum sozialen Wohnbau! Wir fordern Sie auf: Nehmen Sie diesen Neubaustopp zurück und schaffen Sie günstige Startwohnungen für junge Menschen in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ. – Ruf bei der SPÖ: Noch günstiger?)

Meine Damen und Herren! Ich habe mir als Klubobmann der Freiheitlichen Fraktion vor allem auch das Ziel gesetzt, die Rechte dieses Hauses, dieses Gemeinderats, dieses Landtags, wieder zurückzuerobern, die ja in den letzten Jahren immer mehr mit Füßen getreten werden, die durch Ausgliederungen immer mehr ausgehöhlt werden, vor allem auch die Budgethoheit dieses Hohen Hauses, die ja eigentlich nur mehr auf dem Papier existiert.

Meine Damen und Herren! Es gibt ein Ressort, wo die Rechte dieses Hauses ganz besonders verletzt werden. Es gibt ein Ressort, das für dieses Demokratiedefizit steht, das geradezu das Symbol dieses Demokratiedefizits ist, und das ist das Ressort Brauner. Es ist das Ressort Brauner, in dem unsere Rechte als Opposition ganz besonders mit Füßen getreten werden. Es ist das System in diesem Ressort Brauner, das ja schon zu einem Synonym für die Ausschaltung der Kontrolle, für die Ausschaltung der Opposition geworden ist; etwa bei den Spitälern, wo das neue Finanzierungsübereinkommen geheim gehalten wird, wo die StRin Brauner nicht einmal auf meine Anfrage in der Landesregierung bereit war, ein Exemplar dieses Finanzierungsübereinkommens auch den Oppositionsparteien zur Verfügung zu stellen. Und warum verheimlicht sie das? - Sie verheimlicht das, weil dadurch nämlich eine Falschbudgetierung möglich wird, weil heute riesige Investitionskostenzuschüsse falsch budgetiert sind, die in Wahrheit nämlich das Defizit finanzieren – Zuschüsse für angebliche Investitionen, die auch Sie, Herr Stadtrat, heute wieder als Erfolg Ihrer Politik verkauft haben und die dann klammheimlich von Kollegin Brauner, ohne Wissen der Opposition und vorbei an diesem Haus, umgewidmet werden in Zuschüsse zur Finanzierung des Defizits der Spitäler. 

Und in den Spitälern bedeutet dieses System der StRin Brauner, dass nicht einmal mehr anonyme Kritik geübt werden darf, dass keine anonymen Mitarbeiterbefragungen mehr durchgeführt werden, weil dann Missstände vielleicht zu Tage treten könnten, dass heute in den Mitarbeiterversammlungen überhaupt keine Kritik mehr geübt wird. Das System der StRin Brauner bedeutet in den Spitälern, dass heute - und das ist ja besonders interessant, meine Damen und Herren - bei jedem Gespräch ein Aufpasser aus dem Büro der StRin Brauner dabei sein muss (Ironische Heiterkeit und Zwischenruf von GRin Marianne Klicka.), der verhindert, dass die Gemeinderäte der Opposition vielleicht die Wahrheit erfahren könnten. (GRin Erika Stubenvoll: Jessas!) Dieses System der StRin Brauner heißt, dass sich Beamte in diesem Ressort heute aus Angst gar nicht mehr trauen, mit Abgeordneten der Opposition offen zu sprechen.

Und, meine Damen und Herren, im Fonds Soziales Wien hat dieses System seine Vollendung gefunden. Wir haben das ja von Anfang an ganz kritisch gesehen. Der Fonds Soziales Wien ist von Beginn an unter der Ägide der StRin Brauner gestanden. Sie war bereits bei der Ausgliederung dieses Fonds, als Personalstadträtin damals noch, dafür zuständig, und wir, die Freiheitliche Fraktion, haben damals aus Protest diese Ausschusssitzung verlassen.

Herr Vizebürgermeister! Wir hatten damals die schlimmsten Befürchtungen, und es haben sich die schlimmsten Befürchtungen unserer Fraktion mittlerweile bewahrheitet: Sie haben durch diesen Fonds das Vergaberecht verletzt. Sie haben die Ausschreibungspflicht für die Geschäftsführer verletzt. Sie haben diesen Fonds durch die Postenvergabe direkt an Ihre Partei angebunden. Sie haben den Gemeinderat ausgeschaltet. Sie haben die Opposition aus dem Kuratorium des Fonds ausgeschaltet, wo nur mehr die SPÖ drinnen sitzt. (GRin Erika Stubenvoll: Ist ja nicht wahr!) Sie haben durch den Fonds vor allem auch die Kontrolle durch die Volksanwaltschaft ausgeschaltet, und Sie haben den Rechtsschutz auch für die Betroffenen - den Rechtsschutz für die kranken Menschen, für die Behinderten - ausgeschaltet, weil dieser Fonds nach wie vor keine Bescheide erlässt, Herr Vizebürgermeister!

Es ist genau dieses undemokratische System in diesem Ressort, das die Freiheitliche Fraktion aufs Schärfste bekämpfen wird, dieses System, das nach außen gekennzeichnet ist durch die Ausschaltung der Opposition, durch die Ausschaltung der Kontrolle, durch die Ausschaltung des Rechtsschutzes, und das nach innen gekennzeichnet ist durch Mobbing, durch Verbreitung von Angst unter den Mitarbeitern und durch den direkten Durchgriff einer Partei, nämlich der Sozialistischen Partei.

Meine Damen und Herren! Es ist das Kennzeichen all dieser Ausgliederungen, dass der Durchgriff, der sozialistische Durchgriff dort viel stärker als im Magistrat selbst ist. Der Fonds ist das beste Beispiel, weil Funktionäre dort schalten und walten können, wie es ihnen beliebt, weil dort nur noch Parteigänger untergebracht werden (GRin Nurten Yilmaz: Sie reden von Seibersdorf!), weil dort ein politischer Direktor, nämlich Herr Hacker, auch sozialistische Politik betreibt, und weil es in diesem Fonds eine ungeheuerliche Parteibuchwirtschaft gibt.

Meine Damen und Herren und Herr Vizebürgermeister, ich frage Sie: Ist eine Stadträtin wirklich tragbar, die es zulässt, dass ihre Mitarbeiter nur mit der parteipolitischen Brille agitieren, die es zulässt, dass ihre Mitarbeiter im Fonds Soziales Wien parteipolitisch agitieren? Ich frage Sie: Ist eine Stadträtin tragbar, die es zulässt, dass ihre Mitarbeiter sogar vom Arbeitsplatz in diesem Fonds aus parteipolitisch agitieren, dass dort parteipolitisch gegen Andersdenkende, gegen andere Parteien agitiert wird?

Herr Vizebürgermeister! Herr Klubobmann! Sie haben es zu verantworten, dass StRin Brauner dort schalten und walten kann, wie sie will. Sie haben es zu verantworten, dass in diesem Ressort die Maxime gilt: Rechtsschutz hinaus, Kontrolle hinaus, Opposition hinaus und sogar Volksanwaltschaft hinaus - und nur eines hinein, nämlich SPÖ hinein! 

Meine Damen und Herren! Wir werden uns die Aushöhlung der Rechte dieses Hauses nicht gefallen lassen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sorgen Sie für mehr Demokratie, und pfeifen Sie die StRin Brauner zurück, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. - Bitte. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mutig, mutig, muss ich sagen, Herr Stadtrat, gegen Ende Ihrer Rede davon zu sprechen, dass Wien sexy wäre, vor allem, weil Sie schon den Vergleich scheuen würden, der sich dann aufdrängt, denn - hier steht es ohnedies - was Sie hier vorgelegt haben, ist alles andere als sexy. Ehrlich gesagt, ich finde es auch überhaupt nicht sexy, wenn sozial bedürftige Menschen in Wien nach wie vor mit Wartezeiten von sechs bis acht Wochen beim Sozialamt zu rechnen haben. Ich finde es alles andere als sexy, dass wir in den Schulen ganz, ganz grobe ungelöste Probleme haben, und das schon seit Jahren. Ich finde es alles andere als sexy, dass Sie hier ein Budget vorlegen, das in Wahrheit nichts anderes als ein Fortschreibungsbudget ist, das mutlos ist, das Kosmetik betreibt, das in vielen Bereichen sozusagen ein paar Luftballons steigen lässt, die relativ gut klingen, das aber die wesentlichen Baustellen, die es in dieser Stadt gibt, überhaupt nicht angeht, überhaupt nicht anstreift und auch überhaupt nicht löst. 

Ich finde es auch nicht sexy, wenn Sie ein Budget vorlegen, das auch zutiefst intransparent ist. Mein Vorredner ist beispielsweise auf den Fonds Soziales Wien eingegangen, deshalb möchte ich an dieser Stelle die Kritik, die ich vollends inhaltlich teile, nicht wiederholen. Ich möchte nur sagen, dass es eben das Ergebnis einer Ausgliederungspolitik der letzten Jahre ist, dass wir es mit einem Budget zu tun haben, in dem Kontrolle für die Opposition nicht möglich ist, in dem es nicht möglich ist zu erfahren, was dort in den verschiedenen Fonds genau passiert, weil wir ja auch keine Zahlen vorgelegt bekommen, weil wir aus diesen Bereichen keine ordentlichen Budgets vorgelegt bekommen. Es ist ein Budget, in dem Sie uns dann am Ende erzählen können, was es eigentlich alles bringt - wir können es Ihnen glauben oder auch nicht, aber überprüfen können wir es nicht. Ich frage mich wirklich, was daran denn so toll sein soll.

Ich möchte nun zu den Baustellen kommen. Ich habe ein paar herausgegriffen - ich habe mir gedacht, es macht überhaupt keinen Sinn, hier stundenlang zu reden; abgesehen davon haben wir auch eine Redezeitbeschränkung. Ich möchte drei bis vier Bereiche aufgreifen und hier durchaus Kritik anbringen, die meines Erachtens dringend und auch zum wiederholten Male geboten ist. 

Allem voran möchte ich beginnen mit der Baustelle Schule, die ja nicht neu ist, die hier tausendfach diskutiert worden ist und die wir inzwischen, mit dem Jahr 2007, bereits das siebente Jahr haben werden - man möchte fast meinen, das verflixte siebente Jahr bahnt sich an -, denn seit dem Jahr 2000 sind Tausende Lehrerinnen und Lehrer, mehr als 2 000, in Wiens Schulen weggekürzt worden, und trotz Anstrengungen, Neuaufnahmen zu tätigen, fehlen in Wiens Schulen nach wie vor mehr als 1 000 Lehrerinnen und Lehrer. (GRin Erika Stubenvoll: Da wissen wir aber, woher das kommt!) - Ja, das ewig Gleiche; ich habe ja gewusst, dass jetzt klarerweise die klassische Antwort kommen wird: Der Bund ist schuld! (Ruf bei der FPÖ: Nur mehr drei Wochen!) 

Und einmal mehr werde ich Ihnen von hier aus replizieren: Selbst wenn diese Kürzungen infolge des Finanzausgleichs erfolgt sind - woran ja unser Herr Stadtrat und auch unser Herr Bürgermeister nicht ganz unbeteiligt gewesen sind -, selbst wenn wir hier sehr wohl sagen, diese Schulmisere ist ein genuines rot-schwarzes Projekt, wenn Sie so wollen, gewesen - denn man hat ja auf der einen Seite eine schwarze Bildungsministerin gehabt, die beschlossen hat, in den Schulen zu sparen, und man hat auf der anderen Seite einen roten Landeshauptmann und einen roten Finanzstadtrat, die diesen Weg durch ihre Unterschrift auf jeden Fall mitgetragen haben und mitgegangen sind -, stellt sich nach wie vor die Frage: Was haben wir sieben Jahre lang in Wien getan, um diese Misere zu beseitigen, außer festzuhalten, dass es sie gibt, und darüber zu reden und vielleicht auch noch an den Bund zu appellieren, sieben Jahre lang wissend, dass diese Bundesregierung überhaupt nicht gedenkt, irgendetwas daran zu ändern? 

Jetzt haben wir das Schlamassel! Das haben wir in Wiens Schulen, denn wir haben eine Situation, die inzwischen uns allen bekannt ist. Die PISA-Ergebnisse sind hier in dieser Runde – ich gehe davon aus - auch hinlänglich bekannt: 20 Prozent der Jugendlichen verlassen die Schule und können nicht sinnerfassend lesen, können bei basalen Rechenaufgaben nicht mithalten und haben überhaupt keine Chancen auf dem Arbeitsmarkt! Herr Stadtrat, wenn Sie von hier aus den Bereich Jugendarbeitslosigkeit ansprechen, was glauben Sie denn, wer darunter zu finden ist? Wer sind die arbeitslosen Jugendlichen von morgen? Wer sind auch die arbeitslosen Erwachsenen von morgen? Wer sind die Hilfsarbeiter von morgen? Wer sind diejenigen, die in ihrem Leben überhaupt keine Chancen auf soziale Mobilität, wie es so schön heißt, haben werden? - Ja, genau diese Gruppe ist es! Und Sie wissen und ich weiß genau und wir alle in diesem Raum wissen, dass es darunter sehr viele Kinder aus Migrationsfamilien gibt, und diese Kinder werden auch im Stich gelassen. 

Wenn wir von einem sozialen Schulsystem, wenn Sie so wollen, in dieser Stadt sprechen, dann frage ich mich, was sozial daran ist, dass wir inzwischen wissen, dass Kinder aus einkommensschwachen Familien keine Chance haben. Denn gerade so, wie die Schulen derzeit personell ausgestattet sind, bei einem eklatanten Mangel an Fördermaßnahmen gerade für die Kinder, die Lernschwächen haben, wissen wir, wie gesagt, dass nur diejenigen vorankommen, die sich private Nachhilfestunden leisten können. Wer kann sich diese Nachhilfestunden nicht leisten? – Klarerweise sozial schwache Familien, wo auch die Eltern sehr oft nicht imstande sind, hier unterstützend einzugreifen und die Kinder zu fördern, so wie sie es brauchen würden. 

Somit haben wir es: Wer in einer sozial schwachen Familie geboren wird, hat in diesem wunderbaren, angeblich so sozialen und so sexy Wien kaum die Chance weiterzukommen. Es ist genau derjenige, der in der Schule nicht gefördert wird, es ist genau derjenige, der unter diesen 20 Prozent der schwachen Schülerinnen und Schüler zu finden ist, und es ist meistens auch genau der- oder diejenige, der/die aus einer Familie mit Migrationshintergrund stammt. 

Damit sehen wir, dass Wien neben der Baustelle Schule auch noch eine zweite Herausforderung für die Zukunft de facto nicht angeht und auch nicht imstande oder nicht willens ist zu lösen. Wenn wir von Integrationspolitik in dieser Stadt sprechen, so gehe ich davon aus, dass zumindest in einem Punkt alle Fraktionen in diesem Haus einer Meinung wären, nämlich dass sie sagen: Ja, Integrationspolitik ist eine der größten Zukunftsfragen, die es in dieser Stadt zu lösen gilt! - Es kann sein, dass wir über die Wege, die man einschlagen möchte, anderer Meinung sind, aber niemand wird hier behaupten, dass es klug ist, nicht in die Schulen zu investieren. Niemand wird hier behaupten, dass es klug ist, die Kinder der zweiten Generation im Stich zu lassen. Niemand wird hier behaupten, dass es klug ist, Kinder, die in dieser Stadt geboren werden und aufwachsen, die auch großteils die österreichische Staatsbürgerschaft haben und von denen wir wissen, dass sie teilweise mit Sprachschwierigkeiten, teilweise auch mit diversen Lernschwierigkeiten konfrontiert sind und genau aus diesen Haushalten stammen, wo es nicht die Möglichkeit gibt, sich Nachhilfestunden zu leisten oder die Kinder zu unterstützen, ausgerechnet diese Kinder im Stich zu lassen. Ob also das ein erfolgreicher Integrationsweg ist, sei dahin gestellt. 

Somit, Herr Stadtrat, ist im Schulbereich Ihr Budget leider unzureichend. Es ist mutlos, es leugnet Probleme und Tatsachen, und es unternimmt überhaupt nichts, um eine Besserung zu erreichen. Somit ist es alles andere als sexy.

Ich möchte den Bereich Schule so liegen lassen und nun zu einem zweiten Bereich kommen, der mir persönlich - und nicht nur mir, sondern vielen Menschen in dieser Stadt - ein sehr großes Ärgernis ist. Ich halte es nämlich für geradezu zynisch, wenn Sie plakatieren: „Kommt Zeit, kommt Rat". Und das Ganze ist eine Kampagne der Stadt Wien, um die sozialen Leistungen der Stadt anzupreisen. „Kommt Zeit, kommt Rat" - bei Wartezeiten von sechs bis acht Wochen, bis man überhaupt einen Termin beim Sozialamt bekommt?! Bis man dann die Sozialhilfe bekommt, die einem vielleicht zusteht, dauert es noch länger. - Für mich ist das wirklich wie eine Verhöhnung derjenigen, die tatsächlich auf dringende Unterstützung angewiesen sind. 

Ja, und das ist der zweite Bereich, den dieses Budget nicht angeht und nicht löst: Das Kapitel Armut - auch ein wachsendes Problem in Wien und auch eine der größten Herausforderungen für die Zukunft der Stadt und auch für die Zukunft Österreichs. Na, und wo ist das Kapitel „Soziale Innovation" in diesem Budget? - Ich wartete jetzt auf den Zwischenruf: Der Bund ist schuld! - Der ist nicht gekommen. An dieser Stelle sagt nämlich die SPÖ immer genau dasselbe noch einmal: Der Bund ist schuld! Der Bund ist schuld! - Mal schauen, wie lange Sie noch Zeit haben – ein paar Wochen noch -, um sagen zu können, der Bund ist schuld. 

Ich sage: Nein! Unabhängig davon, welchen Teil der Schuld der Bund trägt oder nicht, hätte ich von einer Stadt wie Wien erwartet, dass wir in den letzten Jahren durchaus in der Lage gewesen wären, irgendwelche Schritte auf dem Gebiet „Soziale Innovation" zu setzen. Einmal mehr erinnere ich an dieser Stelle daran, dass es für die Stadt Wien durchaus möglich gewesen wäre, selbst Schritte in Richtung Schaffung einer Grundsicherung zu setzen. Und weil die Grundsicherung dieser Tage in aller Munde ist und weil es rund um diesen Begriff sehr viel Verwirrung gibt: Ich spreche hier nicht von einem arbeitslosen Grundeinkommen - das ist etwas total anderes -, ich spreche von einer bedarfsorientierten Grundsicherung. Ich spreche davon, die Sozialhilfe schrittweise in eine Grundsicherung umzuwandeln, was bedeuten würde, dass erstens einmal die Höhe angehoben wird, und zwar auf ein Niveau von derzeit 800 EUR monatlich - inzwischen wären es sogar ein bisschen über 800 EUR -, die den Menschen, die auf soziale Leistungen angewiesen sind, ermöglichen würden, ein Leben in Würde, eine würdige Existenz in dieser Stadt zu haben. Ich spreche davon, dass es die Möglichkeit geben müsste, nicht zurückzahlen zu müssen. Ich spreche davon, dass man einen Rechtsanspruch schaffen müsste. Ich spreche davon, dass es hier, wie gesagt, eine Vielzahl von Schritten geben könnte, wo wir unseren Beitrag leisten könnten, wo wir hinterher sagen könnten: Wir sind stolz auf uns! Wir haben eine Pionierleistung für Österreich erbracht! Wir zeigen, wie es auch bundesweit gehen könnte!

Nichts dergleichen! Und somit gilt auch für diesen Bereich: Wunderhübsch, wie wir den immer besprechen können, jedes Jahr, jahrein, jahraus, sowohl während der Budgetdebatte als auch beim Rechnungsabschluss - getan aber wird nichts! Getan wird nichts, Herr Stadtrat! Getan wird nichts, meine Damen und Herren - außer immer wieder einmal die Sozialhilfe ein bisschen anzuheben, aber immer noch unter der Grenze dieser 800 EUR zu lassen. Das heißt, für Menschen weiterhin - wenn Sie so möchten - die Armut zu verlängern, und das noch dazu per Bescheid. 

Und weil wir schon beim Kapitel „Soziale Innovation" sind, möchte ich noch zwei, drei Bereiche ansprechen, die mir innerhalb dieses Kapitels besonders wichtig sind. Es handelt sich zum einen um etwas, was Sie selbst angesprochen haben, nämlich um das Phänomen der Working Poor: die Tatsache, dass wir es immer mehr mit geringfügigen Beschäftigungen zu tun haben, mit prekären Arbeitsverhältnissen, die ja bedeuten, dass Menschen arbeiten, dass sie manchmal sogar Vollzeit arbeiten - man wird es nicht glauben, aber es ist so -, aber davon nicht leben können. In den meisten Fällen sind es aber, wie gesagt, geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, und von diesen Verhältnissen sind hauptsächlich Frauen betroffen. Auch hier wissen wir, dass gerade die Zahl der Frauen, die von geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ihren Lebensunterhalt bestreiten müssen, in den letzten Jahren massiv gestiegen ist. Hier fehlen uns nach wie vor präzisere Daten, denn Daten werden durchaus für ganz Österreich erhoben, aber für das Bundesland Wien wie auch für eine Reihe anderer Bundesländer sind die Stichproben viel zu gering, sodass wir, genau genommen, die arbeitszeitbereinigte Einkommensstruktur von Frauen nicht kennen. 

Deshalb haben wir einen Antrag vorbereitet, den ich an dieser Stelle einbringen möchte, in dem wir Sie ersuchen, Herr Stadtrat, in Zusammenarbeit mit oder unter Einbindung der Wirtschaftskammer und auch des Statistikamtes hier die Initiative zu ergreifen und zumindest einmal eine ausreichende Datenbasis zu schaffen, sodass wir ganz genau wissen, wovon wir sprechen. Denn ich gehe davon aus, dass wir dann, wenn wir ziemlich genau wissen, wie die Einkommenssituation und vor allem wie die Arbeitszeitstruktur von Frauen aussieht, imstande sein werden, vielleicht auch Maßnahmen zu ergreifen, die gezielter auf sie ausgerichtet sind. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Eine weitere Gruppe von Menschen, die hier betroffen sind und wo auch das Stichwort „Soziale Innovation" eine besondere Bedeutung bekommt, ist die wachsende Gruppe der Ein-Personen-Unternehmen. Sie haben gesprochen von den Creative Industries, einer Branche, die wirklich ein beachtliches Wachstum verzeichnet und wo ich es auch gut finde, dass die Stadt Wien in diesen Bereich investiert und auch mit „departure" und ähnlichen Förderungsoffensiven einen sehr guten Weg geht. Aber diese Gruppe der Mikrobetriebe und auch insbesondere der Ein-Personen-Unternehmen ist auch mit einer Vielzahl von Schwierigkeiten konfrontiert. Zwei möchte ich herausgreifen, weil ich glaube, dass wir hier seitens der Stadt durchaus etwas tun könnten. 

Erste Schwierigkeit: Es gibt keine soziale Absicherung, es gibt nach wie vor kein Auffangnetz. Wenn das Experiment Unternehmen nicht gut geht, gibt es also derzeit nicht einmal die Möglichkeit, Sozialhilfe zu beziehen. Bei vorübergehender schwerer Krankheit beispielsweise gibt es keinen Härtefonds, keinen Notfallfonds, aus dem man eine Unterstützung bekommen könnte. Und übrigens, wenn einmal das Ganze platzt: Eine Arbeitslosenversicherung gibt es sowieso nicht. - Das sind alles Dinge, die schon seit Jahren diskutiert werden, einmal auf Bundesebene, einmal bei Wirtschaftskammerwahlen; dann verschwinden sie für eine Zeit lang, dann kommen sie wieder in Diskussion. - Maßnahmen gibt es hier nach wie vor nicht. Und ich denke, weil wir gerade über die Umwandlung der Sozialhilfe in eine Grundsicherung diskutiert haben: Damit hätten wir die Möglichkeit, gerade dieser Gruppe jene soziale Absicherung, jenes Auffangnetz zu bieten, das hier erforderlich ist - denn nach wie vor sind unsere sozialen Systeme hauptsächlich auf unselbstständig Erwerbstätige ausgerichtet, und wir verkennen die Tatsache, dass es deren immer weniger gibt, dass es immer mehr Selbstständige gibt und dass wir in dieser Frage eine Antwort finden müssen. 

Ein zweiter Bereich, der gerade diese Gruppe sehr stark betrifft und meines Erachtens auch zu einem Phänomen wird, dem wir uns stellen müssen, ist die Bürosuche, also die Suche nach Büroräumlichkeiten - die sehr teuer sind - und vor allem auch die Isolation, mit der diese Gruppe oft konfrontiert ist. Denn wenn jemand als Ein-Personen-Unternehmen tätig ist, heißt das ja nichts anderes, als dass man meistens den ganzen Tag sehr damit beschäftigt ist, die wenigen Kunden, die man hat, zu bedienen. Das bedeutet auch, dass man in diesem Bereich kaum die Möglichkeit hat, sich zu vernetzen, kaum die Möglichkeit hat, neue Kunden und neue Aufträge zu akquirieren, und dass hier sowohl eine Unterstützung im Sinne von leistbaren Büroräumlichkeiten als auch eine Unterstützung im Sinne von Vernetzung erforderlich wäre. Das ist ein Bereich, in dem die Stadt investieren könnte, beispielsweise indem man die Schaffung von Bürogemeinschaften, dass heißt, von Großraumbüros mit entsprechender Infrastruktur, gezielt fördert - und das unter Umständen beispielsweise gerade in Erdgeschoßzonen, was ja auch bedeuten würde, dass hier eine sehr gute Verknüpfung mit der Wiederbelebung von sterbenden Einkaufsstraßen erfolgen könnte. 

Das ist in der Tat ein Bereich, wo ich mir denke, dass die Stadt Wien investieren müsste, viel mehr investieren müsste, als es der Fall ist. Ich finde es gut, dass es das Medienzentrum Marx gibt, von dem Sie gesprochen haben. Das sind aber durchaus größere und florierende Betriebe, um die es dort geht. Mir geht es hier um die kleinen und um ihre Bedürfnisse, und diese sollten wir in Wien nicht aus den Augen verlieren.

Ich möchte nun einen dritten Bereich ansprechen, der uns GRÜNEN traditionell wichtig ist, der auch für die Stadt immer wichtiger wird, und das ist der Energiebereich. Hier geht es nicht nur um das Thema Versorgungssicherheit, hier geht es nicht nur um die Leistbarkeit - die immer mehr in Frage gestellt wird und, angesichts steigender Preise, auch gestellt werden muss -, hier geht es auch um den Klimaschutz.

Herr Stadtrat! Es gäbe viel, was man an dieser Stelle sagen könnte. Ich möchte zwei Dinge herausgreifen: Zum einen den Heizkostenzuschuss, den die Stadt auch jahrein, jahraus gewährt, meistens im Dezember. Heuer wird es wahrscheinlich auch wieder so weit sein: Knapp vor Weihnachten haben wir dann die Möglichkeit, uns sozusagen spendabel zu zeigen, um soziale Wärme zu demonstrieren und den Ärmeren in dieser Stadt den Heizkostenzuschuss zu gewähren (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist „soziale Wärme"?) - den sie gerade heuer noch dringender und bitterer notwendig haben werden als in den Jahren zuvor. 

Einmal mehr sei an dieser Stelle gesagt, dass es Sinn machen würde, hier in einen intelligenten Heizkostenzuschuss zu investieren, das heißt, Familien, die diesen Heizkostenzuschuss beantragen, zu besuchen, hier aufsuchend zu arbeiten, sie vor Ort über sinnvolle Maßnahmen zu beraten, die getroffen werden könnten, die nicht sehr viel Geld kosten und die bedeuten würden, dass man Energie sparen könnte, und sie vielleicht auch beim Ergreifen von Maßnahmen, die kostspieliger wären, zu fördern - wir wissen zum Beispiel alle, dass neue Fenster sehr viel dazu beitragen können, Heizkosten zu reduzieren – und hier auch, wie gesagt, aufsuchend zu arbeiten und sie zu ermutigen, so sie beispielsweise mit alten Ölöfen heizen, auf eine andere Form umzusteigen. - Das alles könnten wir tun, und es würde sehr viel bringen. Denn so, wie wir es angehen, bedeutet es nichts anderes, als jahrein, jahraus denselben und eigentlich einen wachsenden Betrag, einen steigenden Betrag für Almosen knapp vor Weihnachten auszugeben, aber an der Struktur des Problems überhaupt nichts zu ändern.

Wenn wir schon dabei sind, auch das Thema Innovation in der Energiepolitik anzusprechen, möchte ich an dieser Stelle auch die Solarförderung seitens der Stadt nicht unerwähnt lassen.

Wien hat dankenswerterweise beschlossen, das bescheidene Solarförderbudget, das wir hatten, auf inzwischen 1,1 Millionen EUR zu erhöhen. Nach wie vor sind wir aber mit diesem Betrag Schlusslicht in Österreich. Zum Vergleich: Oberösterreich gibt 6 Millionen EUR jährlich für Solarförderungen aus. Hier handelt es sich um einen Bereich, wo es sehr viel Sinn machen würde, Herr Stadtrat, zu investieren. Wenn eine Branche wirklich boomende Wachstumszahlen verzeichnet, dann ist es genau diese. Es würde Sinn machen, sowohl ökonomisch als auch ökologisch, in diesem Bereich zu investieren. Ich vermisse, muss ich sagen, in diesem Budget nach wie vor die Ansätze, um hier so zu investieren, wie es eigentlich sinnvoll wäre.

Lassen Sie mich zum Schluss auch noch kurz einen Bereich erwähnen, der in den letzten Tagen wieder traurige Aktualität bekommen hat. Was gut ist für die Stadt, ist, dass die Fußball‑Europameisterschaft nach Wien kommt. Auch wir GRÜNEN sind, hätte ich einmal gesagt, wenn ich so in Richtung meiner Fraktion schaue, großteils - mit einigen Ausnahmen - Fußballfans. Nichtsdestotrotz: Wir sagen Ja zum Fußball, wir sagen aber auch Ja zum Grünraum. Und wir sagen entschieden Nein zu einem schlampigen Umgang mit dem Grünraum in Wien. Wir sagen auch entschieden Nein dazu, wenn man mehr als 40 Platanen, die älter als 70 Jahre sind, einfach rodet, ohne die Alternativen in Erwägung zu ziehen, die es durchaus gegeben hätte. Wir sagen auch entschieden Nein dazu, wenn es einen Round Table gibt, zu dem all diejenigen Organisationen eingeladen werden, die die Rodung dieser Bäume befürworten, und zu dem all diejenigen, die einen kritischeren Standpunkt eingenommen haben oder Alternativvorschläge unterbreitet haben, beispielsweise die MA 22, nicht eingeladen werden und wenn am Ende dieses Round Tables herauskommt: Die Bäume müssen alle gefällt werden! Da gibt es nichts, da fährt die Eisenbahn drüber! 

Herr Stadtrat, ich finde es im Übrigen – das sei an dieser Stelle gesagt - überhaupt nicht sexy, mehr als 44 Platanen zu roden, die riesig sind, die wunderschön sind und wo wir alle, so wie wir hier sitzen, und auch unsere Kinder nicht erleben werden, dass die Ersatzpflanzungen jemals wieder diese Größe erreichen werden. Einmal mehr möchte ich von dieser Stelle aus den Appell an Sie richten, darüber nachzudenken, ob denn die Rodung jedes einzelnen dieser Bäume erforderlich ist. Denn dass man vielleicht den einen oder anderen darunter aus Sicherheitsgründen roden muss, das ist für mich einsichtig, das ist auch nachvollziehbar. Ob sie wirklich alle gerodet werden müssen, sei dahin gestellt. Wie gesagt, einmal mehr sind Sie hiermit von dieser Stelle aus aufgefordert, etwas – ja, so muss man fast sagen - demütiger damit umzugehen. Denn es muss nicht sein, und es hat überhaupt nichts mit Fußball oder sozusagen mit einer Abneigung Großveranstaltungen gegenüber zu tun, dass man in Frage stellt, ob eine Entscheidung, die da getroffen worden ist, auch tatsächlich die allerbeste, die allerklügste und die richtigste ist. Dieser Meinung sind wir nicht, daher, wie gesagt, einmal mehr die Aufforderung, davon abzurücken.

Herr Stadtrat! Ich komme zum Schluss: Wir sehen einmal mehr, dass in diesem Budget zwar einige richtige Maßnahmen enthalten sind, die wir unterschreiben würden, dass aber auch gerade bei den größeren Problemen und Herausforderungen der Stadt - das heißt, Armut, das heißt, Situation in Wiens Schulen, das heißt aber auch, Energiewende – hier ganz einfach der Mut fehlt, dass die Schwerpunktsetzung fehlt und dass eine Vielzahl von Fehlentscheidungen darin enthalten ist.

Ihr Budget – ich fasse hiermit zusammen - ist nicht sexy. Deshalb werden Sie ihm wahrscheinlich auch allein zustimmen müssen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht um 10 Milliarden EUR, und es sind leider nur zehn sozialdemokratische Abgeordnete hier im Haus. Ich glaube, es geht um die Politik dieser Stadt, und daher sollte auch die Mehrheit mehr Interesse haben an dem, was sich in diesem Haus abspielt, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Vizebürgermeister! Sie haben sich heute wieder in jener Rolle präsentiert, die Sie am besten beherrschen. Das ist nicht die Rolle des Wirtschafts- oder des Finanzstadtrats, sondern es ist die Rolle des Pressereferenten und Schönfärbers der Wiener Stadtregierung.

Herr Vizebürgermeister! Das Schönfärben gelingt Ihnen, aber es gelingt Ihnen nicht, mit dem Schönfärben die wirtschaftliche und soziale Situation Wiens zu verbessern. Und um die geht es, und mit der haben wir uns heute auseinanderzusetzen.

Wie ist diese Situation? - Wir haben in Wien im Bundesländervergleich mit Abstand die höchste Arbeitslosigkeit und einen der niedrigsten Werte, was das Wirtschaftswachstum betrifft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eine dramatische Situation, auf die man nicht mit Schönfärben und mit netten Reden eingehen kann, sondern damit, dass man konkrete Maßnahmen setzt und politische Entschlüsse fasst für eine effizientere Wirtschaftspolitik. Das würden wir verlangen, und darum geht es heute. (Beifall bei der ÖVP.)
Eine Bemerkung, Herr Vizebürgermeister, darf ich Ihnen aber am Anfang nicht ersparen: Sie haben als Pressereferent agiert. Die letzte Bemerkung in dem, was Sie gesagt haben, war wirklich verunglückt, nämlich hinsichtlich dessen, was Sie über die Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks gesagt haben. Herr Vizebürgermeister, das liegt leider unter dem Niveau, das wir sonst von Ihnen immer wieder erleben. Ja, diese Bemerkung war verunglückt, und ich würde bitten, dass Sie sich diesbezüglich bei der Frau Bezirksvorsteherin entschuldigen.

Herr Vizebürgermeister! Kommen wir aber auf das Budget zurück, auf das Budget, das die in Zahlen gegossene Politik der Wiener SPÖ ist. Und da müssen wir feststellen, dass wir es bei einer Arbeitslosigkeit von immer noch fast 9 Prozent in dieser Stadt mit einer weitaus höheren Arbeitslosigkeit zu tun haben, als sie auf bundesweiter Ebene, mit rund 6 Prozent, festzustellen ist. Michael Häupl, Bürgermeister dieser Stadt, hat schon Recht gehabt, wenn er im „Standard" vor ein paar Monaten gesagt hat, dass „kein Mensch," - so wörtlich er – „mit Verlaub gesagt," - wieder weiter Michael Häupl im O-Ton – „die SPÖ wegen der Wirtschaftskompetenz wählt". - Dieses Budget zeigt: Der Bürgermeister hat mit diesem Satz Recht!

Herr Vizebürgermeister! Sie haben ein Budget vorgelegt, das die vorherigen lediglich weiterschreibt. Aber was ändert sich? – Teilweise sind sogar die Zitate die gleichen wie in den Vorjahren. Sie haben in den Presseerklärungen zuvor und auch heute wieder davon gesprochen, dass es mehr Einnahmen - das heißt, mehr Geld zu verteilen - gibt. Sie haben davon gesprochen, dass es mehr Investitionen gibt, weil es mehr Einnahmen gibt. Nur, wie sieht die Situation tatsächlich aus? Wie sieht das denn aus mit den viel bejubelten Mehreinnahmen? - Herr Vizebürgermeister, das ist nicht Ihr Verdienst, das ist nicht auf dem Mist der Wiener SPÖ gewachsen, sondern das ist das Ergebnis der Arbeitskraft der Österreicherinnen und Österreicher, der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.)
Wien bekommt daher mehr an Einnahmen aus dem Finanzausgleich. Das ist gut so. Aber da gibt es noch jemand anderen, dem man dafür Danke sagen muss, und das ist die Regierung Schüssel. Das habe ich vermisst. Das hat an dieser Stelle zu geschehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Und wie sieht es mit der von Ihnen dargestellten Rekordinvestitionsquote aus? - In Wirklichkeit sind das die Zahlen der Vorjahre, die weitergeschrieben werden. Beispielsweise auch bei den Bauinvestitionen: Das sind die gleiche Zahlen! Sie werden fortgeschrieben und jedes Mal mit neuen Worten besser bejubelt und schöner angefärbelt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie sieht denn das im Bundesländervergleich aus? Warum muss Wien die rote Laterne haben? Warum kann Wien nicht der Motor der Wirtschaft unseres Landes sein, so wie andere Metropolen, etwa München für Bayern oder Mailand für die Region? Wir vermissen hier die entsprechenden Schritte auch in diesem Budget. Wo sind sie? Die Investitionssumme, meine sehr geehrten Damen und Herren: wieder 56 Millionen EUR. Das stagniert, da hat sich nichts geändert.

Was weitergeht, das ist die Verschwendungspolitik der SPÖ. Man stelle sich nur vor, dass die Kosten für Inserate, die Wien so tätigt - das passt zwar zum Pressereferenten, der Finanz- und Wirtschaftsstadtrat ist -, 50 Prozent des Betrages ausmachen, den die gesamte Bundesregierung für das bundesweite Gebiet ausgibt, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wahrscheinlich wird der Herr Finanzstadtrat als Pressereferent des Bürgermeisters ein Lob dafür bekommen, dass er so viel ausgibt. Die Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler können darin aber keinen Grund für ein Lob finden, sondern müssen feststellen, dass mit ihrem Geld nicht entsprechend umgegangen wird. Das ist die Realität!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben einiges über den Arbeitsmarkt gehört, aber wo sind wirklich die Schritte, außer ein bisschen Kosmetik? Wäre es da nicht besser, sich an den Best-Practice-Beispielen zu orientieren, beispielsweise an Oberösterreich mit der niedrigsten Arbeitslosigkeit von unter 5 Prozent? Wenn man die Zeit des Michael Häupl als Bürgermeister betrachtet, so stellt man fest: Michael Häupl ist im Jahr 1994 bei etwas über 7 Prozent Arbeitslosigkeit gestartet. Es ist uns dann in der Zeit der Koalitionsregierung gelungen, dass die Arbeitslosigkeit gesunken ist – das ist auch bemerkenswert -, aber seit es wieder die Alleinregierung der SPÖ in dieser Stadt gibt, haben wir Arbeitslosenraten, die nicht weit entfernt von 10 Prozent sind.

Das ist leider normal. Es sollte aber vom Herrn Finanz- und Wirtschaftsstadtrat bemerkt werden - und es sollte gehandelt werden! Und das wäre notwendig: ein Ausflug nach Oberösterreich! Ich bin bereit, sogar aus eigener Tasche die entsprechenden Reisekosten zu übernehmen, wenn es dann auch entsprechende Wirkung zeigen würde. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenbemerkung von VBgm Dr Sepp Rieder.)
Herr Vizebürgermeister, wir können gerne darüber reden! Mir ist nichts zu teuer für mich selbst, was dazu beiträgt, dass die wirtschafts- und sozialpolitische Situation Wiens besser wird. Denn halten wir uns vor Augen: Es gäbe umgerechnet um 44 000 Arbeitslose weniger in Wien, wenn wir die oberösterreichischen Verhältnisse hätten! Da hätten wir nicht nur 44 000 Schicksale Arbeitsloser weniger, sondern hätten auch monetär mehr. Wir könnten Arbeitslosengeld im Ausmaß von fast 160 Millionen EUR für anderes einsparen, vielleicht, um zusätzliche Effekte zu erzielen, damit die Wirtschaft angekurbelt wird und der Arbeitsmarkt sich verbessert. Wir hätten im Bereich der Sozialhilfe ein Einsparungspotenzial von 143 Millionen EUR. Dabei rechne ich noch nicht ein, dass auch die Dauer der Arbeitslosigkeit in Oberösterreich deutlich niedriger ist als in Wien. Man stelle sich vor: In Wien liegt sie bei 147 Tagen, in Oberösterreich bei 95 Tagen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das wäre nicht nur menschlicher, sondern das wäre auch wirtschaftlich für diese Stadt besser! 

Und dann noch etwas - darauf sind Sie, Herr Vizebürgermeister, zu wenig eingegangen -: wie eigentlich Wien vom Bund profitiert. Rund die Hälfte des Budgets - das sind 52 Prozent - wird vom Bund finanziert. Das ist gut so, das ist richtig so. Dafür treten wir gerade auch als Wiener Volkspartei ein, und zwar gleichgültig, wer in der Bundesregierung das Sagen hat. Aber Sie sollten das auch sagen! Vielleicht geht Ihnen demnächst eine Möglichkeit zu sagen, warum etwas nicht so gut geht, ab, wenn Sie selbst in der Regierung vertreten sind. Aber Sie sollten die Zeit nützen, nicht um nachzudenken, wie es neue Ausreden gibt, sondern eher, um nachzudenken, wie mehr für die Wienerinnen und Wiener geschehen kann.

Wie mehr für die Wirtschaftsförderung geschehen kann, wie mehr beispielsweise für die Nahversorgung geschehen kann, wie die wirtschaftliche Situation besser gestaltet werden könnte, und wie dadurch die Arbeitslosigkeit zurückgehen könnte. Herr Vizebürgermeister, das wäre eigentlich ein guter Ansatz für die nächsten Wochen und Monate, das wäre eine gute Möglichkeit, dass für diese Stadt mehr geschieht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben darauf hingewiesen, wie die Stadtstaaten in Deutschland überschuldet sind. Da haben Sie völlig Recht, Sie haben aber nur ein Zitat nicht dazu gesagt, das der Wiener Bürgermeister in einem Interview mit der in Hamburg gedruckten „Die Zeit" völlig richtig verwendet hat. Er hat nämlich ganz klar und deutlich gesagt, dass die Bundesländer und die Gemeinden in Österreich weitaus besser vom Bund behandelt werden – das war noch zu Zeiten der Regierung Schröder, in den letzten Wochen der Regierung Schröder in Deutschland - und hat damit gemeint, dass es unter Bundeskanzler Schüssel den Städten und Gemeinden in Österreich weitaus besser gegangen ist als unter Bundeskanzler Schröder in Deutschland. Auch das ist gut so, aber das sollte für die Zukunft auch ein Auftrag sein, ein Auftrag, danach zu trachten, wenn es einen sozialdemokratischen Bundeskanzler gibt, dass dieser auch genau darauf achtet, dass Wien nicht zu kurz kommt und dass nicht aus falsch verstandener Parteiloyalität das vergessen wird, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben es hier mit einem Budget zu tun, das, wie gesagt, kein schuldenfreies Budget ist, wie das etwa in Oberösterreich seit 2002 der Fall ist, wie das in der ÖIAG seit 2005 ist, sondern in Wien haben wir immerhin 3 Milliarden EUR Schulden. Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder darüber diskutiert, dass hier einiges verloren gegangen ist. Ich habe mir in der Vorbereitung zu diesem Budget die Budgetdebatte von vor etwa zehn Jahren durchgelesen, und leider hat die Wiener Volkspartei Recht behalten. Denn damals ist es darum gegangen, dass die Wiener SPÖ mutwillig, ja mutwillig, aus parteipolitischem Kalkül die CA an die Bank Austria gegeben hat, und wir wissen heute, zehn Jahre später, wie viel Geld hier versenkt wurde und wie das zum Nachteil des Wiener Steuerzahlers erfolgt ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben es aber noch mit einem zweiten Phänomen bei diesem Budget zu tun, nämlich nicht nur mit einer, bestenfalls schön gefärbten, aber allgemein schlechten Wirtschaftslage, sondern wir haben es auch damit zu tun, dass es Gebührenerhöhungen gibt, die ausschließlich zum Stopfen von Budgetlöchern dienen. Zum Stopfen von Budgetlöchern, obwohl Gebühren ja eine völlig andere Aufgabe hätten. Gebühren sind dazu da, einen Verwaltungsaufwand abzudecken. 

Und wie sieht die Situation aus? Wir haben eine Gebührenerhöhung bei Abwasser um 28 Prozent, bei Müll um 19,5 Prozent, beim Rundfunk um 35 Prozent, bei Gas um 17 Prozent, bei Strom um 5 Prozent. 

Und wie schaut die Überdeckung für das nächste Jahr aus? Wassergebühr 105,36 Prozent, das ist ein Körberlgeld von 7,33 Millionen EUR, Abwassergebühr 109,06 Prozent, ein Körberlgeld von 15,83 Millio-
nen EUR, Müllabfuhrabgabe 111,16 Prozent, ein Körberlgeld von 21,01 Millionen EUR. Das sind insgesamt fast 45 Millionen EUR, die Sie sich, Herr Finanzstadtrat, nur so unter den Nagel gerissen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist nicht die Art und Weise, wie die Stadt Einnahmen erzielen sollte, das ist nicht die Art und Weise, wie man hier in dieser Stadt wirtschaften sollte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es geht leider weiter mit Strom und Gas. Hier erwarten uns ja mit den Stromerhöhungen für Februar und März, die erst zu verdauen sind, entsprechende Auswirkungen letztlich auch für die Mieterinnen und Mieter. Und damit sieht man, wie hier mit den Wiener Steuerzahlerinnen und Wiener Steuerzahlern umgegangen wird.

Ein Thema, Herr Vizebürgermeister, das ich in keiner Budgetrede auslassen kann, ist auch die Situation der Wiener Stadtwerke, insbesondere im Energiebereich. Ich glaube, dass es den Unternehmen gut täte, so wie in allen anderen Bundesländern, auch den sozialdemokratisch regierten, dass hier ein Teil privatisiert wird. Privatisiert wird, von Wien Energie angefangen, so wie das auch in anderen Bereichen der Fall ist, dass man natürlich mehrheitlich Eigentümer bleibt, aber ein börsenotiertes Unternehmen ist doch effizienter. Das ist keine Frage, da fragen Sie Ihre Kollegen auch in den anderen Bundesländern, in denen die SPÖ das Sagen hat, und das wird auch auf der Bundesebene von der SPÖ so gesehen. Und daher stellen wir, und zwar mein Kollege Fritz Aichinger und ich, einen Beschlussantrag, dass der zuständige Stadtrat für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke ein Konzept für die Teilprivatisierung der Wien Energie, vorzugsweise über die Börse, erarbeiten und prüfen und das Ergebnis den zuständigen Gremien des Wiener Gemeinderates vorlegen möge. Formell wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Vizebürgermeister, wir haben viele andere Bereiche, wo Kosten gespart werden könnten. Ich sage jetzt nur die Kostenoptimierungspotenziale beispielsweise im KAV. Hier verweise ich nur auf die Hinweise Ihres Bundesparteivorsitzenden Alfred Gusenbauer, der hier sehr wohl Einsparungspotenziale sieht. Bitte, konsultieren Sie ihn, Sie werden darin bestärkt werden, das zu tun, was wir seit Jahren verlangen, nämlich, dass man bei gleichbleibender Qualität, oder sogar steigender Qualität mit entsprechender Effizienz, wie das etwa die Frau Hofmacher, die ja auch eine Expertin der SPÖ ist, und die bei der SPÖ-Neujahrskonferenz am 11.1.2002 über das Thema zukunftsfähige Gesundheitspolitik klar gesagt hat, die Situation wäre tatsächlich viel effizienter darzustellen.

Und da möchte ich, Herr Vizebürgermeister, noch einen Punkt ansprechen, der Sie betrifft, nämlich die Situation der Verwaltungsreform. Da möchte ich Ihnen höchstpersönlich überhaupt nichts Böses unterstellen, im Gegenteil, wir haben Sie hier auch als jemanden erlebt, der sich vorstellen kann, dass man Strukturen verbessern könnte. Sie haben zu Recht um die letzte Jahreswende laut darüber nachgedacht, dass man Ausgliederungen vornehmen sollte, und Sie könnten sich vorstellen, so haben Sie gesagt, über eine Verselbstständigung im Unternehmensbereich, im Bereich der Entsorgung, zu diskutieren. 

Im Versorgungsbereich haben wir ja das bei den 
Energiebetrieben getan, und Sie haben hier gemeint, dass man das auch für den Entsorgungsbereich tun sollte. Sie sind aber nach wenigen Stunden bereits von anderen Stadträten und vom Herrn Bürgermeister im Regen stehen gelassen worden. 

Herr Vizebürgermeister, ich kann Ihnen versichern, dass wir Ihnen als Wiener Volkspartei, der es vor allem darum geht, dass in dieser Stadt möglichst effizient verwaltet wird, damit wir die wirtschaftlichen und sozialen Probleme dieser Stadt besser in den Griff bekommen, jede Unterstützung geben werden, damit Sie hier fortfahren können.

Und ich stelle daher wieder mit meinem Kollegen Fritz Aichinger den Beschlussantrag, dass die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung ein gemeinsames Konzept betreffend mögliche Ausgliederungen im Magistrat erarbeiten und den zuständigen Gremien des Wiener Gemeinderates vorlegen mögen. Auch dieser soll formell der sofortigen Abstimmung zugeführt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Vizebürgermeister, wir haben noch Gelegenheit, und zwar dadurch, dass unsere Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks darstellt, was in Richtung Dezentralisierung besser in dieser Stadt, besser für die Bürgerinnen und Bürger geschehen sollte. 

Wir glauben, dass das System des An-der-kurzen-Leine-Haltens der Bezirke, wie das von der Zentrale dieser Stadt geschieht, nicht der richtige Weg ist und wir meinen daher, dass es gut und richtig wäre, dass man einen Finanzausgleich mit den Bezirken durchführt. Die Zahlen zeigen ja ganz deutlich, dass die Bezirksbudgets nicht einmal valorisiert worden sind. Wir liegen dort, wo wir vor etlichen Jahren gelegen sind, und ich brauche dazu nicht allein die Inflationsrate herzunehmen. Das heißt, wir brauchen hier eine Erhöhung der Bezirksbudgets durch die Stadt Wien im Rahmen eines Wiener Finanzausgleichs und entsprechend verlangen das mein Kollege Aichinger und ich in einem Antrag, dass sich der Wiener Gemeinderat in Sinne der Dezentralisierung und der Erhaltung beziehungsweise des Ausbaues bürgernaher Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen für eine signifikante Erhöhung der Bezirksbudgetmittel durch die Stadt Wien ausspricht, die zumindest den Kosten und Preissteigerungen entspricht und auch dem, was die Bezirke an Mehr zu erledigen haben. Auch hier wird wieder die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Thema, auf das ich bei einer Budgetdebatte nur ganz kurz eingehen möchte, aber das wir nicht vergessen sollten, ist das Thema Demokratie. Wir haben vor fünf Jahren eine gemeinsame Initiative aller hier im Haus vertretenen Parteien unternommen, nämlich einen gemeinsamen Brief an den Nationalrat hinsichtlich eines Briefwahlsystems zu verfassen. Daher unser Beschlussantrag, den meine Kollegen Wolfgang Ulm und Karin Praniess-Kastner mit mir hier einbringen: Schaffung eines echten Briefwahlrechts auf nationaler sowie Wiener Gemeinderats- und Bezirksvertretungsebene. Ich glaube, dass der Wahlabend des letzten Jahres mit der niedrigen Wahlbeteiligung für uns alle ein Hinweis ist, dass hier von uns allen diese Forderung rasch durchzusetzen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben hier noch auf vieles hinzuweisen, und meine Kolleginnen und Kollegen werden das auch in den folgenden beiden Tagen tun, aber ein besonderes Thema für die Wiener Volkspartei ist auch die Pflichtschulsanierung. Hier fehlen die Mittel. Wir wissen, dass es 50 Schulstandorte in Wien gibt, die generalsaniert werden müssen. Hier besteht ein rascher Handlungsbedarf, und auch das ist ein Thema, auf das wir in diesen beiden Tagen nicht nur hinweisen, sondern um das es ganz wesentlich geht, weil es für den Bildungsauftrag in dieser Stadt, der von dieser Regierung zu leisten wäre, sehr wichtig ist. Hier müsste rasch gehandelt werden. 

Herr Vizebürgermeister, es ist Ihr letztes Budget. Es ist das letzte Budget, das Sie vorlegen werden, wie Sie uns gesagt haben. Sie sind leider um die Rahmenbedingungen, die Ihnen die Wiener SPÖ setzt, nicht herumgekommen. Überall dort, wo Sie auch Ideen für Erneuerungen gehabt haben, sind Sie von den eigenen Leuten gebremst worden. Wir vermissen die Strukturreformen, Ansätze dazu hat es ja gerade in der Zeit, in der wir mit Ihnen in Koalition waren, gegeben. Aber so ist es ein Budget, das fortschreibt, das keine neuen Impulse setzt, und vor allem mit einem Thema nicht fertig wird, das uns alle am meisten betroffen macht, weil es für die Schicksale in dieser Stadt das Schlimmste ist, nämlich die Arbeitslosigkeit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das wäre für uns alle ein Auftrag für eine andere, eine bessere Wirtschaftspolitik für diese Stadt. Da wir eine solche aus diesem Budget nicht ableiten können, müssen wir dieses Budget ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Klubobmann Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es gibt sogar einen Satz meines Vorredners, dem man durchaus zustimmen kann: Eine Stadt lebt nicht von Schönfärberei, sondern sie lebt natürlich von einer vernünftigen Finanzplanung, einer vernünftigen Budgetpolitik, einer vernünftigen Wirtschafts- und Sozialpolitik, um nur ein paar Bereiche zu erwähnen. Und es mutet da schon ein wenig skurril an, wenn Kollege Tschirf in seiner Rede nicht nur dem Finanzstadtrat vorwirft, er sei Pressereferent, ich habe eher das Gefühl gehabt, es war sein Bewerbungsschreiben für den Bundespressedienst einer vergangenen Bundesregierung. Es war sein Bewerbungsschreiben vielleicht auch für die Nachfolge von Herrn Lopatka, nachdem der so grandios gescheitert ist. Ich weiß es nicht ganz genau, denn was wir hier gehört haben, war ja teilweise an Skurrilität nicht zu überbieten. 

Und ich fange beim Banalsten an: Dass heute hier ein Antrag eingereicht wird zum Briefwahlrecht, den wir schon einmal als einstimmigen Antrag beschlossen haben, der seit fünf Jahren vor dieser Bundesregierung, in der Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen von der VP die Hauptverantwortung gehabt haben, liegt und nicht umgesetzt wurde, dass dieser Antrag heute wieder hier eingebracht wird, zeigt ja schon, wie ernst die Wiener ÖVP zumindest in diesem Punkt in dieser Bundesregierung genommen wird, wenn ein Antrag, den sie selber mit eingebracht hat und der sich an ihre Regierung gerichtet hat, die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, nicht umgesetzt wurde. 

Tatsache ist, es ist hier ein gemeinsamer Antrag gestellt worden, Sie haben keine Initiative unternommen, und wie so oft wurden Sie einfach von Ihren Kolleginnen und Kollegen auf der Bundesebene im Stich gelassen. So ist das, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es ließe sich vieles mehr sagen. Es ist hier von dieser Einnahmenflut dank der hervorragenden Politik des noch, aber nicht mehr lange, Bundeskanzlers Schüssel gesprochen worden. Auch dazu ein offenes Wort, weil die Bezirksbudgets angesprochen wurden: Es dürfte Ihnen entgangen sein, gerade diese Bezirksbudgets orientieren sich nicht unmaßgeblich an der Einnahmensituation auch der Stadt, und wenn es hier einfach weniger Mittel auf der Bezirksebene gibt, dann durchaus auch deshalb, weil eben der Einnahmensituation das eine oder andere gefehlt hat. Wir haben hier einen klaren Aufteilungsschlüssel, er orientiert sich nach den Einnahmen der Stadt. Die waren, dank Ihrer katastrophalen Politik, nicht so gut, wie wir sie uns alle gerne erwünscht und erwartet hätten. Und das ist das Problem, mit dem wir gemeinsam hier umzugehen haben. Das war Ihr Versagen, Kollege Tschirf, und das Ihrer Kollegen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es ist natürlich auch heute wieder sehr viel gesagt worden, es sind viele Prognosen erstellt worden, wie sich Wien dank dieses Budgets entwickeln wird, und was im nächsten Jahr stattfinden wird. Und es ist natürlich immer sehr schwierig, solche Blicke in die Zukunft zu werfen, es gibt düstere Prognosen. Wir haben ja immer wieder solche Prognosen-Hochkonjunkturen und vor allem dann, wenn es schlechte Prognosen sind, hat das natürlich einen gewissen News-Wert. Und es ist relativ schwierig, solchen sehr negativen Prognosen immer konkret entgegenzuwirken. Es würde ja auch heißen, man müsste tatsächlich in die Zukunft sehen können. Ich kann es nicht wirklich, daher kann ich nur durchaus empfehlen, vielleicht einmal einen Sprung in die Vergangenheit zu machen, um sich ein wenig anzusehen, was tatsächlich mit den Prognosen passiert ist, die bei den letzten Budgetdebatten oder auch Rechnungsabschlussdebatten hier vom Rednerpult aus getätigt wurden: Was nicht alles an Einsparungsmaßnahmen stattfinden wird müssen, was nicht alles an Leistungseinschränkungen in dieser Stadt kommen wird müssen auf Basis des vorgelegten Budgets und vieles mehr. 

Und wenn man sich das ansieht, dann wird man feststellen können, dass zwischen diesen Ankündigungen, diesen Weissagungen, diesen Prognosen und der eingetroffenen Realität, meine Damen und Herren, immer wieder ein riesengroßes Loch geklafft hat. Man kann durchaus auch zu dem Schluss kommen, dass alles, was hier immer wieder von den Oppositionsparteien in den vergangenen Jahren, vor allem auch in Budgetdebatten, an Schlechtem der Stadt prophezeit wurde, nicht eingetreten ist. 

Und da gibt es unzählige Beispiele dafür. Ich erinnere daran, es war Kollege Strache, der vorausgesagt hat, dass im kommenden Budget für den Bereich der Spitzenmedizin, der medizinischen Versorgung in Wien, weniger Geld zur Verfügung stehen werde, es werde die Finanzierungsmittel für die Aufrechterhaltung des medizinischen Standards in Wien nicht mehr geben. Schauen wir es uns an, schauen wir uns an, welches Budget heute vorgelegt wurde, schauen wir uns die konkreten Zahlen an. Tatsache ist, dass die Stadt ihre diesbezüglichen Aufwendungen laufend erhöht hat, nachzulesen im letzten Rechnungsabschluss und auch nachzulesen in diesem Budget, wo der Spitzenmedizin zusätzlich 72 Millionen EUR oder 5,5 Prozent mehr - es ist ja schon gesagt worden - zur Verfügung stehen werden. 

Eine Prognose, vorhergesagt, nicht eingetroffen. 
Ebenso wie die Prognose des Kollegen Strache, in der er gesagt hat, dass es zu einer Erweiterung der Haftungskreise im Bereich der Pflege in Wien kommen wird, die Verwandten werden mit ihrem Einkommen für die Kosten ihrer Angehörigen geradestehen müssen. Wien ist hingegen nach wie vor eines der wenigen Bundesländer, das auf einen Regress verzichtet, nach wie vor eines jener Bundesländer, das den sozialen Standard hochhält, und darauf sind wir auch stolz, meine Damen und Herren.

Es ist auch keine Frage, dass sich die Ankündigung - ebenfalls des Kollegen Strache in der letzten Budgetdebatte -, dass es zu einer weiteren Erhöhung des Spitalskostenbeitrags im Laufe des Jahres 2006 kommen wird, als warme Luft entpuppt hat. Man ist auch daneben gelegen in der Ankündigung - und da war der Kollege Strache nicht allein, sondern er wurde auch von den anderen Klubobleuten unterstützt -, es werde zu einem Sinken der Investitionsquote kommen. Schauen wir uns an, wie sich die Investitionsquote im Rechnungsabschluss entwickelt hat, sehen wir uns an, wie sich die Investitionsquote im vorgelegten Budget entwickelt: 15 Prozent, ein Wert, den wir in dieser Stadt nicht hatten, sondern ganz im Gegenteil, wir verzeichnen sowohl im Bereich der absoluten Zahlen als auch im Bereich der Investitionsquote - und die ist natürlich ein wesentlicher Gradmesser dafür - eine Rekordinvestition, und auch die Gesamtinvestitionen erhöhen sich um 13,9 Prozent. 

Einmal mehr vorhergesagt und nicht eingetroffen, und zwar nicht eingetroffen, weil die sozialdemokratische Politik hohe Investitionen in der Stadt und große soziale Sicherheit bedeutet. Und auf das vertrauen die Menschen in dieser Stadt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ) 

Vielleicht ein paar Worte zum Bereich der Arbeitsmarktpolitik. Da hat die FPÖ von Taschenspielertricks gesprochen und hat immer wieder gesagt, wie sich die Zahlen entwickeln werden. Wir in Wien haben tatsächlich immer entsprechende Geldmittel in die Hand genommen. Wir tun das trotz einer konjunkturellen Erholung in diesem Jahr mit dem vorgelegten Budget in einem sehr bedeutenden Ausmaß. Alle anderen Bundesländer könnten sich hier durchaus ein Scheibchen abschneiden, und wir zählen vor allem auch die Erfolge dieser eingesetzten Mittel. Sehen wir es uns an: Wien war 2005 das einzige Bundesland mit zurückgegangenen Arbeitslosigkeitszahlen, und wir haben vor allem mit den Beiträgen, mit den Investitionen und mit den Maßnahmen der Stadt dazu beigetragen, dass es hier zu einem Zeitpunkt zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit in Wien gekommen ist, als in ganz Österreich die Arbeitslosigkeit noch gestiegen ist. Darauf sind wir stolz, und das lassen wir uns auch nicht schlecht reden, Kollege Schock. (Beifall bei der SPÖ.) 
Man kann es auch bei den Lehrlingen sehen. Nur im unmittelbarsten Bereich, durch neben den Zielen zusätzlich eingesetzte Mittel, die Wien in die Hand genommen hat, um hier tatsächliche effiziente Maßnahmen für den Arbeitsmarkt in Wien zu setzen, hat Wien auch selbst im Bereich ihrer Verwaltung und ihrer Unternehmen diese Verantwortung wahrgenommen. 

Was ist auf Bundesebene passiert? Lehrlingskontingente wurden zurückgefahren. In Wien haben wir die Lehrlingskontingente erhöht, im vergangenen Jahr um 400 zusätzliche Lehrlinge in dieser Stadt. Das lassen wir uns nicht schlecht reden, das haben wir nicht notwendig und ich glaube, die Maßnahmen zeigen, wir haben hier gute Politik geleistet, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Sie brauchen noch ein Seminar beim VBgm Rieder!) 

Nein, ich brauche das Seminar mit Sicherheit nicht, weil man es tatsächlich ablesen kann. Wenn in ganz Österreich die Arbeitslosigkeit erst seit dem Sommer gesunken ist und in Wien bereits 2005 das ganze Jahr über sinkende Arbeitsmarktzahlen zu sehen sind, dann zeigt es die Leistungen dieser Stadtverwaltung, die Leistungen des Wirtschafts- und Finanzstadtrates, meine Damen und Herren, und vor allem auch die Instrumentarien, die wir in Wien geschaffen haben und die alle anderen Bundesländer ja noch gar nicht haben. Sie wären froh, wenn sie einen WAFF hätten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – GR DDr Eduard Schock: Das sind Jobs, die nicht einmal eine Krankenversicherung oder Pensionsversicherung haben, und Sie sind stolz darauf, solche Jobs zu haben!) 

Aber es gibt ja durchaus noch einige andere Dinge. Ich glaube schon, dass Ihnen das unangenehm ist, wenn man nachgewiesen bekommt, wie falsch man mit seinen Prognosen gelegen ist, und es war ja heute schon wieder einmal eine ein bisschen skurrile PR-Veranstaltung des Kollegen Tschirf, wenn man sich vor Augen führt, wie daneben er mit seiner Annahme gelegen ist, dass in Wien mit seinem Budget zu wenig Impulse für das Wirtschaftswachstum und für eine niedrigere Arbeitslosenrate gesetzt werden und Wien deshalb - und er hat es damals wörtlich so gesagt, aber die Österreicherinnen und Österreicher und speziell die Wienerinnen und Wiener haben das schon damals nicht geglaubt - den Bund aushungere. Das hat er damals gesagt. Also, das hat er sich heute nicht mehr getraut, in den Mund zu nehmen. 

Nichtsdestotrotz hätten eigentlich - und ich warte immer noch, dass so ein bisschen die Unzufriedenheit mit dem Entscheid der Wählerinnen und Wähler durchkommt und dass gesagt wird - die Österreicherinnen und Österreicher und im Speziellen die Wienerinnen und Wiener hätten dafür die Welle machen müssen. Sie haben es bei der Wahl nicht getan, weil sie natürlich dieser Argumentation nicht auf den Leim gegangen sind. 

Gerade Wien war es, das mit tatsächlichen Rekordinvestitionen, aber auch mit einem durchaus beachtenswerten Wirtschaftswachstum einen hohen gesamtwirtschaftlichen Beitrag für die österreichische Volkswirtschaft im vergangenen Jahr geleistet hat und auch in den kommenden Jahren leisten wird, und es trägt letztendlich mit 215 000 Einpendler-Arbeitsplätzen nicht unmaßgeblich dazu bei, die Arbeitsmarktsituation in den benachbarten Bundesländern zu entschärfen. Das muss man nur fairerweise dazusagen, wenn Sie hier mit Ihren Vergleichszahlen operieren. Schauen Sie sich die Zahlen in Niederösterreich an, schauen Sie sich an, wie viele Menschen in Wien einen Arbeitsplatz haben, weil sie in Niederösterreich keinen finden, und Sie werden rasch zu einem anderen Urteil über die Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt kommen, Kollege Tschirf. 

Da geht es nicht um Jubelmeldungen, sondern da geht es schlicht und ergreifend immer wieder um Zahlen, Daten und Fakten und um den Nachweis, ob Konzepte, die man in einer Stadt umsetzen will, tatsächlich auch greifen. Und ich glaube, wir können zu Recht sagen, sie greifen.

Wenn hier vom Unverständnis gesprochen wird - und das ist ja heute vom Kollegen Tschirf auch gekommen - warum die Menschen nicht die Welle machen, wo Wien so viel Geld vom Bund bekommt, und die Hälfte der Einnahmen kommen von dort, dann muss man nur dazu sagen, über 40 Prozent des gesamten österreichweiten Steuertopfes werden in Wien erwirtschaftet, und wir zahlen wesentlich mehr in diesen Steuertopf ein, als wir zurückbekommen. Das ist die Leistung der Wienerinnen und Wiener und nicht die Leistung von Wolfgang Schüssel, wie Sie es hier gesagt haben, Kollege Tschirf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Wien trägt vor allem auch noch mit seinem Budgetüberschuss zu mehr als einem Fünftel der Bundesländerüberschüsse im Budget bei und entlastet damit nicht unmaßgeblich natürlich auch das weiterhin auf einem Schuldenkurs fahrende Bundesbudget. Wir stehen zu dieser Verantwortung - weil da in den letzten Tagen immer soviel von „Verträge müssen eingehalten werden" gesprochen wird: Wir stehen zu dieser Verantwortung. Nur sollte man fairerweise dazusagen, wenn man sich hier mit einer finanzpolitischen Schelte ans Rednerpult stellt, Kollege Tschirf, was Wien, die Wienerinnen und Wiener, zu diesem gesamten Haushalt Österreichs letztendlich auch beitragen. 

Das sind nur ein paar Punkte, die meiner Ansicht nach durchaus belegen, wie falsch die Ankündigungen damals waren und ich traue mich, die Prognose wirklich zu stellen - und der Schluss ist auch zulässig - es wird auch diesmal so sein. Denn zweifelsohne zeigt dieses Budget einfach, wir wollen, und es wird sich im laufenden Jahr einmal mehr beweisen, wir werden mit diesem Budget letztendlich die hohe soziale und die hohe Lebensqualität in Wien weiterhin aufrechterhalten, und gleichzeitig werden wir mit diesem Budget die wirtschaftlichen und finanziellen Grundlagen für diesen Wohlstand auch sichern. Den Unternehmen muss auf der einen Seite ein attraktives Umfeld geschaffen werden - da ist ja sehr viel auch vom Herrn Finanzstadtrat bereits gesagt worden -, es muss aber auch den Menschen ein möglichst großes, attraktives Angebot an interessanten und zukunftsorientierten Arbeitsplätzen geboten werden, und die Menschen müssen vor allem auch auf die sozialen Hilfestellungen der Stadt vertrauen können, wenn sie erforderlich sind. Und das, meine ich, wird mit diesem Budget auch möglich gemacht. 

Zusätzliche Mittel für den Gesundheits- und Sozialbereich, zusätzliche Mittel für den Arbeitsmarkt und wirtschaftspolitischen Bereich, das sind natürlich wichtige Eckpunkte, die das auch sicherstellen sollen. Es ist keine Frage, es ist dies keine leichte Aufgabe. Keine leichte Aufgabe nicht zuletzt deshalb, weil öffentliche Haushalte immer stärker unter einem gewissen Spardruck stehen und den Druck einer erhöhten Sparsamkeit auch tatsächlich zu erleiden haben. Die budgetären Vorgaben einer europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, die Sparpolitik, mit der wir in den letzten Jahren konfrontiert waren, die stagnierenden Steuer- und Abgabenleistungen einerseits und steigende Aufwendungen, vor allem für diesen, uns Sozialdemokraten so wichtigen Gesundheits- und Sozialbereich, andererseits haben die finanziellen Spielräume eingeengt, und sie haben es daher notwendig gemacht, sehr sorgfältig zu planen, sehr sorgfältig zu budgetieren. So wie wir es in der Vergangenheit getan haben, werden wir das auch diesmal so tun. 

Und es darf schon, glaube ich - und das werden die Diskussionen in den Spezialdebatten zu den einzelnen Themenfeldern ja noch zeigen - zu Beginn auch festgestellt werden, dass der Budgetvoranschlag für 2007 zweifelsohne diesen Spagat schafft. Er kann das hohe Investitionsniveau sicherstellen und für die Zukunft absichern, auch die entsprechenden Förderungen für die Zukunft sicherstellen, und dieses Budget kann letztendlich auch die notwendigen Leistungen im Sozial- und Gesundheitswesen garantieren. Eben durch zusätzlich eingesetzte Mittel, aber auch durch mehr Personal. 

Keine Frage, auch uns haben Wartezeiten in den Sozialreferaten tatsächlich beschäftigt, das ist überhaupt keine Frage. Wer soll froh darüber sein? Nur, die Ursachen muss man dafür auch schon immer bekämpfen, denn zusätzliches Personal, das wir immer in der Stadt zur Verfügung gestellt haben und auch jetzt bereits wieder in den entsprechenden Einschulungen dafür haben, konnte nicht immer mit den dynamischen Entwicklungen auf diesem Bereich Schritt halten, gar keine Frage. 

Wesentlich für uns ist, dass die Menschen dort in Zukunft gut betreut werden. Die Voraussetzungen werden letztendlich auch mit diesem Budget sichergestellt, und darauf sind wir auch stolz meine Damen und Herren. 

Und wenn hier die Investitionen der Stadt angesprochen werden, möchte ich nur die entsprechenden Eckzahlen noch einmal in Erinnerung rufen: Über 2 Milliarden EUR, die wir im kommenden Jahr einsetzen werden. Noch einmal auch hier der Vergleich immer wieder - soviel an den Bundespressereferenten Tschirf - es sind diese 2 Milliarden ein sehr hoher Betrag, wenn man sich anschaut, dass der Bund und seine Unternehmen in ganz Österreich 3,5 Milliarden investieren. Also nicht einmal das Doppelte in dem Bereich eines vielfach höheren Budgets. Da sieht man einfach, wo tatsächlich Versäumnisse in der Vergangenheit auch gelegen sind, und warum sich eben Arbeitsmarktzahlen so desaströs in Gesamtösterreich entwickelt haben. 

Und schauen Sie sich durchaus auch die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den heute genannten Vergleichsbundesländern an. Auch diese Bundesländer haben unter dieser Sparpolitik gelitten und es bleibt nur zu hoffen, dass es endlich wieder zu einer wirklichen Wirtschaftspolitik und zu einer aktiven Arbeitsmarktpolitik in diesem Land kommt. Das erhoffen sich die Wienerinnen und Wiener, und das Wahlergebnis hat es gezeigt, das erhoffen sich auch alle Österreicherinnen und Österreicher, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und obwohl wir derzeit mit einer konjunkturellen Erholung konfrontiert sind, obwohl es diese Silberstreifen am Horizont gibt, bleiben wir bei den Investitionen so hoch, denn allzu oft haben sich die Wirtschaftsforscher verschätzt, allzu oft haben sich die Schönfärbeprognosen, die wir von einem Noch-Finanzminister erhalten haben, in Luft aufgelöst, und deshalb budgetieren wir vorsichtig. Und es wird ja auch für 2008 bereits wieder ein Rückgang der Wachstumsraten vorausgesagt. Aus diesem Grund erhöhen wir sogar noch die Investitionen, um hier die entsprechenden Impulse 2007 mit einer Rekordinvestitionsquote von 15 Prozent zu erreichen. Und wir budgetieren auf der sicheren Seite und ich meine, wir setzen mit diesem Budget die Prioritäten richtig. Wir werden für Wien weiterhin stabile Rahmenbedingungen für Wirtschaft und Beschäftigung garantieren, und das wird mit diesem Budget sichergestellt. 

Unsere Wirtschaftspolitik hat - und ich habe es hier bereits in der Einleitung erwähnt - bereits positive Auswirkungen gerade auch im Segment des Arbeitsmarktes gezeitigt. Denn selbst wenn man die von Kollegen Strache damals so titulierten Taschenspielertricks in Betracht zieht und sagt, wie viele Menschen befinden sich in Schulungen und Qualifizierungskursen, und das sind Kurse, zu denen wir uns auch bekennen, da geht es nicht um ein Verstecken, da geht es darum, tatsächlich Qualifikation zu schaffen, aber selbst wenn man diese Personen herausrechnet, wird man feststellen können, es ist die Arbeitslosigkeit in Wien gesunken, nicht zuletzt durch einen nicht unwesentlichen Anteil des Wiener Budgets, der hierfür eingesetzt wurde. 

Die Mittel für die Arbeitsmarktförderung, also die Höherqualifikation, werden im kommenden Jahr dennoch doppelt so hoch bleiben als es noch vor wenigen Jahren der Fall war. Dies gerade deshalb, weil wir wissen, man darf dort nicht nachlassen, sondern man muss diese Impulse auch für die Zukunft sicherstellen. Die Öffnung Osteuropas, die Globalisierung, natürlich auch die neuen Informations- und Kommunikationsmedien, haben die Arbeitwelt dramatisch verändert und darauf reagieren wir mit diesem Budget ganz besonders. Es sind schon die Schlagworte angesprochen worden: Mediencluster, Technologieoffensive, Forschungsoffensive. Das bringt aber auch natürlich Veränderungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit sich und hier bieten wir die Chance der Qualifikation in dieser Stadt durch die eingesetzten Budgetmittel und darauf, meine Damen und Herren, sind wir stolz, genauso, wie wir stolz sind, dass Wien den waff tatsächlich hat. Ich bin sehr froh darüber, dass das Budget dort diesmal wieder einstimmig beschlossen wurde. Also ist vielleicht doch ein wenig Einsicht eingekehrt, dass die Maßnahmen des waff die richtigen sind, nachdem es ja da doch in den letzten Jahren immer wieder seitens der ÖVP zu besonderer Kritik gekommen ist. Sie haben sich scheinbar doch überzeugen lassen, die Maßnahmen, die gesetzt werden, sind richtig und auch die Maßnahmen, die in die Zukunft gerichtet sind, sind die richtigen und ich bin darüber sehr froh. 

Wien zeichnet sich seit Jahrzehnten dadurch aus, dass es nicht nur interessante wirtschaftliche und berufliche Perspektiven gibt, sondern eben auch soziale Qualität und Sicherheit. Und die Menschen vertrauen auf diese soziale Qualität und Sicherheit, und das haben die letzten Entscheidungen immer wieder gezeigt. 

Sie können darauf vertrauen und sie werden es mit diesem Budget auch in der Zukunft tun können, dass ihnen dann geholfen wird, wenn sie es notwendig haben, dass ihnen dort geholfen wird, wo niemand hilft, dass ihnen die Stadt mit den entsprechenden Budgetmitteln zur Verfügung steht. Und das reicht von einem außerordentlich großen Angebot an qualitätsvollen und leistbaren Wohnungen, bedarfsorientierten Kinderbetreuungseinrichtungen, guten Schulen, den schon angesprochenen Spitzenspitälern und allen weiteren Sozialleistungen. 

Und wenn Kollege Schock hier davon gesprochen hat, wir haben uns vom sozialen Wohnbau verabschiedet. Also schauen wir es uns doch an: 5 500 Wohnungen, die jährlich mit Mitteln der Wohnbauförderung errichtet werden, darunter auch maßgebliche neue Förderungsmodelle im Bereich des Eigenmittelersatzdarlehens, (GR DDr Eduard Schock: Wie viele Gemeindewohnungen sind da dabei?), auch im Bereich der eigenmittelfreien Wohnungen, Stichwort Superförderung. (GR DDr Eduard Schock: Wie viele Gemeindewohnungen sind da dabei?) Wie viele Hunderte und Tausende Wohnungen, gerade auch auf dem Gemeindebausektor, sind jetzt leichter zugänglich für junge Menschen durch die Jungfamilienvormerkung. (GR DDr Eduard Schock: Haben Sie das gebaut, keine einzige Gemeindewohnung bauen Sie damit!) Dass hier junge Menschen die Möglichkeit haben, einen zusätzlichen Wohnraum zu bekommen, das zeigt gerade im Bereich des sozialen Wohnbaus, worauf sich Wien von niemandem etwas vormachen lassen muss. Wien ist hier Spitzenreiter, Wien wird so bleiben und Wien nimmt die Verantwortung mit diesem Budget auch wahr, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es wird - trotz aller Sparsamkeit - notwendig sein, steigende Ausgaben auch für den Bereich Gesundheit und Soziales vorzusehen, denn wenn man die Gesundheit der Menschen ernst nimmt, dann ist es ja gar keine Frage, dann kann man in diesem Bereich nicht sparen. Und wer den Zugang der Menschen zu Gesundheitseinrichtungen einschränkt, gefährdet natürlich die Lebenserwartung. Und daher ist es für uns ein klares Bekenntnis zu einem effizienten Umgang mit Steuergeldern im Gesundheitswesen, aber auch eine klare Garantie, dass in Wien jeder die für ihn notwendige medizinische Leistung auch bekommt. Und wir sehen - und ich habe es schon gesagt - zusätzliche Mittel für den Bereich der Spitzenmedizin vor, wir sehen aber vor allem auch notwendige Investitionen im Bereich des KAV vor. Und wenn hier auch, Kollege Schock, von den Falsch-Budgetierungen gesprochen wurde: Es wird sich auch das im Rechnungsabschluss herausstellen, dass wie alle anderen Satansmeldungen, die Sie und Ihre Fraktion da immer wieder von sich gegeben haben, auch das falsch sein wird. Es wird richtig, es wird sorgfältig und vor allem mit den richtigen Prioritäten budgetiert. 

Aber das ist für mich gar nicht der entscheidende Punkt. Ich möchte nur eines schon auch klipp und klar sagen: Wenn diese Vorwürfe, die Sie heute hier vom Rednerpult an die StRin Brauner gerichtet haben, wenn das Ihr Einstieg als Klubobmann ist, dann muss ich sagen, sehe ich für eine wirklich konstruktive Zusammenarbeit in diesem Haus mit Ihnen tatsächlich schwarz. 

Schauen wir uns an, was Ihre Anfrage betreffend das Budget des FSW tatsächlich gewesen ist: Es hat das Kuratorium getagt, es sind den Mitgliedern des Beirats, in dem auch Sie drinnen sind, die entsprechenden Unterlagen in vollem Umfang zur Verfügung gestellt worden. Sie sind im Beirat auch vertreten, Sie haben die Möglichkeit, die entsprechenden Fragen zu stellen. Also das, was den Bereich der Information betrifft, lässt sich ja ganz klar nachweisen, Sie und Ihre Mitglieder im Beirat haben die entsprechenden Informationen aus dem FSW. 

Aber um das geht es mir da gar nicht, sondern wesentlich ist, diese unbewiesenen Behauptungen über angebliches Spitzelsystem, Mobbing und Sonstiges weise ich hier aufs Schärfste zurück. Wenn Sie hier etwas haben, dann reden Sie konkret darüber, dann sagen Sie es konkret, aber hier globalisierte Anwürfe zu richten, das ist schlechter politischer Stil, Kollege Schock, und den weise ich aufs Entschiedenste zurück, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es ist auch schon gesagt worden, und es liegt hier wieder der wirklich wichtige Punkt vor, und das nicht nur deshalb, weil eine Budgetdebatte immer rund um Weihnachten stattfindet, sondern es ist eben der Bereich der Armutsbekämpfung ein zentraler Punkt, wir haben diese Debatte ja schon sehr oft auch hier geführt und die Kollegin Vassilakou hat hier auch bei der letzten Budgetdebatte gesagt: „Wien nimmt die Armut zur Kenntnis und unternimmt einfach nichts dagegen.“ 

Auch hier: Wir haben die Sozialhilfe, und das nicht um ein bisserl was, sondern gerade im Bundesländervergleich nicht unmaßgeblich, wie ich meine, im zu Ende gehenden Jahr erhöht. (GR Mag Wolfgang Jung: Almosen!) Es geht hier nicht um Almosen - ich glaube, Kollege Jung hat es von hinten eingeworfen - wenn wir den Heizkostenzuschuss erhöht haben. Soviel zur Vorbereitung des Kollegen Schock, der gefordert hat, wir sollen ihn erhöhen. Wir haben ihn bereits erhöht beziehungsweise laufen die entsprechenden Vorbereitungen dafür auch bereits. Da geht es nicht um Almosen, um den Heizkostenzuschuss, sondern da bitte ich auch darum, die Seriosität zu betrachten, dass es hier ja im Bereich der Sozialhilfe bereits einen entsprechenden Zuschuss zu den Heizkosten gibt, etwas, was viele andere Bundesländer in dem Ausmaß nicht haben. Trotz alledem haben wir den Heizkostenzuschuss erhöht und vor allem für jene Menschen, die nicht genügend Geld haben, aber eigentlich nicht in die Kompetenz Wiens fallen, vor allem im Bereich der Rentnerinnen und Rentner. Auch hier nimmt Wien, wie in den vergangenen Jahren, einmal mehr eine Verantwortung wahr, die die Bundesregierung nicht wahrgenommen hat, und auch hier hoffen wir natürlich, dass es endlich zu einer vernünftigen Lösung kommt. Da geht es nicht um Almosen, da geht es tatsächlich um eine nicht unmaßgebliche Unterstützung für Menschen in dieser Stadt, auf die wir stolz sind, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und so bekommt auch der Fonds Soziales Wien - es ist ja bereits gesagt worden - entsprechende zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt. Wenn hier Kollegin Vassilakou sagt, die 700 Millionen EUR, die wir in diesem Bereich der Sozialhilfe oder der Sozialpolitik einsetzen, seien nichts, dann weiß ich eigentlich nicht wirklich, wie sie die 100 Millionen EUR, die in Oberösterreich für diesen Bereich zur Verfügung gestellt werden und wo die Grünen mitregieren, beurteilt, wenn 700 Millionen EUR, die in Wien hier eingesetzt werden, für sie nichts sind. 

Und ich glaube auch, dass die Verunsicherungsversuche, die eben Kollege Schock durch seine Aussagen unternommen hat, für den Bereich des KAV ganz klar nicht den Tatsachen entsprechen, wenn man sich das Budget anschaut. Für den KAV stehen 50 Millionen EUR zusätzlich an Investitionszuschüssen zur Verfügung. Die hat der KAV. Damit wird er auch weiterhin eine qualitätsvolle Gesundheitsversorgung in dieser Stadt sicherstellen und kann damit das tun, worauf wir alle stolz sind, nämlich weiterhin ein soziales Wien absichern, meine Damen und Herren.

Keine Frage, es gibt immer Probleme und man kann sich immer mehr Geld et cetera wünschen. Aber wenn man sich die Budgetzahlen ansieht, und vor allem, wenn man sich vor Augen führt, was wir bei der Rechnungsabschlussdebatte vor dem Sommer hier diskutiert haben, dann erkennt man, die Stadt setzt ihre vorhandenen Mittel sinnvoll ein und stellt damit sicher, dass das hohe Niveau in allen Bereichen, sei es die kommunale Versorgung, sei es der Bereich der sozialen Sicherheit, sei es der Bereich der Gesundheitsversorgung, aufrechterhalten kann. 

Die Stadt hat die geopolitischen, wirtschaftspolitischen und wirtschaftlichen Veränderungen der letzten 15 bis 20 Jahre, wie ich meine, durchaus gut gemeistert. 

Die Stadt zieht nach wie vor viele internationale Betriebe an, die Stadt ist nach wie vor ein wesentlicher Wirtschaftsmotor in der gesamten Region, die Stadt ist nach wie vor eine Stadt mit Zukunft, und das ist nicht in allen Millionenstädten Europas so. 

Die Wiener Stadtpolitik versucht, die finanziellen Rahmenbedingungen für diese gute Entwicklung mit einem ausgeglichenen Stadthaushalt zu schaffen. Ich bin überzeugt davon, dass wir bei der Rechnungsabschlussdebatte für das Jahr 2007 im Jahr 2008 wieder von einem entsprechend ausgeglichenen Haushalt ausgehen werden können, mit einem so geringen Schuldenstand dieser Stadt, dass uns nicht nur viele Metropolen – Vergleichszahlen sind schon genannt worden – darum beneiden, sondern mit einem so niedrigen Schuldenstand, den wir in der Geschichte der letzten Jahrzehnte nicht hatten. Und es zeigt: Die einen reden nur von Nulldefiziten, wir machen sie, die einen reden nur davon, dass sie keine neuen Schulden machen wollen, erhöhen aber tatsächlich den Staatsschuldenstand um 25 Milliarden EUR. Wir in Wien senken die Schulden unserer Stadt auch im kommenden Jahr wieder um weitere 20 Millionen EUR.

Meine Damen und Herren, der Vergleich macht uns sicher. Wien wird mit dem hier vorgelegten Budgetvoranschlag auf einem weiterhin guten Weg sein. Wir werden ein gutes Fundament für die wirtschaftliche Entwicklung sicherstellen, und deshalb wird unsere Fraktion diesem Budgetvoranschlag auch zustimmen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Klubobmann DDr Schock gemeldet. Bitte schön.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Klubobmann!

Herr Klubobmann, Sie haben hier von unbewiesenen Behauptungen gesprochen, was den parteipolitischen Missbrauch im Ressort Brauner betrifft, und vor allem den Missbrauch im Fonds Soziales Wien. 

Herr Klubobmann, ich habe hier eine E-Mail aus dem letzten Wahlkampf, Absender dieser E-Mails ist eben der Fonds Soziales Wien und gerichtet ist diese E-Mail an Heinz-Christian Strache, FPÖ. 

Jetzt hören Sie gut zu, Herr Klubobmann, was der Fonds hier schreibt. Ein wörtliches Zitat: „Ich kann gar nicht sagen, wie mir Ihr Gesicht am Arsch geht. Zum Glück gibt es die tollen Wahlplakate zum Draufspucken, Ihre Politik ist super scheiße und niemand glaubt Ihnen. Was Konstruktives habe ich nicht zum Sagen, Scheiß-Nazi.“ Absender: Fonds Soziales Wien, Herr Alexander Varga. Direkt von einem Beamten des Fonds, vom Herrn Alexander Varga von seinem Arbeitsplatz aus an die FPÖ, an Heinz-Christian Strache gemailt.

Herr Klubobmann, welche Beweise brauchen Sie noch? Es ist ein Skandal, dass in Wien so etwas möglich ist. (GR Christian Oxonitsch: Was ist das für ein Mobbing!) Es ist eine Entschuldigung fällig, kommen Sie heraus und entschuldigen Sie sich bei uns dafür, Herr Klubobmann. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm. 

StR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das war offensichtlich eine recht deftige Aussage eines Beamten der Gemeinde Wien. Das überrascht, dass der Stil bei den Beamten in der Zwischenzeit solche Ausmaße angenommen hat. Die offene Sprache dürfte etwas sein, was sich recht deutlich von den bisherigen Erwartungen, die man an Beamte gestellt hat, unterscheidet. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben das sicher nicht weitergegeben, ganz sicher nicht!) Nein, nein, Sie haben Behauptungen aufgestellt, die nicht stimmen. Herr Oxonitsch, von dieser Sache einmal abgesehen, muss ja in etwa drei Wochen, würde ich meinen, die Welt eine andere sein, denn wenn nun eine neue Regierung gebildet ist, wird alles das, was Sie bisher der Bundesregierung vorgeworfen haben, anders werden und wir werden – Sie zeichnen ja schon ein neues Bild – im Rechnungsabschluss im Juni wirklich sozusagen von Milch und Honig überfließen. Wir sind neugierig, ob das auch passieren wird.

Zu den anderen Feststellungen möchte ich kurz sagen: Was die Investitionen betrifft, so ist der Schwerpunkt bei Investitionen auf den U-Bahn-Bau gerichtet, wo 50 Prozent der Bund mitzahlt. Und beim KAV ist es ungeklärt geblieben, wieso in der Aufschlüsselung der Investitionen ein Betrag von 100 Millionen EUR aufscheint, in der Feststellung des Herrn Oxonitsch aber nur ein Betrag von 50 Millionen EUR überwiesen wird. Das ist ungeklärt, Herr Kollege Oxonitsch. Des Weiteren natürlich auch, was die Arbeitsplätze betrifft, die Einschulungen, die Sie so hoch gelobt haben: 

Nun ja, ich kenne genügend Leute, die an so etwas teilgenommen haben und die über sinnentleerende Tätigkeiten berichten, die sie dort ausüben, und wo sie nur hingeschoben werden, um sozusagen die Statistik zu verbessern. Von den Arbeitsplätzen, die offensichtlich in Wien in großer Zahl entstanden sind, hat der Stadtrat Schock bereits gesprochen.

Meine sehr geehrten Damen und Herrn, Herr Vorsitzender, ich möchte als Nichtmitglied des Gesundheitsausschusses doch das eine oder andere zum Thema sagen, das in der letzten Zeit oder in den letzten Tagen die Diskussion in Wien in den Zeitungen, in der Öffentlichkeit, massiv geprägt hat, nämlich die Zustände am Karlsplatz.

Es gibt in der Zwischenzeit eine breite Front von Zeitungsmeldungen, die Unglaubliches berichten: „Endstation Karlsplatz“, „Verwirrte Obdachlose“, „Süchtige Jugendliche“, „Verärgerte Passanten und Geschäftsleute“ 

Frau StRin Brauner stellt dazu fest: „Natürlich sieht es am Karlsplatz nicht aus wie in meinem Wohnzimmer, aber die Situation hat sich verbessert.“ Eine Meinung, der sich aber offensichtlich nicht sehr viele anschließen können, denn zum Beispiel in der „Kronen Zeitung“ wird das Gegenteil gesagt. „Die Szene am Karlsplatz und anderen Bahnhöfen ist genau so schlimm wie vor 15 Jahren, es hat sich kaum etwas verbessert“, sagt ein Beamter der Stadt Wien. Die Stadtverwaltung und Frau Brauner sehen das anders und präsentieren Erfolgsbilanzen. 

Ich möchte nur feststellen, dass sie des Weiteren sagt: „Ja, es gibt Probleme.“ Das sagt Sie in der „Kronen Zeitung“, nachdem sie vorher in „Österreich“ gesagt hat, dass es besser geworden sei, und es gäbe aus Rathaussicht viele Verbesserungen.

Die Beamten der Stadt Wien sind anderer Meinung. Es wird festgestellt, es habe sich nur wenig geändert, die Szene sei bloß auf die Bahnhöfe aufgeteilt, aber es gäbe deshalb nicht weniger sozial Gestrandete. Und auch Sanitäter, die jeden Tag und jede Nacht am Brennpunkt im Einsatz stehen, sind ähnlicher Meinung. Da zerkauen Kinder Schmerztabletten, um high zu werden, das kann jeder sehen. Und im „Kurier“ vom Sonntag wird festgestellt, der Krieg gegen die Drogen scheine seit Langem verloren. Die Siegesnachrichten der Polizei erzählen nur von den wenig gewonnenen Schlachten, die Realität erzählt eine andere Geschichte. Und ein Betroffener sagt etwas, was mich persönlich sehr überrascht: „In Therapiezentren gibt es alle Drogen und irgendwann sind sie alle wieder drauf.“

Meine Damen und Herren, ich glaube, mit diesen Feststellungen in Zeitungen, mit diesen Feststellungen von Betroffenen wird man eines sagen müssen, dass schlicht und einfach die Situation des Karlsplatzes ein Zeichen des Versagens der sozialdemokratischen Drogenpolitik ist. Das ist ein Problem, das sich natürlich seit Jahren über den Karlsplatz hinaus über die U-Bahnen in andere Bahnhöfe wegentwickelt hat, aber ein Problem, von dem wir auf Grund der Berichte, die wir jetzt gerade gelesen haben, und die ich zum Teil zitiert habe, wohl sagen müssen, die Lösungskompetenz schaut anders aus, sie scheint hier nicht vorhanden zu sein, ja, es gibt gar keine. 

Der Ausbau des Therapieangebotes, meine Damen und Herren, wird zwar ununterbrochen bejubelt, de facto ist er aber sehr ins Stocken geraten. Therapeutische Maßnahmen, auch gegen den Willen der Drogenkranken - eine alte Forderung von uns - ist nicht in Sicht, ist auch nicht gewünscht und scheint politisch gar nicht angedacht zu werden. Ich glaube aber, wir werden um diesen Punkt nicht hinwegkommen.

Quer durch Wien macht sich der Drogenhandel breit und in allen U-Bahnen und Straßenbahnen kann auch der Unbedarfte sehen, wie der Handel abläuft. Ich kann nur sagen, ich persönlich habe ein unglaubliches Erlebnis gehabt. Ich komme um 21.30 Uhr von der Stadthalle, stehe im Bahnhof Stadthalle-Burggasse und da sind um 21.30 Uhr, spät genug, zwei junge Leute, ein Bursch und ein Mädchen, so 10, 12 Jahre alt, gestanden. Sehr lieb, blond, herzig, so hab' ich mir gedacht, ein bisschen spät sind sie dran, müssen schauen, dass sie nach Hause kommen. Ich hab' noch nicht ausgedacht gehabt, kommt ein baumlanger Schwarzer, und die laufen mit ihm mit. Damit ist also völlig klar, was hier abläuft, auch in der Station Burggasse. Ein Drogenhändler hat also sozusagen einen Boten geschickt, der hat die zwei Kinder abgeholt, nicht älter als 10, 12 Jahre, und weg waren sie und haben Drogen kassiert. Die Eltern werden, nehme ich an, nichts wissen. Das ist einige Jahre her und ich hoffe, dass sie aus der Sache herausgekommen sind.

Wie gesagt, diese Vorgänge sind für alle ersichtlich, die es sehen wollen. Der Karlsplatz ist in dem Zusammenhang eigentlich nur ein plakatives und negatives Aushängeschild und das trotz „Help U“ und das trotz des Einsatzes der Sicherheitsbehörden, der Exekutive, die offensichtlich nur in Einzelfällen helfen können.

Die Zahl der Drogenabhängigen steigt, die SPÖ freut sich über geringere Zuwächse in den letzten beiden Jahren. Ich kann das nicht ganz nachverfolgen, in 2 Jahren ist laut Innenministerium die Zahl um 1 145 Fälle gestiegen, das sind also etwa 10 Prozent in 2 Jahren, und die Ausgangsposition von 2001 bis 2004 umfasst eine Zahl von etwa 2 600 Fällen, das sind etwa 30 Prozent. Vom Ausgangspunkt in den Jahren bis 2007, plus 10 Prozent in den letzten beiden Jahren oder mehr ausgehend, heißt das, dass wir schon bei einer Steigerung von 40 Prozent sind, und damit haben wir einen erschreckenden Aufwärtstrend an Drogensüchtigen in Wien festzustellen. Der Gebrauch der Partydroge und Droge für vielleicht gehobenere Schichten, nämlich des Kokains, boomt, wie jeder weiß, Zeitungen liest und den Prozess von Reinhard Fendrich verfolgt. 

Ich hoffe, dass der Prozess, den er sich selbst auch wünscht, ein Zeichen für Gefährdete sein wird, dass sie ein Nein zu den Drogen sagen und dass sie sich vielleicht Fendrich und sein Schicksal zum Beispiel nehmen.

Beratung allein über eine möglichst ungefährdete Konsumation von Drogen, wie sie in Wien geschieht, kann Drogenpolitik wohl nicht ersetzen, meine Damen und Herren. ChEckiT versucht, diesen Weg zu gehen und im Übrigen versucht ja auch die Sozialdemokratische Partei in ihren Pressediensten einen ähnlichen Weg der Beruhigung und Abwiegelung zu gehen. Ich will aber nicht weiß Gott was vorlesen, aber nur ganz kurz erwähnen: „November 2006, Mediatoren im Einsatz, der Drogenkoordinator Michael Dressel erläutert die Evaluierung des Pilotprojektes, und es wird von Passanten und umliegenden Geschäftsleuten positiv beurteilt. Es handelt sich um echte Tausendsassas, es bedeutet allerdings nicht, dass es keine Probleme am Karlsplatz mehr gäbe.“

Auch „Treffpunkt“ zeigt sich mit dem Erreichten zufrieden und unterstrich die Absicht, das Projekt auszubauen. Weiters die Drogenkriminalität: Die Wiener Polizei ist auch mit der Bilanz vom Karlsplatz zufrieden - ich frage mich langsam, wer eigentlich unzufrieden ist mit der Situation am Karlsplatz -, weiters noch die eine oder andere Bemerkung: Frau Kollegin Klicka sagt zum Beispiel, das „Help U“-Team steht Passantinnen, Fahrgästen, TouristInnen, Geschäftsleuten als Ansprechpartner zur Verfügung. Das ist ja schön, ersetzt aber ebenfalls keine Politik gegen Drogen. Und wenn sie sich dann vergreift mit den Worten: „Schlicht ergreifend falsch sei die Behauptung, dass es zu wenig Therapieplätze gäbe, Faktum ist, dass Wien über ausreichende Therapieplätze verfügt und das Angebot laufend ausgebaut wird.“, dann kann ich nur sagen, lesen Sie die Zeitungen durch und nehmen Sie zu Kenntnis, was sich die Betroffenen in erster Linie wünschen, nämlich einen Therapieplatz. 

Statt einer Entkriminalisierung des Haschischkonsums und des Haschischbesitzes, die andiskutiert wird, glaube ich, wird ein anderer Weg der richtige sein, nämlich ein massiver Ausbau der Therapieplätze auf der einen Seite und, das glaube ich, ist unumgänglich, eine gesetzliche Möglichkeit zum Zwangsentzug auch gegen den Willen der betroffenen Drogenkranken zu schaffen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein ganz anderes Problem stellt die Novellierung des Sozialhilfegesetzes mit SP-Mehrheit im Oktober gegen die gesamte Opposition dar. Die völlige und bedingungslose Übernahme der EU-Richtlinien, insbesondere der Gleichbehandlungsrichtlinie, stellt letztlich den Nachvollzug einer gleichmacherischen Fremdbestimmung dar. Es hat keine Rücksicht auf die Sondersituation Wiens gegeben, und ich habe nicht den Eindruck, dass die sozialdemokratische Mehrheit an dieser auch interessiert gewesen sei und sie angestrebt hat. 

In Wien gibt es eben 220 000 Gemeindewohnungen, sie wurden heute schon angesprochen, das ist ein einmaliger Anteil in einer europäischen Stadt, viel mehr als anderswo, und ist ja eine Tradition der Sozialdemokratie vom Beginn der 20er-Jahre weg. Der Metzleinstalerhof in Margareten war der Beginn und hat zu einer solchen Ausweitung des Gemeindebaus geführt, der natürlich heute sein Ende gefunden hat, weil keine neuen Gemeindebauten mehr errichtet werden. Die Wohnungssuchenden werden auf den Genossenschaftsbereich verwiesen, der natürlich bis jetzt noch andere und schlechterer Bedingungen aufweist, als sie der Gemeindebau gehabt hat. 

Dieses gewaltige Potenzial von 220 000 Gemeindewohnungen wird nun von der SPÖ mittels Novelle ohne Gegenwehr aufgegeben. Selbst der EU-Abgeordnete Swoboda, der ehemalige Wiener Stadtrat - und wenn ich nicht irre, Klubobmann oder Fraktionsvorsitzender oder Stellvertreter der Sozialdemokraten im Europäischen Parlament - hat gesagt, dass das so nicht gehen sollte und er warnte vor einer Eins-zu-eins-Umsetzung der Richtlinie. Ich habe sie irgendwo, das haben wir gleich. Ja, er hat dabei festgestellt, dass die Umsetzung eins zu eins schlecht wäre und empfiehlt die Möglichkeit, Quoten oder anderes umzusetzen und dass mit entsprechender Sensibilität angepasst werden müsste. Er sagt, er warne vor einer EU-Richtlinie, die ja zu einer blinden Anwendung, zu einer Ghettoisierung, führen müsse. 

Der Herr Bürgermeister sieht das anders, er sagt, die Richtlinie erzwingt nicht die Öffnung, sie sagt lediglich, dass Ausländer auch im Zugang nicht diffamiert werden dürfen. Er ist davon überzeugt, dass über die 1 000 Notfallswohnungen für Ausländer hinaus kein größerer Bedarf vorhanden sein wird, Ziel sei eine Durchmischung der 220 000 Gemeindewohnungen. Da kann ich nur dazu sagen, die Richtlinie erzwingt nicht die Öffnung, aber genau das wird, glaube ich, von der SPÖ genau so gemacht. 

Die SPÖ hat also den Rat ihres Parteifreundes Swoboda in keiner Weise erfüllt. Ganz im Gegenteil! Wenn man sich die Statistik Austria anschaut, dann wird es klar, dass die Zuwanderung in Österreich und vor allem in Wien auf Rekordniveau bleibt. Ohne allzu sehr ins Detail zu gehen: Im Jahre 2004 war der Zuwanderungssaldo von 36 000 auf über 50 000 Personen gestiegen, und dieses Ausmaß wiederholte sich im Jahr 2005. Die Hälfte dieses Nettozuwachses betrifft Wien, das damit auch seine Einwohnerzahl erhöhen konnte.

Das Argument des Herrn Bürgermeisters lautet, dass hier 1 000 Notfallswohnungen gebraucht werden könnten, aber damit, glaube ich, ist vielleicht im Jahre 2006 das Auslangen zu finden, vielleicht auch im Jahre 2007, aber irgendwann und in Bälde werden die Drittstaatsangehörigen natürlich ihre Chance erkennen und auch in größerer Zahl kommen. Keine Frage. 

Die Zahlen schwanken natürlich. Die Frau GRin Korun von den GRÜNEN spricht von 40 Prozent von 228 000 Drittstaatsangehörigen in Wien, Stand Anfang 2006; eine Zahl, die im Raum steht, die auch kleiner sein kann. Das würde aber heißen, dass damit ungefähr zirka 100 000 Personen als Anspruchsberechtigte in Gemeindewohnungen und Sozialhilfe einrücken könnten. Das steht grundsätzlich im Bereich des Möglichen, unabhängig vom gegebenen Einzelfall. Dass sich die Zahlen sicherlich verringern werden, dass nicht alle Anträge stellen werden, das ist schon klar, aber eine ungeheuer große Zahl von Personen wäre grundsätzlich berechtigt, das alles in Anspruch zu nehmen. Aber auch mit deutlich weniger Antragstellern ist die Zahl von 1 300 neuen Sozialhilfebeziehern von Jänner bis Juli 2006 sicherlich nicht in Zukunft geregelt, sondern nur die Ruhe vor dem Sturm, wie ich glaube.

Wir sehen ja bei der so genannten sanften Gemeindebauöffnung, welche Nachhaltigkeit diese entfaltet hat. Der Anteil der, wie es im Pressedienst genannt wird, ausländischen Bewohner – gemeint sind offensichtlich Neubürger, die in den Gemeindeneubau eingezogen sind – hat sich von 2 Prozent vor 10 Jahren auf nunmehr 20 Prozent erhöht. StR Faymann selbst spricht von 25 Prozent Migranten im Gemeindebau, während seine Beamten in einem anderen Pressedienst von einem Drittelanteil sprechen. 

Damit ist die Öffnung der Gemeindebauten und natürlich auch der Pensionistenheime an Drittstaatsangehörige ein sozialer Sprengstoff erster Ordnung. Wenn nunmehr 25 Prozent bis ein Drittel jetzt schon Migrationshintergrund haben, also Migranten sind, und eine große Zahl von neuen an die Türen klopfen, heißt das ja, dass in Zukunft die Wiener Wohnungspolitik in erster Linie Ghettoisierung bedeutet.

Ich glaube, hier ist eine Umkehr dringend nötig, und man kann auch eine Novelle wieder novellieren, wie ich meine. Wir schlagen daher, wie wir das schon zuletzt gemacht haben, dringend vor, eine Arbeitsgruppe aus Fachleuten, aus Praktikern, aus Juristen einzurichten, die einen gangbaren Weg ausarbeitet, um eine zumutbare Lösung zu finden. 

Der Standpunkt der FPÖ ist klar: Die FPÖ will sich dem Diktat Brüssels, in einem Einheitsbrei von Lissabon bis Bukarest drüberzufahren, nicht beugen. Der Zugang zum Gemeindebau und zu Sozialhilfen muss und soll in erster Linie österreichischen Staatsbürgern vorbehalten bleiben, die, was den Bezug der Gemeindebauten betrifft, bereits jetzt zunehmend ins Hintertreffen geraten, wenn sie nicht neue Bürger sind, die auf Grund ihrer Situation eine leichtere Zugangsmöglichkeit haben. Das gilt natürlich auch für den Bezug der Sozialhilfe.

Die EU-Gleichbehandlungsrichtlinie und ihre Wiener Umsetzung, meine Damen und Herren, widerspricht in allem und jedem den Interessen Österreichs und vor allem den Interessen der Wiener Bevölkerung. 

Aber vielleicht, meine Damen und Herren, kommt das große Umdenken bei den Sozialdemokraten von selbst, denn der wahrscheinliche künftige Bundeskanzler Gusenbauer hat in seiner Eigenschaft als SPÖ-Vorsitzender im Sommer ein 10-Punkte-Programm zur Fremden- und Integrationspolitik präsentiert, das vor allem der Wiener Politik diametral entgegensteht, wie ich glaube, vor allem, was eben die Zuwanderungspolitik ausmacht. Während die Wiener SPÖ trotz aller Dementis auf Diversität statt Integration setzt, das heißt also, auf die Gleichrangigkeit von Sprachen und Kulturen von Zuwanderern und Mehrheitsbevölkerung, geht die Bundes-SPÖ offensichtlich einen anderen Weg.

Interessant, was hier im „Standard" und anderen Zeitungen im Sommer zu lesen war. Da stand einmal: Die Betonung liegt für Gusenbauer und die Bundes-SPÖ bei den Deutschkenntnissen und dem Integrationswillen als Voraussetzung nicht nur für die Verleihung der Staatsbürgerschaft, sondern auch für die Aufenthaltsverfestigung. Wenn man dagegen sieht, wie die Linie in Wien läuft, ist das quer diametral und sonst gar nichts.

Ich erinnere mich noch an den einen Vorfall, wo ein Fenstersturz einer aus Bangladesch eingewanderten Frau im 20. Bezirk erfolgt ist. Es waren fünf Personen in der Wohnung anwesend, als das passiert ist. Sie waren alle aus Bangladesch, sie haben alle nur Bengali gesprochen, keiner konnte Deutsch, keiner Englisch. Die Polizei musste einen Tag lang bei österreichischen Staatsbürgern nach einem Dolmetsch suchen, damit man diese Frage kriminalistisch klären konnte.

Meine Damen und Herren! Ich komme schön langsam zum Schluss. Die Wirklichkeit der Integrationspolitik der Wiener SPÖ widerspricht voll diesen Wünschen des zukünftigen Bundeskanzlers und SPÖ-Vorsitzenden, der vor allem nur eines sagt: Zuwanderung ist ein Privileg und kein Recht. Ich kann sagen, meine Damen und Herren, mit dieser Linie kann die FPÖ leben. Ob es die Frau Wehsely kann, die zum Beispiel verpflichtenden Deutschunterricht ablehnt, weiß ich nicht so genau. Wir werden uns ansehen, wie diese Differenzen gelöst werden, und wir werden selbstverständlich dieses Budget, diesen Voranschlag ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Einen wunderschönen guten Morgen! Nein, es ist schon zwölf vorbei. Alle Jahre wieder de facto dasselbe Spektakel, bei dem ich persönlich – ich sage es gleich vorweg – tatsächlich kurzfristig entsetzt war, dass nach der einleitenden Rede des Herrn Vizebürgermeisters plötzlich fast 80 Prozent der sozialdemokratischen Abgeordneten und auch von anderen Fraktionen einige wenige den Saal verlassen haben und de facto die Diskussion über den Budgetvoranschlag schon nur mehr vor einem Drittel des Publikums begonnen hat. Und auch jetzt ist das mediale Interesse – sagen wir einmal so – enden wollend. 

Das ist meines Erachtens einer Budgetdebatte und einer Voranschlagsdebatte nicht würdig, und wir sollten uns im gemeinsamen Interesse tatsächlich überlegen, wie man eine Budgetdebatte abführen könnte, die sowohl die Fraktionen als auch die Medien interessiert, denn das Budget der Stadt Wien ist tatsächlich groß genug, um politische Weichenstellungen zu setzen, und ich glaube, es wäre interessant, die unterschiedlichen Vorstellungen der Fraktionen zu hören, wenngleich ich überzeugt davon bin, dass die grünen Vorstellungen mit Abstand die für die Wiener Bevölkerung interessantesten und besten wären. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte aber jetzt einen Satz vom Klubobmann Oxonitsch zitieren, weil der im Hinblick auf die Opposition wortwörtlich gesagt hat, Ankündigungen auf Basis des vorgelegten Budgets waren falsch. – Lieber Christian Oxonitsch, die Ankündigungen waren richtig, nur der Rechnungsabschluss ist immer dermaßen vom Voranschlag abgewichen, dass viele Dinge im Zweifelsfall noch abgefangen werden konnten. Das ist eine entscheidende Geschichte. 

Der Voranschlag der Stadt Wien ist im Endeffekt 
egal. Es gibt nichts Leichteres für die sozialdemokratische Fraktion, als dann, wenn es notwendig ist, 20 Millionen dorthin zu verschieben, 40 Millionen dorthin zu verschieben, unter anderem auch deshalb – das ist ein Vorwurf, den ich Ihnen, sehr geehrter Herr StR Rieder, auch nicht ersparen kann –: Sie reden zwar durchaus von einer nicht allzu optimistischen, einer fast defensiven einnahmenseitigen Budgetierung, aber wenn man jetzt schon weiß, dass die Ertragsanteile des Bundes für 2006 in etwa den Wert erreichen werden, den Sie jetzt für 2007 ins Budget hineingeschrieben haben, dann weiß man auch jetzt schon ganz genau, dass alleine bei den Ertragsanteilen aus den Bundesabgaben rund 70 bis 80 Millionen EUR mehr zur Verfügung stehen, als jetzt im Budget drinnen steht. 

Wenn man sich die eigenen Steuern und Abgaben anschaut, dann weiß man jetzt schon ganz genau, dass in Wirklichkeit die Stadt Wien rund 30 Millionen EUR mehr an eigenen Steuern und Abgaben einnehmen wird, als budgetiert wurde. Und das sind meines Erachtens Voranschläge, die unlauter sind. Den Sparzwang vermitteln Sie uns ja sowieso jedes Mal, aber damit nehmen Sie uns auch noch die Möglichkeit, über vorhandene 110 Millionen EUR allein aus diesen beiden Bereichen die politische Diskussion zu führen, und weil Sie dann in den zuständigen Ausschüssen, wenn Sie Geld brauchen, relativ einfach darunter schreiben, bedeckt durch Mehreinnahmen aus Ertragsanteilen, bedeckt durch Mehreinnahmen in der Kommunalsteuer et cetera, et cetera.

Ein nächster Punkt, der ganz wichtig ist – unser Bezirksvorsteher Heribert Rahdjian wird dazu noch Stellung nehmen –, sind die Bezirksbudgets. Sie wissen – nur als ein Beispiel –, der 8. Bezirk hat 2 Millionen EUR Budget für das gesamte Bezirksbudget zur Verfügung. Alleine die Sanierung der Schule Pfeilgasse kostet 2,7 Millionen EUR. Spätestens jetzt müssten auch bei der sozialdemokratischen Fraktion einmal alle Alarmglocken klingeln, und man muss sich für die bauliche Instandhaltung der Schulen und der Kindertagesheime auch im Bereich der Dezentralisierung etwas Neues, etwas anderes überlegen. Da geht es nicht mit einem 40-prozentigen Anteil, so wie von Ihnen vorgeschlagen, wobei ich es mir nicht nehmen lasse, ein bisschen sozusagen auf die Ironie hinzuweisen, dass der 40-prozentige Anteil der Stadt Wien nicht einmal bei den Schulen steht, sondern unter den wirtschaftlichen Notstandsmaßnahmen. Wir haben nämlich heuer schon einmal gefragt, warum da nicht wie üblich 21 Millionen EUR stehen, sondern in zwei Posten aufgegliedert wird. 

Da sind wir draufgekommen, beim Stadtbudget selbst erkennt die Stadt Wien, dass es sich um wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen handelt, nur den Bezirken will sie das für die viel stärker betroffenen Bezirksbudgets nicht zugestehen. Das ist empörend, und in diesem Sinne sollten die gesamten baulichen Instandhaltungsmaßnahmen, die jetzt zusätzlich zu den Kosten, die der Normalfall waren, plus die Generalsanierungspflichten aus den wirtschaftlichen Notstandsmaßnahmen getragen werden, denn es kann nicht sein, dass bei einem Budget von rund 10 Milliarden EUR die Stadt Wien ihre 4,5 Millionen EUR bei den Notstandsmaßnahmen verpackt, den Bezirken dafür aber überhaupt nicht mehr Geld gibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche Sie, das noch zu überdenken. Bezirksvorsteher Rahdjian wird dazu noch näher Stellung nehmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Einige Highlights: Ich möchte es gar nicht so lange machen, weil sehr viel schon gesagt wurde, aber eines ist mir schon wichtig. Wir haben heuer, so wie es ausschaut, kein Wahljahr – bis vor Kurzem hat man sich gedacht, wahrscheinlich werden wir auf Bundesebene doch wählen, aber jetzt gibt es im Jahr 2007 wahrscheinlich eine große Koalition –, nichtsdestoweniger gab es noch nie so hohe Ausgaben für den Bereich Informations- und Öffentlichkeitsarbeit wie für das Jahr 2007. Und wenn wir uns die tatsächlich jährlich wiederkehrenden Überschreitungen in diesem Ansatz, die noch dazu immer ungefähr 6 Millionen EUR höher liegen, anschauen, dann werden hier Ende dieses Jahres nicht die veranschlagten 33,8 Millionen EUR Ausgaben stehen, sondern 40 Millionen EUR Ausgaben für Stadtwerbung im weitesten Sinne. Und wir wissen aus der Geschichte, wem diese Stadtwerbung im Großen und Ganzen zugute kommt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der sozialdemokratischen Fraktion! Sie kritisieren es zu Recht, wenn Sie die Bundesregierung angreifen, wie sie schamlos geworben hat mit den Geldern der Steuerzahler, aber Sie machen in Wien nichts anderes. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein nächster Punkt von vielen anderen, die dann auch meine Kollegen und Kolleginnen noch darbringen werden, aber aus dem man ersieht, wie mit Zahlen gespielt und versucht wird, beeindruckende Ergebnisse herbeizuschreiben, wie wir dazu sagen. Wenn wir über diese Bau- und Baunebenkosten reden, die ja jetzt tatsächlich auf 1,5 Milliarden EUR gestiegen sind, schauen wir uns die einmal näher an. Alleine 50 Millionen EUR, Herr Stadtrat – wir haben das schon oft diskutiert –, alleine 50 Millionen EUR, also 700 Millionen Schilling, sind de facto nur als Doppelverrechnung drinnen. Da ist noch überhaupt nichts, das ist nur deshalb, weil der Anteil am Krankenanstaltenverbund in dem Bereich de facto von 119 Millionen auf 168 Millionen EUR gestiegen ist. Das ist zweimal drinnen. Das heißt, die Steigerung beträgt ungefähr 50 Millionen EUR, angeführt sind 100 Millionen EUR durch die Doppelzählung. Man muss sich das überhaupt überlegen, denn wenn man die gesamte Doppelzählung wegnimmt, dann bleiben ja von den 976 Millionen EUR bei den Baukostenzuschüssen de facto überhaupt nur mehr 807 Millionen übrig. Weitere 169 Millionen sind einfach nur doppelt gezählt. Dem steht überhaupt nichts gegenüber. Das ist die Verschiebung von der Post Krankenanstaltenverbund auf die andere Post Krankenanstaltenverbund. Macht nichts. Nichtsdestoweniger haben wir jetzt 1,5 Millionen da stehen und nicht ein bisschen weniger. 

Das trifft auch bei anderen Punkten zu, die zum Teil Erhöhungen ergeben – etwa bei Zuschüssen des Bundes an die Wiener Linien, die selbstverständlich weitergegeben werden müssen –, und in anderen Fällen kommt es tatsächlich zu Reduktionen. Ich vergleiche gerne Voranschläge, weil Sie uns immer vorwerfen, man soll nicht Voranschläge mit Rechnungsabschluss vergleichen. 

Förderung Wohnbau: 2003: 395 Millionen EUR, 2004: 366 Millionen EUR, 2006: 355 Millionen EUR, 2007: 343 Millionen EUR. 

Bauliche Investitionen: 2003:152 Millionen EUR, 2007: 126 Millionen EUR. 

Auch die baulichen Instandhaltungen sind im Voranschlag de facto gleichgeblieben: Voranschlag 2003: 102 Millionen EUR, Voranschlag 2007: 102 Mil-
lionen EUR. Das heißt, die Steigerungen, die Sie ausweisen, sind die Steigerungen in der Doppelverrechnung und vielleicht noch 20 Millionen, 25 Millionen EUR für die Therme in Oberlaa und ein bisschen bei den Wiener Linien. Mehr ist es nicht, Herr Finanzstadtrat.

Das ist das Problem, und in dem Sinne würde ich mir einfach wünschen, dass wir endlich einmal aufhören, uns gegenseitig mit Zahlen zu bejubeln. Ich gehöre tatsächlich zu den Leuten, die sagen, wie hoch oder wie niedrig die Arbeitslosigkeit ist, entscheidet nicht Wien alleine, entscheidet auch nicht der Bund alleine. Die Auswirkungen von Wirtschaftsförderungen treffen nicht nur Wien im Guten, sondern treffen auch auf den Bund zu. Es ist absurd, da einen Trennstrich zu ziehen, wer für was verantwortlich ist, aber man muss Sachen nicht schön reden, die in diesem Maße nicht schön sind, und man muss vor allem ein Budget so darstellen, dass man sich jetzt schon sicher sein kann, am Ende beim Rechnungsabschluss 2007 weicht der Voranschlag vom Rechnungsabschluss wie üblich um ungefähr 1,5 Milliarden EUR ab. Das ist nicht notwendig, aber wenn es so ist, erübrigt sich jede politische Diskussion.

Zum Abschluss noch ein Satz zum Sozialbudget – unter Anführungszeichen –, zum Budget des Fonds Soziales Wien. Wir haben in der Stadtsenatsitzung zu Recht, glaube ich, kritisiert, dass keine Zahlen des Fonds Soziales Wien vorliegen. Jetzt wurde ganz kurzfristig das Budget 2007 des Fonds Soziales Wien mit einer Gesamtsumme von 794 Millionen EUR vorgelegt. Schauen Sie sich das gerne selber an. Ich glaube nicht, Herr Finanzstadtrat, dass Sie mit so einer Budgetaufstellung für sich selbst zufrieden wären, wenn Sie diese haben wollten, in der genau eine Trennung zwischen Leistungsförderung, Personal- und Betriebsaufwand dargestellt ist. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, das wäre Ihnen zu wenig, sehr geehrte Damen und Herren GemeinderätInnen, das ist auch uns zu wenig. Wir sollten uns in Zukunft nicht mit so etwas abspeisen lassen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Frau Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Rede des Herrn Vizebürgermeisters heute war nicht sexy, sondern sexistisch. Was ist der feine Unterschied, Herr Vizebürgermeister? Der feine Unterschied ist, dass Frauen in dieser Stadt nicht diskriminiert werden sollten. Das beginnt bei der politischen Kultur in dieser Stadt, das beginnt, wenn die APA Sie zitiert: Wien bleibt sexy, wenn sich die missionarische Ursula nicht zu sehr anstrengt. – Herr Vizebürgermeister, ich erwarte mir von Ihnen heute noch eine definitive Entschuldigung für diesen sexistischen Satz. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sollte diese Entschuldigung heute nicht mehr erfolgen in der Rede von Ihnen, dann sind Sie für mich ab dem heutigen Tag der sexistische Sepp. Denn das ist es, was wir machen, wenn wir eine Bezirksvorsteherin, die die Wahlen gewonnen hat, einfach zur Ursula degradieren, anstatt sie, wie es diesem Gremium hier entsprechen würde, mit Frau Bezirksvorsteherin Stenzel anzusprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Also ich sehe jetzt vom „sexistischen Sepp" noch einmal ab und nenne Sie nun doch noch Herr Vizebürgermeister. Ich hoffe, Sie entschuldigen sich ja für diesen Fauxpas. Entschuldigen sollten Sie sich aber auch für dieses Budget. Denn dieses Budget hat viel Glanz, aber wenig Substanz (Beifall bei der ÖVP.), viel Schein und wenig Unterstützung für faires Sein, viel Sexismus und wenig Abbau von geschlechtsspezifischer Armut. Statt die Wirtschaft zu fördern, den Arbeitsmarkt zu forcieren, forcieren Sie lieber eine öffentliche Wirtschaftspolitik. Das heißt, Sie vertrauen den Lehrlingsstellen in der Verwaltung mehr als einer gezielten Lehrlingsförderung in der Privatwirtschaft. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber Sie sind auch ein Meister im Umschichten, ein Meister im Umschichten jener 51 Prozent Budgetmittel, die der Bund zahlt. Da haben Sie es sich schon zur Tagesordnung gemacht, dass Sie das Budget von der einen Rocktasche in die andere Rocktasche umstecken. Lassen Sie mich das am Beispiel der Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer erklären. Wien ist von der Kompetenzverteilung her für die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter zuständig, aber auch für den psychosozialen Dienst und die psychosoziale Versorgung unserer Kinder und Jugendlichen. Sogar Ihre Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl fordert ja dieser Tage wieder die psychosoziale Versorgung aller Kinder und Jugendlichen, und zwar niederschwellig angeboten im Rahmen der Schule. 

Aber mit dieser Forderung bleibt sie allein. So leer wie der Saal ist, so leer ist auch Ihr Budgetansatz, wenn es um die Jugendwohlfahrt geht, wenn es um die psychosoziale Versorgung von Kindern und Jugendlichen geht. Das heißt, lieber ist es Ihnen, wenn die Präsidentin mit der Polizei zusammenarbeitet, das heißt, lieber ist es Ihnen, Gesetze über Sicherheitskonzepte zu vollziehen, als Prävention an den Schulen und in den Jugendämtern wirkungsvoll umzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Interessant ist aber, dass Sie bis heute mit dieser Intransparenz ganz gut leben. Jeder vierte Lehrer, jede vierte Lehrerin wird nicht dargestellt. Wie machen Sie das? Sie umgehen einfach Bundesgesetze. Das ist eine interessante Version für einen Stadtpolitiker, dass er Bundesgesetze unterm Jahr ganz einfach negiert, das heißt, den Dienstpostenplan der Lehrerinnen und Lehrer nicht nach den Bundesgesetzen darstellt, sondern ganz einfach verschweigt, wo diese Ressourcen hinkommen. Bis heute warten wir darauf, dass der Dienstpostenplan auf den jeweiligen Schuldstandort heruntergebrochen wird. 

Der Herr Bürgermeister ist mit dem Lhptm Pröll befreundet. Komischerweise führt diese Freundschaft nie dazu, dass auch Qualitätsmaßstäbe, die die niederösterreichische Landesregierung anwendet, in Wien Eingang finden, denn dort wird der Dienstpostenplan, wie es gesetzlich auch vorgesehen ist, für jeden einzelnen Schulstandort nachgewiesen, und dadurch kann auch die Klassenschülerzahl in Niederösterreich sofort gesenkt und berechnet werden, was die Kosten dafür sind.

Aber in Wien findet das alles nicht Eingang. Und warum? Weil Sie, Herr Vizebürgermeister, für die Schulen auch im nächsten Jahr nichts übrig haben. Großartig hat die Frau Vizebürgermeisterin uns im Sommer erklärt, es würde ein Extrabudget von 7 Millionen geben, und 10 Millionen würden die Bezirke extra zuschießen. Verschwiegen haben Sie, dass die Sanierung von Falzziegeldecken für einen Schulstandort bereits 7 Millionen kostet, dass aber drei Wochen vorher auch von Ihren Beamtinnen und Beamten zugegeben wurde, dass, allein was die Falzziegeldecken betrifft, 70 Schulstandorte zu sanieren sind. Und da reden wir noch nicht von der Generalsanierung. Also 70 mal 7 – ich gehe davon aus, dass auch Sie das multiplizieren können – ergibt bei mir 49 und nicht 7 Millionen. Also multiplizieren Sie das Budget für die Schulen, denn ein Schulstandort alleine reicht nicht aus für die Sanierung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Viel Glanz und wenig Substanz hat ihr Budget aber auch, wenn es um das Gender Budgeting geht. Ich erinnere hier an dieser Stelle an das vorige Jahr. Presseaussendung um Presseaussendung haben uns während der Budgetwoche begleitet, weil Sie stolz waren auf das Gender Budgeting. Wir haben Ihnen damals schon die Kompetenz abgesprochen, haben aber gehofft, dass diese Kompetenz im Laufe des Jahres aufgebaut wird. Interessant ist, dass Gender Budgeting in Ihrer ganzen Rede heuer nicht einmal mehr vorgekommen ist. Kein einziges Zitat dazu. So sehr ist Ihnen also der Abbau von Diskriminierung auf Grund des Geschlechts wirklich ein Anliegen. Man sieht einmal mehr: Frauen in dieser Sozialdemokratie sind primär zum Zustimmen verdammt, aber nicht dafür, dass sie auch wirklich Rechte bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Gelebte Gender-Politik heißt auch, die Kindergartenbetreuung bei den Null- bis Dreijährigen auszubauen, gelebte Gender-Politik heißt für mich aber auch, Chancengleichheit herzustellen für jene Kinder der zweiten und dritten Generation mit Migrationshintergrund. Sie verweisen immer wieder auf die fehlenden Ressourcen im Schulbereich und vergessen ganz, dass diese Kinder hier in Wien aufwachsen oder hier in Wien aufwachsen sollten. 

Was heißt das? Spracherwerb ist am natürlichsten zwischen dem dritten und sechsten Lebensjahr. Spracherwerb heißt nämlich, dass ich zur Muttersprache dazu, wenn diese eine Fremdsprache ist und nicht Deutsch, als Zweitsprache Deutsch lerne. Diese Zweitsprache Deutsch lässt sich am besten zwischen dem dritten und sechsten Lebensjahr lernen. Aber hier verlangen Sie von den Familien mit Migrationshintergrund überhöhte Preise, denn bereits bei einem Familieneinkommen von 2 200 EUR – und hier rede ich von Familieneinkommen, zu dem die Familienbeihilfe samt aller Beihilfen hinzugezählt wird – sind sie Vollzahler und zahlen für einen Kindergarten monatlich 260 EUR. (Beifall bei der ÖVP. – GR Jürgen Wutzlhofer: Weniger als ein Drittel sind Vollzahler!) Da nützt mir das Drittel nichts. (GR Jürgen Wutzlhofer: Ist das für die ÖVP nichts? Oder sind Sie schon so abgehoben? Reden Sie einmal mit den Leuten!) Ich weiß, wie es den Leuten geht, denn ich rede mit ihnen, und sie sagen mir tagtäglich eines: Diesen Kindergarten in Wien können sie sich nicht leisten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Daher werden auch wir wieder die Forderung einbringen, dass zumindest drei Stunden pro Tag ab dem dritten Lebensjahr gratis sein sollten, drei Stunden pro Tag, die es möglich machen sollten, dass auch Kinder mit Migrationshintergrund bereits vor Schulbeginn die deutsche Sprache können, um den Unterricht zu folgen. 

Ich weiß, dort, wo es darum geht, dass Sie einen Beitrag zur Bildungspolitik leisten, dort verschwinden Sie plötzlich aus Ihrer Kompetenzverteilung, dort kennen Sie plötzlich die Verfassung nicht mehr. Die Verfassung beginnt bei Ihnen, wenn es um Bildungsgeld geht, erst mit dem schulpflichtigen Kind und dort am liebsten mit dem Bundesschulkind und nicht mit dem Pflichtschulkind. (Beifall bei der ÖVP.)
Was aber in dieser Stadt jährlich wirklich überproportional steigt, sind die Hochglanzbroschüren, denn die sollen ja auch helfen, diesen Schein nach außen zu kommunizieren. Es ist ja weniger interessant, zusätzliche Kinderbetreuungen zu schaffen, viel interessanter ist es, wenn die jeweilige Stadträtin, der jeweilige Stadtrat sich in einer Hochglanzbroschüre porträtieren lässt, denn der Schein ist interessanter als das Sein in dieser Stadt. 

Geld könnten Sie aber auch sparen und zu Gunsten der Kinder und Jugendlichen umschichten, wenn Sie in der Verwaltung effizienter würden. Auch hier ist es interessant, Oberösterreich mit Wien zu vergleichen. Nehmen Sie alle Ganztagsbeamtinnen und ‑beamten der Gemeinden und der Landesregierung in Oberösterreich zusammengezählt und Sie haben immer noch um die Hälfte weniger als in Wien. 

Interessant ist also: Warum braucht Wien so viel Verwaltung? Braucht Wien die Verwaltung, um die Arbeitslosenstatistik ein bisschen zu kaschieren, weil Sie der Privatwirtschaft nicht trauen, weil Sie keine Ahnung von Privatwirtschaft haben? (Beifall bei der ÖVP.) Sie scheuen ganz einfach eine Wirtschaftspolitik, die auf einer florierenden und wachsenden Privatwirtschaft basiert. Sie vertrauen noch immer der Gebührenerhöhung in den öffentlichen Wirtschaftseinrichtungen und Unternehmen und glauben, dass diese Gebührenerhöhung einen Beitrag zum Arbeitsmarkt leistet. 

Wir treten für einen Abbau der Bürokratie und für eine Senkung der Gebühren ein, für den Ausbau an Kinderbetreuung, denn damit wird die Wirtschaft wachsen und nicht, indem Sie selbst möglichst viele Arbeitsplätze mit Parteibuch sichern. 

Wien hat aber, was die Wirtschaftspolitik betrifft, auch einen interessanten Zugang zur Arbeitslosenvermittlung. Wien kommt als einziges Bundesland – und Sie haben sich gewundert, warum wir dem tertiären Beschäftigungspaket nicht zugestimmt haben – nicht mit dem AMS aus, sondern Sie brauchen hier auch noch zusätzliche Arbeitsplätze in der Arbeitslosenverwaltung, anstatt im Abbau von Arbeitslosigkeit. Denn eine doppelt so hohe Arbeitslosenrate wie Oberösterreich zu haben, zeigt einmal mehr: Sie verwalten die Arbeitslosen. Sie gestalten die Wirtschaft dieser Stadt und dieses Landes nicht aktiv, sondern Sie versuchen auch hier wieder, durch Verwaltung von Arbeitslosen kaschieren zu lassen, dass Sie eine fehlende Wirtschaftspolitik haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Sorgen Sie also dafür, dass die Wirtschaftsförderung auch wirklich durch eine Wissenschaftsförderung in Schwung kommt. Auch hier ist es interessant: mehr Schein als Sein. Das, was wirklich an Wissenschaftsförderung ausgewiesen ist, betrug voriges Jahr 7 Millionen, heuer nur mehr 5,7 Millionen, also eine Senkung um 40 Prozent. Das nennen Sie in Ihrer Rede Innovationsschub für die Wissenschaft, das nennen Sie Innovationsschub für die Wirtschaft. Ich erkenne dahinter nur ein Sparbudget. 40 Prozent weniger als im vergangenen Jahr! (Beifall bei der ÖVP.)
Wissenschaftspolitik ist bei Ihnen unterm Jahr auch eine Ummantelung des Wirtschaftsförderungsbudgets, denn unterm Jahr heißt es dann plötzlich, dass wir 134 Millionen in die Wissenschaft stecken und nicht 7 Millionen. Das sind nämlich jene Millionen, die Sie uns einmal, je nachdem, wie Sie es brauchen, unter Wirtschaftsförderung verkaufen, und wenn Sie dann ein Förderungsprogramm für die Wissenschaft vorstellen, dann stellen Sie uns dieselben Budgetmittel als Wissenschaftsförderung vor. Mein Vorredner hat schon darauf hingewiesen: Umschichtungen, Umschichtung, Umschichtungen. Auch unterm Jahr erfolgt in den Pressekonferenzen nichts anderes als Tarnen und Täuschen. Ein und derselbe Budgetposten wird einmal als Wissenschaftsförderung und einmal als Wirtschaftsförderung ausgewiesen. (Beifall bei der ÖVP.)
Schaffen Sie in diesem Budget Transparenz, damit wir ehrlich vergleichen können, was Ihr Beitrag zu einer Forschungsquote im Verhältnis zum BIP tatsächlich ist. Ihr Beitrag bis jetzt waren ausgewiesenermaßen nur die 7 Millionen, aber zeigen Sie uns doch tatsächlich, wie viel Sie beitragen. Es könnte ja sein, dass wir stolz sein können auf Wien. Aber wenn Sie uns den Posten zweimal verkaufen, ist es schwer, darauf stolz zu sein. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie loben das Nulldefizit. Sie sind stolz darauf, dass Sie uns mit diesem Budget ein neutrales Budget vorgelegt haben. Sie nennen es kreativ. Kreativ sind Sie in der Gebührenerhöhung, denn Sie erreichen ein Nulldefizit, indem Sie die Gebühren eben kurz nach der Wahl bewusst angehoben haben, obwohl Sie vorher davon gesprochen haben, dass es eine Gebührenerhöhung nicht gibt. Wir haben davor gewarnt, wir haben Recht bekommen. Sie lassen die Gebühren tatsächlich erhöhen. Gebührenerhöhung vom Kindergarten über die Tagesbetreuung, über Müll, über Wasser, über Strom, über Gas. 

Warum brauchen wir einen Heizkostenzuschuss? Weil Sie die Gebühren erhöhen im Heizkostenbereich. Warum benachteiligen Sie die Kinder in den Pflichtschulen gegenüber den Kindern in den Bundesschulen? Wie kommt es dazu, dass ein Kind zwischen 10 und 14 Jahren, das in der Bundesschule den ganzen Tag betreut wird, 80 EUR für diese Tagesbetreuung zahlt, während im Pflichtschulbereich dasselbe Kind zwischen 10 und 14 Jahren in einer Hauptschule oder Kooperativen Mittelschule 126 EUR bezahlen muss? Ist es das, was Sie Nulldefizit nennen, ist es das, was Sie Gender Budgeting nennen, dass Kinder, die tagsüber in der Kooperativen Mittelschule untergebracht werden, um 46 EUR pro Monat mehr für die Tagesbetreuung zahlen müssen als dasselbe Kind zwischen 10 und 14 Jahren in einer AHS? 

Ich weiß jetzt, warum bei der Interpädagogika die Frau Stadtschulratspräsidentin für die AHS geworben hat. Weil Sie sich geniert für diesen Tagesbetreuungstarif, der um 46 EUR pro Monat höher ist als in einer Bundesschule. Und Sie, Herr Stadtrat, Sie sollten auch darüber nachdenken, ob es gerechtfertigt ist, dass wir hier jene, die sozial ohnehin benachteiligt sind, noch weiter benachteiligen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber die Diskriminierung geht ja noch weiter. Kinder mit Migrationshintergrund haben noch dazu gar kein Anrecht auf Nachmittagsbetreuung, denn fast immer ist es so, dass Kinder mit Migrationshintergrund, die noch dazu einen spezifischen Sprachförderbedarf haben, gar keine Tagesbetreuung finden. Und warum nicht? Wenn einer der Elternteile nicht berufstätig ist, dann tritt nur in Wien in den Pflichtschulen jene Regelung ein, dass dieses Kind gar kein Recht auf einen Tagesbetreuungsplatz hat, weil nicht beide Eltern berufstätig sind. 

So schaut die Gleichbehandlung aus, so schaut die Gleichbehandlung von Kinder aus, die zwischen 10 und 14 Jahre alt sind. Das heißt, bei den einen Kindern in der Bundesschule ist die Tagesbetreuung unabhängig von der Berufstätigkeit der Eltern, bei den anderen ist sie an die Berufstätigkeit gekoppelt. Wir haben zig Beschwerden von Schulleiterinnen und Schulleitern, von Elterninitiativen bei uns gesammelt, die aufzeigen, dass die Tagesbetreuung vom Gesetz her nicht umgesetzt wird. 

Herr Stadtrat! Haben Sie es notwendig, ein Bundesgesetz in Wien einfach nicht umzusetzen, weil Sie es budgetär nicht bedecken wollen? Haben Sie das notwendig, dass Sie an den Kindern sparen, dass Sie an den Schülerinnen und Schülern hier in dieser Stadt sparen? Das frage ich Sie. Warum lassen Sie die Notwendigkeit einer Tagesbetreuung, von der wir alle wissen, dass sie genau zur Chancengleichheit beiträgt, nicht an jedem Schulstandort erheben? Warum sorgen Sie in Ihrem Budget nicht dafür, dass die Schulen auch entsprechend umgebaut werden, saniert werden, errichtet werden, damit die Tagesbetreuung an jedem Schulstandort möglich ist? 

Ich sage Ihnen, warum. Weil Sie gerne die Sparpolitik, die Sie haben, fortsetzen möchten, weil die Kinder und Jugendlichen Ihnen nichts wert sind, weil Sie nicht nur den Bund aushungern. Der Herr Klubobmann hat das ja schon vermisst in seinen Reden. Die Wiener SPÖ hungert nicht nur den Bund aus, sie hungert auch die Bezirke aus. Es wird die folgende Rednerin, Bezirksvorsteherin Reichard, Ihnen stellvertretend für alle Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen sehr anschaulich darstellen, wie so ein Hungerbudget in den Bezirken ausschaut und welche Auswirkungen genau das auf das fehlende Angebot in der Tagesbetreuung hat. 

Wir werden weiterhin bei diesen Elterninitiativen stehen. Wir werden Ihnen weiter Sprachrohr sein, und wir werden sie weiter darüber informieren, dass es in dieser Stadt ungleiche Voraussetzungen gibt, dass Bundesgesetze nicht respektiert werden, dass wir nun ein Bundesgesetz brauchen, das das Bundesgesetz kontrolliert. So weit sind wir gekommen. Dafür können Sie gern auch auf Bundesebene einen Kurs bei uns haben, nämlich den Bund kontrollieren lassen, was Wien tut, indem es Gesetze umgeht. 

Sie sparen an den Kindern und Jugendlichen, Sie sparen an den Frauen in dieser Stadt und machen sich am Ende dann noch lustig, indem Sie das sexy nennen. Leben Sie Ihre sexuellen Phantasien privat aus und sorgen Sie dafür, dass Wien nicht sexy wird, sondern frauen- und familienfreundlich. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Stubenvoll. Ich erteile es ihr.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich rede jetzt nicht über sexy oder sonst etwas, ich rede über die Weichenstellungen, die auch von Ihnen, Herr Margulies, zitiert wurden. Ich denke, mit dem Budget 2007 sind wirklich wesentliche Weichenstellungen für diese Stadt getroffen worden, und zwar auch unter dem Motto „Faire Chancen für alle". Ich meine damit, dass die Stadtpolitik es als Selbstverständnis und Aufgabe sieht, allen Menschen, die in Wien leben, die bestmöglichen Lebensbedingungen zu schaffen. Deshalb werden wir auch in Zukunft unsere Arbeitsschwerpunkte auf die Bereiche Soziales, Gesundheit, Integration sowie Bildung und Beschäftigung legen, so wie das auch der Herr Vizebürgermeister heute schon dargestellt hat.

Vielleicht noch zu meinen Vorrednerinnen und Vorrednern einige Bemerkungen. Bei der FPÖ kann man sagen, es war Standardprogramm hier im Wiener Gemeinderat. Das betrifft sowohl die Diskussion um die Drogensituation als auch um die Zuwanderung. Das kennen wir seit vielen Jahren. Ich kann Ihnen nur dazu sagen, dass wir alles versuchen, auch mit dem Drogenkonzept der Stadt Wien, die Situation zu verbessern. Erst kürzlich wurde das Projekt „Help U“ vorgestellt, das versucht, die Situation auf dem Karlsplatz zu verbessern. Das Streetwork wurde dort verstärkt, Therapieplätze wurden ausgebaut, es wurde, was in diesem Bereich sehr wesentlich ist, die Wohnungslosenhilfe in der Stadt intensiviert. Unser Prinzip ist es letzten Endes zu helfen, statt zu strafen, und ich denke, dazu trägt auch das Drogenkonzept der Stadt Wien bei.

Zur Parteibuchpolitik, die hier auch angesprochen wurde, möchte ich eigentlich sagen: Wir kennen Parteibuchpolitik eher aus dem Bundesland Niederösterreich, wo auch die Reinigungsfrauen ein Parteibuch der ÖVP haben müssen, damit sie beim Land Niederösterreich eine Anstellung bekommen. In Wien ist das Gott sei Dank nicht der Fall. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ. – StR Johann Herzog: Ich glaube, Sie sollten da ein bisschen differenzieren!) Na ja, ich kenne das aus sehr vielen Berichten, wo Leute keine Arbeit bekommen haben.

Zum Thema Schulsanierungen: Ich denke, es wird ein Maßnahmenpaket geben – auch der Herr Vizebürgermeister hat das schon betont –, mit dem wir die Schulen in Wien nach den Erfordernissen sanieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Wann? Wann?) Es gibt aber auch Bezirke, die überhaupt nie etwas in die Schulsanierung investiert haben und die jetzt natürlich dadurch auch einen sehr viel höheren Bedarf haben. Das dann alles aus dem Stadtbudget zu decken, wird wahrscheinlich auch nicht gehen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Welche Bezirke sind das?) Na ja, wir werden heute schauen, wie der Bezirksvorsteher aus dem 8. Bezirk das sieht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wollen Sie sagen, dass der Herr Bezirksvorsteher im 8. Bezirk daran schuld ist?) Der Herr Bezirksvorsteher ist ja noch nicht so lange im Amt. (GR Godwin Schuster: Der kann nichts dafür! – Rufe und Gegenrufe zwischen der SPÖ und den GRÜNEN.) Ja, es ist auch immer investiert worden, aber wir werden das wahrscheinlich noch in der Spezialdebatte abhandeln.

Ich möchte aber jetzt noch auf die jungen Wienerinnen und Wiener zu sprechen kommen, die auch die Frau Cortolezis-Schlager angesprochen hat, und zwar auch zum Thema Kindergarten.

Und da Sie die Hochglanzbroschüren erwähnt haben: Ich habe da eine sehr schöne Broschüre, die eher bescheiden gehalten ist. Liebe Frau Stadträtin, hier gibt es wirklich alle Informationen über die Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen. Darauf, glaube ich, können wir in Wien sehr, sehr stolz sein. Wir haben immerhin 75 000 Kinderbetreuungsplätze sowohl in öffentlichen als auch in privaten Einrichtungen. Sie können das hier sehr genau sehen. Was die Qualität der Kinderbetreuung betrifft, steht Wien hier an oberster Stelle, denn die Öffnungsdauer beträgt mindestens 40 Stunden in der Woche, die durchschnittlichen täglichen Öffnungszeiten betragen 8 Stunden, an vier Tagen ist bis mindestens 17 Uhr geöffnet, und an einem Tag bis zumindest 13 Uhr. Dazu kommt das Angebot von Mittagessen und die Tatsache – Kollege Wutzlhofer hat es zuerst schon gesagt –, dass weniger als ein Drittel der Familien Vollzahler sind. Ich meine, dass Wien hier wirklich eine Spitzenposition einnimmt. Aber ich denke, an der Qualität muss auch noch weitergearbeitet werden, und mit dem Wiener Bildungsplan wird es im Kindergarten einen ganzheitlichen Bezugsrahmen auf europäischen Niveau geben.

Die größte Herausforderung aber ist ein möglichst nahtloser Bildungsverlauf von der Geburt bis zum Ende der Grundschule. Hier brauchen wir auch einen Innovationsschub auf Bundesebene, der ein verpflichtendes Vorschuljahr für alle Kinder ermöglicht. Für die Wiener Schulen wird es auf jeden Fall auch in diesem Bereich Maßnahmen geben. Die Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahlen ist ja auch eine gemeinsame Forderung von uns allen und setzt neben der vorherigen Herabsetzung in den bundesgesetzlichen Grundsatzbestimmungen vor allem eine entsprechende Erhöhung der vom Bund zu genehmigenden Planstellen voraus. Ich setze daher große Hoffnung in eine neue Bundesregierung, die die Finanzierung der notwendigen Ressourcen vornimmt. 

Die Lebensqualität von Frauen in Wien hängt nämlich auch eng zusammen mit dem Angebot, das die Kinderbetreuung und die ganztägigen Schulformen betrifft. Denn nur eine gute Kinderbetreuung ermöglicht Eigenständigkeit durch Erwerbstätigkeit. Die jüngsten Ergebnisse des Frauenbarometers 2006 belegen nachhaltig, dass Wien in Sachen Frauenpolitik auf dem richtigen Weg ist. Mit fast 80 Prozent weist Wien die höchste Frauenerwerbsquote Österreichs auf. Eine Studie der Arbeiterkammer bestätig, dass Wien in Sachen Einkommen, Erwerbsquote, Entwicklung der Arbeitslosigkeit mit Abstand am besten abschneidet. Für mich bedeutet verantwortungsvolle Frauenpolitik eine wesentliche Voraussetzung für eine gleichberechtigte Teilnahme von Frauen im Erwerbsleben. Ich denke, in der Wiener Frauenpolitik wird diesem Prinzip Rechnung getragen.

Die WAFF-Maßnahmen für Frauen wurden schon erwähnt. Es gibt Spezialprogramme, die rund 3 200 Frauen bessere Jobchancen bringen. Faire Chancen bedeuten auch ein faires Einkommen. Die Gehaltsschere zwischen Frauen und Männern, die heute auch schon erwähnt wurde, beträgt leider noch immer 22 Prozent, aber sie hat sich seit 1988 wesentlich verbessert, um 9 Prozent verringert. Aber wir brauchen noch immer massive Anstrengungen in der Wiener Frauen-, Arbeits- und Gleichstellungspolitik. Das, denke ich, werden wir auch weiter fortsetzen und das ist auch Ziel sozialdemokratischer Frauenpolitik.

Gewaltschutz ist in Wien auch weiter zu entwickeln, so bedauerlich diese Tatsache ist. Aber Ziel ist es, in Wien weiterhin über ein differenziertes Beratungs- und Vermittlungssystem für von Gewalt betroffene Frauen zu verfügen. Es soll hier ein richtiges Netzwerk entstehen. 

Die Investitionen, die heute schon erwähnt wurden, und damit die Ankurbelung der Wirtschaft sind eigentlich die beste Medizin für den Arbeitsmarkt. Daher werden auch 2007 56 Millionen EUR zur Verfügung stehen. 

Was mir auch besonders am Herzen liegt, sind die Maßnahmen für die Jugendlichen, und das geschieht auch durch die Mitfinanzierung des JASG oder die Mitfinanzierung der Lehrlingsstiftungen in Wien. 8 550 Jugendliche werden in Wien eine Lehrstelle brauchen, nur rund 4 000 stehen in Wiener Betrieben zur Verfügung. Deshalb ist es auch notwendig, die anderen Jugendlichen in diesen Maßnahmen unterzubringen. Ich denke, ein guter Start ins Berufsleben ist die beste Voraussetzung dafür, dass die Menschen dann später auch in der Lage sind, sich und ihre Familien zu erhalten. 

Die Stadt Wien hat aber neben diesen Maßnahmen seit 2003 auch noch die Ausbildung von fast 1 000 Lehrausbildnern finanziert, was auch wieder für die Qualität der Facharbeiterausbildung sehr wichtig ist. Wir werden insbesondere bei den Stiftungsplätzen unser besonderes Augenmerk auf zukunftsträchtige Lehrberufe legen wie zum Beispiel pharmazeutisch-kaufmännische Assistentin, Kommunikationstechnikerin oder Medienfachfrau.

Ich möchte jetzt vielleicht noch auf das Sozial- und Gesundheitswesen eingehen, das ja auch ein ganz wichtiger Schwerpunkt in diesem Budget ist. Ich sage, erfolgreiches Wirtschaften und Fairness gegenüber den Schwächeren der Gesellschaft schließen einander nicht aus. Deshalb auch die Erhöhung der Mittel für Gesundheit und Soziales. Wer kennt nicht die Schilderung von Bekannten und Verwandten über die Qualität von Spitälern in den Bundesländern und die Qualität, die Wiens Spitäler in medizinischer Hinsicht bieten. Es gibt Fälle, wo schlicht und einfach durch die fachlich besser Behandlung in Wien Menschenleben gerettet werden können. Das geht nicht ohne Geld, nicht ohne ständige Investitionen in medizinische Einrichtungen, in qualifiziertes und motiviertes Personal und auch in die Fortbildung dieses Personals. 

Die Effizienzsteigerung durch Zusammenlegung von Krankenanstalten beziehungsweise die Verlagerung von Standorten wie zum Beispiel in das neu zu errichtende Krankenhaus Nord werden in den nächsten Jahren auch Ziel unserer Politik sein.

Ich darf auch noch den Neubau der Geriatriezentren Liesing und Baumgarten erwähnen oder die Errichtung eines Mutter-Kind-Zentrums im SMZ-Süd, ebenfalls auch den Neubau einer Schule. Ich habe letztens leider niemanden von den anderen Parteien gesehen, als kürzlich die neue Krankenpflegeschule im SMZ-Ost eröffnet wurde. Sie bietet für doppelt so viele Schülerinnen wie bisher Platz.

Meine Damen und Herren! Ich würde mir als Politikerin Sorgen machen, wenn diese Mittel weniger würden, nicht aber, wenn sie mehr werden. Die neue Unternehmensführung im KAV ist, glaube ich, die beste Garantie dafür, dass diese Mittel gut eingesetzt werden. Hier sind absolute Experten ihres Faches im Einsatz, die keinen Zweifel aufkommen lassen, dass sie die ihnen anvertrauten Gelder bestmöglich einsetzen werden. 

Übrigens wurde dem Krankenanstaltenverbund vor Kurzem erst auch der Golden Helix Award verliehen, das heißt, eine internationale Auszeichnung für innovative Projekte.

Ich möchte auch noch erwähnen, dass Wien nicht nur seine eigenen Spitäler erhält, sondern auch Krankenanstalten anderer Rechtsträger. Immerhin wurden für die Betriebsabgangsdeckungen fast 47 Millionen EUR bereitgestellt, um damit auch die Angebote anderer Spitäler zu unterstützen. 

Ich möchte vielleicht auch noch zur Prävention ein Wort sagen, denn Prävention, glaube ich, ist auch ganz besonders wichtig, um Folgekosten zu sparen, und da ist es wichtig, das Bewusstsein in der Bevölkerung zu fördern, dass sowohl Bewegung, gesunde Ernährung, das Nichtrauchen und Gesundheitsuntersuchungen uns vor bösen Überraschungen schützen können. Ich denke, auch wir Politikerinnen und Politiker sollten in dieser Richtung offensiv tätig sein. 

Die Armut in der Stadt wurde erwähnt. Das ist eine sehr unerfreuliche Tatsache, wenn das Erwerbseinkommen nicht mehr zum Leben reicht. Wir sind hier alle aufgefordert, auch daran zu arbeiten. In der Grundsicherung ist sicher noch nicht das letzte Wort gesprochen. Auch unser Vorsitzender Gusenbauer hat sich ja für diese Grundsicherung ausgesprochen, aber ich denke, wenn, dann muss es bundesweit geschehen. Es wird uns immer vorgehalten, wir sollten sozusagen die Vorreiter sein, aber ich denke, hier sollten eigentlich alle Bundesländer gemeinsam wirken. 

Die gestiegene Arbeitslosigkeit und diese neuen Beschäftigungsformen werden Großteils auch von der Wirtschaft verlangt. (GR Mag Wolfgang Jung: Was? Die Arbeitslosigkeit wird von der Wirtschaft verlangt?) Nein - aber diese Beschäftigungsverhältnisse werden ja von der Wirtschaft eigentlich verlangt, angeboten, deshalb hat hier die Wirtschaft ganz klar auch eine gewisse Mitverantwortung. Wir können nicht überall einspringen, wo letzten Endes die Wirtschaft versagt. 

Ich denke, hier müsste auch ein Appell an die Interessensvertreter der Wirtschaft gerichtet werden: Zahlen Sie den Menschen so viel Einkommen, dass sie davon auch leben können, geben Sie den Menschen so sichere Arbeitsplätze, dass sie sich auf finanzielle Verpflichtungen wie Haushaltsgründung, Wohnungskredit oder Familiengründung einlassen können! Wir kämpfen auf jeden Fall gegen diese neue Armut auf allen Ebenen, die einer Stadt zur Verfügung stehen: Wirtschaftspolitisch durch Beschäftigungsmaßnahmen, sozialpolitisch durch leistbare Wohnungen, bedarfsorientierte und sozial gestaffelte Kinderbetreuung und durch finanzielle Hilfen wie die Sozialhilfe.

Die Stadt Wien wird im kommenden Jahr ein Rekordbudget von fast 248 Millionen EUR für die allgemeine Sozialhilfe bereitstellen. Ich denke, das ist sehr, sehr viel, und wir hoffen, damit auch einen weiteren Schritt in der Bekämpfung der Armut getan zu haben. 

Wir bauen gemeinsam mit gemeinnützigen Partnerinnen und Partnern auch in der Wohnungslosenhilfe in den letzten Jahren sehr viel auf. Es gibt ambulante Einrichtungen, es gibt Übergangswohneinrichtungen, Dauerwohnhäuser, und ich darf auch sagen, dass eben auch die 25 Millionen EUR, die für die Wiener Wohnungslosenhilfe bereitgestellt werden, ein Schritt der Armutsbekämpfung sind.

Unsere Aufgabe ist es aber auch, dieses Netz dicht zu halten, damit niemand durchrutscht, und vor allem dafür zu sorgen, dass ausreichend Arbeitsplätze vorhanden sind, damit niemand dieses Netz in Anspruch nehmen muss. 

Zum Thema Pflege – mir bleibt nicht mehr viel Zeit – möchte ich noch kurz darauf hinweisen, dass eben Gott sei Dank dieses Thema eine öffentliche Diskussion geworden ist. Für Wien können wir sagen, dass Betreuung und Pflege weiterhin auf legaler Grundlage erfolgt, während in den Bundesländern die Menschen zur illegalen Selbsthilfe greifen und Betreuungskräfte auch bezahlen müssen. 

Unser Betreuungsangebot ist ein breites Netz: Heimhilfe, mobile Pflegedienste, Pflegehelferinnen, Krankenschwestern, Tageszentren und Geriatriezentren. Jeder kann seinem Betreuungs- und Pflegebedarf entsprechend Hilfe zu leistbaren Kosten und auf legale Weise bekommen. Ich verweise auch auf das Wiener Pflegekonzept, das ja auch gemeinsam mit allen Fraktionen erarbeitet wurde.

Ich denke, wenn wir hier von den PflegerInnen sprechen, dann sollten wir uns noch einmal bei den vielen Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die hier täglich im Einsatz sind, und sollten nicht durch pauschale Verurteilungen, wenn es einmal zu Fehlern gekommen ist, einen ganzen Berufsstand in Misskredit bringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ich habe versucht, an Hand einiger Schwerpunkte –es sind so viele, dass ich Ihnen natürlich noch viele mehr hier nennen könnte –darzustellen, dass die Schwächeren in unserer Gesellschaft in Wien eine Chance zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und an einem gerechteren Anteil am steigenden Wohlstand bekommen. Es ist aber trotzdem notwendig, dass alle politischen Kräfte zusammenwirken und sich auch zu dieser Unterstützung der Schwächeren bekennen. – Die Sozialdemokratische Fraktion wird sich auch 2007 weiterhin verstärkt diesen Aufgaben widmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Frau Kollegin Stubenvoll hat sich gerade der recht undankbaren Aufgabe unterzogen, die SPÖ-Politik in Wien zu verteidigen, was ihr offenkundig nicht ganz leicht gefallen ist. Es wäre unfair, ihr das allein vorzuwerfen, aber es ist halt schwer, solche Sachen zu verteidigen! 

Sie haben gesagt, dass man in Wien versucht hat, das Drogenproblem zu lösen. – Das stimmt! Das hat man versucht. Erfolg haben wir aber keinen, sondern es ist schlimmer geworden. Schauen Sie sich allein die Zeitungen von diesem Wochenende an! (GRin Erika Stubenvoll: Was in den Zeitungen steht! Was die Zeitungen so schreiben!) Was die Zeitungen schreiben, ist ein anderes Mal richtig, Frau Kollegin! Sie können es sich doch nicht einfach aussuchen! Vor allem nicht aussuchen können es sich aber die drogensüchtigen Jugendlichen, deren Zahl zunimmt und die in immer mieseren Zuständen leben müssen, weil Sie sich nicht wirklich zu einer dezidierten und rigoroseren Drogenpolitik entschließen können! 

Weiters haben Sie davon gesprochen, dass wir immer vom „alt bekannten Problem der Ausländer- und Zuwanderungsproblematik“ reden. – Nun: Wenn das Problem so alt bekannt und tatsächlich ein Problem ist, wie Sie selber zugeben, Frau Kollegin, dann frage ich Sie: Warum tun Sie denn nichts dagegen, außer hier darüber zu reden? Sie sind ja die Macher! Sie sind diejenigen, die immer behaupten, dass Sie das können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dritter Punkt – Parteibuchpolitik: Wären Sie nicht schon rot, dann müssten Sie es bei dem, was Sie gesagt haben, werden, wenn Sie nämlich bestreiten, dass die Parteibuchpolitik in Wien eine wesentliche Rolle spielt! Versuchen Sie einmal, in den meisten Bereichen der Stadt Wien ohne Parteibuch etwas zu werden! (GR Godwin Schuster: Probieren Sie es aus!) Zu uns kommen immer wieder Leute mit großer Angst und sagen: Ich dürfte Ihnen ja nichts sagen, aber ... – Sie wissen es selbst: Es gibt genügend Betriebsratswahlen, bei denen Sie weniger Stimmen bekommen haben, als Sie Mitglieder in Ihrer Partei und in Ihrer Gewerkschaft haben. Das ist doch ein mehr als deutliches Zeichen dafür, in welche Richtung das wirklich läuft! Das ist doch ... (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Aber das weiß ohnehin ganz Wien, das brauchen wir ja nicht hinter vorgehaltener Hand zu sagen! Damit beruhigen Sie sich nur selbst, auch Sie, Herr Kollege Schuster! Das ist halt einfach eine Praxis!

Wenn wir davon sprechen, was sich vorher abgespielt hat – ich meine jetzt das Beispiel mit der unflätigen Mail, das hier abgegangen ist –, dann können Sie sich auch nicht herausreden: Hier gibt es eine Verantwortung in der Hierarchie, Herr Kollege! (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Ich sage ja nicht, dass Sie der Schuldige sind! Aber der Mann hat sicherlich einen Vorgesetzten! Ja, schauen Sie auf die Ordnung! Der Mann hat einen Vorgesetzten, der ihn an die Kandare nehmen muss! Oder er ist nicht ausgelastet und hat nichts zu tun! (GR Christian Oxonitsch: Habt ihr das gemeldet?) Dazu gibt es ja auch eine Dienstaufsicht. Dafür sind Sie verantwortlich, nicht die Opposition! Wir zeigen dann natürlich auf, was schief läuft. (GR Christian Oxonitsch: Was haben Sie denn getan?)

Herr Kollege Oxonitsch! Das zeigt aber, dass Sie zumindest betroffen sind, und zwar stark betroffen, wie ich hoffe! Ihnen gefällt zumindest diese Vorgangsweise nicht. Das konzediere ich Ihnen, und ich hoffe, dass Sie die auf dem Dienstaufsichtsweg erforderlichen Maßnahmen – wie es im Dienstrecht so schön heißt – einleiten werden. Dazu sind Sie ja da! Sie haben ja den Stadtrat, nicht wir! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Oxonitsch! Sie haben den geschäftsführenden Stadtrat, nicht die Freiheitlichen! (GR Christian Oxonitsch: Wen haben Sie informiert?) Regen Sie sich wieder ab, darüber können wir nachher gerne noch weiterreden! Ich mache jetzt mit dem weiter, was ich sagen will. (Weiterer Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Das war offenkundig ein Treffer, der sitzt!

Herr Kollege Oxonitsch! Sie haben sich vorher darüber erbost, dass ich in einem Zwischenruf von Almosen geredet habe. – Jetzt werde ich Ihnen die Almosen im Zusammenhang mit dem Heizkostenzuschuss erläutern. Erinnern Sie sich an die Debatte im vorigen Jahr, bei der Sie eine Erhöhung nach dem kältesten Winter, den wir seit Langem gehabt haben, abgelehnt haben, Herr Kollege Oxonitsch? (Beifall bei der FPÖ.)

Was Sie den Leuten geben, sind Almosen, aber Sie haben auch heute wieder die Gelegenheit, dazu zu lernen. Wir werden einen Antrag dazu einbringen. Sie können diesem gerne zustimmen, damit es im nächsten Winter etwas besser ausschaut! Dann können wir wirklich wieder einmal über einen Schritt in Richtung „soziales Wien“ reden.

Nun zu einer Geschichte, die hier auch angesprochen wurde und nicht Wien und „soziales“ Wien allein betrifft. Es wurde jetzt mit einem Gewaltstreich, der stark auch durch die Europäische Union gefördert wird, das digitale Fernsehen eingeführt. Es gibt allerdings eine ganze Menge von Pensionisten beziehungsweise Mindestlohnbeziehern, die gewaltige Schwierigkeiten haben, sich ein neues Gerät zu kaufen, das sie sich ja kaufen müssen. Man ist da auch von Seiten der Bundesregierung darüber gefahren, ohne das zu bedenken. Dabei gehört die Information durch das Fernsehen wirklich nicht zu den Luxusgütern, die dem Bürger geboten werden! Man müsste auch diesbezüglich wirklich nachdenken, was man tun kann! Dann können wir vom „sozialen“ Wien oder vom „sozialen“ Österreich reden! Jetzt sind wir davon in einigen Bereichen aber noch ein gewaltiges Stück entfernt! 

Dazu muss man natürlich vielleicht auch in dem einen oder anderen Bereich einsparen. Das stimmt schon! Ich werde jetzt zu einem Bereich reden, betreffend welchen man sich sehr genau überlegen muss, ob man dort nicht kräftige Einsparungen vornehmen könnte, nämlich bei den außen- und europapolitischen Aktivitäten der Stadt Wien. Diese sind für die Bürger Wiens weniger wichtig und auch nicht besonders lustig, aber sehr lustig für diejenigen, die diese Aktivitäten im Ausland vertreten und in der Weltgeschichte herumgondeln. Da gibt es so schöne Sprüche: Twin City Wien-Preßburg, Review 2005, Stadtaußenpolitik und wie die Phrasen alle heißen. Darüber haben Sie serienweise Hochglanzprospekte verfasst und herausgegeben, etwa mit Fotos des ordensbehangenen Herrn Nettig, wie er gerade einen Orden im Waldorf=Astoria erhält. Da reisen Delegationen nach Bulgarien, China, Israel, Japan, Rumänien, in die Türkei und nach Ungarn. Herr Kollege! Da finden Sie fast alle Buchstaben des Alphabets, von Afghanistan – man höre! – bis Zypern! – Bleiben Sie nur da, es kommen noch ein paar interessante Stücke!

Hochglanzprospekte werden – wie gesagt – gedruckt, es kommt zu Ordensübergaben, und es gibt Gastgeschenke, Wien-Bälle von Mailand bis Moskau werden mitfinanziert, die Stadträte und ihr Umfeld aus der Spitzenbürokratie tummeln sich in aller Welt, meine Damen und Herren, und zwar natürlich auf unsere Kosten.

Dazu kommen dann die entsprechenden Gegenbesuche, die noch viel teurer sind, denn da muss man alles bezahlen, einschließlich Hotels, Autos und Empfänge. Natürlich kann man so auch die Gastronomie in Wien fördern! Ein Wunder, dass dann überhaupt noch Zeit bleibt für die vielen Eröffnungen, Einladungen und Ehrungen in Wien! Aber mit vollem körperlichen Einsatz schaffen es die Spitzenfunktionäre doch noch, mit Mausi Lugner, Jeannine Schiller oder Birgit Sarata in den „Seitenblicken" aufzutreten.

Die Kosten für das Ganze werden dann elegant unter verschiedensten Budgetposten verbucht, damit man sie ja nicht wirklich nachvollziehen kann. Eine echte Aufstellung des Repräsentationsbudgets wäre ein großer Fortschritt in der Budgetierung der Stadt und würde für mehr Wahrheit sorgen! Aber das wäre natürlich ein Problem, denn dann könnte ein Genosse Pensionist irgendwo im Gemeindebau auf die Idee kommen, die Beträge mit seinem Mindesteinkommen und mit dem besagten Heizkostenzuschuss zu vergleichen. Vielleicht hätte die Seniorenbeauftragte der Stadt Wien auf die Idee kommen können, diesbezüglich aktiv zu werden und bei einer ihrer Studienreisen, zum Beispiel in die Niederlande, zu schauen, wie man das verbessern könnte!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Auch wenn Sie, die hier sitzen, es vielleicht nicht wissen: Eine nicht besonders aufwendige Essenseinladung ins Sacher kostet so viel, wie zwei bis drei Pensionisten von unserer beantragten Heizkostenerhöhung für einen ganzen Winter bekommen hätten. Drei Leute – ein Essen im Sacher! Das ist die Realität, aber das haben Ihre Spitzengenossen in den Penthäusern und auf der Terrasse des Do & Co schon längst vergessen, meine Damen und Herren von der SPÖ!

Ich möchte Ihnen nur ein paar Beispiele bringen, weil ich sehe, dass heute auch der eine oder andere Bezirksvorsteher da ist, wenn auch meiner leider nicht. – Ich zitiere Bezirksvorsteher Wurm aus dem 23. Bezirk, von der SPÖ, das sage ich für die, die es nicht wissen sollten: „Dem reichsten Prozent der Bevölkerung gehört ein Drittel des Gesamtvermögens, das zweite Drittel gehört 9 Prozent, und das dritte Drittel teilen sich über 90 Prozent der Menschen, und diese Kluft wächst weiter, und in den letzten Jahren hat sich dieser Trend noch wesentlich verstärkt. Im Mittelpunkt stehen nicht die Menschen und ihre Bedürfnisse, sondern die Gewinne der Konzerne und ihrer Aktionäre, und die Aktien steigen.“ 

Jetzt gehen wir in die rote Praxis hinein. Schauen wir uns den nadelstreifroten Ex-Finanzminister Androsch an, der ganz engagiert für verhaftete Spielautomatenmanager eintritt. Warum? – Weil er daran selbst recht gut verdient!

Die frühere SPÖ-Hoffnung und heutige Siemens-Managerin, die „Frau Tausender Ederer", hat auf einmal kein Verständnis mehr für Streiks. Vor dem Schreibtisch und hinter dem Schreibtisch schaut es anders aus, auch für ehemalige Sozialdemokraten!

Auch den ehemaligen SPÖ-Nationalrats-
abgeordneten Kaufmann berühren die Lärmprobleme seiner früheren Wähler durch den Flughafen Wien überhaupt nicht. Und der rote Staatssekretär Ruttenstorfer freut sich über jede Benzinpreiserhöhung, weil er davon profitiert. – So schaut es in der Praxis bei den ehemals so engagierten Roten aus! Von mehr Gerechtigkeit ist keine Rede!

Jetzt kommen wir wieder zurück zu der zwar nicht immer, aber in vielen Fällen sinnlosen und exzessiven Reisepolitik und Geldverschwendungspolitik, die sich ja nicht nur auf die Ebene des Landes beschränkt. Die Bezirke sind nämlich auf dem besten Weg, diesen Unsinn mitzumachen. – Ich bin jetzt wieder bei meinem Bezirksvorsteher in Liesing, der sonst nicht durch übertriebene Aktivitäten im Bezirk auffällt. Aber er betreibt Bezirksaußenpolitik. Erst haben wir Bundesaußenpolitik gehabt, dann Landesaußenpolitik, und jetzt gibt es die Bezirksaußenpolitik. Und da wird unter anderem von einer Ausstellungseröffnung in Montenegro berichtet: Über Einladung der Stadt Ulcinj und des Ministers Hajdinaga nahm Bezirksvorsteher Wurm die Eröffnung einer Ausstellung mit vergrößerten Fotos vor. – Dafür fährt er nach Montenegro auf unsere Kosten! – Wörtlich: „Wurm beglückwünschte die anwesenden Bewohner zum freien und selbstständigen Staat Montenegro. Es war eine richtige Entscheidung für dieses schöne Land.“ – Also: Die Montenegriner werden sich narrisch gefreut haben, dass Liesing ihre Unabhängigkeit bestätigt hat, aber auf unsere Kosten!

Was Herr Wurm, ausgerechnet der rote Vorsteher, in den Crna Gora, den Schwarzen Bergen, wollte, bleibt in Wirklichkeit unverständlich! Aber er hat dafür das Ensemble „Treinta Cuerdas“ – so ähnlich spricht es sich wohl aus – mitgenommen. Die haben dort albanische Lieder gesungen. Da hat ihm sein Bezirksaußenministerium nicht gesagt, dass die Montenegriner gewisse Probleme mit den Albanern und ihrer Minderheit in diesem Raum haben! Aber so schaut es halt aus, wenn man Grätzl‑Außenpolitik betreibt, und all das auf unsere Kosten!

Als man uns damals unter Vorspiegelung falscher Tatsachen in die EU gelockt hat, hat man uns erklärt, dass eines der Ziele eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik wäre, die berühmte GASP. Wir Freiheitlichen waren ohnehin nicht sehr überzeugt davon, aber man hat den Österreichern vorgegaukelt, welche Vereinfachungen und Einsparungen das bringen würde. – Wie schaut es aber in der Praxis aus? Es wurden keine Botschaft und kein Konsulat geschlossen, die Vertretung in Brüssel wurde riesig aufgestockt – Verwaltungseinsparung hin oder her –, und jetzt errichten auch noch die Bundesländer ihre Vertretungen in Brüssel!

Außenkontakte hat es in der Vergangenheit natürlich schon gegeben, und sie sind in einem gewissen Ausmaß normal, vertretbar und manchmal sogar notwendig. Das Ausmaß an Auslandsdienstreisen, wie es jetzt zu beobachten ist, diese Explosion der Kontakte steht aber in überhaupt keinem Verhältnis mehr zum Gegenwert für uns. Ganz im Gegenteil! Die meisten dieser Reisen kosten uns eine Menge Geld, weil wir als gute Onkel eher in die neuen EU-Staaten und in andere, eher ärmere Staaten reisen, wo man von uns Geschenke, Unterstützung und so weiter erwartet. Entwicklungshilfe ist aber eine Frage der Republik, nicht der Stadt und schon gar nicht der Bezirke! Sie gehört in die Kompetenz des Bundes und ist nicht unser Hauptaufgabengebiet!

Da gibt es zum Beispiel jetzt diese – wie heißt sie da so schön? – „Közep-Europa Regio“, die „Europaregion Mitte“, und das Projekt „Twin City Wien – Preßburg". Da erfolgen massive Förderungen – siehe Industrieplattform – auch von der Großindustrie und den internationalen Konzernen. Und für diese, meine Damen und Herren, ist es natürlich von massivem Interesse, problemlos, ohne Formalitäten und möglichst ohne Abgaben sozusagen barrierefrei Arbeitsplätze kostengünstig von Österreich in den Osten Europas verlagern zu können. Sagen Sie jetzt nicht, dass das nicht der Fall ist! Wenn Sie heute in der Früh die Nachrichten und die Wirtschaftsnachrichten gehört haben, dann haben Sie gehört, dass zum Beispiel Lego schon fast seine ganze Produktion aus Dänemark in unsere östlichen Nachbarstaaten verlegt hat, weil die Produktion halt dort von den Arbeitsplätzen her billiger ist.

Die gleiche Entwicklung haben wir auch hier in Wien. Wir haben heute schon davon gehört, die Statistik der unselbstständig Beschäftigten in Wien wurde bereits auch von uns hier angesprochen: 1994 waren es ungefähr 795 000 Personen, heuer waren es im dritten Quartal 774 000 Beschäftigte. Das ist ein Minus von 20 000 Arbeitsplätzen. Das ist eine Verringerung um 20 000 Arbeitsplätze, Herr Kollege Oxonitsch! Das ist die Realität in Wien! Das ist der Erfolg von Bgm Häupl im Sektor Arbeitsmarktpolitik! So schauen wir in Wirklichkeit aus! (Beifall bei der FPÖ.)

Unsere Politiker begreifen halt nicht, dass wir in Zentraleuropa nicht, wie Sie meinen, das Herzstück sind, sondern dass wir in eine Randlage gekommen sind. Wir repräsentieren den finanzkräftigen westlichen Rand des Bereiches, in den man noch hinüberfährt, um zu arbeiten oder zu pfuschen, aus dem die Arbeitsplätze aber systematisch in die Billiglohnländer hinüber transferiert werden, besonders wenn dort noch, gestützt durch unser Geld, die Flat-Tax eingeführt wird und lockt.

Es gibt da natürlich noch einen weiteren Bereich, der davon mächtig profitiert, nämlich die Kriminalität. Da sind wir ganz vorne weg. Die Dämmerungseinbrecher sind Dank der guten Verkehrsanbindung schon in der Slowakei, längst bevor wir ihre Arbeit – unter Anführungszeichen – hier bei uns überhaupt bemerkt haben. Das Gleiche gilt für die Bettler und Hütchenspieler. Das ist neben der Prostitution ein wichtiger Wirtschaftszweig. Er lebt hauptsächlich von den kurzen Anmarschwegen in die Partnerstadt Wien.

Sagen Sie nicht, meine Damen und Herren von der SPÖ oder von den GRÜNEN, das wäre kein Wirtschaftszweig und meine Aussage wäre zynisch! Die EU macht das nämlich möglich. Gemäß den Richtlinien der EU wurde Griechenland jetzt wegen seiner massiven Verschuldung im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt gerügt. Und siehe da! In der letzten Bilanzvorlage hat sich diese Situation um 20 Prozent für Griechenland verbessert. Warum? – Weil Griechenland in den Bereich Einkommen auch das Einkommen aus Zigarettenschmuggel und Prostitution einrechnen darf. So schaut die Situation in der EU aus! Vielleicht wäre das ein kreativer Budgetansatz auch für die Wiener Stadtkämmerer, um am Budget hier ein bisschen herumzudoktern! Das wäre eine Möglichkeit, die die EU zulässt!

Eventuell ein weiterer Tipp für unsere Kämmerer zur Einnahmenverbesserung durch Förderung der Stadtaußenpolitik: EU-Gelder für eine Phantomstadt. Die EU fördert eine Stadt, die es gar nicht gibt. Wohin die Fördergelder der Europäischen Union fließen, ist nicht immer für alle nachvollziehbar. Jetzt wurde ein kurioser Fall in Wien bekannt: Brüssel hat für eine Städtepartnerschaft zwischen der „Augartenstadt“ und Magdeburg 7 000 EUR locker gemacht. Für eine Partnerschaft mit einer Stadt, die es nicht gibt! So schaut es in der EU und auch mit der Finanzkontrolle in der EU aus! Vielleicht könnte Wien auf diese Art und Weise auch noch etwas von dem Geld, das wir in die EU hineinzahlen, zurückbekommen!

Eine zentrale Lage haben wir allerdings in einem anderen Bereich, das stimmt, nämlich als Drehscheibe für den europäischen Verkehr, der uns im wahrsten Sinn des Wortes nieder rollt. Das merken alle Wiener und alle Umlandgemeinden Wiens in immer schlimmerem Ausmaß. Die schweren LKW-Züge donnern durch jeden Ort, und ein Ende ist nicht abzusehen. Im Gegenteil! Jeder Schritt der Ostöffnung macht die Lage für uns schwieriger.

Darauf wird dann mit Ausbau geantwortet. Es stimmt: Wir müssen im Verkehrsbereich etwas unternehmen. Aber der Ausbau geht oft auch in die falsche Richtung. Statt in Richtung Verkehrsvermeidung zu gehen, besteht die Tendenz, den Verkehr noch billiger, noch einfacher und noch schneller zu machen. Das gibt es wahnwitzige Pläne, die in den Unterlagen der Stadt Wien angesprochen werden. Zum Beispiel gibt es den Plan, die russische Transsib mit Breitspur bis nach Wien herein auszubauen. Man zieht in Erwägung, statt des Schiffsverkehrs über Pazifik, Atlantik und Nordsee künftig diese Güter auf dem Bahnweg zu transportieren, weil es schneller geht. – Das wäre nicht nur eine rollende Landstraße oder Autobahn, da würde eine Verkehrsflut ohnegleichen auf uns zukommen, und so etwas wird in den offiziellen Unterlagen der Stadt Wien noch das Wort geredet! Es ist manchmal geradezu haarsträubend, welchen Unsinn man hier findet!

Weil wir schon bei Unsinn sind: Unter den weiteren geförderten Projekten findet sich, dass Englisch als gemeinsame Sprache gefördert werden soll. – Ich rede jetzt gar nicht davon, dass ein Staat eine gewisse Selbstachtung haben sollte. Aber schon aus wirtschaftlichen Gründen allein wäre es doch mehr als vernünftig, unsere eigene Sprache zu fördern, die noch dazu von den meisten Bürgern der gesamten Union gesprochen wird und die, wenn man die Gesamtunion zusammenzählt, die zweitstärkste hinsichtlich Verständlichkeit ist. Aber nichts da! Diesbezüglich geht offenbar eine für unsere Wirtschaft und uns geradezu gefährliche Dummheit der Internationalisten vor!

Die Stadtaußenpolitik bis hinein in die Bezirke, Stichwort: Liesing – Montenegro, hat ein Ausmaß angenommen, das nicht mehr zu vertreten ist. Deren Aufwand steht in keiner wie immer gearteten Relation zu den Kosten. Wir werden uns mit der Transparentmachung dieser Geldverschwendung in nächster Zeit sehr intensiv befassen und Ihnen noch weitere extreme Beispiele aufzeigen. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Bezirksvorsteher Rahdjian. Ich erteile es ihm. 

Bezirksvorsteher Heribert Rahdjian: Sehr geehrtes Präsidium! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich, dass ich heute hier zu Ihnen sprechen kann! Wie Sie wissen, bin ich Bezirksvorsteher im 8. Bezirk. Und wir haben einige Probleme.

Heute will ich im Speziellen das Problem der Finanzierung der Schulsanierungen ansprechen. – Schule, Kinder, Jugend, Bildung und Zukunft sind insgesamt ganz wichtige Themen. Wir haben gesagt: Schulen haben bei uns Vorrang. Das wird anderswo nicht anders sein. Mit der Dezentralisierung, die an sich okay ist, haben wir aber etwas bekommen, das wir nicht finanzieren können. Ich frage Sie: Wie soll ein Budget, das starr ist, plötzlich über uns hereinbrechende Generalsanierungen verkraften? – Es verkraftet diese nicht!

Im Zusammenhang mit der Sanierung einer Schule haben wir heuer schon ein Stückerl renoviert, nächstes Jahr wird noch einmal etwas fällig: Insgesamt sind es 2,7 Millionen für eine Schule, und das – Herr GR Margulies hat es schon gesagt – bei einem Gesamtbudget fürs Jahr von 2 Millionen! Da braucht man kein Mathematiker zu sein, das ist ganz einfach nicht möglich! Ein Budget mit derartigen Ansätzen ist undurchführbar und untragbar!

Die liebe Frau Professor Stubenvoll hat gemeint, dass es Bezirke gibt, die noch nie Schulen restauriert oder renoviert haben. – Bei uns werden laufend Schulen renoviert. Wir haben zwei Schulen generalsaniert. Da hat die Stadt Wien 90 Prozent getragen, und wir haben 10 Prozent zurückbekommen. 

Das heißt aber nicht, dass nicht laufend Geld in diese Schulen fließt. Wir haben enorm viele Ausgaben für diese Schulen. 2 Millionen stehen uns insgesamt zur Verfügung, und die Fassade und die Fenster einer Schule wurden heuer im Sommer renoviert. Das hat 450 000 EUR gekostet, das ist fast ein Viertel unseres Jahresbudgets. Sie können sich wohl vorstellen, was da für die anderen Dinge bleibt! – Wir müssen unsere Rücklagen auflösen, wir haben schon Vorgriffe auf das nächste Jahr gemacht, und so kann es nicht weitergehen!

Im Frühjahr und im Herbst war ich bei Frau VBgmin Grete Sandner. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sandner ist schon länger her! ) Pardon! Bei Frau Grete Laska! Ich habe gerade vorhin über die Frau Sandner gesprochen, deswegen ist mir das jetzt passiert! (GR Godwin Schuster: Es gibt eine Jutta Sander!) Ja, es gibt eine Jutta Sander, die ehemalige Vizebürgermeisterin hat aber Sandner geheißen. Ich kenne sie gut.

Ich war also bei Frau Laska zu Besuch, und wir haben über die Generalsanierung der Schulen gesprochen. Oben auf dem Dossier des Herrn Senatsrats Oppenauer von der MA 56 lag eine Kostenschätzung für die Schule in der Pfeilgasse 42b. Das ist ja unser Sargnagel! Obenauf lag also eine Schätzung, diese wurde uns dann vorgelesen: Sämtliche WC‑Gruppen kosten 800 000 EUR, das Dach so und so viel und so weiter. – Am Schluss sind dann halt fast 3 Millionen herausgekommen. Wir haben mit den Ohren gewackelt, aber die Frau Vizebürgermeisterin nicht. Sie hat uns nach Hause gehen lassen und hat uns nicht gesagt, was geschehen wird.

Wir sind dann im Herbst wieder gekommen, und da hat sie uns etwas ganz Neues erzählt. „Generalsanierung" sei out, das heiße jetzt „komprimierte Sanierung“. – Bitte: Was ist das? Das ist ein nebuloser Begriff! Was wird jetzt vom Zentralbudget bezahlt? Was zahlen wir? Wenn das im Verhältnis 60 zu 40 oder so ähnlich gehen soll, ist das auch zu viel! Wir haben nur 2 Millionen! Sonderbudgetierungen müssen einfach aus dem Zentralbudget vorgenommen werden, insbesondere, wenn es sich um Zustände in einer Schule handelt, die ich Ihnen gleich schildern werde. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Stellen Sie sich vor: Wir gehen in diese Schule, weil wir vom Elternverein zu einer Besichtigung eingeladen sind. Die Eltern dort loben den Lehrkörper und die hervorragenden Sonderangebote in dieser Schule. Deswegen kommen viele auch aus anderen Bezirken dort hin. Eine Familie – das ist jetzt kein Spaß – hat sogar in Wien eine Wohnung angemietet, weil sie für ihr Kind eine besonders gute Ausbildung in dieser Schule haben will. Die Leute haben gehört, dass diese Schule so gut sei, und sind zeitweise aus Wiener Neustadt nach Wien übersiedelt. Sie geben viel Geld für eine Wohnung aus, damit sie ihr Kind in diese Schule geben können.

Eines Tages kommt das Mäderl nach Hause und sagt: „G’schwind aufs Klo, g’schwind aufs Klo!“ – „Was ist denn los?“, fragt die Mutter. Darauf das Kind: „Aufs Klo in der Schule kann ich nicht gehen, es stinkt, es ist grauslich!“ – Das Kind muss vier Stunden lang zurückhalten, und dieses ist nicht das Einzige!

Ich habe das bei der letzten Elternvereinssitzung nicht erwähnt, aber die Leute sind von selbst zu mir gekommen und haben gesagt: „Herr Bezirksvorsteher! Sanieren Sie die Schule sofort!“ – Die Leute stellen sich das halt so vor. Sie kommen zu mir und sagen: „Sanieren Sie die Schule sofort! Die Frau Direktor hat nämlich bereits angekündigt, dass es nächstes Jahr wahrscheinlich eine Klasse weniger geben wird und übernächstes Jahr noch eine weniger.“ 

„Die Leute melden ihre Kinder von meiner Schule ab!“, klagt die neue Direktorin. Sie hat mit enormem Elan in dieser Schule begonnen und wurde dann derart frustriert gemacht. Sie muss jetzt zusehen, wie ihr die Kinder davongehen!

Am 7. November wurde ein Tag der offenen Tür veranstaltet. Ich war mit unserer Büroleiterin, Frau Sander, dort. Alles sah wunderbar aus, prinzipiell war alles sehr schön anzuschauen.

Wir kamen zur Schule, Leute sind vor der Schule gestanden, die noch nie da waren, sondern nur davon gehört haben. – Schauen Sie sich dieses wunderbare Foto an: So schaut die neue Schule aus! Sie ist sehr schön. Schauen Sie sich das an! Sie schaut aus, als ob sie neu wäre!

Allerdings ist das ein Potemkinsches Dorf, eine Kulisse! Diese Fassade hat uns, wie gesagt, 450 000 EUR gekostet. Wenn man dann hinein kommt und aufs Klo gehen will, haut es einen aber buchstäblich um. Das ist kein Spaß, das ist wirklich so! Ich habe selbst diese Fotos gemacht, das ist authentisch, da fährt die Eisenbahn drüber! Schauen Sie sich das Foto an! So schaut ein Häusl – ich sage jetzt nicht, Klo, sondern Häusl – aus! Das ist nichts anderes als ein grausliches Klo: Der Boden ist total versottet von Urin, die Wände sind kaputt. Merkwürdigerweise haben die Wände einen tapetenartigen Belag, und dieser löst sich ab. Schauen Sie: Da sind Spalten, und da hängt die Tapete in Fetzen weg!

So kann man die Schule doch bitte nicht lassen! Und dann erzählt man uns etwas von einer nicht möglichen Generalsanierung beziehungsweise von einer „komprimierten Sanierung“, von der wir nicht wissen, was das ist. So kann man uns das nicht verkaufen!

Es hat geheißen, dass die Fenster neu gemacht werden müssen. Diese sind neu gemacht worden, wohlgemerkt auf der Außenseite, es ist dies, wie gesagt, ein Potemkinsches Dorf und eine Kulisse. Im Hof schaut es nämlich so aus wie auf diesem Bild, auf dem ein neues und ein altes Fenster zu sehen sind. Warum geht das alte Fenster nicht auf? – Wir haben es angeschraubt, damit es nicht hinunterfällt. So geht es natürlich auch! Man muss ja nicht jedes Fenster öffnen! Das eine schraubt man halt an, bis es zerfällt, denn hinunterfallen kann es ja nicht mehr, und man streicht es auch nicht mehr an. – So kann man es doch nicht machen!

Schauen Sie sich die Fassade auf diesem Bild an: Das ist ein Patchwork von verschiedensten Mustern von Fenstern, zum Teil aus Plastik, zum Teil aus Holz! Das ist deprimierend! Die Kinder merken es nicht mehr. Aber wenn einer sein Kind in die Schule bringen will, dann wundert er sich, wie es da ausschaut.

Trotzdem haben sich am 7. November, wie wir gesehen haben, Leute angestellt, um ihre Kinder anzumelden, weil sie vom Sonderangebot dieser Schule wissen. Und was ist dann geschehen? – Der Elternverein lädt mich ein, damit ich mir die Geschichten anhöre, die ich schon erwähnt habe, und um zu beraten, was man tun kann. – Ich sage: „Ja. Da muss etwas geschehen! Wir haben im Gemeinderat sowieso eine Sitzung, und da habe ich die Gelegenheit zu sprechen.“ 

Innerhalb von drei Tagen ist ein ganzes Buch entstanden. Schauen Sie sich das an, so schaut das aus! Darin befinden sich Stellungnahmen der Eltern unter anderem zum Thema WC. Ich habe mir von allen Klassen Stellungnahmen zukommen lassen. Der Elternvereinsobmann, Herr Dipl-Ing Dunke, hat mir das am 17. gebracht, damit ich es Ihnen heute hier gebe. Es handelt sich, wie gesagt, um Stellungnahmen und Bitten: Wir brauchen neue Toiletten! Wir brauchen ein neues Dach! Wir brauchen neue Fenster! Wir brauchen einen neuen Anstrich! Beim Zugang zu den Turnsälen regnet es herein! Die Lichtkuppeln im obersten Stock sind undicht, unsere Kinder müssen wegrücken, denn dort regnet es herein! – Solche Zustände herrschen in dieser Schule.

Zusätzlich zu der Budgetbelastung durch diese Schule kommt noch etwas. Wir haben im Bezirk zwei Schulen generalsaniert. Ich sage jetzt: Wir alle, die Stadt Wien, hat diese Schulen generalsaniert. – Haben wir geglaubt! Ein Jahr später heißt es: Die Decken sind brüchig. Das wusste man nicht. Man wusste nämlich nicht, was Falzziegel sind. Auf Falzziegeln löst sich nach hundert Jahren der Verputz. – Es musste also etwas geschehen. Die Eltern haben dann gefragt: Warum wird das jetzt gemacht? Das wird wieder dauern! – Das hatte aber Vorrang, und selbst wenn wir einen Kredit aufnehmen müssen hätten, musste es heuer gemacht werden. Die Statik hat nämlich gesagt: Das muss im Juli gemacht werden. Und das wurde auch gemacht!

Was hat man uns dann aber vorgeworfen? – Heute noch steht auf der Homepage einer Oppositionspartei im Bezirk, dass der „Rahdjian Panik gemacht“ hat und dass es genügt hätte, wenn es in drei Jahren gemacht wird. – Darauf sage ich: Stimmt gar nicht! Wir mussten es heuer machen, sondern wären die entsprechenden Klassen gesperrt worden. In irgendeiner Zeitung stand dann ein etwas missverständlicher Artikel, in der das Ganze natürlich groß aufgebauscht wurde. Wir hätten – so hieß es dort – empfohlen, dass die Kinder im Turnsaal unterrichtet werden. – Eine ganze Schule kann man doch nicht in einem Turnsaal unterrichten! Das weiß jeder von uns! Aber solche Unsinnigkeiten stehen heute noch auf Homepages. So will man gewisse Dinge transportieren. Das ist aber nur ein Nebengeleise.

Jetzt ist das um 70 000 EUR renoviert worden, aber vorerst nur ein paar Klassenzimmer, die Schulwartwohnung und ein Raum in der Direktion. – Und was kommt jetzt? Im nächsten Jahr, also 2007, wird es ein Mehrfaches von dem ausmachen, was es im Jahr 2006 ausgemacht hat. Warum? – Wir sind noch auf etwas draufgekommen, das bedeutet ein paar Hunderttausend Euro Nachschuss.

Das Gleiche in der Zeltgasse: Heuer wurde mit großem Pomp die Zeltgasse 7 eröffnet. Die Vizebürgermeisterin und der Herr Bundespräsident waren da. Und ich war auch da. 

Dann hat es geheißen: Die Decken sind brüchig! – Da haben Statiker, Baufachleute und alle möglichen fachkundigen Personen diese Schule untersucht, alles wurde renoviert und ein neues Dachgeschoß darauf gebaut. Die Schule glänzt von allen Seiten. Dann kommt man jedoch drauf, dass die Decken brüchig sind und renoviert werden müssen! Das sind wieder ein paar Hunderttausend Euro!

Und was kommt dazu? Die Küche ist auch sanierungsbedürftig. Da frage ich wirklich: Hat denn das niemand gesehen? Das sollen auch wir zahlen! Das, was ich jetzt hier von mir gebe, sind Mängelrügen. Das heißt, dass derjenige, der für das Werk verantwortlich ist, auch dafür sorgen muss, dass diese Mängel auf seine Kosten repariert werden. Anders geht das überhaupt nicht! Die Mängel müssen von denjenigen behoben werden, die für die Renovierung zuständig waren, von den Technikern. Und diese haben auch die Kosten zu tragen. Die Techniker haben festgestellt, was notwenig ist. Wir können das aber keinesfalls übernehmen! Wir werden die Arbeiten durchführen lassen müssen. Ja! Aber wir werden darum streiten und kämpfen, dass uns ein entsprechender Betrag refundiert wird, und zwar in der Höhe, wie es bei Generalsanierungen üblich ist, nämlich im Verhältnis 90 zu 10. 90 Prozent muss die Stadt Wien zahlen. Das ist unser Vorschlag. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das war diese Lehrstunde beim Elternverein. Ich war nicht geknickt, das kann ich nicht sagen, denn ich habe mir nichts anderes erwartet. Ich kenne die Schule jetzt ja in- und auswendig. Sie haben die Fotos gesehen. Ich muss den Menschen dort aber Rechenschaft geben. Ich muss ihnen sagen, was der Finanzstadtrat und Vizebürgermeister sagt. Ich muss eine Antwort bringen, denn den Leuten geht langsam der Glaube an die Politik der Stadt, egal, von welcher Partei, aus! Die Leute sind frustriert und sagen: Offenbar nützt nichts! – Immerhin haben sie ja ein Jahr lang gebeten: Schaut euch das an! Macht da etwas, macht dort etwas. Wir haben in diesen Schulen getan, was wir konnten.

Die Direktorinnen sind verständlicherweise sauer. – Da erzähle ich Ihnen noch etwas: Nach der Zeitungsmeldung am 14. oder 15. betreffend die Schule Pfeilgasse, dass das Klo grauslich ist und stinkt und so weiter, haben am nächsten Tag einige Eltern ihre Kinder, die sie am 7. November angemeldet haben, wieder abgemeldet. Sie haben gesagt. Das ist ja schrecklich! In eine Schule, wo es stinkt und die Kinder nicht aufs Klo gehen wollen, geben wir unsere Kinder doch nicht hin!

Der Schuss ist natürlich nach hinten losgegangen, aber wir werden das korrigieren. Und ich nehme an, da werden Sie alle zustimmen: Das muss korrigiert werden, und wir werden auch entsprechende Zeitungsmeldungen machen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es nützt nichts! Ich war dreimal dort und habe es mir dreimal angeschaut. Wie gesagt: Die Eltern bestehen darauf. Sie haben einen neuen Elternvereinsvorsitzenden, der auch schon bei mir im Büro war. Er ist ganz tüchtig, setzt große Stücke in den Gemeinderat und hofft, dass hier wirklich etwas für die Wiener Schulen entschieden wird. Anderen Schulen geht es ja ähnlich. Ich habe das von den Herrschaften gehört. – Frau Laska hat, wie ich schon erwähnt habe, nicht abgelehnt, aber zugestimmt hat sie auch nicht. Und die 7 Millionen für die Falzziegeldecken werden wahrscheinlich nicht genug sein, wie Frau StRin Cortolezis-Schlager gesagt hat.

Wir hoffen jedenfalls, dass hier ein großer Sprung gemacht wird. Das muss einfach geschehen! Wir brauchen das, denn eine schöne Fassade allein nützt noch gar nichts. Das ist ein Betrug an den Leuten. Diese Schule hat eine schöne Fassade. Dann geht man aber hinein und sieht die Bescherung. Wenn Sie beim Turnsaaleingang hineingehen, kommt Ihnen der Plafond entgegen. Auch davon habe ich ein Foto. Sie werden das jetzt nicht gut ausnehmen können, weil es einfach zu klein ist. Aber das schaut so aus! Man kommt beim Turnsaaleingang hinein und vom Plafond fällt der Verputz herunter, weil das Dach kaputt ist. Der Schulwart sagt mir: „Ich habe das eh schon so oft gesagt! Das war aber schon alles!“ – Und er hat mir das auch gezeigt. So schauen die Lichtkuppeln aus! Licht kommt kaum mehr durch, dafür kommt neben der Lichtkuppel Wasser herein. In der oberen Klassen rinnt das Wasser durch, weil alles undicht und brüchig ist. Der Schulwart hat gesagt, das sei porös. Ich glaube nicht, dass das Glas porös ist, ich glaube eher, die Dichtungen sind kaputt. Solche Sachen gehören halt repariert!

Noch etwas: Vielleicht ist ein Techniker da, der sich auskennt. – Ich glaube nämlich, in das Klo einer Schule gehört ein Bodensyphon. Ich habe selbst mit Umbauten sehr viel zu tun gehabt und meine daher, in öffentliche, stark frequentierte Klos gehört ein Bodensyphon mit einem Wasserhahn, wo der Hauwart oder Schulwart einen Schlauch anstecken und die Böden abspritzen kann, und zwar öfters und nicht nur einmal in der Woche. Sonst saugen sich Fäkalien und Urin in die Ritzen im Boden, und das stinkt. In allen Ritzen ist irgendetwas, und in Summe stinkt es dann eben in den WCs, und das verbreitet im ganzen Gebäude eine unangenehme Atmosphäre. Das ist sowohl vom olfaktorischen Aspekt unangenehm, außerdem ist es ein unangenehmes Gefühl, sich in einem Haus aufzuhalten, in dem die Klos nicht in Ordnung sind. Es ist begreiflich, aber es ist ganz arg, wenn dann Eltern ihre Kinder abmelden.

Meine lieben Damen und Herren! Ich bitte Sie sehr: Denken Sie daran bei der nächsten Besprechung über das Budget! Die Schulen brauchen mehr Geld! Die 2 Millionen, die wir im 8. Bezirk haben, brauchen wir für viele andere Dinge. Und selbst wenn wir alles weglassen, wenn wir keine Kultur mehr machen, wenn wir keine Gärten mehr reparieren und uns um die Stadtgartensachen nicht mehr kümmern, wenn wir die Straßenbeleuchtung, die Reparatur der Straßen und – weiß der Kuckuck! – noch alles Mögliche vernachlässigen oder nicht mehr machen, geht es sich für die Schulen auch nicht aus, aber dann können wir zumindest etwas mehr tun.

Das wollen Sie doch nicht! Sie wollen doch, dass die Schulen in Ordnung kommen. Tun Sie daher bitte etwas in dieser Richtung! Achten Sie darauf, dass alle Bezirke im Budget bedacht werden. Es gibt Bezirke, die wenige sehr große Schulen haben, es gibt aber auch Bezirke, die – so wie wir – klein sind, viele kleine Schulen und ein kleines Budget haben, weil sie klein sind. Durch diese Schulen haben diese Bezirke aber einen wesentlich erhöhten Aufwand, und deswegen bitte ich Sie: Denken Sie darüber nach, ob das gerecht ist. Ich sage: Das ist ungerecht! Und ich bitte Sie: Ändern Sie diesen Zustand! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr die Bezirksvorsteherin des 4. Bezirks, Frau Bezirksvorsteherin Reichard. – Bitte schön. 

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf gleich an das anschließen, was mein Kollege vom 8. Bezirk ausgeführt hat, auch wenn ich nicht so sehr in „stinkende“ Details gehen möchte. Mir stinkt nämlich, dass die Bezirke nach wie vor von der Stadt Wien ausgehungert werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Feststellung, dass die Bezirke ausgehungert werden, ist kein Gejammer, und sie soll auch nicht besagen, dass wir in den Bezirken nicht gut, effizient und sehr verantwortungsbewusst wirtschaften können, sondern das heißt einfach, dass sich in den letzten Jahren nichts geändert hat! Und da sind die 6 Millionen EUR, um welche die Bezirksbudgets jetzt steigen sollen, wirklich nur ein kleiner Tropfen auf den heißen Stein und nicht sehr bedeutend!

Ich habe hier ein bisserl ein Dé-jà-vu-Erlebnis: Bei all den Debatten in den letzten Jahren anlässlich des Budgets und des Rechnungsabschlusses kommen immer wieder dieselben Vorwürfe von Seiten der Bezirke, und zwar nicht nur von den ÖVP-Bezirken und den grünen Bezirken, sondern offensichtlich mittlerweile auch von den SPÖ-Bezirken, denen die Budgetmittel ausgehen. Beim ihrem Landesparteitag im heurigen April wurde ein Antrag der Bezirksgruppe des 15. Bezirks gestellt, in welchem erklärt wurde: Wir kommen mit den uns zur Verfügung gestellten Mitteln nicht mehr aus. – Letztlich leiden alle Bezirke in Wien darunter!

Es sind nach wie vor immer wieder dieselben drei Punkte, um die es geht: Die Bezirksbudgets wurden seit Einführung der Dezentralisierung – also seit mittlerweile 20 bis 30 Jahren – nie valorisiert. Eine Menge an rechtlichen Vorschriften und Auflagen ist dazu gekommen, von denen man seinerzeit überhaupt noch nichts wusste, und das trifft besonders auch das jetzt gebrachte Beispiel der Schulsanierungen. Sämtliche Gebäude, Anlagen und Straßen in den Bezirken sind mittlerweile in einem solchen Zustand, dass sie nicht mehr laufend erhalten werden können, was ohnedies ständig geschieht, sondern dass sie eben generalsaniert werden müssen. 

Es geht um diese drei Punkte.

Erstens ist eine Valorisierung notwendig, die Bezirksbudgets sind bis dato nicht gestiegen, obwohl wir alle wissen, dass sämtliche Indizes in den letzten Jahren massiv gestiegen sind. Allein der Baukostenindex ist – je nachdem, was Sie heranziehen – zwischen 10 und 14 Prozent gestiegen. Dazu kommen die Erhöhungen der Personalkosten, des Bitumenindexes und so weiter. Alles steigt, nur die Bezirksbudgets nicht! 

Zweitens sind rechtliche Vorschriften dazu gekommen, etwa die Behindertenschutzauflagen, Auflagen betreffend Brandschutz, Auflagen hinsichtlich der verstärkten Überprüfung von Spielgeräten oder der Kontrolle bei Bäumen. – All das sind Kosten, mit denen man vor zehn Jahren einfach noch nicht rechnen konnte!

Ein kleines Beispiel aus dem 4. Bezirk: Für einen einzigen Schulkomplex kostet ein Brandschutzkonzept 28 000 EUR, und zwar lediglich das reine Konzept, da ist noch überhaupt nichts umgesetzt!

Hinzu kommt der große Bereich der Gebäude, Anlagen und Straßen: Die Ampelanlagen der Stadt Wien sind alle in die Jahre gekommen. Eine Ampel, die 25 Jahre alt ist, sollte ausgetauscht werden. Der Preis? – 150 000 EUR pro Ampel! Das betrifft alle 23 Bezirke Wiens. Wenn Sie das hochrechnen, ist das eine enorme Summe, die die Bezirke zahlen sollten.

Zur Sanierung von Amtshäusern, etwa wenn ein Lift eingebaut werden muss, weil mittlerweile der TÜV die Genehmigung nicht mehr gibt: Im Amtshaus Wieden würde das ohne Planung 280 000 EUR kosten, das sind genau 10 Prozent des Bezirksbudgets, das wir haben. Das ist also absolut nicht finanzierbar! 

Und wirklich nicht mehr finanzierbar sind die Generalsanierungen der Schulen und Kindergärten. 500 000 EUR Kosten für die Generalsanierung eines Kindergartens ist eigentlich nur ein Klacks, und ich bewundere den 8. Bezirk, dass ihr nur 2 Millionen EUR für eine Sanierung braucht, was gerade einmal das Bezirksbudget ist. Wir haben für eine Schule einen Voranschlag über 7 Millionen EUR bekommen. Das heißt, wir könnten drei Bezirksbudgets in die Sanierung einer Schule stecken! 

Obwohl all das bekannt ist, gehen die Kürzungen weiter. Es gibt nach wie vor keine Zuschüsse mehr. Es gab ein kurzes Aufbäumen im Sommer, worauf dann – medial sehr wirkungsvoll – für statische Gutachten und für die Falzziegeldecken, die heruntergebrochen sind, 7 Millionen EUR zur Verfügung gestellt wurden. 7 Millionen EUR für 23 Bezirke! Das bräuchte man auf der Wieden für die Sanierung einer einzigen Schule, und das ist dreimal ein Bezirksbudget. – So kann es wirklich nicht weitergehen!

Meine Damen und Herren! Daher fordert die ÖVP: Wir wollen einen Finanzausgleich! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir, die Bezirke, wollen uns mit der Stadt Wien alle vier Jahre an den Tisch setzen und überprüfen: Wie schaut das Verhältnis der Bezirksmittel aus? Herr Vizebürgermeister! Lehnen Sie das nicht wieder sofort ab! Ich denke mir, es ist wichtig, wenn man sich gemeinsam an einen Tisch setzt! 

Auf anderer Ebene ist das in den letzten Wochen immer zitiert worden: Man muss sich doch wieder an einen Verhandlungstisch setzen! – Dann setzen Sie von der Stadt Wien sich doch bitte endlich mit den Bezirken an einen Verhandlungstisch! Das wird dringend notwendig sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Setzen wir uns an einen Verhandlungstisch, und reden wir endlich über die wichtigen Dinge, die das wirklich tagtägliche Brot der Bezirke sind, nämlich: Wie sollen die Bezirksmittel verteilt werden? Entspricht die Höhe der Bezirksmittel überhaupt noch dem, was die Bezirke umsetzen müssen und tagtäglich umsetzen? Entsprechen die Ausgaben, die wir haben, noch dem, was wir erfüllen können? Brauchen wir vielleicht noch zusätzliche Kompetenzen?

Wir brauchen sicherlich weitere Kompetenzen, zum Beispiel im Sozialbereich oder bei der Sportförderung. Gerade im Jugendbereich fehlt es massiv. Dafür gibt es andere Dinge, auf die man gerne verzichten könnte, zum Beispiel, dass globale Vergabegenehmigungen in jedem Finanzausschuss eines Bezirkes beschlossen werden müssen. Das bringt nicht wirklich etwas, sondern kostet nur Zeit. Wichtig ist, dass man endlich einmal über die genannten Dinge spricht und überlegt, was die Bezirke uns wert sind und was uns eine starke Bezirksautonomie in dieser Stadt wert ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Daher meine Bitte und meine Forderung an Sie – und auch an Sie, Herr Vizebürgermeister –: Kehren Sie an den Verhandlungstisch zurück! Es geht den Bezirken nicht darum, dass wir sozialistische Almosen bekommen. Wir wollen Rechte haben, und wir wollen vor allem die Rechtssicherheit haben, dass wir die Aufgaben, die uns die Stadtverfassung vorschreibt, auch wirklich verantwortungsvoll ausführen können. Darum geht es uns und um nichts anderes! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Sie die Bezirke aushungern, dann höhlen Sie damit die Bezirksautonomie und in letzter Konsequenz auch die Bezirksdemokratie aus. Wenn Sie Letzteres wollen, dann zeigen Sie uns das nicht in den Bezirken und bei der tagtäglichen Arbeit, sondern dann stehen Sie dazu und sagen Sie klar und deutlich, dass Sie keine starken Bezirke wollen! Gehen Sie hinaus, und sagen Sie den Menschen auf der Straße: Wir wollen in dieser Stadt keine Bürgernähe, wir wollen keine starken Bezirke! Gehen Sie hinaus und sagen das den Bürgern, aber zeigen Sie es nicht uns tagtäglich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen zur Generaldebatte vor.

Wir kommen damit zur Spezialdebatte, und zwar zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Ich darf darauf aufmerksam machen, dass in der Präsidiale eine Redezeit von 15 Minuten pro Redner vereinbart wurde.

Zu Wort gemeldet ist nun Herr GR Stark. 

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei der Diskussion der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke ist der Wirtschaftsstandort Wien ein durchaus wichtiger Bereich. Dazu gibt es hier die interessante Zeitschrift „Perspektiven“ mit dem Schwerpunkt Wirtschaftsstandort Wien. Diese Zeitschrift erscheint in Zusammenarbeit mit der Stadt Wien, und das Vorwort wurde von Herrn VBgm Dr Rieder verfasst.

In dieser Zeitschrift findet sich unter anderem ein Beitrag mit dem Titel „Motor für Österreichs Wirtschaft“. Dieser Artikel stammt vom Mediensprecher des Herrn Vizebürgermeisters. – In diesem Artikel ist folgende Aussage zu finden: „Zweifellos sind die Klein- und Mittelbetriebe das Rückgrat der Wiener Wirtschaft. Sie stellen in Summe 99 Prozent der Wiener Arbeitgeberbetriebe.“ 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Die Klein- und Mittelbetriebe stellen 99 Prozent der Arbeitgeberbetriebe. Diese Betriebe müsste Wien doch hegen und pflegen! Dass dies nicht der Fall ist, wissen wir alle. Dem Rückgrat, dem eigentlichen Motor der Wiener Wirtschaft, den Klein- und Mittelbetrieben geht es ausgesprochen schlecht.

Ich habe hier schon mehrmals auf spezielle Probleme für diese Unternehmen hingewiesen, zum Beispiel auf die Eigenkapitalausstattung. Von den Betrieben mit 1 Dienstnehmer bis 9 Dienstnehmern haben fast 55 Prozent ein negatives Eigenkapital, und von den Betrieben mit 10 bis 49 Beschäftigten haben immerhin noch 35 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, dass fast 90 Prozent dieser Betriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Auf diese katastrophale Situation verweise ich hier anlässlich der Rechnungsabschluss- und Budgetdebatten schon seit vielen Jahren mit dem Ersuchen an Sie, sich verstärkt um diese Betriebe zu kümmern. Konkrete Handlungen seitens des Landes Wien habe ich bisher leider keine feststellen können! Im Gegenteil: Vielmehr fallen die Ausgaben für die Wirtschaftsförderung von 90 Millionen EUR im Jahr 2006 auf nunmehr 81 Millionen EUR im Jahr 2007. Die Förderungen für die Wiener Wirtschaft werden somit um 9 Millionen EUR gekürzt, und das ist bedauerlich, denn mit diesen 9 Millionen EUR könnten viele Betriebe gerettet werden. Im Frühjahr hat nun auch Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank festgestellt, dass es bei den KMU Handlungsbedarf gibt. Schlagzeile im Wirtschaftsblatt: „Finanzierung: Wirtschaftskammer Wien sieht ein Drittel der KMU bedroht.“

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Überträgt man das linear auf die Arbeitsplätze, dann könnte das für den größten Dienstgeber Wiens bedeuten, dass fast ein Drittel aller Wiener Arbeitsplätze bei den KMU in Gefahr sind. Da müssten doch die Alarmglocken läuten! Hier wäre doch dringendstes Handeln geboten!

Was sagen diese Betriebe selbst zu dieser Situation? – Es liegt hier eine Umfrage der Wiener Wirtschaftsauskunftei Creditreform Österreich vor. Das Ergebnis dieser Studie zeigt: Knapp 3 400 Unternehmen mussten im ersten Halbjahr 2006 Konkurs anmelden. Ein Großteil davon sind laut Creditreform Österreich Kleinunternehmen. Für die im europäischen Vergleich hohe Insolvenzquote österreichischer Unternehmen führen die heimischen KMU zu 65 Prozent die geringe Eigenkapitalquote als Hauptursache an, 22 Prozent werden restriktiven gesetzlichen Bestimmungen und 10 Prozent der heimischen Standortpolitik zugeordnet.

Die befragten Unternehmen übten auch Kritik am geltenden Insolvenzrecht. So meinten 76 Prozent der befragten KMU, kranke Unternehmen sollten vorrangig saniert werden, bevor man sie liquidiert.

Dazu ein Blick auf die Insolvenzstatistik des Alpenländischen Kreditorenverbandes für Jänner bis September 2006: Daraus geht hervor, dass es in Wien bei den Firmenpleiten gegenüber den anderen Bundesländern weiterhin keine Besserung gibt. Während sich die Insolvenzentwicklung in diesem Zeitraum bundesweit stabilisiert hat, musste die Wirtschaft in Wien ein weiteres Ansteigen der Insolvenzen zur Kenntnis nehmen. Schlusslicht bei der Insolvenzentwicklung war im Zeitraum Jänner bis September 2006 Kärnten mit einem Plus von 22 Prozent, und mit einem Plus an Insolvenzen von 17 Prozent belegt die Bundeshauptstadt den zweitschlechtesten Platz. Bei den Unternehmensinsolvenzen hat die Wiener Wirtschaft im Zeitraum Jänner bis September 2006 mit 3 176 Fällen einen neuen Negativrekord erreicht. Diese 3 176 Insolvenzen bedeuten, dass derzeit bereits zwölf Unternehmen pro Tag zahlungsunfähig werden. Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Das bedeutet: Jede Stunde, die wir hier sitzen, geht ein Unternehmen pleite, und das ist doch entsetzlich! (Beifall bei der FPÖ.)
Am gesündesten ist die Insolvenzentwicklung derzeit in Salzburg mit einem Rückgang der Insolvenzen um 10 Prozent und in Vorarlberg mit einem Minus von 14 Prozent.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Aus dieser Statistik erkennt man, dass es in den meisten Bundesländern aufwärts geht und die Insolvenzen rückläufig sind. In Wien ist das leider nicht der Fall. Für Wien besteht Handlungsbedarf. Hier müsste Wien seine Betriebe massiv unterstützen!

Ich zitiere Zeitungsüberschriften anderer Bundesländer, etwa betreffend Salzburg: „Mehr Geld für kreative KMU!“ In Niederösterreich findet sich folgende Schlagzeile: „Gründer sollen keine Bittsteller mehr sein.“ In der Steiermark heißt es: „Steiermark als EU-Musterregion für Klein- und Mittelbetriebe. Der Vizepräsident der Europäischen Union, Günter Verheugen, hat Landeshauptmann Franz Voves kürzlich angeboten, dass die Steiermark eine Musterregion für die neue europäische KMU‑Politik werden könnte.“

Ich erinnere an ein von mir schon mehrfach erwähntes Beispiel aus der Steiermark: In der Steiermark hat man eine Pleiteholding für KMU gegründet. Über die Steirische Umstrukturierungsgesellschaft STUG sollen die Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Bei dieser Aktion rechnet das Land Steiermark sogar mit einem finanziellen Vorteil für das Land selbst, und zwar mit einer Rendite von 10 Prozent, die beim Wiederverkauf der STUG-Betriebe realisiert werden.

Auch in Niederösterreich hat Ihr sozialdemokratischer Landesrat Schabl im Zusammenhang mit der drohenden Schließung von Austria Frost eine solche Gesellschaft gefördert. – Ich darf zitieren: „Was in der Steiermark so erfolgreich gelang, sollte auch in Niederösterreich gelingen. Mit der steirischen Umstruktuierungsgesellschaft ist es in unserem Nachbarbundesland gelungen, Unternehmen und Hunderte Arbeitsplätze, die vom Zusperren bedroht waren, zu retten“. – So, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, der Pressedienst Ihres niederösterreichischen Landesrates.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Diese Umstrukturierungsgesellschaft in der Steiermark ist laut Medienberichten auch arbeitsmäßig sehr aktiv. Die STUG hat seit ihrem Bestehen etwa 50 Prozent der Basisberatungen vom kleinen und mittleren Unternehmen vorgenommen sowie mehrere Beteiligungsfälle geprüft, zuletzt im heurigen Frühjahr im Zusammenhang mit der drohenden Insolvenz der Hartberger Teppichfabrik Durmont.

Ich darf den Wirtschaftslandesrat zitieren: „Ohne diese Bürgschaften der STUG hätte mit hoher Wahrscheinlichkeit die sofortige Schließung des Standortes mit seinen 95 Arbeitsplätzen erfolgen müssen.“

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Ich habe Sie im Zuge der Verhandlungen über die Budgets und Rechnungsabschlüsse schon mehrmals gefragt, ob solche Überlegungen nicht auch für Wien interessant wären. Leider haben Sie mir diesbezüglich keine Antwort gegeben!

Mangels Eigenkapitals sind die Betriebe nun auf Fremdkapital angewiesen, und damit komme ich zum nächsten Problem, das ich auch schon mehrfach erwähnt habe, und zwar zu Basel II. – Auch wenn Basel II erst nächstes Jahr wirksam wird, wirft Basel II schon seit den letzten Jahren seine negativen Schatten voraus. Die Banken haben bereits seit Jahren ihr eigenes Rating für die Kreditvergaben geschaffen.

Was bedeutet das Rating für diese Betriebe? – Das bedeutet nicht nur, dass sich die Kreditkosten bei schlechten Ratings ernorm erhöhen, sondern dass es für viele solcher Betriebe überhaupt keine Kredite mehr gibt, und das bedeutet Zahlungsunfähigkeit, also Insolvenz.

Ich darf diese Problematik präzisieren. Auf Grund bankinterner Vorgänge, zum Beispiel Übernahme durch neue Eigentümer, wie zum Beispiel bei der Bank Austria oder vermutlich demnächst bei der BAWAG, oder durch interne Veränderungen, Vorgaben oder Ähnliches könnte es zu neuen Richtlinien für Überziehungen und Kredite kommen. Eine jahrelang geübte Praxis der mündlich vereinbarten Kontenüberziehungen könnte zum Beispiel ohne Vorwarnung von heute auf morgen gekündigt werden.

Das Ergebnis, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister: Zahlungsunfähigkeit und somit Insolvenz, obwohl sich beim kreditnehmenden Unternehmen überhaupt nichts zum Negativen verändert hat.

Das Rating wirft aber noch ein weiteres Problem auf, das ich mit einem einzigen Satz darlegen kann: Eine steuerschonende Bilanz ist der Feind für ein gutes Rating. 

Ich darf dies anhand eines kurzen Beispiels beleuchten. Ein kleiner Apparatebau‑Betrieb wurde vor einigen Jahren gegründet, und die Investitionen wurden natürlich zum Teil mittels Kredits finanziert. Das Unternehmen hat sich insgesamt positiv entwickelt, hat expandiert und konnte seinen Zahlungsverpflichtungen im Wesentlichen nachkommen. 

Die Eigenkapitalquote ist natürlich gering. Im Jahr 2005 konnten zum Beispiel erstmals höhere Gewinne bilanziert werden. Das hat aber einen Haken. Entsprechende Gewinne verursachen wohl ein höheres Eigenkapital, somit ein besseres Rating, aber auch entsprechende Steuernachzahlungen beim Finanzamt, die in der gegenwärtigen Situation dieses Unternehmens schlichtweg nicht finanzierbar sind. Bilanziert dieser Betrieb aber ausgeglichen, dann muss er zwar keine Steuernachzahlung leisten, hat aber ein schlechtes Rating, damit höhere Zinsen und auch eine zusätzliche finanzielle Belastung. Dieses Unternehmen kann es sich also aussuchen, aus welchem Grunde es in Zahlungsschwierigkeiten kommt, durch Gewinne oder durch Basel II. Mit entsprechender Unterstützung zum Beispiel durch die Übernahme von Haftungen, wie wir sie im Zusammenhang mit Basel II immer gefordert haben, könnte dieser Betrieb innerhalb weniger Jahre finanziell bestens dastehen.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Auch so entstehen Insolvenzen: Nicht, weil die Ergebnisse des Unternehmens sich verschlechtert haben, sondern weil die Banken schlichtweg nicht mittun. Und in diesem Punkt, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, müssen die Betriebe von der Politik unterstützt werden. Sprechen Sie bitte mit den Banken, übernehmen Sie Haftungen, geben Sie Förderungen, anstatt die Wirtschaftsförderung laufend zu kürzen! (Beifall bei der FPÖ.) 

In der September-Ausgabe der Zeitschrift „Wiener Wirtschaft" gibt es einen Artikel „Basel II – Fluch oder Segen?" – Ich finde darin ein Zitat des Herrn Kollegen Aichinger, das ich kurz verlesen möchte:

„Einen positiven Effekt der Basel II-Richtlinie sehe ich darin, dass die Kommunikation zwischen Banken und kreditnehmenden Unternehmen verstärkt stattfinden wird.“ Dann heißt es weiter: „Banken teilen im Gespräch dem Kunden mit, wie sie dessen wirtschaftliche Position sehen.“ – Herr Kollege Aichinger! Das ist leider falsch. Das ist ein Wunschdenken! Es wäre sinnvoll, wenn dem so wäre, dem ist aber nicht so. Die österreichische Gesetzesvorlage sieht leider anders aus.

Ich darf jetzt gleich mitteilen, wie das wirklich ist – ich zitiere: „Wirtschaftstreuhänder machen gegen Basel II mobil. Anders als in der EU-Richtlinie verpflichten sich die Banken in der Österreich-Version von Basel II nicht zu einer Offenlegung der Rating-Entscheidung.“ – Natürlich wäre Basel II aber nur dann sinnvoll.

Weiter heißt es: „Die Banken wollen diese Bestimmungen nicht im Text drinnen haben. Ihr Lobbying ist stärker als das der KMU.“ – Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist traurig für die KMU und vor allem schlecht für die Wiener Wirtschaft.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Die SPÖ behauptet immer, dass sie sich für die Anliegen der österreichischen KMU stark macht. – Wir konnten das nicht feststellen! Bitte verabsäumen Sie nicht, dem größten Arbeitsgeber Wiens, den KMU, die überlebensnotwendigen Unterstützungen im Interesse aller Wiener zu geben! Seien Sie nicht Lobby für die Banken, seien Sie Lobby für die KMU! Unsere Unterstützung dazu bekämen Sie. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. – Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich versuche, es kurz zu machen. Wir sitzen heute ohnedies noch lange genug da.

Ich glaube, ein wesentlicher Punkt in dieser Geschäftsgruppe, den man tatsächlich näher beleuchten sollte und der mir in der Budgetrede des Stadtrates erheblich zu kurz gekommen ist, ist die Frage von geplanten, forcierten, vorangetriebenen Ausgliederungen. Man hört ja viel, wenn man sich im Magistrat umhört und Zeitung liest. Dass die Müllabfuhr früher oder später vielleicht ausgegliedert werden soll, das war schon im Vorjahr aktuell, was diesbezüglich weitergegangen ist, wurde aber nicht in der Budgetrede dargestellt. Dennoch glaube ich, dass es einen zentralen Niederschlag im Budget finden würde, wenn der Bereich Müllabfuhr ausgegliedert werden sollte.

Über die Stadtarchäologie – ich gebe zu, das ist ein kleiner Bereich bei StR Mailath-Pokorny – wurde mehrmals gesprochen, auch in der letzten Gemeinderatssitzung. Nach meinen Informationen wird emsig daran weitergearbeitet, dass spätestens mit 1. Jänner die Ausgliederung erfolgen kann. Haben wir davon in der Budgetrede des Stadtrates gehört? – Nein.

Hört man sich ein bisschen im Magistrat um, dann kommen auch noch ein paar andere Sachen vor: Die physikalisch-technische Prüfanstalt, möglicherweise das Veterinäramt, vielleicht das Institut für Umweltmedizin sind lauter potenzielle Ausgliederungsopfer. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich würde Sie ersuchen: Wenn wir hier gemeinsam einen Budgetvoranschlag beschließen sollen, dann legen Sie bitte auch offen, in welchen Bereichen Sie für das Jahr 2007 Ausgliederungen planen, wie diese aussehen sollen, welche die Zielvorgaben sind und welchen budgetären Niederschlag sie finden. Es ist nämlich in Wirklichkeit unerträglich, wenn die zentralen Diskussionspunkte einer jeden Budgetdebatte, in welcher Art und Weise Leistungen erbracht werden sollen, von der Budgetdebatte selbst ausgeklammert werden. Ich ersuche Sie diesbezüglich um Klarstellung! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte noch hinzufügen: Nur bei entsprechender Information ließe sich auch die politische Diskussion darüber führen, ob und unter welchen Rahmenbedingungen es sinnvoll ist auszugliedern. – Bei den fünf von mir genannten Bereichen stellt sich zumindest für uns GRÜNE gegenwärtig die Situation so dar, dass eine Ausgliederung nicht in Frage kommt. Aber wir müssen das zumindest auch einmal diskutieren können.

Zweiter Punkt – Wirtschaftsförderung: Ich mache das relativ kurz, denn gerade im Zusammenhang mit Wirtschaftsförderung sagt der Budgetvoranschlag – wie schon in der Generaldebatte erwähnt – relativ wenig aus. Wenn notwendig, dann wird er aufgestockt, wenn weniger notwendig, dann wird er weniger aufgestockt. Der Rechnungsabschluss hat aber nicht einmal ansatzweise mit dem Voranschlag übereingestimmt. 

Etwas fällt allerdings auf: Bei aller Innovation der Stadt Wien ist der größte einzelne Punkt bei der Wirtschaftsförderung die gigantische Summe für Parkgaragenförderung. Auch für das Jahr 2007 haben wir 25 Millionen EUR für die Förderung von Parkgaragen reserviert. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist eh zu wenig!) Ob das wirklich zu wenig ist, darüber sollte man tatsächlich einmal diskutieren! (GR Kurth-Bodo Blind: Es kommt darauf an, wie viel jeder Einzelne bekommt!) Wenn man sich nämlich überlegt, wie viel Geld jährlich in Parkgaragen und auch in Park-and-ride-Anlagen investiert wird, dann stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoller wäre, mit den ÖBB und innerhalb des VOR einmal zu verhandeln, die Kernzonengrenzen auszuweiten, denn dann würde man sich wahrscheinlich sehr viel Park-and-ride-Anlagen in Wien direkt ersparen. Ich wage zu behaupten, dass es verkehrspolitisch sinnvoller wäre, wenn die Kernzonen im Norden, Osten, Süden und Westen Wiens über die jetzige Stadtgrenze hinausreichen würden. Es gibt nämlich – so traurig es ist – tatsächlich sehr viele Autofahrer und Autofahrerinnen, die nicht bereit sind, sich für die eine Station außerhalb der Kernzone eine Jahreskarte zu kaufen, sondern sich lieber ins Auto setzen. Die meisten fahren dann ohnedies gleich bis ins Zentrum, und ein Teil stellt sich halt in die um teures Geld gebauten Park-and-ride-Anlagen, die aber bislang sowieso nicht ausgelastet sind.

Nur so viel dazu, wie sinnvoll in diese Richtung Geld investiert wird. Wenn man verkehrspolitisch und wirtschaftspolitisch vorgehen will, dann muss man beachten, dass das Hand in Hand geht, und dann sollte man statt in die Parkgaragenförderungen und in die Park-and-ride-Anlagen besser in eine Kernzonenausweitung investieren. Das hat Zukunft und ist nicht eine so typisch rückwärts gewandte Wirtschaftspolitik, wie sie uns mit dieser Schwerpunktsetzung vorgeführt wird.

Ein weiterer Punkt: Ich glaube, dass es sehr wichtig gewesen wäre, in der Budgetrede darüber etwas zu hören, denn in diesem Zusammenhang kommt möglicherweise gerade auf die Wiener Stadtwerke einiges zu. Momentan läuft in der EU innerhalb der Europäischen Kommission die Diskussion über das Ownership Unbundling. Dabei geht es im Endeffekt darum, dass es vor allem zu einer personellen und strukturell eigentumsrechtlichen Entflechtung zwischen Erzeugung und Vertrieb kommt. Das würde die Wiener Stadtwerke ganz massiv betreffen.

Jetzt freut es mich, dass ich von meiner Kollegin Monika Vana, die in Brüssel war, gehört habe, dass alle vier Fraktionen sich gegen das Ownership Unbundling ausgesprochen haben. Nichtsdestoweniger wird die Kommissarin Neelie Kroes im Jänner wahrscheinlich ihren Vorschlag präsentieren, und so wie bei der Dienstleistungsrichtlinie ist zu befürchten, dass, wenn schon nicht alles so durchgeht, wie es sich die Kommission vorstellt, zumindest ein Teil dessen, was den Vorstellungen der Kommission entspricht, umgesetzt wird. In Anbetracht dessen würde ich mir tatsächlich auch hier im Gemeinderat eine Klarstellung wünschen, was die Gemeinde Wien nicht nur ganz allgemein, sondern ganz konkret tatsächlich gegen dieses Ownership Unbundling zu tun gedenkt. Denn dass sie prinzipiell dagegen sind, haben ja ohnedies alle vier Fraktionen bereits gesagt.

Wir haben vorher über die Ausgliederungen möglicherweise auch der Stadtarchäologie gesprochen, und der Herr Finanzstadtrat hat in seiner Budgetrede auch kurz auf die Personalpolitik und auf Dienstverhältnisse Bezug genommen und die Stadt Wien als Vorreiter einer sozialen Personalpolitik dargestellt. Ich möchte Ihnen zwei Beispiele, die nicht unbekannt sind, präsentieren, in Anbetracht welcher sich die Frage erhebt, wie es denn wirklich ausschaut und wo wir tatsächlich stehen.

Das erste Beispiel haben wir unlängst in meiner Anfrage zur Stadtarchäologie behandelt: Es gibt anscheinend innerhalb der Stadt Wien Personalposten, die im Dienstpostenplan nicht auffindbar sind. Jetzt hatte ich das Glück, bei der MA 32, bei der Stadtarchäologie, selbst darüber zu erfahren. Diese Posten sind in keinem Dienstpostenplan enthalten, auch wenn die Leute zehn Jahre bei der Stadt Wien mit Kettenverträgen beschäftigt sind. Und ich habe keine Ahnung, wie viele es sonst noch gibt! Was nützt ein Dienstpostenplan, wenn nicht alle Beschäftigten darin enthalten sind? Und nachdem das jetzt bekannt geworden ist, zieht man offenbar die Konsequenz daraus und sagt, dass man das nur mehr durch eine Ausgliederung der Stadtarchäologie reparieren kann, anstatt dass man endlich sagt: Dort arbeiten 32 Leute, größtenteils Akademiker, seit zehn Jahren mit Kettenverträgen. Jetzt wird es wirklich einmal Zeit, dass man diese in den Dienstpostenplan aufnimmt und ihnen gescheite Verträge anbietet, so wie es für jeden anderen Beschäftigten innerhalb der Stadt Wien üblich ist!

Das erwarten wir uns, und ich hoffe sehr, dass es nicht weitere solche U-Boote im Dienstpostenplan gibt! Ich versichere Ihnen aber: Wir werden schon draufkommen, und wir werden jeden einzelnen Dienstposten, der eigentlich vorhanden, aber nicht ausgewiesen ist, thematisieren, und zwar im Interesse der ArbeitnehmerInnen! Das möchte ich ganz bewusst einmal dazu sagen.

Ein zweiter Fall wurde in unserer letzten Finanzausschusssitzung offenbar, und da war ich wirklich empört. Herr Finanzstadtrat! Das fällt in Ihr Ressort, nämlich in den Bereich der MA 27. Es ist unerträglich, dass die Stadt Wien heutzutage einen freien Dienstvertrag an eine Person vergibt, die tatsächlich direkt als Ersatz für jemand anderen kommt, als Praktikantin dort gearbeitet hat und genau deshalb genommen wurde und dann einen Stundenlohn von brutto 7,30 EUR bekommt, wenn ich es richtig in Erinnerung habe! Vielleicht waren es auch 7,50 EUR, aber wohlgemerkt brutto, die Sozialversicherung wird davon noch abgezogen, einen 13. und 14. Gehalt gibt es nicht, und wenn sie krank ist, bekommt sie auch keine Bezahlung. Wenn man das auf ein reguläres Beschäftigungsverhältnis umrechnet, Herr Stadtrat, dann entsprechen diese 7,50 EUR einer Bezahlung von 4,10 EUR in der Stunde! Und solchen Dienstverträgen stimmen Sie zu! Das halte ich, wie gesagt, für unerträglich, und ich will einen solchen Dienstvertrag nie wieder innerhalb der Gemeinde Wien sehen! Sollte das tatsächlich der Fall sein, dann haben Sie wirklich jegliche Glaubwürdigkeit, was eine soziale ArbeitnehmerInnenpolitik betrifft, verspielt. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nun gelangt Herr GR Dr Aichinger zu Wort. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Zum Voranschlag 2007 bringe ich einen alten Begriff von Radiohörern: „Same time, same station“ – Der Voranschlag 2007 ist eine Fortschreibung ohne große Ambitionen, unspektakulär, vielleicht oder wahrscheinlich – auch das wissen wir nicht genau – ein Abschiedsbudget.

Sie, Herr Vizebürgermeister, haben heute in Ihrer Rede gesagt – und das hat mich sehr positiv gestimmt –: Budgetpolitik ist auch Konjunkturpolitik und Wirtschaftspolitik. – Die Wirtschaft, meine Damen und Herren, kann aber nicht nur ganz kurzfristig, sondern muss mittel- und langfristig planen. Und wenn man jetzt bei den Investitionen bleibt und sich das ein bisschen anschaut, dann sieht man, dass das Budget eigentlich ein Rückschrittsbudget ist.

Meine Damen und Herren! Schon im Jahr 2000 betrugen die Investitionen 1,583 Milliarden EUR. Im Voranschlag 2007 betragen die Investitionen 1,514 Milliarden EUR. Das heißt: Die Investitionen sind nominell rückgängig, von real spreche ich gar nicht, wenn man in diesem Zeitraum eine Inflation von rund 15 Prozent annimmt. Wo sind denn dann die Steigerungen, Herr Vizebürgermeister?

Dasselbe gilt für die Bauinvestitionen. Schon im Jahre 2000 waren es 1 Milliarde 556 Millionen, und im Jahr 2007 werden 1 Milliarde 550 Millionen EUR vorgeschlagen. Also auch hier findet sich eine Stagnation, wenn nicht sogar ein Rückschritt.

Herr Vizebürgermeister! Sie sprechen aber sehr gerne auch vom so genannten Stadt Wien-Konzern, wo die ausgelagerten Unternehmungen und Subunternehmen bei den Investitionen zusammengezählt werden. Sie zählen zusammen. Der Gemeinderat kann diese Zahlen aber natürlich nicht kontrollieren, darauf haben wir keinen Einfluss, es fehlt die Transparenz und so weiter. (Beifall bei der ÖVP.)

Es wäre daher sicherlich an der Zeit, all diese Betriebe börsenfähig zu machen, eine Teilprivatisierung vorzunehmen und die Kontrolle in diesem Bereich besser zu machen. Mein Kollege Tschirf hat heute schon einen Antrag eingebracht, diese Betriebe auch an die Börse zu bringen, damit hier teilweise Kontrolle ausgeübt werden kann. 

Herr Vizebürgermeister! Auch bei der Wiener Wirtschaftsförderung gehen die Ansätze stark zurück. 2005 waren es 106 Millionen EUR, 2006 waren es 89 Millionen EUR und 2007 sind es 80 Millionen EUR. In Ihrer Begründung in der Einleitung auf Seite 17 halten Sie fest, dass das nur eine Umschichtung ist, weil Sie die Fachhochschulen herausgenommen und woanders hingegeben haben. – Wenn man sich das aber anschaut, dann stellt man fest, dass Sie nur 2,7 Millionen für die Fachhochschulen vorgesehen haben, die Sie heute so sehr als die Zukunft für die Bildung angepriesen haben, die Wirtschaftsförderung aber um ganze 9 Millionen EUR gekürzt haben.

Meine Damen und Herren! Außerdem ist es – auch das darf bei mir nicht fehlen – auch bei der Geschäftsstraßenförderung wieder zu einem Rückgang von 1,2 Millionen auf 1,09 Millionen EUR gekommen. Sie sind nicht dem Beispiel der Wirtschaftskammer Wien gefolgt, die 3,5 Millionen pro Jahr ausgibt beziehungsweise heuer für die Weihnachtsbeleuchtung sogar noch einen Zusatz von weiteren 500 000 EUR auf fünf Jahre veranschlagt hat.

Das heißt, für die Wirtschaft ist das ein Rückschrittsbudget. Hier wird nicht weiterinvestiert. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Neu ist aber, dass Sie im Budget einen administrativen Abgang von 138 Millionen ausweisen, und das damit begründen, dass das entweder mit Einsparungen oder durch Mehreinnahmen aus den Ertragsanteilen der gemeinsamen Bundesabgaben aufgefangen werden soll. Das haben Sie extra in Ihrem Eingangsstatement erwähnt. 

Meine Damen und Herren! Die Wirtschaftspolitik des Bundes der letzten sechs Jahre war erfolgreich. Das Wirtschaftswachstum 2006 ist mit 3,1 Prozent, glaube ich, ein erfreuliches, und auch für 2007 werden 2,5 Prozent prognostiziert. Das heißt, die Einnahmen werden in dieser Richtung etwas besser sein, gar keine Frage. Aber Sie haben ja bereits jetzt im Voranschlag auch bei dieser Position bereits um 148 Millionen mehr budgetiert, das heißt, diese Einnahmen werden der Stadt Wien beziehungsweise dem Wiener Budget dank einer Regierungspolitik zugute kommen, die ausgezeichnet für die Wiener und österreichische Wirtschaft war, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Auch Ihr Finanzsprecher im Nationalrat, Christoph Matznetter, hat vor Kurzem bei einem Kassasturz, den er bei den beginnenden Budgetverhandlungen verlangt hat, relativ rasch erkennen müssen, dass die Finanzen des Bundes in Ordnung sind und dass darauf aufgebaut werden kann. (Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) Es ist ganz einfach sehr wesentlich, Kollege Reindl, dass wir das Wirtschaftswachstum erhalten, weil es insbesondere für die Arbeitnehmer und Arbeitgeber von äußerstem Vorteil ist, wenn wir weiterhin ein solches Wirtschaftswachstum haben. Wien ist nicht, wie Sie in Ihrem Vorwort sagen, der Motor der Wirtschaft. Vielmehr liegt Wien bei der Wertschöpfung, wir wissen es, im unteren Drittel. Es wäre aber sehr wichtig, wenn wir dieser Motor wären!

In einer Pressekonferenz am 24. Oktober, Herr Vizebürgermeister, haben Sie auch erwähnt, dass man Chancen der Ostöffnung bestens nütze und nützen müsse, damit die Vienna Region und auch das Twin City-Konzept wirklich zu weiterem Erfolg durchstarten können. Das Wirtschaftswachstum ist natürlich in dieser Region größer und die Wiener und die ganze österreichische Wirtschaft können und müssen davon profitieren.

Meine Damen und Herren! Ich darf ergänzen: Wien ist natürlich die Stadt der Headquarters der Betriebe, der Industriebetriebsstandorte beziehungsweise der Banken. Wien ist Bankenhauptstadt, und auf den Fokus Wien blickt die ganze internationale Wirtschafts- und Finanzwelt.

Meine Damen und Herren! Allerdings war der 30. Oktober 2006 für den Wirtschaftsstandort sicherlich kein sehr glücklicher Tag. – Die ÖVP bekennt sich zu Transparenz und Kontrolle. Untersuchungsausschüsse des Nationalrates sind bedeutende Instrumente der parlamentarischen Demokratie und Kontrolle, die insbesondere die Aufgabe haben, politische Verantwortung zu untersuchen und zu klären. Und sicherlich müssen auch Kontrollinstanzen wie zum Beispiel die Finanzmarktaufsicht kontrolliert und immer wieder evaluiert werden, damit effizient gearbeitet werden kann. Aber Untersuchungsaufträge dürfen nicht letztlich zu Vorverurteilungen, Unterstellungen, Rufschädigung oder kreditschädigenden Aussagen verwendet werden. (GR Ernst Nevrivy: Das entscheiden Sie!) Das entscheiden nicht nur wir, sehr geehrter Herr Kollege! Sie werden gleich von mir hören, wie viele prominente Wirtschaftsfachleute, Wirtschaftstreibende und Generaldirektoren von Betrieben ihre Meinung geäußert haben, dass der Untersuchungsausschuss betreffend Finanzmarktaufsicht BAWAG, Hypo Alpe Adria und weitere Finanzdienstleister dem Renommee und dem Ruf des Standortes Wien sozusagen nicht zum Vorteil gelangt, sondern diese über alle Maßen ins Zwielicht bringt. Wenn Formulierungen verwendet werden und behauptet wird, dass von den Banken eine Verschleierung von Eigentumsverhältnissen vorgenommen wird und fragwürdige Kundenbeziehungen eingegangen wurden, ist das sicherlich für uns nicht günstig! Und wenn den Betrieben sogar die Begünstigung von groß angelegter Geldwäsche unterstellt wird, dann ist das meiner Meinung nach eine Vorgangsweise, die wir nicht brauchen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich darf daher mit meinem Kollegen Alexander Neuhuber folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag gemäß § 27 der Geschäftsordnung einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich mit Stolz zu den wirtschaftlichen Erfolgen der heimischen Banken, insbesondere jener Geldinstitute, die auf Grund ihrer ökonomischen Leistungskraft und unternehmerischen Entscheidungsstärke erfolgreich in die osteuropäischen Länder exportiert haben. Diese Erfolge haben nicht zuletzt den heimischen Arbeitsmarkt gestärkt und Wien zu einem international anerkannten Bankplatz gemacht. Der Wiener Gemeinderat distanziert sich im Interesse des Wirtschafts- und Arbeitsplatzstandortes Wien entschieden und mit aller Deutlichkeit von den in der oben stehenden Begründung genannten unhaltbaren, unterstellenden und den Wirtschafts- und Bankenstandort Wien gefährdenden Bestimmungen des Prüfantrages betreffend den Untersuchungsausschuss Finanzmarktaufsicht, BAWAG, Hypo Alpe Adria und weitere Finanzdienstleister.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Wolfgang Jung: Das ist eine Minderheitenfeststellung!) 

Das ist keine Minderheitenfeststellung, Herr Kollege! Ich glaube, es ist in der Wirtschaft ein relativ anerkannter Standpunkt, dass der Ruf unserer Betriebe und Banken hier nicht mutwillig in Mitleidenschaft gezogen werden soll!

Meine Damen und Herren! Eine weitere Erfolgsstory der österreichischen Wirtschaft sind die Exporte. Heuer wird Österreich um über 100 Milliarden EUR exportieren, das ist ein neuer Erfolg für 28 000 Exporteure. Und dieser Erfolg ist natürlich auch ein Erfolg der Wirtschafts- und Finanzpolitik der vorigen Regierung.

Meine Damen und Herren! Ich darf an dieser Stelle einen weiteren Antrag einbringen, in dem wir die Beibehaltung der so genannten Gruppenbesteuerung fordern, die ein wesentliches Element der Steuerreform zur Stärkung des heimischen Wirtschaftsstandortes ist. Gerade an diesem Punkt geben wir jenen 28 000 Betrieben steuerliche Hilfe und setzen wirklich Maßnahmen, dass diese Exporte durchgeführt werden können. Finanzstadtrat Sepp Rieder hat selbst in einer Anfragebeantwortung im März dieses Jahres ausgedrückt, dass er die Gruppenbesteuerung für sehr richtig empfindet, und ich glaube, es wäre daher notwendig, dass die neue Bundesregierung diesen Weg weiterhin beschreitet.

Ich darf daher folgenden Beschlussantrag gemäß § 27 einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zur österreichischen Gruppenbesteuerung als einem wesentlichen Element der Steuerreform zur Sicherung und Stärkung des Unternehmerstandortes Österreichs. Nicht zuletzt die Headquarter-Funktion Wiens könnte durch die Gruppenbesteuerung attraktiviert werden. Die künftige österreichische Bundesregierung ist aufgefordert, an der Gruppenbesteuerung als einem wesentlichen Element der Steuerreform 2005 festzuhalten. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir wissen, dass in nächster Zeit über 10 000 Betriebe allein in Wien und an die 25 000 Betriebe österreichweit zu einer Neuübernahme anstehen. Und es gäbe sicherlich eine Erleichterung für diese Betriebe bei der Übernahme, nämlich die Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer. – Es gibt, wie Sie wissen, 85 000 Erbschaftssteuerfälle. Davon sind nur sehr wenige groß, nämlich nur rund 500, und die Übergabe der Betriebe würde erleichtert werden, wenn für diese Betriebe die Erbschaftssteuer entfällt. Es wäre aber natürlich auch für alle Eigenheimbesitzer von größter Bedeutung, wenn die Erbschaftssteuer abgeschafft werden könnte.

Ich darf daher mit meinen Kollegen Alexander Neuhuber und Alfred Hoch folgenden Beschlussantrag gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer zwecks Entlastung kleinerer und mittlerer Einkommen sowie zur Erleichterung der Betriebsnachfolge bei Klein- und Mittelbetrieben aus. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Haben wir schon Weihnachten?) 

Meine Damen und Herren! Zu Beginn einer Legislaturperiode und vor Antritt einer neuen Regierung sollten wir auch noch betreffend die Entlastung des Mittelstandes einen Akzent setzen beziehungsweise hier doch eine Forderung aufstellen, die für alle von Bedeutung ist. Wie Sie wissen, ist die Bemessungsgrundlage des Spitzensteuersatzes seit 1989 mit 51 000 EUR gleich geblieben. Wenn man nur die Inflation seit diesem Zeitpunkt betrachtet, müsste die Bemessungsgrundlage derzeit zirka 72 000 EUR betragen. Das betrifft bereits weit mehr als 350 000 Steuerpflichtige, die unter diese Spanne fallen.

Ich darf daher mit meinem Kollegen Alfred Hoch einen weiteren Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich im Zusammenhang mit einer von vielen Seiten begrüßten Entlastung des Mittelstandes für eine Anhebung der Bemessungsgrundlage für den Spitzensteuersatz bei der Lohn- und Einkommensteuer aus. – In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Wolfang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Mag Reindl. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Wir beschäftigen uns heute – wie ja nicht unbekannt ist – mit dem Budget 2007, und es wurde heute schon eine Reihe von wichtigen Bereichen in diesem Budget beleuchtet. Ich möchte mich auf die Zukunftstechnologie spezialisieren, in der Wien Spitzenreiter ist und inzwischen eine sehr renommierte Position hat.

Meine Damen und Herren! Generell sollte die Wirtschaftspolitik für Menschen, Unternehmen und für die Gesellschaft insgesamt positive Rahmenbedingungen schaffen, sodass sich jeder unter größtmöglicher Freiheit optimal entwickeln kann. Die Stadt Wien verschreibt sich einer aktiven Wirtschaftspolitik, das heißt, man versucht hier bewusst zu steuern, Schwächen durch Hilfestellungen auszugleichen und Stärken durch Förderungen weiter zu verstärken, im Gegensatz zur Wirtschaftspolitik des Bundes. Während dort der Markt als Götze angebetet wird und im Mittelpunkt steht, steht in Wien der Mensch im Mittelpunkt.

Wichtig sind bei einer zukunftsorientierten Wirtschaftspolitik Nachhaltigkeit, stabilisierende Elemente für den Wirtschaftsaufschwung, eine Stärkung der guten Rahmenbedingungen für die Wiener Wirtschaft und somit auch eine Vergrößerung der Zahl der Arbeitsplätze.

Meine Damen und Herren! Dieser Tage ist Milton Friedman, einer der großen Ökonomen und Nobelpreisträger, verstorben. Er ist der klassische Monetarist der Chicagoer Schule. Er hat den Monetarismus quasi erfunden. Er hat auch über die Freiheit in der Wirtschaft gesprochen, und ich glaube, gerade diese Theorien haben sehr viele Änderungen bewirkt. Anhänger dieser Änderungen hatten wir in den letzten sechs Jahren auch in der Bundesregierung: Da ist, wie ich vorher schon erwähnt habe, der Markt im Mittelpunkt gestanden. Man strebte Privatisierung um jeden Preis sowie das Aufheben von Sicherungssystemen und die Lockerung von sozialer Sicherheit an, um somit die größtmögliche Freiheit für das Kapital zu gewähren.

Die Stadt Wien hat diesbezüglich eine etwas andere Position. Sie hat sich nicht dem Monetarismus verschrieben, und das finde ich auch gut so. Ein wichtiger Bestandteil der Wiener Politik ist die Innovationspolitik. Innovationspolitik ist Standortpolitik, und Wien ist auch ein Innovationsstandort. Wien ist vorbildhaft für viele Regionen auf der ganzen Welt. Wien hat in den letzten zehn Jahren die Herausforderungen im Wandel der Wirtschaft durch Öffnung der Grenzen gegen Osten und auch gegen Süden und durch die Veränderungen auf Grund des Beitritts zur Europäischen Union und auf Grund der Globalisierung der Wirtschaft hervorragend aufgenommen. Man hat hier sehr genau analysiert und bereits frühzeitig Gegenmaßnahmen getroffen, um mit unserer Wiener Wirtschaft dem Umbruch, der auch in der Wirtschaft stattfindet, entgegenzuwirken.

Wien ist heute eine Wissenschafts- und Technologiestadt, die ihresgleichen im deutschen Sprachraum sucht und ein hervorragender Standort ist. Diese Stadt kann Initiativen setzen und Rahmenbedingungen schaffen. Die Stadt ist der Motor, aber zum Erfolg braucht man auch Partner. Diese Partner sind Privatunternehmen, Stiftungen, staatsnahe Unternehmen, und auch die staatlichen Fördereinrichtungen seien nicht vergessen.

Für die Forschung sehr wichtig ist nicht nur das Geld, sondern auch die notwendige Infrastruktur, wobei ich jetzt den Begriff Infrastruktur sehr weit fasse. Zunächst nenne ich nach den klassischen Bewertungskriterien das Verkehrswesen, die entsprechenden Umweltbedingungen und jene Einrichtungen, die zur Erhöhung der Lebensqualität beitragen. Gerade in punkto Lebensqualität haben wir in Wien sehr gute Werte. Wir bieten Sicherheit in der täglichen Versorgung der Menschen, etwa mit Wasser, wir bieten aber auch Sicherheit generell. Wien ist die sicherste Stadt in Europa. Außerdem haben wir ein hervorragendes Ausbildungswesen, das noch verbessert werden muss; dazu komme ich später. Zudem sind wir eine hervorragende Kulturstadt.

Zu den finanziellen Rahmenbedingungen möchte ich sagen, dass wir nächstes Jahr wiederum rund 40 Millionen EUR an reinen Förderungsleistungen in den Ausbau der Technologie investieren werden. In den letzten Jahren haben wir bereits 250 Millionen EUR in spezielle Technologieprojekte investiert, wobei ich hier allerdings Infrastruktur-Investitionen nicht dazu zähle. Wien als Topstandort für Forschung und Entwicklung zeichnet sich auch dadurch aus, dass über 1 000 Forschungseinrichtungen in Wien ansässig sind, darunter etwa ein Drittel aller österreichischen Forschungseinrichtungen, und seit 1988, also in den letzten acht Jahren, sind wir um durchschnittlich 7 Prozent gewachsen. (GR Günter Kenesei: Das kann nicht stimmen!) Entschuldigung! Ich meinte seit 1998! Sehr aufmerksam! Danke!

Rund 30 000 Personen sind im Forschungs- und Entwicklungsbereich beschäftigt, davon gehören rund 19 000 Personen zum wissenschaftlichen Personal. Knapp 45 Prozent aller in Österreich Beschäftigten im Forschungsbereich sind in Wien beschäftigt. – Wir können anhand dieser Eckdaten klar erkennen, welche Bedeutung der Standort Wien in Österreich für Forschung und Entwicklung hat. In Wien kommen auf 1 000 Beschäftigte 14 ForscherInnen, und das ist etwa doppelt so viel wie im restlichen Österreich. Im europäischen Städtevergleich liegen wir, wenn wir die Zahl der Beschäftigten in Forschung und Entwicklung der Gesamtzahl der Erwerbstätigen gegenüberstellen, mit 3,1 Prozent hinter Helsinki, München und Stockholm auf dem hervorragenden vierten Platz im Europa-Ranking.

Damit wir unsere tolle Position in Forschung und Entwicklung erhalten können, hat sich die Stadt entschieden, einen großen zukunftsträchtigen Strategieplan, nämlich „Viennovation 2015", auszuarbeiten. Vor Kurzem hat die erste große Veranstaltung von sehr vielen stattgefunden: Bei der Konferenz mit dem Namen „WienDenktZukunft" wurden wesentliche Weichenstellungen für die Zukunft vorgenommen, damit wir unsere Position in Wien als Forschungs- und Entwicklungsstadt ausbauen und auch die Zahl zukunftsträchtiger Arbeitsplätze erhöhen können.

Wir haben in Wien auch sehr viele renommierte Unternehmen, die Forschung und Entwicklung betreiben. Ich möchte aus Zeitgründen nicht alle aufzählen, sondern jetzt nur die Firmen Baxter, Siemens und Boehringer Ingelheim hervorheben sowie von den Forschungsinstitute das Institut für Molekulare Pathologie, das Institut für Molekulare Biotechnologie und das Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflanzenbiologie nennen.

Neben Forschung und Entwicklung gibt es in Wien vier weitere Stärkefelder, die uns ganz wesentlich von anderen Städten und Regionen unterscheiden. Eines dieser Stärkefelder sind die Life Sciences: Hiebei geht es um Biotechnologie und um den entsprechenden Biotech-Standort. In dessen Ausbau wurden in den letzten Jahren 130 Millionen EUR investiert. Oft wird die Biotechnologie, vor allem, wenn man darunter Gentechnik versteht, verteufelt. In Wien wird aber nicht Gentechnikforschung für den Ausbau der Landwirtschaft betrieben. In rund 140 Unternehmen sind 14 000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt und davon wiederum 3 800 Personen in Forschung und Entwicklung.

Hervorzuheben ist auf dem Gebiet Life Sciences auch das Campus Vienna Biocenter, wo rund 1 400 Wissenschaftler aus über 40 Nationen tätig sind; und man kann damit rechnen, dass dieser Bereich auch weiterhin wachsen wird.

Ein weiteres Stärkefeld ist die Informations- und Kommunikationstechnologie. In Wien sind mehr als 8 000 Firmen aus dem IT-Bereich mit rund 75 000 Beschäftigten angesiedelt. Wien ist in diesem Bereich auch ein Brückenkopf zu Osteuropa: Etwa 20 Prozent des kompletten IT-Umsatzes mit Osteuropa läuft über Wien. In Wien ist auch über ein Drittel aller österreichischen IT-Betriebe angesiedelt.

Schließlich möchte ich auch den wichtigen, noch sehr jungen Bereich der Creative Industries nennen. Ich war bei der Recherche erstaunt, wie schnell dieser Bereich gewachsen ist, der erst seit wenigen Jahren intensiver gefördert wird. Wir haben 18 000 Betriebe mit 107 000 Beschäftigten, und gerade in diesem Bereich ist insgesamt ein extremes Wachstum sowie auch ein starkes Wachstum an Arbeitsplätzen messbar. Das Wachstum geht hier rascher vor sich als in allen anderen Bereichen.

Ein wichtiges Instrument seit wenigen Jahren ist die departure wirtschaft, kunst und kultur gmbh, bei der Wettbewerbe und Projekte ausgeschrieben und gefördert werden, die auch Arbeitsplätze schaffen sollen. Wir haben in 63 Projekten rund 5 Millionen EUR investiert und konnten damit rund 400 Arbeitsplätze sichern.

Ein kurzes Wort noch zum Bereich Automotive. – Ich glaube, die großen Firmen GM, Bosch und MAN brauche ich nicht sonderlich erwähnen. Wien ist als Zentrum dieses Bereichs quasi ein europäisches Detroit. Die vielen Partnerbetriebe in diesem Automotive Cluster haben mehr als 8 000 Beschäftigte.

Damit Wien in den Bereichen, die ich jetzt beschrieben habe, auch die Arbeitsplätze füllen kann, sind teilweise auch ganz besondere Qualifikationen notwendig. Daher ist es natürlich auch wichtig, dass der Bildungsbereich sehr gut funktioniert. Wenn wir jetzt noch einen Blick auf die Bildung werfen, dann sehen wir, dass Wien der zweitgrößte Universitätsstandort nach Berlin im deutschen Sprachraum ist. Wir haben rund 10 000 Studienabschlüsse pro Jahr, 40 Prozent der Magister und Doktoren kommen aus dem naturwissenschaftlichen Bereich oder aus dem Ingenieurswesen. Wir haben mehr als 240 Studienrichtungen an den Wiener Universitäten und auch 40 Studiengänge an den fünf Wiener Fachhochschulen, wobei die Stadt Wien ja maßgeblich an der Entstehung der Fachhochschulen beteiligt ist. 

Wichtig bei einer weiteren Qualitätsverbesserung, um auch weiterhin ein ausreichendes Arbeitskräftepotenzial aufbauen zu können, ist die Erhöhung der Akademikerquote. Es muss mehr Studienplätze für unsere Studenten und eine Modernisierung des Universitätswesens insgesamt geben. Die Universitäten wurden zwar in die Selbstständigkeit entlassen, aber mit wenig Mitteln und Möglichkeiten. Basis für die Befüllung der Universitäten ist natürlich das Schulsystem, und daher sollten wir uns doch auch das PISA-Ergebnis noch einmal zur Brust nehmen und uns auch auf Bundesebene über bessere ganztägige Schulformen verständigen!

Meine Damen und Herren! Ich glaube, meine Ausführungen haben insgesamt deutlich gezeigt, welche Stärken dank der erfolgreichen Wirtschaftspolitik der Stadt Wien in der Forschung und Entwicklung stecken und wie hoch unsere Kompetenz auf diesem Gebiet ist. – Ich darf mich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr StR Herzog. – Bitte schön. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Lassen Sie mich eingangs zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP in Sachen Untersuchungsausschuss ein paar Worte sagen: Ich möchte einmal feststellen, dass freiheitlicherseits keine Zustimmung zu diesem Antrag erfolgen wird. Die Frage, dass Bankgeheimnis, interne Gestion und Geschäftsgebarungen der Institute nicht Gegenstand dieser Untersuchungen sein sollen, hat sich für uns, aber auch für den Ausschuss, nie gestellt. Zusagen aller Beteiligten in diese Richtung liegen ja vor, auch der freiheitliche Vorsitzende Dr Graf hat sich diesbezüglich klar geäußert, und von einer Ausweitung war nie die Rede. 

Ich hoffe, dass es keine vorgezogene große Koalition geben wird, die sozusagen alles unter den Teppich kehren will. Kollege Reindl hat sich interessanterweise zu diesem Thema bisher namens der Sozialdemokraten nicht geäußert, aber vielleicht kommt das noch.

Wir wissen nicht, was die emotionelle Basis dieses Antrages ist. Ob die ÖVP mit Recht so große Angst vor den Ergebnissen eines Untersuchungsausschusses haben muss, weiß ich natürlich nicht, das wird sich vielleicht herausstellen. Dass Sie aber den Gemeinderat der Stadt Wien zum eigenen Schutz gegen die Mehrheit des Parlaments einzusetzen versuchen, finde ich zumindest interessant!

Ein Wort noch zum Begriff des Ownership Unbundling, das der Kollege angesprochen hat. Die Richtlinie soll schon 2007 ausgearbeitet werden. Ich weiß nicht, ob die Kommissarin die Hauptverantwortliche ist: Ich glaube eher, dass einzelne wild gewordene EU‑Beamte da ihre eigene Politik machen, so nach dem Motto „irgendetwas wird schon hängen bleiben“. Denn wenn man Nägel mit Köpfen macht und irgendwo einschlägt, dann ist nachher schwer wieder eine Veränderung der Inhalte zu erreichen. Jedenfalls kann man aber in ganz Österreich und vor allem auch in Wien kein Interesse daran haben, dass eine zwangsweise Zerschlagung der kommunalen Unternehmungen beziehungsweise der Eigentumsverhältnisse in Aussicht genommen wird. Diesbezüglich wäre es vorteilhaft, eine gemeinsame Vorgangsweise anzustreben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Ich will noch einen kurzen Blick aufs Budget machen. – Schlicht und einfach: Das Budget 2007 ist durch eine Verschlechterung des Budgetsaldos gekennzeichnet. Die Ausgaben steigen um 3,3 Prozent, die Einnahmen um 2 Prozent. Der Abgang weist ein Plus von 127 Millionen EUR auf, der Maastricht-Überschuss ein Minus von 46 Millionen EUR, das heißt, beide Ziffern haben sich verschlechtert. Die Stadt verfehlt somit klar ihre Verpflichtung gemäß dem österreichischen Stabilitätspakt, einen Maastricht-Überschuss von 370 Millionen EUR zu erreichen.

Zu den kommunalen Investitionen, zu welchen heute schon der Klubobmann der Sozialdemokraten Stellung bezogen hat, ist festzustellen: Es gibt zwar eine Steigerung von 161 Millionen, die aber zum Großteil entweder in den U-Bahn-Ausbau fließen, von dem allerdings über 50 Prozent der Bund zahlt, oder als Investitionskostenzuschuss in den KAV, wie heute schon mein Vorgänger und mein Klubobmann Schock gesagt haben. Dieser Investitionskostenzuschuss steigt formal um 50 Millionen EUR, wegen der aber seit Jahren üblichen Doppelverbuchung steigen die Gesamtinvestitionen dadurch um 100 Millionen, womit eine versteckte Defizitabdeckung erfolgt. Dafür sinken die Investitionen in Wiener Wohnen, die Investitionen bei der Wohnbauförderung und in der Wirtschaftsförderung.

Das heißt also: In wesentlichen Punkten, wo die Wirtschaft anzukurbeln wäre, gibt es ein Minus. Mehr gibt es allein für die nach außen hin gerichtete Information durch eine Erhöhung der Mittel für den Presse- und Informationsdienst um 7 Millionen EUR.

Die Bezirke wurden heute schon von den Vorstehern, die anwesend sind und geredet haben, angesprochen. – Die Bezirke werden von der SPÖ sicherlich in eine weitere Verschuldung hineingetrieben. Interessant ist ein Vergleich der Zahlen, wenn wir nicht nur auf 2006, sondern ein bisschen weiter zurückgreifen. Schauen wir uns kurz die Jahre 2002, 2005, 2006 und 2007 an: In dieser Zeit sind die Bezirksmittel laut Bezirksmittelverordnung durch ein dauerndes Absinken bis inklusive 2006 von 149 auf 145,2 und dann durch einen leichten Anstieg auf 151,3 Millionen EUR gekennzeichnet.

Im Zusammenhang mit der Zuweisung an die Bezirke für die Generalsanierung der Schulen finden sich überhaupt erstaunliche Zahlen: 2002 sind es nur 27,6 Millionen, 2005 sind es 8,6 Millionen, 2006 sind es 5,9 Millionen und 2007 halten wir bei null. Die Zuweisung an die Bezirke im Rahmen des Notprogramms waren dafür 2002 auf null gestellt, 2006 waren es 2,5 und 2004 4,5 Millionen.

Die Summe der Bezirksmittel insgesamt betrug 2002 177 Millionen EUR und 2005 155 Millionen EUR, 2006 waren es 153,6 Millionen EUR, und 2007 wird wieder ein bisschen angehoben auf 155,8 Millionen EUR. Wirklich aussagekräftig ist aber wahrscheinlich in erster Linie die Bezirksquote, das heißt, die Bezirksmittel in Prozent der Gesamtausgaben. Und da sehen wir einen stetigen Abstieg von 1,9 über 1,6 auf 1,5 Prozentpunkte.

Die Schulsanierungsprogramme der Stadt Wien laufen 2006 aus, ein Notprogramm wird nun erforderlich gemacht, das aber den Bezirken in Wien nicht helfen wird, denn vom geplanten Investitionsvolumen werden nur mehr 40 Prozent von der Stadt Wien übernommen, und 60 Prozent müssen aus den Bezirksbudgets finanziert werden. Bisher betrug das Verhältnis 90 zu 10 zu Gunsten der Bezirke. – Das heißt also, die Schulsanierung treibt die Bezirke weiterhin in die Verschuldung.

Wenn man sich die einzelnen Bezirke anschaut, stellt man fest, dass nunmehr 14 der 23 Bezirke bereits mit Vorgriffen auf das nächste Budgetjahr belastet sind. Neun Bezirke, nämlich 10, 13, 12, 11, 2, 20, 4, 1 und 15, haben Vorgriffe in Millionenhöhe vorgenommen, die Bezirke 5, 9, 16, 14, 19 liegen darunter. Rücklagen gibt es auch noch, nämlich in aufsteigender Folge bei den Bezirken 21, 18, 8, 7, 3, 17, 23, 6 und 22.

Die Flucht aus dem Budget wurde heute bereits angesprochen. Es gibt immer mehr Ausgliederungen. Wenn man sich das anschaut, hat man den Eindruck, dass Wien, was die Finanzierung der Magistratsabteilungen, der klassischen Verwaltung und der Betriebe betrifft, nur mehr einen Rumpfbudget hat, während die außerbudgetäre Finanzierung durch die Ausgliederungen immer größere Ausmaße annimmt. Letzteres betrifft die Unternehmen im Sinne der Stadtverfassung wie Wiener Wohnen und den KAV, ferner die Fonds WWFF, WAFF und Fonds Soziales Wien und die Anstalten wie die Wiener Museen sowie die Kapitalgesellschaften wie die Wiener Stadtwerke Holding, die Wiener Holding, Aspern Nord und Aspern Süd. Mit anderen Worten: Der Großteil der Mittel läuft nicht mehr über das Budget, das zu einem Torso geworden und somit auch der Kontrolle des Gemeinderates entzogen ist.

Die Budgethoheit des Gemeinderates wiederherzustellen, wäre eine echte Aufgabe. Ein Mittel dazu wären vierteljährliche Quartalsberichte, wie sie selbstverständlich jedem privaten Aktionär im Sinne des Anlegerschutzes zustehen und in der Zwischenzeit nach § 87 Börsegesetz auch vorgeschrieben sind. Nur für den Gemeinderat in Wien gibt es so etwas nicht!

Das gilt auch für die Finanzpläne. Wir hatten bis 1997 Finanzpläne. Beim Bund gibt es einen solchen Finanzplan, in Wien nicht. International üblich sind Finanzpläne für den Zeitraum einer Legislaturperiode, das wären in Wien also fünf Jahre. Ein solcher Finanzplan würde den Gemeinderat schon so früh wie möglich in den politischen Steuerprozess einbeziehen, und ich glaube, genau das ist es, was die SPÖ auf keinen Fall will!

Zum Häupl-Belastungspaket 2006: Es hat hier massive Belastungen gegeben, die jeden Haushalt in Wien mit rund 400 EUR im Jahr treffen. Sie wurden heute auch schon von anderen Fraktionen genannt: Es gab eine Erhöhung des Gaspreises um 17 Prozent, des Strompreis um 5 Prozent, der Kanalgebühren um 28 Prozent, der Müllgebühren um 20 Prozent, und der Kulturförderungsbeitrag stieg gleich um 34 Prozent. Das ergibt eine Summe von nicht ganz 400 EUR pro Jahr, die alle Menschen in Wien, egal, ob sie viel oder wenig verdienen, gleich belastet. Nicht einmal ein halbes Jahr nach der Wahl sind die Wahlversprechen der SPÖ, die vollmundigen Erklärungen, dass es keine Gebührenerhöhungen geben wird, bereits gebrochen worden!

Es ist dies ein gewaltiges Belastungspaket, das über das von mir Genannte noch hinausgeht. Ich führe kurz noch ein paar Punkte an: Erhöhung des Kostenbeitrages für die Patienten in den Wiener Spitälern sofort am 1. Jänner 2006, Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener Spitälern per 1. Jänner 2006, Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge mit 1. Jänner 2006. Dann folgten die Erhöhung der Strompreise mit 1. März um 5 Prozent, die Erhöhung der Gaspreise mit 1. März um 17 Prozent, der Müllgebühren zum gleichen Zeitpunkt um 20 Prozent, der Kanalgebühr zum gleichen Zeitpunkt um 28 Prozent, und der schon genannte Kulturförderungsbeitrag wurde mit 1. Juli 2006 um 34 Prozent angehoben.

Weiters sind die Gebühren auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf am 1. Juni um 15 Prozent gestiegen, die Gebühren für die Marktstandler auf den Wiener Märkten wurden mit 1. Juni um bis zu 30 Prozent angehoben, was deren Überleben nicht leichter machen wird, und die Gebühren für die Gastronomiebetriebe auf dem Naschmarkt sind auch um 45 Prozent hinauf geschnalzt worden.

Damit es nicht langweilig wird, wird es die nächsten Erhöhungen per 1.1.2007 geben, nämlich mit 5,3 Prozent beim Gas und mit 6,3 Prozent beim Strom.

Die Rekordbelastung der Gebühren mit Wassersteuer, Kanalsteuer und Müllsteuer wurde heute bereits angesprochen. Die Summe der städtischen Steuern macht 143,7 Millionen EUR aus, das ist ein Plus von 47 Millionen EUR durch das Belastungspaket, das die Regierung Häupl geschnürt hat. Nach den Wiener Wahlen wurde für das allgemeine Budget dieser Betrag von 143 Millionen EUR abgezweigt.

Die Kostendeckungsgrade liegen, wie wir wissen, bei der Wassersteuer und den Kanal- und Müllgebühren immer jenseits von 100 Prozent und sind daher sachlich in keiner Weise gerechtfertigt.

Abschließend eine Zusammenfassung, die ganz interessant ist: Für die Regierungszeit Häupls sind große und kleine, aber insgesamt nunmehr 61 Belastungs-
paketpunkte aufzulisten, die bis heute in Wirkung getreten sind. Diese bedeuten eine ungeheure Belastung für die Wiener Bevölkerung, und sie sind vor allem nicht sozial ausgewogen, nehmen also nicht auf die Einkommenssituation der Wiener und Wienerinnen Rücksicht.

Aus all diesen Gründen werden wir selbstverständlich keine Zustimmung zum Voranschlag geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Puller gelangt nunmehr zu Wort. – Bitte schön. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Technische Störungen und Gebrechen stehen auf der Tagesordnung im U-Bahn-Netz der Wiener Linien. Ich warte auf einen Aufschrei. Ich warte. (GR Franz Ekkamp: Weil es nicht stimmt!) Ich warte, weil immer, wenn ich gerechtfertigte Kritik an den Wiener Linien übe, dann hat zum Beispiel Herr Hora geschrieben, das sei völlig an den Haaren herbeigezogen, ich schieße über das Ziel hinaus, gehe an der Realität vorbei. Herr Lichtenegger, der Geschäftsführer von den Wiener Linien, meinte: „Sachlich nicht gerechtfertigt, billige Panikmache." 

Ich darf jetzt Mails vorlesen, die mir Betroffene schicken. Ob Sie dann auch noch sagen, das sind alles Querulanten, Panikmacher? (GR Karlheinz Hora: Wie viele Millionen Fahrgäste werden am Tag befördert?) Wie auch immer, ich habe eine Mail bekommen: „Die Störungen auf der Linie U4 haben ein Ausmaß von 20 Prozent meiner Fahrten erreicht. Nach Beschwerde bei den Wiener Linien hat man mir dort erklärt, dass die Nachtwartung der Züge aus Kostengründen gestrichen wurde und somit die Züge offenbar so lange fahren, bis sie ausfallen. Ich habe weiters auch erlebt, dass nach einer Störung versucht wurde, mit dem offensichtlich schadhaften Zug weiterzufahren und der Zug zwei Stationen später wieder wegen Defekts liegen blieb. Ich habe Aufzeichnungen über die Störungen." - Dieser Herr hat Aufzeichnungen über seine Störungen, über die 20 Prozent, das Ausmaß, was er mit seinen U-Bahn-Fahrten nicht erreicht. Vom 9.3. bis 22.6., hat er exakt ausgeführt, sind das 23 Störungen. Da war er aber noch vom 6.5. bis 28.5. auf Urlaub. Also Querulant, stimmt ja alles nicht! (GR Karlheinz Hora: Der muss aber wirklich ein Pech gehabt haben!)

Oder: „Sehr geehrte Damen und Herren! Ich hatte gerade ein erschütterndes Erlebnis in der U6. Es ist etwas passiert, was einfach nicht passieren darf. Ich bin mit meiner Schwester bei der Station Burggasse/Stadthalle gerade eingestiegen, als plötzlich jemand ruft, dass die Tür nicht aufgeht. Eine Dame, die einen Herrn im Rollstuhl führte, wollte aussteigen, aber die Tür ging nicht auf. Gut, das alleine war nicht das Problem. Man kann ja die nächste Tür benützen, denkt man sich. Ja, aber nur, wenn man dorthin kommt. Der Durchgang zwischen den Sitzen war zu schmal. Der Rollstuhl passte nicht durch und da war es dann auch schon zu spät, die U-Bahn fuhr ab. Zum Glück haben sich dann zwei Männer gefunden, die bei der nächsten Station den Herrn mitsamt dem Rollstuhl hinübergehoben haben." - Also da sind schon einmal dieses Design und die Architektur bei den Wiener U-Bahn-Zügen oder auch bei den Straßenbahnen. Das müsste man auch einmal überdenken. Was passiert wirklich, wenn der Herr nicht aussteigen kann, nur weil er im Rollstuhl sitzt und die Tür nicht aufgeht? (GR Karl Dampier: Haben Sie schon einmal einen internationalen Vergleich angestellt? Ich glaube nicht!)

Dann, unglaublich der Vorfall, U4-Garnitur von Hütteldorf stadteinwärts, am gestrigen Sonntag gegen mittags: „In offensichtlicher Folge eines technischen Defekts", so seine völlig glaubwürdige Darstellung. - Moment, da bin ich falsch! Okay, der wollte in der Station Schönbrunn aussteigen: „Die Garnitur schoss darüber hinaus, kam unter lauten Geräuschen auf offener Strecke unplanmäßig zum Stehen und schaffte es schließlich ruckweise nach mehrfachen Vorsätzen unter weiter entsetzlichem Getöse, das einen mechanischen Defekt erkennbar machte, mühsam bis in die Station Meidling. Dort durften immerhin nicht nur alle Fahrgäste aussteigen, sondern endlich auch jene, die eigentlich gerne längst in Schönbrunn ausgestiegen wären, hätte der Zug dort einen Halt geschafft."

Dazu war im Vergleich das Defekt-Highlight des heutigen Tages schon fast beruhigend. Da musste am Nachmittag die Station Schwedenplatz wegen Brandgefahr evakuiert werden. Durch einen elektrischen Defekt im Schaltwerk einer U4-Garnitur war es zu starker Rauchentwicklung gekommen. Der Wagen wurde eingezogen und da die glosende Garnitur wenigstens brav exakt in der Station zu rauchen begonnen hatte, kam auch niemand zu Schaden.

Oder als Letztes, Herr Hora, von den Querulanten und von den PanikmacherInnen: „Als Benützer des öffentlichen Verkehrsmittels fällt es mir auf, dass es in Wien sehr viele Störungen des U-Bahn-Netzes gibt. Da ich zehn Jahre lang in Prag gelebt habe und das dortige Netz größenmäßig mit dem Wiener vergleichbar ist ..." - (GR Karlheinz Hora: Das stimmt nicht!) – „... kann ich die Störungsfreundlichkeit vergleichen und leider sind die Störungen in Wien um vieles häufiger. Da mich das Thema interessiert, habe ich bei den Stadtwerken nachgefragt, ob es so etwas wie eine Statistik der U-Bahn-Störungen gibt. Ja, wurde mit geantwortet, aber die Zahlen werden nicht bekannt gegeben und das finde ich ziemlich feige."

Ich habe die Zahlen. Die sind nicht an den Haaren herbeigezogen und ich habe sie mir auch nicht aus der Nase gezogen. Es sind vom 1. Jänner bis Mai 2006 1 630 U-Bahn-Störungen aufgetreten, die mehr als drei Minuten in Anspruch genommen haben. Aber das stimmt ja alles nicht! (GR Karlheinz Hora: Wie viele Stationen haben wir? Wie viele Störungen sind das im Vergleich?) Das sind, ausgerechnet, im gesamten U-Bahn-Netz elf Störungen pro Tag. Das ist alles an den Haaren herbeigezogen?

Dabei haben wir ja noch Glück, weil es vielen Leuten zu mühsam ist, dass sie sich beschweren. Das ist halt die Wiener Mentalität. Die regen sich auf, sagen aber dann: „Es hilft ohnedies nichts, wenn ich mich beschwere."

Aber das sind Fakten und das sind Bürgerinnen und Bürger, die Zivilcourage haben, die halt Störungen aufzeigen und auch unserer Fraktion weiterleiten. Ich glaube, auch die SPÖ-Fraktion hat sehr viele solcher Mails, nur werden sie wahrscheinlich im Rundordner landen. So denke ich mir das.

Darum würde ich, und der Herr Gerstl von der ÖVP ist mitgegangen, gerne einen Beschlussantrag einbringen:

„Der Herr Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, sich in Gesprächen mit den Wiener Linien für eine Verkürzung der Intervalle für Wartungs- und Revisionsarbeiten und eine entsprechende Verstärkung des Personalstandes im Revisionsbereich einzusetzen. Betreffend Übernahme der daraus resultierenden Mehrkosten soll die Stadt Wien mit den Wiener Linien verhandeln. Über das Ergebnis der Gespräche ist dem Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zu berichten.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Zweiteres betrifft Einziehfahrten. Vielleicht kurz zur Erklärung, wer nicht weiß, was Einziehfahrten sind: Es war schon vor 30, 40 Jahren, eigentlich seit es die Wiener Linien, damals noch Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe, gibt, angebracht, dass Einziehfahrten gerechtfertigt waren, weil damals die Werktätigen einen ziemlich starren Arbeitsbeginn und Arbeitsschluss gehabt haben. Von 7 bis 15 Uhr oder von 8 bis 16 Uhr war es da angebracht, weil dann die ganze Geschichte ruhiger war. Die Kinder waren in der Schule und so weiter und so fort. (GR Karlheinz Hora: Frau Kollegin, wir haben noch immer Schulkinder! Warum dürfen wir dann nicht einziehen?) 
Aber schon seit Jahren ist es, bedingt durch flexiblere Arbeitszeiten, Ladenöffnungszeiten, Frauen bei Billa, Konsum, wobei alle bis 19 Uhr, teilweise auch bis 20 Uhr offen haben, Zielpunkt am Donnerstag bis 21 Uhr geöffnet hat, wirklich nicht mehr gerechtfertigt, Einziehfahrten vorzunehmen und den Fuhrpark nach 8 Uhr und ab 18 Uhr wiederum kontinuierlich zu reduzieren. (GR Karlheinz Hora: Frau Kollegin, Sie haben eine falsche Sichtweise!) Das ist völlig sinnlos! Fahren Sie mit mir im 6er mit, wenn ich am Vormittag fahre! Da habe ich eine Einziehfahrt um 9 Uhr. (GR Karlheinz Hora: Warum ist die Einziehfahrt? Weil zu dem Zeitpunkt ein anderes Intervall in Kraft tritt!) Hören Sie mir jetzt zu, Sie können nachher gern mit mir plaudern! Wenn Sie in der Praxis mit mir mitfahren, wenn ich um 9 Uhr den 6er einziehe, werde ich von den Fahrgästen bedroht. Man lässt sie im Regen stehen, man lässt alle aussteigen und sie sollen auf den Folgezug warten. Wir werden mit Fäusten bedroht, beschimpft. Ich meine, das sind einmal Kleinigkeiten. Es ist ohnedies klar, wenn mir das Essen in einem Restaurant nicht schmeckt, sage ich es auch dem Kellner und gehe nicht zum Koch, dann beschwere ich mich halt auch.

Auf jeden Fall ist es so, dass es wirklich sinnlos ist, weil ich ziehe um 9 Uhr ein und um halb zwölf hole ich mir den Zug, den ich abgestellt habe, wieder. Die Wiener Linien rechtfertigen sich mit Kundenfrequenzzählung. Nach welchem Schlüssel die Frequenzzählung geht, wollte ich schon gerne wissen! Geht das nach einem Sardellenringerl oder einem Sardinendosenschlüssel? 
Darum möchte ich einen Beschlussantrag einbringen:

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, mit den Wiener Linien Verhandlungen mit folgender Zielsetzung aufzunehmen:

1. Offenlegung sämtlicher aktueller Fahrgastzählungen durch die Wiener Linien GmbH. 

2. Auf Basis dieser Zahlen ist eine Reduzierung der so genannten Einziehfahrten bei den Wiener Linien anzustreben und eine entsprechende Kostenregelung zwischen der Stadt Wien und der Wiener Linien GmbH zu treffen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“

Zum Abschluss: Man sieht, der Herr Kollege Margulies hat es eh schon angesprochen, die Ausgliederungen sind auch die Folgen der Ausgliederungen, wo die Stadt Wien Verantwortung zurückschiebt. Die Wiener Linien sagen: „Wir haben kein Geld, weil Sparmaßnahmen getroffen werden müssen." Die Stadt Wien sagt: „Es geht uns nichts mehr an." Darum fordere ich die Stadt Wien auf, nicht mit Ignoranz, Herr Hora, und nicht mit Schönrederei zu reagieren (GR Karlheinz Hora: Praxisnahes Leben!), sondern in den öffentlichen Verkehr zu investieren! - Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr VBgm und StR Dr Rieder hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Habe ich das richtig gehört? War das ein Wunsch?

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vielleicht nur ganz kurz zu Beginn eine Bemerkung, die den Wirtschaftsstandort Wien betrifft. Ich kann nicht die Auffassung des Klubobmanns der ÖVP teilen, dass die Wiener Wirtschaft nicht der Motor der österreichischen Wirtschaft ist. Ich bin mir da auch ziemlich sicher der Übereinstimmung mit den Meinungen der Vertreter der Wiener Wirtschaft in Ihrer Fraktion, denn man muss sich Folgendes durch den Kopf gehen lassen: Größter Anteil am Bruttoinlandsprodukt kommt aus Wien, größte Steuerleistungen kommen aus Wien, größter Arbeitsplatz kommt aus Wien, größte Kaufkraft kommt aus Wien. (GR Dr Matthias Tschirf: Weil es das größte Bundesland ist!) Daher zu argumentieren, das Wirtschaftswachstum sei in Wien geringer, wenn man von einer viel höheren Latte ausgeht, sei ein Beweis dafür, dass in anderen Bundesländern alles paletti und bei uns alles am Boden ist, ist natürlich etwas naiv, würde ich meinen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielleicht noch eine zweite Bemerkung dazu, damit man das einmal sieht: Es gibt eine Veröffentlichung der Ansiedelungsstatistik der ABA, der Austrian Business Agency, aus der sich ergibt, dass auch jetzt, bis zum heutigen Tag, die Hälfte der internationalen Betriebsansiedelungen in Wien stattfindet (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist auch logisch, aber das ist nicht ein Verdienst der Stadtregierung!) und dass das einzige gewonnene Headquarter in diesem Zeitraum in Wien stattfindet. Also alles Faktoren, die eigentlich in diese Richtung gehen. (GR Dr Matthias Tschirf: Trotz der Politik!)

Man muss sich schon einigen, wo jetzt der politische Vorwurf liegt, der politische Vorwurf gegen unsere Regierung oder gegen die Regierung der Bundesregierung. Gegen die Politik der Bundesregierung kann man unterschiedlicher Meinung sein. Darüber haben wir schon öfters diskutiert. Aber das, was Sie abgesprochen haben, war, dass Sie dem Wirtschaftsstandort diese Bedeutung abgesprochen haben. Das steht eigentlich in einem banalen Widerspruch zu dem Antrag, den der Kollege Aichinger eingebracht hat, wo er sich sozusagen darum bemüht hat, wir müssen uns zum Bankenstandort bekennen, wenn auf der anderen Seite der Chef der Fraktion in der gleichen Sitzung erklärt, Wien ist gar nichts, man muss auf Oberösterreich schauen, dort passiert die Wirtschaft. Ich glaube, das ist ein kleines Missverständnis und eine kleine Disharmonie in den vielleicht besser abzustimmenden Meinungsäußerungen Ihrer Fraktion. (GR Dr Matthias Tschirf: Überhaupt nicht! Sie interpretieren das bewusst hinein!) - Herr Klubobmann, wir können nachher noch privat reden, aber versuchen wir, den offiziellen Teil in Grenzen zu halten. (GR Dr Matthias Tschirf: Darauf können wir gern auch antworten!)

Der zweite Punkt ist, man muss sich schon einig sein, wenn man die Regierung Schüssel lobt, wofür sie verantwortlich ist. Sie ist, wie Sie es genannt haben, dafür verantwortlich, dass die Stadt Wien mehr Einnahmen besitzt. Das heißt, die Regierung Schüssel ist für die Steuermaßnahmen verantwortlich, hat also durch Erhöhung der Steuern mehr Einnahmen erzielt. Das wird nicht jeder so sehen! (GR Dr Matthias Tschirf: Die Wirtschaft wächst! Damit gibt es auch eine Erhöhung der Steuereinnahmen!) Ich mache Sie darauf aufmerksam, sie hat zum Beispiel, Herr Klubobmann, auch dafür gesorgt, dass die Kommunalsteuer, die eine Bundessteuer ist, sich nicht erhöht hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich kann das auch anders auslegen!) Ich komme dann bei der Finanzierung der Bezirksbudgets zur Kommunalsteuer zurück, denn sie ist eine der Einnahmequellen für die Situation der Budgets der Bezirke. Wenn man daher sagt, die Bundesregierung sorgt für Mehreinnahmen, hätte sie vielleicht bei der Kommunalsteuer auch für Mehreinnahmen sorgen können. Das ist nur ein kleiner Hinweis.

Das Zweite ist, Sie haben in der Frage des Schuldenstands meines Erachtens nach, das soll nur kurz angemerkt sein, glaube ich, übersehen, dass in der Zwischenzeit der Schuldenstand nicht mehr drei Milliarden ist, sondern dass wir deutlich darunter sind. Das ist in den letzten Jahren passiert. Noch immer haben wir natürlich einen Schuldenstand, aber ich wiederhole noch einmal, wir haben deshalb nicht unsere Wohnbaudarlehen verkauft und veräußert, wie es andere gemacht haben, die dann das Geld dafür verwendet haben, ihre Schulden zurückzuzahlen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das habe ich auch nicht verlangt! Das habe ich keineswegs verlangt!) Man muss also schon wissen, was man will. Wenn man offensiv in der Wohnbaupolitik ist, muss man in Kauf nehmen, dass man die Schulden nicht so einfach wieder loswerden kann, aber damit hat man den Vorteil, dass man eine offensive Wohnbaupolitik machen kann, wie sie heute hier mehrfach wieder eingefordert worden ist. 

Vielleicht noch eine zweite Bemerkung in dem Zusammenhang: Es ist beim Kollegen Aichinger und, ich glaube, auch beim Kollegen Herzog angeklungen, nämlich der Vergleich von Zahlen im Budget aus der Zeit vor den Ausgliederungen mit der Situation jetzt, der Darstellung im Budget nach den Ausgliederungen. Natürlich macht es einen Unterschied. Ich kann es am Beispiel des Krankenanstaltenverbunds sehr deutlich darstellen. Im Budget als Investitionsteil ausgewiesen ist nur der Investitionszuschuss. Im Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds findet sich dann der Rest. Dort sind es dann 201 Millionen EUR. Das zieht sich auch bei Wiener Wohnen und bei anderen Einrichtungen durch, dass natürlich eine Darstellung dazu führt, dass wir eben, wie ich es auch da gemacht habe, nicht nur auf das Investitionsvolumen aus dem Budget verweisen, sondern, wie ich es genannt habe, Stadt-Wien-Konzern, wo auch die Unternehmen mit drinnen sind und dort kommt man dann auf die Größenordnung von 2,3 Milliar-
den EUR. 

Eine weitere Bemerkung vielleicht noch in diesem Zusammenhang zu den Anträgen, die da eingebracht worden sind:

Ich habe schon einen erwähnt, nämlich den zum Finanzplatz Wien, wo ich sage, ich verstehe, dass wir uns dazu bekennen. Wir sollten uns unseren Standort nicht schlecht machen. Ich teile auch die Kritik an einzelnen Passagen im Wortlaut, da mache ich kein Hehl daraus, aber was ich nicht verstehen kann, ist, wieso sich ein parlamentarisches Organ wie der Gemeinderat an dem parlamentarischen Prüfungsantrag eines anderen parlamentarischen Gremiums reiben sollte. Das ist, glaube ich, wirklich nicht unsere Aufgabe zu dem Thema, ob dieser oder jener Prüfungsantrag mit dem oder jenem vereinbart ist. Das ist meines Erachtens schon ausdiskutiert, aber das halte ich sozusagen nicht für ein wirkliches Thema. 

Dann gibt es noch ein paar andere Anträge, die darauf aus sind, unsere Steuereinnahmen wieder zu reduzieren. Herr Aichinger, wenn wir bei der Schenkungssteuer, bei der Werbeabgabe und bei anderen Dingen an den, wie es Ihr Klubobmann gesagt hat, „glorreichen Tätigkeiten der bisherigen Bundesregierung" partizipieren, durch Steuererhöhungen Einnahmen zu schaffen, dann bedeutet die Abschaffung der Steuer natürlich, dass das auf Kosten der Stadt Wien geht. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das habe ich nicht gesagt!) Dass wir jetzt schnurstracks einen Beschluss fassen, womit wir unsere eigenen Mittel reduzieren, dafür hätte ich als Finanzstadtrat herzlich wenig Verständnis. 

Im Übrigen meine ich, dass es sehr merkwürdig ist, wenn aus dem Schoße der Wiener ÖVP, deren Parteiobmann sich bis zur letzten Minute vehement gegen eine Koalition mit der SPÖ ausgesprochen hat, eine Art Sperrfeuer gegen die Koalitionsverhandlungen entsteht. (GR Dr Matthias Tschirf: Wieso?) Das alles sind Themen, die sicherlich zwischen den Koalitionspartnern besprochen werden müssen. Dass wir uns da jetzt mit Anträgen hineinmengen, können Sie im Rahmen Ihrer innerparteilichen Funktion tun, denn ich halte nichts davon, dass wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt derartige Forderungen stellen, ganz abgesehen davon, dass sie sich eigentlich gegen die Einnahmenlage der Stadt Wien richten. (GR Dr Matthias Tschirf: Das verstehe ich nicht!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mehrfach angeklungen ist die Frage der Gebührenerhöhung Strom/Gas. Da ist es gleich amalgamiert worden mit den Gebühren, als wenn es bei Strom-/Gaspreisen um Gebühren der Stadt ginge, die hier im Gemeinderat beschlossen werden. Mir ist das völlig neu. Die Preise werden, was Wien Energie betrifft, im Rahmen der Energieallianz festgesetzt, also im Rahmen einer Vereinbarung mit den Niederösterreichern und mit der BEWAG. Wenn ich jetzt, meine sehr geehrte Damen und Herren, die Situation in Österreich vergleiche, die Linz AG hat am 1.9 erhöht, Oberösterreich hat am 1.9. erhöht, BEGAS hat am 1.1. und am 15.11. erhöht und die EVN hat am 1.12. erhöht, dann frage ich, mit welcher Rechtfertigung behaupten Sie, dass das Wiener sozialdemokratische Politik ist, Herr Klubobmann Schock? Wie können Sie das behaupten? Ich wüsste nicht, dass EVN, Linz und BEGAS sozusagen der geschlossene Hort der sozialdemokratischen Politik sind, ganz abgesehen davon, dass das Wirtschaftsunternehmen sind. 

Jetzt komme ich zur Forderung der ÖVP nach einer Teilprivatisierung. Alle diese Unternehmungen, ich rede jetzt gar nicht von den deutschen großen Unternehmungen, sind zu einem Teil, wie die EVN, börsennotierte teilprivate Unternehmen. Wenn in der Begründung Ihres Antrags steht, die Tariferhöhungen sind der Grund dafür, dass Sie das privatisieren, wie können Sie dieses Argument aufrechterhalten? (GR Dr Matthias Tschirf: Weil sie effizienter sind!) Alle, die hier erhöht haben, sind zu einem Großteil Private gewesen. Ihr Argument, man vermeide die Gaspreiserhöhungen und Strompreiserhöhungen, indem man teilprivatisiert, ist einfach unrichtig! Der Antrag ist schlechthin falsch begründet! Ich sage dazu, ich würde mich auch, wenn ein anderes Motiv, das für mich nicht erkennbar ist, darin stehen würde, dagegen wenden. Aber wir können ja einmal darüber reden. Was für ein Motiv sehen Sie, dass die Stadt Wien sich von einem hundertprozentigen Eigentum an einem zentralen Versorgungsinstrument trennen sollte, Geld zu beschaffen für den Konzern, die Dividende zu erhöhen, damit das sozusagen ins Budget fließt? Nur, zu welchem Zweck soll das geschehen? (GR Dr Matthias Tschirf: Es gibt genug Argumente!) Der Energiekonzern investiert in die Versorgungssicherheit in einem hohen Maße. Also daraus zu sagen, es ist ein Grund, dass man da mehr tun soll, existiert eigentlich auch nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das kann ich gern erklären!) Daher glaube ich, dass dieser Punkt, jedenfalls aus unserer Sicht, nicht wirklich weiter zu verfolgen ist. 

Ich möchte noch eine Anmerkung in die Richtung des Kollegen Margulies machen. Ich bekenne mich zu den öffentlichen Unternehmungen und zum öffentlichen Eigentum, weil es die Möglichkeiten bietet, die Gestaltungsmöglichkeiten, die sich aus dem Eigentum heraus ergeben, auch für Zwecke, die im Gemeinnutzen liegen, zu nutzen. Das heißt nicht automatisch, dass damit alles in einem Amalgam verschwindet. Man muss da sehr klar auseinanderhalten, welche Aufgaben man verfolgt. Wenn man sich vom öffentlichen Eigentum trennt, dann hat das eine gravierende Auswirkung, wie wir in manchen Bereichen des Wirtschaftslebens, auch in Österreich und in anderen Ländern, feststellen können, oft im Nachhinein beklagt, aber man kann nicht beides haben.

Das Zweite ist, wenn wir davon sprechen, dass wir unsere Organisationsstruktur in der Stadt verbessern, dann sicherlich zu dem Zwecke, die jeweils geeignetste Effizienz herzustellen. Das muss im jeweiligen Ressort zunächst einmal selbstständig entschieden werden. Die Grenze ist dort, wo wir in die Privatisierung gehen. Die Grenze ist dort, wo wir plötzlich Unternehmen im eigentlichen Sinn einer GesmbH oder einer Aktiengesellschaft gründen. Ausgliederung als Betrieb, Ausgliederung als Unternehmen oder in anderer Form ist eine primäre Sache. Daher zweifle ich daran, dass es wirklich ein Patentrezept ist, dass der Finanzstadtrat aus einer Finanzvorgabe heraus quasi ein Szenario der Ausgliederung entwickelt. Das ist nicht mein Ansatz, sondern ich glaube, entscheidend ist der Ansatz der möglichsten Effizienz der Führung der Geschäfte und Aufgaben der Stadt und von daher sehe ich das so. 

Eine Bemerkung vielleicht noch zur Frage der Klein- und Mittelunternehmungen, die hier angeklungen ist: Da ist der Eindruck erweckt worden, alle anderen tun etwas, aber Wien sitzt da, schaut nur zu und tut nichts. (GR Dr Matthias Tschirf: Leider!) Ich rufe in Erinnerung, was die Klein- und Mittelunternehmungen betrifft, haben wir gerade heuer in Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsministerium ein Gesamtvolumen von 30 Millionen EUR auf die Beine gestellt. Auf Grund dieses Abkommens zwischen der Bundesregierung und den Bundesländern aus dem Jahr 2005, im Sommer 2005 abgeschlossen, jetzt, 2006, durchgesetzt, kommen 15 Millionen EUR von der Stadt, 15 Millionen EUR vom Bund. In den Größenordnungen der Unternehmungen wird das abgewickelt, also für Mittelunternehmungen über das Wirtschaftsministerium, für Klein- und Kleinstunternehmen über den Wirtschaftsförderungsfonds. Über die Innovationsrichtlinie läuft dieses Programm.

Das Zweite ist, wir haben gemeinsam mit den Banken einen Beteiligungsfonds für die größeren Unternehmungen geschaffen, um die Risikokapitalbeschaffung zu sichern. 

Dritter Punkt, ich habe es hier heute erwähnt, wir haben im Präsidium die Einrichtung eines Kleinstunternehmerfonds für Wiener Unternehmungen beschlossen, wobei die Finanzierung mit einem Fondsvermögen von 12 Millionen EUR sichergestellt werden soll, einfach mit dem Ziel, dann anzusetzen, nicht erst, wenn die Insolvenzgefährdung da ist, wo man meistens überhaupt nicht mehr retten kann oder wenn, nur mit riesigem Aufwand und dann ganz wenige, sondern wo man von Anfang an, in der Startphase, in der Gründungsphase das Unternehmen stärkt, weil es für die Kleinen besonders schwierig ist, zu Geld zu kommen. 

Ich erinnere daran, dass wir in dem Bereich der Förderschienen eine Reihe getan haben.

Dasselbe gilt, Herr Kollege Aichinger, auch für die Frage der Geschäftsstraßen. Wir werden dieses Thema anhand eines Antrags im Ausschuss behandeln. Dazu werde ich auch in schriftlicher Form Stellung nehmen. (GR Dr Matthias Tschirf: Es gibt keine Informationen an die Vorstandsmitglieder des Wirtschaftsförderungsfonds! Wann werden die Vorstandsmitglieder des Wirtschaftsförderungsfonds darüber informiert?) - Die Mitglieder des Wirtschaftsförderungsfonds werden in den Beiratssitzungen jedes Mal darüber informiert. Entschuldigung, bei der nächsten Beiratssitzung werden Sie aufmerksam all das auch im Detail der Fragestellungen erkunden können. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich wäre als Vorstandsmitglied daran interessiert, so etwas zu hören! Das ist ja wie beim Ku-Klux-Klan, dass da irgendwelche anonymen Geschichten sind!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte noch an die Adresse der Klubvorsitzenden der Grünfraktion eine Bemerkung machen: Sie hat hier die Solarförderung angesprochen. Ich erinnere, dass Ihr Kollege Chorherr in einer Fragestunde an mich die Frage gerichtet hat und ich deutlich gemacht habe, dass wir erstens den Bereich anheben, zweitens, dass der Unterschied zwischen der Großstadt und einem ländlichen Bundesland einfach darin besteht, dass bei uns der Teil der Ein- oder Zweifamilienhäuser ungefähr 10 Prozent ausmacht und das bei den Miethäusern, praktisch viel schwieriger ist, weil man die Zustimmung aller Mieter braucht, aller Eigentümer braucht, eigentlich um vieles komplizierter ist und dass wir dafür auch andere ökologische Maßnahmen haben, wie zum Beispiel die Fernwärmeversorgung, die eine zentrale Rolle spielt. 29 Prozent der Wärmeversorgung erfolgen über Fernwärme. Ich füge noch hinzu, in der sechsten Ökostrombeiratssitzung sind jetzt, was Photovoltaikanlagen betrifft, Förderungen ausgesprochen worden, darunter auch das Sunny Energy Building in der Nähe des Tech Base. Ich stehe gerne für Detailauskünfte zur Verfügung. Also wir vernachlässigen den Bereich nicht, versuchen aber in dem Bereich die für die großstadtorientierten Bedingungen geeigneten Instrumente zu finden.

Dasselbe gilt auch für die Frage, die Sie angesprochen haben. Natürlich brauchen Kleinunternehmungen, gerade im kreativen Bereichen, oft Büroräumlichkeiten. Wir haben in dem Bereich eine Reihe von Startup-Centern geschaffen, also das Startup-Center Stutterheimstraße im 15. Bezirk, das Startup-Center Business- und Reserchecenter am Hochstädtplatz, das Startup-Center Ignaz-Köck-Straße wird im Frühjahr 2007 eröffnet, das Startup-Center Tech Base Vienna im 21. Bezirk und vor wenigen Tagen war im 19. Bezirk beim Nineteen dieses Center, das ebenfalls für solche flexible Einrichtungen zur Verfügung steht. Natürlich gibt es daneben noch die Gewerbehöfeförderung mit den entsprechenden Einrichtungen. Jawohl, das ist ein entscheidender Punkt, der gemacht werden soll. 

Ich komme zum Thema der Bezirksbudgets. Niemand soll mir unterstellen, dass ich mich mit diesem Thema leichtfertig befasse. Ich tue das auch deswegen, weil die heute gültigen Regelungen nicht sozusagen durch mich so zu Stande gebracht worden sind, und dadurch tue ich mir leichter, wenn du sagst, das könnte man ja verändern, man soll es nur einmal probieren. Ich rufe in Erinnerung, die Regelungen sind vor vielen Jahren geschaffen worden, ich glaube sogar, zwischen den Klubs ausgehandelt, zumindest aber unter massiver Mitwirkung der Klubs sind die Regelungen ausgemacht worden. Man hat sich damals geeinigt, dass die Hauptfinanzierung aus Mitteln erfolgt, die auf der einen Seite von der Kommunalsteuer kommen, die ich schon erwähnt habe, und auf der anderen Seite von der Dienstnehmerabgabe oder U-Bahn-Steuer. Dass sich damit die Einnahmensituation in wirtschaftlich schwierigen Zeiten verschlechtert, ist dasselbe wie die Situation der Gebietskrankenkasse, die in wirtschaftlich schlechten Zeiten halt auch weniger Beiträge einnimmt. Das ist versucht worden, durch Leistungen aus dem Zentralbudget auszugleichen. 

Das Zweite ist, bei jedem Vergleich über mehrere Jahre sollte man nicht vergessen, dass wir dazwischen die Umstellung vom Brutto-Netto-System gehabt haben, dass wir die Radwegenetzveränderungen gehabt haben, wo eine Entlastung der Bezirke am Ausgaben- oder Aufgabensektor geleistet worden ist und dass sich die Personalkostenentwicklungen ausschließlich im Zentralbudget und nicht in den Budgets der Bezirke abspielen. Nur eine reine Anmerkung. 

Dennoch stehe ich jederzeit einer Diskussion darüber zwischen den Klubs offen gegenüber. (GR Dr Matthias Tschirf: Sehr gut!) Man muss sich einmal darüber klar sein, welch komplizierte Mechanismen hier entwickelt worden sind, um auch die Fairness des Zusammenführens der verschiedenen Aufgaben herzustellen, und wie schwierig das ist. 

Ich möchte nur ein Beispiel nehmen: Wir haben in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen die Förderung oder Finanzierung der Renovierung der Parkmauer des Schlosses Hetzendorf und die Frage: Was ist der Unterschied zur Friedhofsmauer in Hietzing? Das eine ist aus dem Budget der Stadt zu leisten, das andere wird aus dem Budget des Bezirks zu leisten sein. Wie das sozusagen zu differenzieren und zu begründen ist, warum diese unterschiedlichen Positionen sind und welche Schwierigkeiten es der Friedhofsverwaltung macht, das zu lösen, kann man an einigen Beispielen sehen. Nur mit Überspringen dieser Regelungen ist es beispielsweise möglich gewesen, im 17. Bezirk die Sanierung der Aufbahrungshalle des Hernalser Friedhofs zu finanzieren, denn aus den Bezirksmitteln allein wäre das sicher nicht möglich gewesen. 

Daher glaube ich, dass man, wenn man das Thema angeht, nicht nur viel über die Frage einer Valorisierung diskutieren kann, die es eben bei Steuerfinanzierungen nicht gibt, und auch einen Finanzausgleich kann es nicht geben, weil der voraussetzen würde, dass die Bezirke eine eigene Rechtspersönlichkeit hätten, was nach unserer Bundesverfassung nicht der Fall ist, sondern man sich überlegen muss, welche Veränderungen in der Aufgabenstellung heute noch bezirksorientiert abzuwickeln sind. Denn ich gebe allen Recht, die sagen, zum Zeitpunkt, als diese Dezentralisierungsverordnungen beschlossen worden sind, hat man sich kein Bild darüber gemacht, wie die Entwicklung in den Ausgaben und im Erhaltungsaufwand der Schulen sein wird. Das, was vom Bezirksvorsteher des 8. Bezirks hier geschildert worden ist, ist ein eindrucksvolles Beispiel dafür, wie wenig Einfluss der Bezirk eigentlich auf die Gestaltung dessen hat, was jetzt bei der Schulgestaltung, -erhaltung und -sanierung geschieht. Ob es wirklich auf Dauer eine Patentlösung ist, zwischen Generalsanierung und Erhaltung und sonstigem Aufwand zu unterscheiden, bezweifle ich. 

Ich halte es daher für richtig, was hier angedeutet worden ist, dass meine Kollegin, Frau VBgmin Grete Laska, darüber nachdenkt, für diese Fragen für den Schulsektor ein Mischsystem zu entwickeln, wo man in Kooperation mit dem jeweiligen Bezirk und in Absprache mit allen Bezirken solche Lösungen findet. Ich halte das persönlich für gescheiter als diese Differenzierung, die nur zum Streit herausfordert. Also, was man dazu beitragen kann, glaube ich, dass man gemeinsam dazu tun soll, im Interesse der Schulen, im Interesse der Schulkinder und Eltern und natürlich auch im Sinne einer ausgewogenen Finanzlage, sowohl der Bezirke als auch der Stadt selbst. Ich denke, das sollte man angehen und ich unterstütze das voll und ganz. 

Ich komme jetzt zum Schluss. Gestatten Sie mir, dass ich eine Nachhilfeminute für die Frau Kollegin Cortolezis-Schlager verwende. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Entschuldigung, ich brauche keine Nachhilfe!) Ich muss mich bei Ihnen entschuldigen. Ich bin davon ausgegangen, dass der Begriff „arm, aber sexy" so bekannt ist, ein Wort des Berliner Bürgermeisters Wowereit über die Situation seiner Stadt (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Deswegen wird es nicht besser!), sodass ich eigentlich nichts dabei gefunden habe, das einfach umzudrehen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Und die Dummheit zu übernehmen!) Dass Sie in Ihren Kreisen, gerade Sie im Besonderen, diesen Begriff nicht gekannt haben und daher auf eine völlig falsche Spur gekommen sind, konnte ich nicht ahnen und das bedaure ich sehr. Ich möchte aber vorsichtigerweise bei dieser Gelegenheit klarstellen, damit da keine Legenden passieren, wenn ich davon gesprochen habe, „Wien ist sexy", dann habe ich damit nicht zum Ausdruck bringen wollen, dass wir über eine größtmögliche Anzahl entsprechender Etablissements verfügen, sondern ich habe den Begriff sexy so wie der Berliner Bürgermeister verstanden, als Ausdruck der Lebensfreude, der Aufgeschlossenheit, der Offenheit, der Weltoffenheit, der Lebendigkeit, des Unterhaltungswerts einer Stadt. 

Frau Mag Cortolezis-Schlager, Sie haben mir sexistischen Wortgebrauch vorgeworfen. Ich bin da sehr kritisch, weil mir nicht klar war, dass man so etwas überhaupt annehmen konnte. Da ist einmal das Wort missionarisch gewesen. Ich habe das noch einmal nachgelesen. Heute in der „Presse" finde ich zu Beginn den Satz, ich kann das wörtlich zitieren: „Ruhe in der Innenstadt, das ist kein Wahlkampfslogan, sondern eine Mission, zumindest zieht die Bezirksvorsteherin Ursula Stenzel ..." - Ich bin davon ausgegangen, wenn das die „Presse" und der Herr Martin Stuhlpfarrer verwendet, dass der Begriff missionarisch keinen wie immer gearteten sexistischen Beigeschmack hat. Ich glaube auch nicht, das Sie sich im Begriff Mission vom Fremdwort her geirrt haben. Also was bleibt übrig? Richtig ist, ich bedaure das, dass ich mir angemaßt habe, den Begriff der ÖVP-Bezirksvorsteherin Ursula Stenzel auf „Ursula“ zu verkürzen. (GR Dr Herbert Madejski: Ursel!) Ich habe auch nicht „Ursel", sondern schlicht „Ursula" gesagt. Das nehme ich gerne zurück. Ich bitte Sie, in diesem Satz an die Stelle des Worts „missionarische Ursula" den Begriff „missionarische ÖVP-Bezirksvorsteherin Ursula Stenzel" einzusetzen. 

Aber jetzt kommen wir einmal zur Sache, entschuldigen Sie. Erstens hat es mich schon überrascht, dass auf diese Bemerkung, die eher als Scherz gemeint war, so aufgeregt reagiert worden ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Man muss schon wissen, wie man miteinander umgeht!) Es kann der Wiener ÖVP nicht angenehm sein, wie das Medienecho und nicht nur das Medienecho, sondern das Echo breiter Schichten der Bevölkerung im Verhältnis zu ihrer Bezirksvorsteherin ist. Ich will Ihnen jetzt nicht all das vorlesen, was in den gesammelten Werken in den letzten Tagen über die Situation gesammelt worden ist. Ich sage nur eines dazu: Die Stadt ist ein Ganzes und kann nicht in Regionalbereichen wie von Provinzfürsten geführt werden. Jeder hat sich einem Ganzen unterzuordnen, einzuordnen und sich aufeinander abzustimmen. Ich kann mich nicht daran erinnern, dass die Frau Bezirksvorsteherin Ursula Stenzel jemals die Frage der Auswirkungen auf die Wirtschaft, die Frage der Auswirkungen auf den Tourismus und Möglichkeiten eines Kompromisses mit mir und dem Tourismusverband oder mit der Wirtschaftskammer im Detail besprochen hätte. Mir ist das nicht bekannt. Der Vorwurf, den ich ihr mache, ist nicht, dass sie möglicherweise in dem einen oder anderen Punkt wirklich einen Pallawatsch wie bei der Einbahnstraße in der Gonzagagasse gemacht hat und dass dieses oder jenes ein falsches Signal war, sondern dass sie sich nicht die Mühe gemacht hat, ihr Konzept im Detail darzustellen und abzusprechen. Wir hätten im Bereich des Wirtschaftsförderungsfonds darüber reden können, wir hätten im Bereich des Tourismusfonds darüber reden können und wir hätten auch in anderer Form eine gemeinsame Lösung finden können. So ist etwas entstanden, das der Stadt sicher nicht gut tut, nämlich eine Polarisierung, wo, wie Sie gesagt haben, offenbar die Unterstellung kommt, dass es der Bezirksvorsteherin um ihre Wähler und nicht um die Wienerinnen und Wiener, die die Innere Stadt brauchen, um dort einzukaufen, dort zu arbeiten und dort Vergnügen zu haben, geht. Das, meine Damen und Herren, kann ich der Bezirksvorsteherin der ÖVP in der Innenstadt nicht abnehmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister. 

Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe mit der Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan für das Unternehmen „Stadt Wien - Wiener Wohnen", mit dem Voranschlag der Stadt Wien gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung mit dem Voranschlag der Bundeshauptstadt und dem Wirtschaftsplan der „Stadt Wien - Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Dann können wir so vorgehen. 

Wir kommen, wie gesagt, jetzt zur Beratung der Geschäftsgruppe. Ich begrüße Herrn Amtsf StR Werner Faymann. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Stadtrat, ich möchte eingangs feststellen, dass Sie sich doch sehr häufig öffentlich beloben, wenn ich das so nennen darf, dass Sie Gemeindewohnungen nun verstärkt der Sanierung zuführen und vor jeder Vermietung eine Anhebung auf das Kategorie A-Niveau garantieren. Diese Sache ist etwas Schönes, wenn sich die Wohnungssituation massiv verbessert. Was Sie aber nicht dazusagen, Herr Stadtrat, ist die Tatsache, dass die jahrelangen vollmundigen Versprechungen, im Gemeindebaubereich am Kategoriezins festzuhalten, schlicht und einfach gebrochen wurden. Es kommt durch die nunmehrige Entwicklung zu einer massiven Verteuerung der Mieten, zu einer massiven Hauptmietzinserhöhung. Denn nach Sanierung und Standardanhebung wird der neue Hauptmietzins von 90 Prozent des jeweiligen Richtwerts bemessen, was eine satte Mieterhöhung von gut und gern 50 Prozent zur Folge hat. 50 Prozent, für Neuvermietungen selbstverständlich, sind aber doch ein gewaltiger Batzen, der nunmehr den Wohnungssuchenden in Wien sozusagen im Sack liegt. 

Die Argumentation, die Sie gerne gebrauchen, dass es sozusagen noch immer besser sei, den Hauptmietzins auf 90 Prozent der Kategoriemiete anzuheben, als Mieten durch Zuschläge nach Richtwertgesetz noch zusätzlich zu erhöhen, muss ich insofern zurückweisen, weil die Erhöhung durch Zuschläge im Bereich der Richtwertzinse zwar grundsätzlich möglich ist, aber bei Gott nicht überall stattfindet. Die Betonung liegt sozusagen auf „können", ob die Hauseigentümer das jeweils können. In vielen Gegenden Wiens sind die Marktmechanismen und die Marktsituationen völlig anders. Es ist dort nicht einmal der Richtwertzins erreichbar, geschweige denn Zuschläge zum Richtwertzins. Das ist in manchen Gegenden Wiens gar nicht so selten. Natürlich hätten Sie als größter Hausherr Wiens die Möglichkeit, die allfälligen Zuschläge, die Sie zur Zeit nicht verhängen, sozusagen zwingend vorzuschreiben, weil ein Ausweichen der Gemeindemieter woandershin im Großen und Ganzen gar nicht möglich und denkbar ist.

Das Richtwertsystem als solches ist eine Fehlgeburt der großen Koalition, würde ich meinen. Es ist gegen die Stimmen der FPÖ unter lautem Jubel der Arbeiterkammer und unter heftiger Verteidigung der SPÖ angenommen worden. Auch in diesem Raum haben wir heftig darüber diskutiert und debattiert und die SPÖ war von diesem Gesetz ganz begeistert. Heute wollen die Arbeiterkammer, aber auch die SPÖ nicht mehr allzu viel von Vater- oder Mutterschaft oder Elternschaft für dieses Gesetz wissen. Besonders die Arbeiterkammer bemüht sich sehr, Distanz zu diesem Richtwertgesetz aufzuzeigen.

Trotzdem nützt nunmehr die SPÖ das Gesetz und rückt die Gemeindewohnungen ein weiteres Stück weg vom Begriff der Sozialwohnung, würde ich meinen. Denn die Wohnungskosten sind durch die Belastungspolitik Häupls und durch die Belastungspolitik, die wir gerade im Finanzkapitel besprochen haben, sowieso schon massiv gestiegen. Jeder Wiener Haushalt hat mit einer Mehrbelastung von fast 400 EUR zu rechnen, was an und für sich, schon aufgeteilt, einen ordentlichen Batzen im Jahr und vor allem für Schlecht- und Minderverdienende eine ausgesprochene Belastung massiver Art darstellt.

Zu diesen Mehrkosten von fast 400 EUR kommt nun die Hauptmietzinserhöhung von mehr als 50 Prozent, natürlich nur für neu zu vermietende Wohnungen. Aber ähnlich wie bei der heute von mir schon genannten sanften Öffnung der Gemeindebauten für Neo-Österreicher und Zuwanderer hat das relativ bald nachhaltige Folgen. Ich habe darauf hingewiesen, dass innerhalb von zehn Jahren der Anteil von Neubürgern und Nichtstaatsbürgern, die mitgezogen sind, im Neubaubereich der städtischen Wohnhäuser einen Sprung von 2 auf 20 Prozent ausmacht. Daher ist nur die Frage zu stellen, wie lange es dauern wird, bis ähnliche Preise für Mieten im dann bereits Hochpreissektor des ehemaligen sozialen Wohnbaus gelten werden, der aber noch immer im Besitz der Gemeinde Wien sein wird und noch Gemeindebauten sein werden. Irgendwann wird es dann, meine Damen und Herren, ziemlich egal sein, ob man in einer Gemeindewohnung in Wien, die sich im Eigentum der Stadt Wien, beim größten Hausherren Europas, befindet, oder aber zum Beispiel, um den Sprung zu machen, in Genossenschaftswohnungen, wenn ich das so nennen darf, in Leipzig oder Dresden lebt, die in der Zwischenzeit in den Besitz amerikanischer Fonds, von sozialdemokratischer Seite auch gerne als „Heuschrecken" bezeichnet, übergegangen sind. Ist da letztendlich vom Mietzins her gesehen noch ein Unterschied zwischen dem, was in Leipzig oder Dresden passiert, wo es irgendwelche Garantien gegen Mietzinserhöhungen gibt, und nicht wie hier in Wien für jeden, der neu einzieht, eine deutliche Erhöhung der Zinse die Folge sein wird? 

Mit diesem Abrücken, mit dem Aufgeben der mietzinslichen Sonderstellung der Gemeindewohnungen verabschieden Sie sich, Herr Stadtrat, vom Gedanken des sozialen Wohnbaus, der die Sozialdemokratie seit Ende des Ersten Weltkriegs, seit 1921/22, bestimmend geprägt hat. Der Hinweis auf eine Wohnbeihilfe geht insofern ins Leere, als Wohnbeihilfe, unter welchem Titel auch immer, allen zukommt, also auch Bewohnern im privaten Hausbesitz.

Die städtischen Gebührenerhöhungen, die, wie wir schon angesprochen haben, der Hauptfaktor für massive Betriebskostenerhöhungen sind, habe ich bereits kurz genannt, aber ich glaube, man kann sie nicht oft genug benennen: 2006 und 2007 sind die Gaspreise um 17 Prozent, die Strompreise um 5 Prozent, die Kommunalsteuer um 8 Prozent, die Kanalsteuer um 28 Prozent, die Müllsteuer um 20 Prozent und der Kulturförderungsbetrag um 34 Prozent gestiegen. Ab 1.1.2007 werden der Gaspreis um weitere 5,3 Prozent und der Strompreis um weitere 6,3 Prozent steigen. Derjenige, der ab dem Jahr 2007 eine neue Gemeindewohnung bezieht, wird zusätzlich einen erhöhten Hauptmietzins zu erbringen haben.

Vor allem gibt es aber bei dieser Mietpreiserhöhung und bei diesen Belastungsschienen keine soziale Staffelung. Die Kosten treffen sowohl die sozial Schwachen als auch die Bessergestellten. AlleinerzieherInnen, Familien mit Kindern und die Senioren trifft es sicher am meisten. Das heißt, eine soziale Dimension ist nicht ohne Weiteres erkennbar.

Eine andere Frage, Herr Stadtrat: Wie lange werden Sie oder Ihr Nachfolger auf die Einhebung von Zuschlägen verzichten? Wenn man Ihre Versprechungen vom Festhalten am Kategoriezins für bare Münze nimmt, müssen sich die Gemeindebaubewohner schon jetzt zu fürchten beginnen. Laut Arbeiterkammer müssen die Bürger Wiens bis zu einem Drittel Ihrer Einkünfte für Wohnungskosten aufwenden. Für uns gilt das Höchstwertsystem, das jetzt von Wien im eigenen städtischen Bereich eingeführt wurde. Das Ausweichen von einkommensschwachen Bewohnern dieser Stadt in die Gemeindewohnung, zumindest der Versuch, wenn sie eine bekommen, wird in Bälde der Vergangenheit angehören.

Im Wirtschaftsplan 2007 werden schon freudig Umsatzerlöse in Mehreinnahmen von 27 Millionen EUR eingeplant, die sich nicht zuletzt, aber vor allem, aus dem nunmehr zur Realität werdenden Richtwertzins für die Gemeindebauten ergeben werden. Dafür sind, wie wir schon gesagt haben, das haben wir auch schon angeführt, die Investitionen in Wiener Wohnen und in der Wohnbauförderung, jeweils 15 Millionen EUR, sicher mit entsprechenden Nachteilen für das Gewerbe in Wien, für die Arbeitsplätze, für die man eigentlich nicht genug tun könnte, verknüpft.

Auf die drohende Gefahr für die soziale Sicherheit und für den sozialen Ausgleich in Wien durch die Gleichbehandlungsrichtlinie und deren Wiener Verwirklichung wurde heute schon hingewiesen, auch von mir. Die Wiener SPÖ hat bei der Novelle alle Bedenken über Bord geworfen und auch die Ratschläge ihres eigenen Parteifreundes Swoboda nicht zur Kenntnis genommen. Die Forderung nach Quoten oder die Möglichkeit, über Quoten zu verhandeln, ist ungehört verhallt. Swoboda hat die Gefahr der Ghettoisierung vorangestellt. 

StR Faymann hat das in einem „Presse"-Interview, das ich da habe, auch so gesehen, und zwar am 29.6.2006: „Das Konfliktpotenzial steigt. Wohnbaustadtrat Werner Faymann sieht in bestimmten Gemeindebauten die Gefahr der Ghettoisierung und zudem verschärft sich außerhalb des Gemeindebaus in bestimmten Wiener Stadtteilen die Tendenz zur Ghettobildung. Das bestätigen auch Wissenschaftler, Regionalforscher wie Heinz Fassmann. Im Gemeindebau treffen Österreicher und Neo-Österreicher aufeinander und die Stadt Wien muss immer öfter Konflikte zwischen beiden Gruppen schlichten. Gemeindebetreuer berichten, dass immer häufiger Kleinigkeiten des Lebens die Wogen hochgehen lassen und Gemeindebaubewohner kritisieren laute, schreiende, respektlose Kinder von Neo-Österreichern, die im Gemeindebau trotz Staatsbürgerschaft weiterhin als Ausländer gesehen werden." - Über diese Tendenz zur Ghettobildung sollten wir uns vielleicht auch noch unterhalten. Hier gibt es sicher Tendenzen dazu. Das steigende Konfliktpotenzial habe ich gerade angesprochen. 

Es gibt auch einen weiteren Bericht aus der „Presse" im Juni, die feststellt, dass deutlich mehr als die Hälfte der Wiener Bevölkerung, nämlich 59 Prozent, das Zusammenleben von Menschen mit Migrationshintergrund und von so genannten waschechten Wienern als negativ empfindet. Lästern tun vor allem die Österreicher zu 64 Prozent, während nur 39 Prozent der Migranten im Gemeindebau das auch so sehen. Stein des Anstoßes sind alltägliche Konflikte, wird festgestellt, Nutzung von Höfen, Spielplätzen und Parkbänken, Musik, Lärm, der Kindern und Jugendlichen zugerechnet wird, das Miteinander von Jung und Alt und Gerüche, die sich aus der Zubereitung des Essens ergeben. Diese Schwierigkeiten sind dem Herrn StR Faymann wohl bewusst, ich glaube zumindest so. 

Anders hielt es die StRin Wehsely, die am Freitag, dem 30. festgestellt hat, dass das SP-Programm von Zuwanderern erwartet, dass sie Deutsch können. „Wären Sie für verpflichtende Sprachkurse?" - Sie sagt, dass das nicht notwendig ist. Dann auf die Frage, in Gemeindebauten ist laut einer Studie das Zusammenleben mit den Migranten gespannt, sagt sie: „Ich kenne diese Studie nicht, habe darüber nur in der Presse gelesen. Generell glaube ich, dass die Konflikte im Gemeindebau großteils normale Nachbarschaftskonflikte sind, die ethnisiert werden. Wurde früher zwischen Franz und Karl gestritten, haben jetzt Karl und Mustafa einen Konflikt."

Ich würde der Frau Stadträtin vorschlagen, bei Gemeindebaubesuchen vor Ort dieses Klima, das dort herrscht, einmal ein bisschen zu erkunden. Ihr werden das steigende Konfliktpotenzial und die Auseinandersetzung zwischen Ex-Ausländern und Inländern und eingeborenen Wienern sozusagen nicht verborgen bleiben. Dann sollte sie überlegen, was man gegen diese Tendenzen tun kann und wie man das friedliche Zusammenleben sichern kann.

Wir lehnen selbstverständlich nicht nur das Budget, sondern auch den Wirtschaftsplan Wiener Wohnen ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es trifft sich gut, dass soeben zum Gemeindebau gesprochen wurde. Ich wollte eh gerade damit beginnen. Ich finde es interessant, dass das Wort Ghetto immer dann auftaucht, wenn von Menschen mit Migrationshintergrund gesprochen wird, weil eigentlich hat Ghetto in manchen Ländern im Sprachgebrauch auch eine andere Bedeutung, nämlich sehr monocolor zu sein. Im englischen Sprachgebrauch heißt das bei den Rassisten und Rassistinnen „whites only". Wieso etwas kein Ghetto sein soll, wenn ich vorher ganz viele Gruppen und ganz viele Menschen ausschließe und manche Leistungen, in dem Fall Wohnungen, nur Einzelnen oder nur einer bestimmten Gruppe zugänglich mache, verstehe ich nicht. Das ist eigentlich ein Ghettoisierung, wenn man sagt, alles andere muss draußen sein, das muss möglichst monocolor sein. Am liebsten würden Sie wahrscheinlich hineinschreiben, keiner darf lange Haare haben und niemand darf nach Mitternacht heimkommen, also sperren wir die Anlage vorher zu und so weiter und so fort. Es wären wahrscheinlich am Ende wenig Leute übrig. Aber diese Art von Ghetto, die Sie schaffen oder behalten möchten, lehnen die GRÜNEN ab! (StR Johann Herzog: Was wollen wir haben? Das ist eine kühne Behauptung! Wie kommen Sie denn auf die Idee?)

Zu Wiener Wohnen: kleine Probleme. Der zuständige Stadtrat neigt dazu, dann zu sagen, es handelt sich um Einzelfälle, weil ich in 15 Minuten natürlich nicht Hunderte aufzählen kann. Trotzdem sei es mir vergönnt, ein paar Einzelbeispiele aufzuzählen. Bei Wiener Wohnen taucht immer wieder einmal ein Problem auf. Das ist logisch, ist ein großer Betrieb, 212 000 Wohnungen, 220 000 Objekte.

Einer, der mir jetzt schon länger nicht im Magen, aber in der Mailbox liegt, ist ein Praktikant, der nach Steyr übersiedelt ist und der irgendwann hier einen Abbuchungsauftrag gehabt hat. Wiener Wohnen hat Geld abgebucht, er ist nach Steyr übersiedelt und hat gesagt, er würde lieber keine Miete mehr zahlen. Dann hat man bei Wiener Wohnen gesagt, kein Problem, man wird das im nächsten Monat überweisen. Stattdessen wurde wieder abgebucht und dann wurde noch einmal abgebucht. Es wäre günstig, wenn man das irgendwann auflösen könnte, weil er hat gemeint, er muss das Bankkonto wechseln, damit man ihm von dem Bankkonto nichts mehr abbuchen kann. Ich glaube, dass man das auf dem kurzen Weg lösen kann. 

Ein anderes Problem scheint mit einem größeren zusammenzuhängen. Es fängt auch klein an. Eine Mitarbeiterin bei uns im Haus übersiedelt mit ihrem Freund in eine gemeinsame Wohnung. Er lässt seine Gemeindewohnung auf und hat über den Wohnungsanzeiger jemanden gefunden, der dort einziehen möchte. Dieser einfache Vorgang konnte seit Monaten nicht abgewickelt werden. Die Auskunft ist immer dieselbe: „Wir arbeiten daran, aber momentan geht es nicht.", obwohl die Partner für diesen Akt schon zur Verfügung stehen. Es scheint damit zusammenzuhängen, dass es eine neue EDV gibt, die auch zu anderen Problemen geführt hat. SAP, großer Dienstleister, großer Programmiermeister aus Deutschland, zeichnet für die EDV verantwortlich, die unter anderem für die Vergabe von Wohnungen genützt wird und das scheint seit mehreren Wochen nicht zu klappen. Das sind auch die Auskünfte, die wir in den Wohnungskommissionen und anderswo von Seiten SPÖ-naher Personen beziehungsweise SPÖ-Mitgliedern bekommen haben. Seit etwa sechs Wochen können Gemeindewohnungen nicht mehr in dem Ausmaß vergeben werden, wie es eigentlich geplant ist oder vorher möglich war, weil schlicht die EDV nicht funktioniert. Es mögen in großen Firmen manche Fehler vorkommen können, aber die Hauptaufgabe von Wiener Wohnen sehe ich schon darin, Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Wenn das über Wochen hinweg schleppend, verzögernd oder gar nicht klappt, dann versagt in dem Moment das Wichtigste, was Wiener Wohnen zu leisten hat. Mich würde interessieren, wann diese EDV so weit ist, dass alles wieder reibungslos funktioniert. 

Wie werden Gemeindewohnungen vergeben? Das passt als Stichwort auch dazu. Eigentlich haben wir alle geglaubt, es ist nicht mehr so, wie ich das kennen gelernt habe. Ich bin Anfang der 80er Jahre, 1983 genau, als Student nach Wien gekommen und eine Wiener Kollegin hat mir erklärt, wie sie zu ihrer Gemeindewohnung gekommen ist. Da reden wir jetzt eben von Mitte der 80er Jahre. Sie hat gesagt: „Ich bin auf Anraten meiner Mutter Mitglied der SPÖ geworden. Daraufhin habe ich eine Gemeindewohnung bekommen." Sie wohnt übrigens immer noch in der Gemeindewohnung, die SPÖ-Mitgliedschaft hat sie zurückgelegt. Ich weiß nicht, ob diese Datenmenge ausreicht, um sie zurückzuverfolgen. Ich hoffe nicht. Sie hat mit mir auf der WU studiert. Das wäre jetzt noch ein Hinweis, aber ich glaube, es reicht immer noch nicht aus. Aber so ist das damals offensichtlich gegangen, die Wohnungen sind so vergeben worden, wie es der Qualtinger im „Herrn Karl" auch sagt, nämlich, wenn man jemanden kennt, tut man intervenieren, holt man sich ein Parteibuch. Das ist alles längst geschehen. Was redet er da von alten Geschichten? Heute ist das ganz anders. Da gibt es klare Anforderungen, da muss man die Bedingungen erfüllen, es wird geprüft und so weiter. Deswegen ist dieser eine Fall, und das mag ein Einzelfall sein, weil natürlich nicht alle über meinen Schreibtisch laufen, interessant. Jemand wohnt - ich sage den Namen nicht, weil der hier nichts zur Sache tut - in der Simmeringer Hauptstraße in einer kleinen Gemeindewohnung mit einem Zimmer. Das gefällt ihm nicht so gut. Er übersiedelt zwischenzeitlich zu einem Kollegen, mit dem er gemeinsam eine Firma führt, in die Buchengasse in den 18. Bezirk. Eine tolle Lage, gehört eher zu den schöneren Gemeindebauanlagen, vor allem von der Lage her. Der Mitbewohner, auf den der Mitvertrag läuft, zieht aus, weil er sich verheiratet und nach Graz übersiedelt. Der andere kündigt die Wohnung in der Simmeringer Hauptstraße, weil er gern die Wohnung übernehmen möchte, fast 70 m², drei Zimmer im 18. Bezirk. Eine Familie, die gern solch eine Wohnung hätte und dazusagt, sie hätte sie gerne im 18. Bezirk, wartet in etwa vier Jahre auf so eine Wohnung. Dieser Herr hat nicht so lange warten müssen, weil er zur Wohnungskommission gegangen ist. Dort wird ganz offen gesagt, es ist von zwei Seiten interveniert worden. Gemeint sind die zwei größeren Parteien des Landes, in der Stadt sind wir eher nahezu ebenbürtig. 

SPÖ und ÖVP haben interveniert für diesen Herrn, der selber angegeben hat, er verdient eben nur 1 300 EUR, und damit wäre er ja noch in die Bestimmungen hinein gefallen. Ich glaube, dass jemand, der bei einer großen - wenn ich jetzt sagen würde, wo er arbeitet, würde es jeder wissen; Fundraising macht er dort, Marketingleitung macht er dort, und das findet man. Wenn man einmal den Namen „gegoogelt" hätte, dann hätte man das gehabt. Ich nehme auch an, dass das betroffene Gremium gewusst hat, wer die Wohnung zugesprochen bekommt. 

Noch einmal: In Wien warten mehrere Tausend Familien, weil sie in kleinen Wohnungen sind und neuerlich Zuwachs erwarten, auf größere Wohnungen - mehrere Tausend! Den haben Sie einfach vorbeigeschoben an allen Mechanismen. Für gewöhnlich fliegt das natürlich nicht auf, weil auch die GRÜNEN nicht jeden Akt einzeln durchschauen und überprüfen können. Da ist es eben sofort aufgefallen. 

Ganz offenherzig wurde gesagt, wie das funktioniert. Nämlich so wie früher, so wie ich es gelernt habe, als ich in den 80er Jahren hierher gekommen bin: Wenn du die richtigen Leute kennst, funktioniert das schon. Buchengasse, schöner Blick über Wien, 3-Zimmer-Wohnung, einer allein, Einkommen sicher weit über die 1 300, die er angegeben hat - es war kein Problem. Ich befürchte, dass das kein Einzelfall ist, und muss dann annehmen, dass es vielleicht weiterhin öfter vorkommt, was ich traurig genug finde. Zumindest diesem Einzelfall könnte man ja noch einmal nachgehen, denn noch hat er die Wohnung nicht bezogen; beziehungsweise auch wenn er sie bezogen hat, kann man es ja, falls es mit einer Begründung geschehen ist, die nicht rechtens ist, auch nachträglich noch ändern.

Zum Callcenter sage ich heuer nichts, das lassen wir aus. Die dort geschaffenen McJobs existieren weiter. 

Zu den mangelhaften Kontrollmöglichkeiten des Gemeinderates betreffend die ausgegliederten Gesellschaften nehme ich das Beispiel Callcenter her. Ich erinnere nur daran, dass wir da einen Antrag gestellt haben. Wie viele Leute dort arbeiten, dürfen wir nicht wissen. Ob das eine 100-Prozent-Tochter der Gemeinde Wien ist oder nicht, ist dabei unerheblich.

Ich habe vor einem Jahr bereits darauf hingewiesen, dass ich glaube, dass es der Mühe wert wäre, wenn sich StR Faymann der Baupolizei genauer annehmen würde. Wir haben zwischendurch auch das Beispiel von einem Herrn Lichtenecker in der Millergasse aufgebracht. Da hat es den Abbruchbescheid gegeben, und mittlerweile ist dieses Haus abgebrochen; das war damals Gegenstand einer Diskussion. Herr Lichtenecker wird vermutlich den UVS bemühen, und wir werden sehen, wie dieses Verfahren ausgeht.

Anhand dessen, was ich auch in der „Presse" lese - da heißt es: Korruption kommt nicht mehr vor, und das Handaufhalten ist nicht mehr üblich, deswegen hat man es auch zusammengelegt -, möchte ich angesichts der vielen Tausend Bewilligungen - ich glaube, 18 000 Bewilligungen für Schanigärten und vieles andere laufen über die Schreibtische der Baupolizei - noch einmal eindrücklich darauf hinweisen, dass ich glaube, dass es das wert wäre, nicht nur bei Abbruchbescheiden wie in der Millergasse den Leuten dort genau auf die Finger zu schauen.

Im 16. Bezirk - jetzt sind wir nicht mehr beim Gemeindebau - ist in der Friedmanngasse vor einem Monat ein Haus evakuiert worden, weil es fast zusammengebrochen ist. Dort hat man die Leute früh am Morgen, um halb sieben, noch rechtzeitig aus dem Haus hinausgebracht. Ein Althaus, das knapp vor dem Einsturz ist: Was könnte die Gemeinde Wien tun? Ist das ein Einzelfall? - Natürlich nicht!

20.12. letztes Jahr, Lerchenfelder Straße 52: Einsturz einer Feuermauer, Leute müssen evakuiert werden.

1. Jänner heuer: Ein Boden in einem Haus in der äußeren Mariahilfer Straße bricht ein, drei Personen stürzen ab und verletzen sich - nicht sehr gefährlich immerhin.

In der Hasnerstraße, bei mir ums Eck, am 9. Februar: Stahlträger des Kellergewölbes bricht durch, die Wohnung darüber war in dem Moment zum Glück nicht belegt.

Am 17. Februar: Gangdecke einer Volksschule in der Vorgartenstraße, Betonboden porös.

Am 13. 8. im 23.: 50 MieterInnen in einem Gemeindebau müssen übersiedelt werden. Und, und, und.

Worauf will ich hinaus? - Auf das, worauf auch der Leiter des TÜV hinaus will, nämlich: Was kann man mit diesen Altbauhäusern machen, die so einsturzgefährdet sind? Was kann man machen, neben dem Kommentar, der aus dem Stadtratbüro gekommen ist, als die Geschichte medial recherchiert wurde, nämlich: 160 000 Bauten in der Stadt, da können wir nichts machen, da ist der Eigentümer zuständig - Punkt, fertig!

Da würde ich trotzdem sagen: Moment, die Politik sagt jetzt als Antwort, wir haben hier eine absolute Mehrheit, aber das geht uns nichts an? Wir schauen einfach zu, wie es verfällt, und hin und wieder könnte ja auch einmal jemand gröber verletzt werden? 

Hier könnten Spielregeln, die es bereits gibt, genützt werden! Da geht es gar nicht darum, ob man etwas Neues erfindet: ein Pickerl für einen Altbau, eine regelmäßige Überprüfung - darum geht es gar nicht. Diese Häuser wären jetzt schon sanierungsbedürftig in einem Ausmaß, dass man den § 6 MRG bemühen könnte und dann ein solches Haus kurzfristig, ich sage nicht, enteignet, sondern dem Eigentümer kurzfristig so weit entwendet, dass es saniert wird, und das Haus, wenn das ganze Geld wieder verdient wurde ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wer soll das machen?) 

Das könnt ihr jetzt schon machen, mit der Stadt! Ihr müsst nur im Mietrechtsgesetz den § 6 durchlesen und einmal nicht nur durchjudizieren lassen ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das kann die Stadt Wien machen, meinen Sie?) Sehr richtig, ja! Das ist zumindest die Rechtsmeinung von meinen Experten und von einigen, die ich innerhalb der SPÖ gefragt habe. Aber das können wir gerne am Rande noch zu Ende diskutieren: Was ist mit dem § 6 MRG möglich und würde möglicherweise einige Menschen vor einer Verletzung schützen? Aufzüge und Brücken werden laufend kontrolliert, alte Häuser in der Stadt nicht; private Aufzüge, private Brücken werden trotzdem kontrolliert, und ein privates Haus könnte auch kontrolliert werden.

Wir stehen vor dem größten Konkurs 2006: Die SEG wird mit hoher Wahrscheinlichkeit Konkurs anmelden müssen; warum genau, wird sich erst noch weisen. Das liest sich alles ein bisschen wie eine Verkettung vieler unglücklicher Umstände, vieler schlechter Geschäfte, die abgeschlossen worden sind. Die ehemals hoch gelobte Frau Wustinger-Renezeder hat offensichtlich nicht immer nur das Richtige gemacht, sondern hin und wieder auch eine Fehlentscheidung getroffen. Wenn es jetzt um eine kommunale Stelle ginge, würde die ÖVP sagen: Das beweist, dass der Staat und die Kommune nicht wirtschaften können. Wenn man zynisch wäre, würde man es umkehren und sagen: Das beweist, dass die Privaten nicht wirtschaften können. Aber da ist das eine so lächerlich wie das andere, also lassen wir das.

Ich frage mich angesichts dieses Konkurses, ob es so wie bei den Eröffnungen des Gasometers oder der Jean-Nouvel-Siedlungen, die die SEG gebaut hat, wo Herr Faymann immer für ein Foto dort gestanden ist, jetzt auch beim Konkursantrag ein gemeinsames Foto von Frau Renezeder und Herrn Faymann geben wird. Der Konkurs ist sicher nicht in erster Linie auf die Gemeinde Wien umzuwälzen, das wäre eine große Übertreibung. (Amtsf StR Werner Faymann: Danke!) Aber manche der schönen Bauten, die dort aufgestellt wurden, haben sich nicht gerechnet. Das war auch vorher klar ... (Amtsf StR Werner Faymann: Sagen Sie, die Architekten sind schuld? Das würde ich gern hören!) Es war vorher klar, dass sich das nicht rechnet. (Amtsf StR Werner Faymann: Sagen Sie, die sind schuld?) 

Das ist ja die Frage: Wollen wir einen schönen Architekten haben, und wissen wir vorher, dass sich das nicht rechnet? Machen wir uns ein schönes Bild in der Zeitung, und wenn das dann in Konkurs geht, geht es in Konkurs und die Leute, die ihr Geld verlieren - denn darum geht es heute auch: In dem Verfahren werden viele Leute ihr Geld verlieren. Das steht auch schon in der „Presse" zu lesen: Einzelne Leute werden um viele, viele Tausend Euro umfallen. 

Bei diesen vielen tollen Bauten waren Sie immer dabei. Man muss sich als Stadt Wien trotzdem überlegen: Will man, dass berühmte europäische Architekten, dass großen Namen in Wien Häuser bauen (Amtsf StR Werner Faymann: ... auch die Architekten schuld?), von denen wir vorher wissen, dass sie sich am Ende so weit nicht rechnen, dass jetzt die Gläubiger bei der SEG allein in etwa um 25 Millionen EUR, wenn ich den Berichten in der Zeitung „Presse" und im „Format" folgen darf, „geschossen" werden? Da sind sehr, sehr viele kleine Gläubiger dabei! Dass wie üblich ein paar Banken drinhängen, das lässt sich ja nicht verhindern.

Ich glaube, dass in all diesen Punkten, die ich aufgezählt habe, von der Stadt mehr Augenmerk notwendig ist, und ich glaube, dass auch im letzten Punkt - das regt Sie offensichtlich mehr auf als die neuen Althäuser - mehr Vorsorge nötig wäre. Beim Gasometer hat es hinter vorgehaltener Hand immer geheißen: Die, die dort gebaut haben, haben sich nicht unbedingt von sich aus aufgedrängt, sondern wurden freundlich gebeten, dort zu bauen. Nicht einmal die GPA ist glücklich geworden mit dem Gasometer! Sie ist heute nicht glücklich, und es hätte dort keinen gestört, wenn sie nicht hätten bauen müssen. (Amtsf StR Werner Faymann: Ist auch falsch!) Das wissen Sie so gut wie ich. Das gilt auch für die SEG, die von Vornherein gewusst hat, dass das kein Geschäft ist. Sie hat eben gehofft, dass es Folgegeschäfte geben wird, und die sind offensichtlich in dem Ausmaß leider nicht erfolgt.

Ganz zum Schluss - letzter Satz - würde mich einfach noch interessieren, was mit den Gebietsbetreuungen in den Bezirken 6, 7, 8 und 9, die der SEG neuerlich zugeschlagen wurden, geschehen wird und ob es dafür schon einen Notfallplan B gibt oder nicht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenredner ist Herr GR Walter. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich möchte nicht auf Kollegen Herzog und auch nicht auf Kollegen Ellensohn eingehen, weil ich denke, dass erstens die SEG im Moment in einem schwebenden Verfahren ist - wir sollten einmal schauen, was letztendlich wirklich übrig bleiben wird -, wenngleich ich heute beginnen möchte mit einem Zitat von Johann Wolfgang Goethe, der gesagt hat: „Drei Dinge sind an einem Gebäude zu beachten: Dass es am rechten Fleck steht, dass es wohlgegründet sei und dass es vollkommen ausgeführt sei." 

Manchmal denke ich mir, das wäre ein ganz guter Grundsatz für unsere Wohnbaupolitik und für das Budget in dieser Stadt, wiewohl wir wissen, dass - das wurde heute des Öfteren schon gesagt - das Budget stagniert, oder es ist sogar ein Rückschritt. Wenn ich es mir im Bereich Wohnen anschaue, dann sind es im Voranschlag auf jeden Fall 15 Millionen weniger, und es ist in etwa das Budget von 2004.

Dem gegenüber stehen steigende Wohnkosten, die Energiepreise für Strom und Gas, Müllabfuhr, Wasser und so weiter, das alles wurde heute schon hier angesprochen. Dem gegenüber steht die steigende Wohnbeihilfe, und das rührt nicht daher, dass das Wohnen viel teurer geworden ist, sondern Wohnbeihilfe erhält man nur dann, wenn das Einkommen möglichst niedrig ist; ihr kennt alle die Einkommensgrenzen dafür. Letztendlich bedeutet das, dass Wien die rote Laterne am Konjunkturzug jedenfalls nicht losgeworden ist, denn sonst würde nicht die Wohnbeihilfe Jahr für Jahr bedeutend ansteigen. 

Hinzu kommen steigende Kosten für Infrastruktur und Verkehr. Warum? - Wir machen es uns leicht und bauen nach wie vor Neubau im großen Stil auf der grünen Wiese. Es fehlt Strukturpolitik, Planungspolitik, und letztendlich gibt es viel zu wenige Maßnahmen für die innerstädtische Entwicklung. Erinnern darf ich da nur an eine Studie der MA 21, die von ungefähr 25 000 bis 30 000 Dachböden spricht, die in der Stadt ausgebaut werden könnten, wo wir die Infrastruktur haben, wo alles da ist. Erinnern möchte ich an die großen Flächen in Aspern, die bis heute nicht verwirklicht sind, zum Teil an den Nordbahnhof. Letztendlich sind all diese Flächen unendliche Sagen Wiens. 

Ich weiß schon, es ist wesentlich leichter, auf der grünen Wiese zu bauen, und es ist auch wesentlich angenehmer, weil man es sich dort richten kann, wie man es braucht. Die Kosten für den Verkehr, für die Straßen, Schulen, Ärzte und so weiter werden nicht mit eingerechnet. Ja, auch wir bekennen uns zum Wohnen im Grünen; unter StR Görg wurde ja auch die neue Siedlerbewegung gegründet, und wir stehen dazu. Aber wir stehen nur dort dazu, wo bereits die Infrastruktur vorhanden ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Unsere Forderungen an diesen Budgetansatz sind ganz klar. Wir haben heute immer noch den Umstand, dass die Mietförderung nach wie vor stärker als die Eigentumsförderung ist. Ich darf hier an ein Beispiel erinnern, das ganz aktuell entschieden worden ist. Es wurde der Bauträgerwettbewerb Karree St Marx durchgeführt, und wir haben dort nur Mietwohnungen oder Mietkaufwohnungen. Die hier anwesenden Damen und Herren wissen, dass gerade bei der Mietkaufwohnung und bei der Mietförderung die Einkommensgrenzen wesentlich niedriger sind. Junge Familien sind an mich herangetreten, sie haben nämlich keine Chance, dort Eigentum zu erwerben, weil sie nicht in die Eigentumsgrenzen fallen. Sie würden hinein fallen, wenn wir dort sofort Eigentum begründen würden. Das heißt, wir haben dort eine Diskrepanz, und es fehlt immer noch an einer echten Wahlfreiheit zwischen Miete und Eigentum. 

Wir wollen auch ein soziales Miteinander, und wir wollen das soziale Miteinander wesentlich stärker wiederherstellen. Wir haben gerade im barrierefreien Bereich und heute auch zunehmend im ganzen Pflegebereich den Umstand, dass wir dort bei den Wohnungen, vor allem in den Sanierungen, 25 Prozent an Eigenmitteln verlangen. Wenn jemand diese Eigenmittel nicht aufbringen kann, dann hat er keine Chance, dass seine Wohnung gefördert umgebaut wird.

GRin Karin Praniess-Kastner und ich stellen daher den Antrag, dass der zuständige Stadtrat im Sinne einer Erleichterung und Entbürokratisierung der Sanierung von Wohnungen von Menschen mit Behinderung eine Erhöhung der Annuitätenzuschüsse pro Jahr erwirken und den Anteil einer Mindestinvestition als Eigenmittel streichen möge. Jede Investition aus Ersparnissen soll die Chance besitzen, gefördert zu werden, egal, welchen Anteil sie an der Gesamtsanierungssumme ausmacht. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie wissen aber auch, dass die Wohnungspreise nicht nur aufgrund der Energiekosten gestiegen sind, sondern wir haben auch zunehmend ein Problem mit den Grundstücken in dieser Stadt. Wir haben zwar genügend Grundstücke, aber wir sind zunehmend mit dem Problem konfrontiert, dass die Grundstücke ganz einfach zu teuer sind und dass vor allem im geförderten Wohnbau oftmals die Grundstückskosten die Grenzen der Förderbarkeit überschreiten. 

In dieser Hinsicht möchte ich den Antrag stellen, dass der zuständige Stadtrat und die Stadt Wien pro Jahr geeignete Grundstücke befristet im Baurechtssinn für den Sozialen Wohnbau zur Verfügung stellen mögen. Nur auf diesem Weg kann für den Sozialen Wohnbau in Wien eine gesicherte Zukunft gewährleistet werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Eine weitere Forderung habe ich auch das letzte Mal schon vorgebracht, und es ist mir noch immer nicht gelungen, dass da etwas weitergeht. Es geht dabei um die ganze Frage der Ausstattungspakete. Wir haben im geförderten Wohnbau einen Standard, und der gilt für alle, selbst wenn, wie wir wissen, oftmals Menschen den Wunsch haben, einen anderen Standard in ihren Wohnungen zu erreichen. Was dann passiert, das kennen viele von Ihnen: Es werden pro Steckdose, pro WC-Anlage und so weiter enorm hohe Preise verlangt. Letztendlich bezahlt er wesentlich mehr, als er am freien Markt dafür erzielen kann. 

Ich ersuche daher noch einmal eindringlich, dass wir uns Gedanken darüber machen, ob es nicht möglich ist, einen sozialen Level, einen mittleren Level und einen höherwertigen Level anzubieten, wenn die Leute auch bereit sind, dafür zu bezahlen.

Weiters verlangen wir klare Strukturen und Vereinfachungen im Förderdschungel. Wie viele von Ihnen wissen, was eine Superförderung ist? Ich traue mich zu wetten, dass 80 Prozent unserer anwesenden Gemeinderätinnen und Gemeinderäte nicht wissen, was eine Superförderung ist, und auch nicht wissen, wie eine Wohnbeihilfe berechnet wird. Ich denke, wir haben hier die Notwendigkeit, auch das nachzubessern.

Ich verlange auch echte Betreuung bei Wiener Wohnen. Denn selbst das vorgelagerte Callcenter - Kollege Ellensohn hat es kurz angesprochen - führt zu McJobs, wobei das die eine Seite ist. Die andere Seite ist, dass wir letztendlich nicht zu einer echten Betreuung der Menschen kommen.

Als letzten Punkt möchte ich noch den ökologischen Aspekt herausgreifen. Die THEWOSAN-Förderung, die eingeführt worden ist, ist zu begrüßen und auch weiterhin auszubauen. Das ist ein erster guter Schritt. Wir haben auch viele einzelne Beispiele, sei es die Solarförderung mit der Solar-City oder auch in der Bartensteingasse am Amtsgebäude, das ist alles gut und recht. Aber was uns letztendlich fehlt, ist ein nachhaltiger Effekt auch bei anderen Groß-Wohnbauten und bei den Amtsgebäuden. 

Den spanischen Weg würde ich hier ablehnen, wonach die Spanier dazu verpflichtet sind, bei jedem Neubau und jeder Sanierung Solarzellen einzubauen; das ist eine andere Situation. Aber es ist jedenfalls darüber nachzudenken, ob nicht auch bei uns in den Häusern ein gewisser Prozentsatz notwendig und machbar ist, und zwar auch verpflichtend. Wir brauchen nicht nur Kollektorflächen auf dem Dach, sondern auch Kollektorflächen in Fassaden und so weiter sind möglich. 

Beim Energieausweis haben wir die Fristerstreckung bis 2009 gemacht, obwohl er 2006 notwendig gewesen wäre. Da ist, denke ich, noch einiges zu tun, und letztendlich ist dort nichts weitergegangen. Es ist auch deshalb nicht verwunderlich, dass die Stadt Wien das Klimaschutzprogramm in diesem Jahr nicht erfüllt hat. 

Der Bleirohre-Austausch ist nach wie vor nicht abgeschlossen; dies nur als kleiner Hinweis.

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einen weiteren Antrag einbringen, und zwar den, dass wir hinkünftig in der Sanierung und im Neubau halogenfreie und rauchgasfreie Elektrorohre einbauen mögen. Wir haben hier in Wien im 10. Bezirk eine große Firma, die Weltmarktführer in diesem Bereich ist, und ich denke, es ist dies auch eine gute Möglichkeit, in der Wirtschaftsförderung einen anderen Weg zu beschreiten. Der Antrag lautet: 

„Der zuständige Stadtrat soll die Voraussetzung halogenfreier Baumaterialien bei Ausschreibungen der Stadt Wien festschreiben, um die nachhaltige Verwendung der gesundheits- und umweltgefährdenden halogenierten Kohlenwasserstoffe zu unterbinden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

In dem Zusammenhang habe ich vorhin erwähnt, dass wir viele Einzelmaßnahmen machen und letztendlich kein Gesamtpaket schnüren. Ein Gesamtpaket könnte in dieser Form so ausschauen, dass unsere Klein- und Mittelbetriebe so gefördert werden, dass wir zur Schaffung eines echten Öko-Clusters in Wien kommen, dass wir damit Arbeitsplätze in der Wissenschaft und in der Forschung schaffen und garantieren. 

Ich glaube, es ist zu wenig, ein Bekenntnis zur Umweltmusterstadt Wien abzugeben; die Umweltmusterstadt Wien muss auch gelebt werden. Wir lehnen deshalb diesen Budgetansatz ab, und wir werden ihm erst dann zustimmen, wenn Wien zur ökosozialen Musterstadt Europas geworden ist, und zwar nicht nur auf dem Papier, sondern in der Realität. 

Ich darf zum Abschluss noch einmal Johann Wolfgang Goethe bedienen. Er hat gesagt: „Vom Ziel haben viele Menschen einen Begriff. Nur möchten sie es gerne schlendernd erreichen." Erreichen wir es nicht schlendernd, sondern setzen wir es in die Tat um! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie der gesamte Voranschlag 2007, so ist auch der Voranschlag für das Ressort Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung äußerst seriös und gewissenhaft ausgearbeitet: Sparsam, wo dies angebracht ist, ambitioniert, wo dies erforderlich scheint, und so können auch die anspruchsvollen wohnpolitischen Ziele erreicht werden, die sich die Stadt Wien weiterhin setzt. 

Es ist auch interessant, dass von der Opposition - von DDr Schock schon in der Generaldebatte, und jetzt auch von Kollegen Herzog - die Wohnbaupolitik des roten Wien, wie sie früher war, außerordentlich gelobt worden ist. Es freut mich natürlich, dass gerade das der Fall ist. Dies ist dann eingeschränkt worden: Ja, aber heute hätte sich die Stadt Wien von der sozialen Wohnbaupolitik verabschiedet - was natürlich absurd ist, das wird vollkommen fortgeschrieben.

Aber es ist bei Ihnen anscheinend immer so: In Bezug auf das, was vor 20, 30 Jahren oder in der Ersten Republik geschehen ist und worüber sozusagen die Geschichte schon ihr Urteil gefällt hat, können auch Sie nicht umhin zu sagen: Das war super, das rote Wien ist super, das wohnpolitische Programm der Sozialdemokraten ist zu Recht in der ganzen Welt anerkannt. Nur: Dies auch über die Gegenwart zu sagen, den Schritt schaffen Sie nicht. (StR Johann Herzog: Sehr peinlich, Herr Kollege, sehr peinlich!) Das wundert mich bei der Opposition auch nicht, dass sie nicht sagt: Ja, auch heute gibt es sehr viel Positives. 

Falls es die FPÖ im Jahr 2020 oder 2025 noch geben sollte - das weiß ich ja nicht -, wird sie dann sicher sagen (Zwischenrufe bei der FPÖ.): Ja, damals im Jahr 2006 war es super, aber jetzt, im Jahr 2024, wirklich nicht. - Okay, so ist eben anscheinend die Realpolitik; macht nichts! Faktum ist, dass nach wie vor natürlich die sozialen Zielsetzungen in der Wohnpolitik in Wien in einem Ausmaß gegeben sind wie in keiner anderen Stadt dieser Welt, und darauf sind wir sehr stolz! (Beifall bei der SPÖ.)
Die 220 000 Gemeindewohnungen, die wir haben, sind nach wie vor ein wichtiges Fundament, um sozusagen breitflächig alle unsere Ziele verwirklichen zu können und um auch die Mieten auf einem Niveau zu halten, wie sie sonst in keiner modernen westlichen Großstadt gegeben sind. Ich weiß nicht, was für ein Vergleich jetzt mit Leipzig und Dresden angestellt wurde; ich kenne die dortige Situation nicht, ich nehme an, sie ist schlechter als bei uns. Aber es steht außer Zweifel, dass grundsätzlich bei den Gemeindewohnungen die Mieter im Durchschnitt zirka die Hälfte an Miete zahlen im Vergleich zu dem, was am freien Markt der Fall wäre. (StR Johann Herzog: Aber nicht mehr lange! Jetzt noch!) 

Auch in Zukunft! Wir werden alles in die Wege leiten, damit das auch in Zukunft so ist. Sie werden auch in den nächsten Jahren von uns hier das Gleiche hören. Sie werden immer Kritik üben, das ist ja Ihr gutes Recht, aber wir werden auf Basis der Fakten immer das Gegenteil beweisen. 

Zum Thema Migranten möchte ich nur Folgendes sagen. Dass die FPÖ da natürlich immer Probleme im Übermaß sieht, ist normal. Faktum ist, wir haben ein Drittel der Wiener Bevölkerung mit Migrationshintergrund - das sind nicht nur Ausländer, sondern auch diejenigen, die schon eine Zeit lang hier sind, etwa in zweiter Generation - und ein Drittel der Bewohner der Gemeindebauten hat auch einen Migrationshintergrund. Das ist also ungefähr ausgeglichen. Ich sage nicht, dass es keine Probleme gibt, aber ich sage, dass die Probleme nicht so groß sind, wie sie von Ihnen herbeigewünscht werden, weil Sie dann damit Ihre Politik machen wollen (StR Johann Herzog: Nicht gewünscht!), sondern dort, wo es Probleme gibt, setzen wir Schritte, dass wir sie lösen - über die Gebietsbetreuung, über Mediatoren, darüber, dass wir uns insgesamt eben besonders für Konfliktminderung einsetzen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege Stürzenbecher, nur eine Sekunde.

Herr Kollege Mag Jung, Sie kennen das sicher aus dem Parlament: Zwischenrufe sind durchaus okay, keine Frage, sie beleben die Debatte - aber wenn, dann bitte von der Bank aus und nicht im Stehen.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): Ich habe nichts gegen eine gewisse belebte Debatte. Bei meinen Vorrednern sind ja die Leute fast schon eingeschlafen, insofern bin ich froh, wenn es ein bisschen belebter wird. Aber es sollte auch sachlich bleiben, Herr Kollege Jung. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Eben deswegen mache ich Sie darauf aufmerksam!)
In dem Sinn: Wo es Probleme gibt, dort werden sie von uns gelöst. Es ist auch insgesamt die Situation so, dass beispielsweise der Hundekot ein größeres Problem in den Gemeindebauten ist. Aber auch hier streben wir natürlich an, dass wir die Situation verbessern. (StR Johann Herzog: Ein größeres Problem als was? - GR Mag Wolfgang Jung: Müll schleppen ...!)
Jetzt ist es so, dass von Kollegen Ellensohn wieder seine berühmten Einzelfälle gekommen sind. Darauf kann ich naturgemäß nicht im Einzelnen eingehen. Eine Sache ist nur die mit dem Althaus, weil es das Haus ist, das damals auch in den Medien diskutiert worden ist, das Privathaus in Ottakring. Da ist, ohne dass es irgendjemand gewusst hätte - von der Baupolizei oder sonst -, eine Gefahr entstanden. 

Da ist es ja wirklich so, dass natürlich der Hauseigentümer grundsätzlich verpflichtet ist, für die Sicherheit im Haus zu sorgen und auch dafür zu sorgen, dass Überprüfungen stattfinden. Dass jetzt die Baupolizei quasi präventiv hergeht und alle privaten Häuser permanent überprüft, ist nicht möglich. Wenn Sie das wollen, dann stellen Sie eine unrealistische Forderung auf. 

Etwas anderes ist es natürlich, wenn Mieter - selbstverständlich auch von privaten Häusern - an die Baupolizei herantreten und sagen: Dort und dort ist uns etwas sehr verdächtig, und so weiter. Dann muss die Baupolizei schon kommen, sich das anschauen, gegebenenfalls ein Gutachten abgeben und etwas veranlassen. Aber präventiv, wie Sie das offenbar haben wollen, kann man das bei Privathäusern natürlich nicht machen. - Dies dazu. 

Grundsätzlich möchte ich auch wieder erwähnen, dass Wien im internationalen Städte-Ranking immer an zweiter, dritter oder ähnlicher Stelle ist, und im Wohnpolitischen an erster Stelle. Wir haben es immer als eine Zielvorgabe, dies zu halten oder noch besser zu werden; das ist ein sehr ambitioniertes Ziel. In dem Sinn haben wir auch bei den Einnahmen in unserem Voranschlag 237,54 Millionen EUR vorgesehen; bei den Ausgaben sind es 691,2 Millionen EUR. Diese erfreulichen Zahlen ermöglichen es uns, den erfolgreichen wohnpolitischen Weg fortzusetzen. 

Ich werde zu den ganz wichtigen Sachen Wohnbauförderung und Neubausanierung nichts sagen - das wird später Kollegin Schubert machen -, ich möchte nur mein ceterum censeo sagen: Einer der wichtigsten Punkte an unserer erfolgreichen Wohnpolitik ist es natürlich, dass wir die föderalisierte Wohnbauförderung behalten und dass wir alle Versuche, diese zu reduzieren oder abzuschaffen, wie sie von Finanzminister Grasser periodisch immer wieder gekommen sind, zurückweisen. 

Da weiß ich, dass wir viele Verbündete auch außerhalb der Sozialdemokratie haben, aber das ist immer wieder wichtig. Denn auch wenn die überwiegende Mehrzahl der Wissenschafter und Ökonomen sagt, dass diese Wohnbauförderung außerordentlich gut und wichtig ist - für den Arbeitsmarkt, für die Mieter und Mieterinnen und Bewohner, natürlich auch für die Umwelt und die umweltpolitischen Ziele -, so gibt es doch wieder vereinzelt irgendwelche, ich würde sagen, halblustigen Leute, die das manchmal in Frage stellen. Da muss man immer schon präventiv das Bewusstsein dafür stärken, dass die Wohnbauförderung außerordentlich wichtig ist. Wir werden uns immer dafür einsetzen, dass sie bleibt. 

Ein ganz wesentlicher Faktor für die erfolgreiche Wohnpolitik in Wien ist auch die Vielfalt an Angeboten für verschiedenste Bedürfnisse, für Alt und Jung, für Familien mit Kindern, im Grünen und so weiter. Da habe ich mir einige Beispiele dafür herausgeholt, wie sehr versucht wird, praktisch wirklich für jede einzelne Schicht, für jedes Bedürfnis in Wien etwas zu schaffen, dass die Menschen gerne in Wien bleiben, auch wenn natürlich bei jungen Familien oft der Wunsch da ist, ins Grüne zu kommen; die Kinder wollen ins Grüne. 

Da haben wir eben doch verschiedenste Möglichkeiten geschaffen, dass das hier in der Stadt vonstatten geht und dass man nicht hinaus in den so genannten Speckgürtel geht, wo die Infrastruktur schlecht ist, die Leute sich im Endeffekt nicht wohl fühlen, jeden Tag nach Wien zur Arbeit fahren und damit Verkehrsprobleme verursachen; auch umweltpolitisch sind natürlich die vielen Auspuffgase nicht wünschenswert. 

Wir sind sehr erfolgreich darin, die Menschen in der Stadt zu halten, sei es jetzt eben dadurch, dass wir ein Projekt haben, wie es - nur als Musterbeispiel - geplant ist bei den Tarbuk-Gründen, das rot-grüne Projekt „Terrassenhaus", mit eigener Terrasse, eigenem Garten, und zwar in der Stadt und nicht am Stadtrand, wobei mitten im 10. Bezirk, im dicht verbauten Stadtgebiet, leistbare Wohnungen entstehen, 249 Wohnungen in vier unterschiedlich hohen Wohngebäuden, wo viel Licht und Sonne ist, private Freibereiche, Loggien, Veranden; auch die zugänglichen Terrassen und vertikalen Gärten bringen dort sehr viel Wohnqualität und Grün mit sich. Mitten in der Stadt sind diese Formen des Wohnens schon etwas Faszinierendes, und dadurch bleiben die Leute auch gerne in der Stadt. 

Genauso interessant ist ein anderes Beispiel in der Vielfalt, der Kellerberg in Liesing. Das Projekt, das ich zuvor erwähnt habe, wird 2008 fertig; der Kellerberg in Liesing ist ein Projekt, das aus der Idee der neuen Siedlerbewegung heraus entstanden und eine Weiterentwicklung des Kleingartengedankens ist, hin zu einem durchgrünten Wohnen im kommunalen Wohnbau, ebenfalls für junge Familien, in Niedrigenergie-Bauweise, die in der Stadt Wien immer selbstverständlicher wird und die auch dem Kyoto-Ziel wirklich dienlich ist, wobei es ja um eines der größten Weltprobleme überhaupt geht. Auch wir in unserer Kommune wollen dem natürlich gerecht werden. 

Viele andere Sachen könnte ich noch aufzählen, aber bei 15 Minuten, wie es die Hohe Präsidiale beschlossen hat, ist das natürlich schwer. Es ist allerdings auch richtig so, weil wir sonst noch länger hier wären. 

Ich kann noch erwähnen, wie sehr wir uns dafür einsetzen, dass junge Wienerinnen und Wiener möglichst gut wohnen. Es ist auch so, dass die meisten Studierenden- und Ausbildungsplätze, die meisten Lehrstellen und Arbeitsplätze für junge Leute in Wien sind. So kommt es auch dazu, dass 25 000 Menschen jährlich aus den Bundesländern nach Wien ziehen, im Rahmen der Binnenzuwanderung, weil eben Wien eine attraktive Stadt ist. 

Hier gibt es auch das temporäre Wohnen: Heimplätze und Appartements für temporäres Wohnen für Lehrlinge, Studierende, junge Berufseinsteiger, die dort in Ruhe einige Jahre lang temporär wohnen und sich anschauen können, wo und wann sie sich dann vielleicht auf Dauer niederlassen. In dem Sinn ist es so, dass die Stadt Wien in den letzten fünf Jahren 4 767 Heimplätze unterstützt und mit 82,8 Millionen EUR gefördert hat; das sind 900 Heimplätze pro Jahr. Ich glaube, dass man hier wirklich viel geleistet hat und dass von Seiten der Stadt Wien klare Akzente gesetzt werden. 

Im Übrigen sei noch ausgeführt, dass wir in unserer Anti-Spekulationspolitik sehr erfolgreich sind. Mitte der 80er Jahre ist Herr StR Ellensohn nach Wien gekommen, da hat es sicher noch ein echtes Problem der Spekulation gegeben. Das haben wir doch im Großen und Ganzen erfolgreich bekämpft und sehr, sehr weit zurückgedrängt. Zu hundert Prozent wird das Problem nie weg sein, aber wir haben es sehr erfolgreich zurückgedrängt, und insoweit es noch existiert, trachten wir über die vielen Gebietsbetreuungen, die das Bindeglied zwischen den Mietern und der Stadt sind, danach, dass wir rechtzeitig davon erfahren, dass wir über einen Rechtshilfefonds helfen und dass Spekulationsopfer kostenlosen Rechtsbeistand in Anspruch nehmen. 

Das ist sozusagen die defensive Seite des Anti-Spekulationskampfes. Die offensive ist, dass wir überhaupt ein vielfältiges und leistbares Wohnungsangebot haben: Mit den 220 000 Gemeindewohnungen, mit den 5 500 Neubauten, die jedes Jahr gefördert werden, mit 10 000 Sanierungen, die jedes Jahr gefördert werden, sodass wirklich ein ausreichend großes Angebot vorhanden ist, dass sozusagen der Nährboden für die Spekulation geringer ist, als dies in den meisten anderen großen Städten der Fall ist. 

Weil die Zeit schon abläuft, erwähne ich nur, dass die Reform der Baupolizei natürlich sehr erfolgreich war, dass wir die Baubewilligungen und Kontrollen von Bauanzeigen heute wesentlich schneller erledigen können, dass bessere Kapazitätsausgleiche da sind und dass auch eine kürzere Verfahrensdauer gegeben ist. 

In Summe kann man sagen, dass die Erfolgsgeschichte in der Wiener Wohnbaupolitik fortgeschrieben wird. Ich darf in dem Zusammenhang allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Geschäftsgruppen für ihre ausgezeichnete, weit über das Pflichtmäßige hinausgehende Arbeit sehr, sehr herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Wiener Wohnpolitik ist ein Erfolgsmodell und bleibt ein Erfolgsmodell, und ich kann mit gutem Gewissen feststellen, dass wir dem Voranschlag 2007 zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste ist Frau GRin Frank am Wort. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich muss zuerst einmal auf ein paar meiner Vorredner eingehen. Da war der Herr Vizebürgermeister, der gesagt hat - und das war für mich wirklich sehr interessant -, mit den Solaranlagen wäre das so eine Sache, die kann man nicht ohneweiters am Dach anbringen, weil es der Zustimmung aller Mieter bedarf. - Gut so, aber wie schaut es dann mit den Handymasten aus? Ich kann mich nicht erinnern, dass da immer die Zustimmung aller Mieter eingeholt worden wäre, um sie zu montieren. (Amtsf StR Werner Faymann: Das hängt mit den Betriebskosten zusammen! Die Betriebskosten tragen alle Mieter! Sendeanlagen machen keine Betriebskosten!)
Als Nächstes war es Herr Kollege Walter mit den Dachausbauten. Ich meine, Sie sind ja relativ jung, sage ich einmal, im Gemeinderat, denn es ist eine ureigene Forderung der Freiheitlichen, dass wir Dachausbauten und nicht die grüne Wiese bevorzugen. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Allerdings - und das möchte ich Ihnen sagen - war es Ihr Herr GR Fuchs, der das auch vertreten hat: Man soll auf der grünen Wiese bauen, um der Absiedlung nach Niederösterreich entgegenzuwirken. Sie müssen sich also mit ihm absprechen. (Beifall bei der FPÖ.)
Nun noch zu Herrn Kollegen Stürzenbecher: Was Sie hier jetzt geliefert haben, war für mich Realitätsverweigerung. Wenn Sie sagen, dass der Migrationshintergrund keine Probleme mit sich bringt, dann frage ich mich wirklich, in welcher Stadt Sie wohnen. Denn wir wissen genügend über Probleme, und es gibt sicher wieder einmal eine günstige Gelegenheit, dass man im Einzelnen darüber sprechen kann.

Wenn Sie sagen, dass die Baupolizei so toll funktioniert, nur geht es nicht präventiv, dann rufen Sie bitte die Baupolizei, wenn Sie sie brauchen! Wenn Fenstereinbauten von Privaten durchgeführt werden, dann gibt es kein Gitter oder Netz, das den Dreck auffängt. Wenn das vor einer Tor- oder Eingangstüranlage der Fall ist, alles kommt herunter, und man sagt dann zur Baupolizei: „Wollen Sie warten, bis ein Kind tot ist?“, die Antwort aber nur ist: „Ich habe keine Zeit!“, dann können Sie nicht sagen, dass das funktioniert. Es interessiert dann keinen, und da muss ich sagen, Herr Stadtrat: Da muss man auch irgendetwas machen. 

Auch dass die Wohnbeihilfe ständig steigt, hat Herr Dr Stürzenbecher ganz toll gesagt. Natürlich, sie muss ja auch steigen! Denn das stetige Luxussegment, das Sie im sozialen Wohnbau einbringen, kann sich ein Normaler nicht mehr leisten, und dann braucht man einen höheren Zuschuss. Aber es fehlt das Geld dann bei vielen anderen Investitionen. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt möchte ich zur eigentlichen Rede kommen. Da geht es wieder um die Betriebskosten. Diese sind ein Großteil des Mietzusammenschlusses aus Betriebskosten und Miete, und manchmal sind Erstere auch schon höher als die Miete; man darf das nicht vergessen. 

(In Richtung Amtsf StR Werner Faymann:) Sie sagen in einem Profil, das im Internet von Ihnen geschrieben wurde: „Wohnen in Wien ist im Vergleich zu anderen Städten leistbar und sozial." Ich kann diese Vorstellung von „sozial" nicht teilen, wenn die Menschen immer mehr in Armut versinken und wenn Sie untätig zusehen, wie die Betriebskosten in Wien immer mehr steigen. Von „sozial" keine Rede!

Vorhin hat der Herr Vizebürgermeister gesagt: Wir können ja nichts dafür, alles ist ausgegliedert, wir sind quasi machtlos. - Vielleicht können Sie nichts für die Erhöhung, aber was haben Sie dagegen getan, dass erhöht wurde? Das wäre ja auch einmal zu hinterfragen. Denn wenn ich heute ein Unternehmer mit 212 000 Wohnungen in Wien bin, dann kann ich mir schon auch gewisse Vergünstigungen einrichten als Unternehmer, der wirtschaftlich denkt. Aber da haben Sie nichts getan.

Hier einige Beispiele zu diesen einzelnen Betriebskosten, von denen Herr Oxonitsch gemeint hat, dass Wien Spitzenreiter ist: Ja, in puncto Erhöhung einmal auf jeden Fall! Beim Amtsantritt des Herrn Bürgermeisters im Jahr 1993 begann eigentlich das Desaster mit der Einführung unzähliger Steuern. 

Da hatten wir die Wassersteuer; diese hat gleich eine Erhöhung von 24 Prozent nach sich gezogen. Ein paar Jahre später bei der Erhöhung der Wasseranschlussabgabe waren es wieder 11 Prozent. Das ist schon ganz schön massiv: einmal 24 Prozent, einmal 11 Prozent! Und das bei einem Kostendeckungsgrad, der 105 Prozent ausmacht und worüber der Rechnungshof sagt, dass er in Wirklichkeit viel höher liegt und nur der Magistrat ihn niedriger berechnet! Der Rechnungshof sagt das, nicht Frau Frank, das möchte ich genau festhalten. 

Damit ganz eng verbunden ist die Erhöhung der Kanalgebühren. Da gab es die Wiener Kanalsteuer - 38 Prozent Erhöhung, nach dem Motto: Hat es mit der Wassersteuer geklappt, wird man es wohl auch mit der Kanalsteuer probieren können. Dann kam die Erhöhung der Kanalgebühr um 28 Prozent; und auch hier haben wir einen Kostendeckungsgrad von 110 Prozent.

Sie ziehen damit den Menschen, die sich an der Armutsgrenze bewegen und eigentlich täglich ums Überleben kämpfen, das Geld aus der Tasche und schreiben dann in Ihrem Profil, Herr Stadtrat: „Rot bedeutet für mich Zukunft." Jawohl, auch für die Sozialhilfeempfänger bedeutet Rot Zukunft - aber so wie für einen Stier das berühmte rote Tuch!

Gehen wir gleich weiter mit den nicht enden wollenden Erhöhungen. In der Wahlpropaganda und den Pressemeldungen war das alles ganz anders, aber momentan ist keine Wahl in Sicht. So kam es dann auch in ganz regelmäßigen Abständen dazu: Einführung der Stromsteuer, ein paar Jahre später wurde der Strompreis um 8 Prozent erhöht, und wieder knapp später wurde der Strompreis um 5 Prozent erhöht. 

Jetzt frage ich Sie, Herr Stadtrat: Wenn das schon alles private Unternehmen sind, denen Sie nicht verpflichtet sind, haben Sie jemals Ihre Mieter darüber informiert, wo es auch billigere Möglichkeiten gäbe, Strom zu beziehen? Ich habe so eine Information noch nicht gelesen.

Es scheint sich ja bestens zu bewähren, alle paar Jahre irgendeine Steuer zu erfinden, um wieder etwas Geld in die maroden Kassen zu bekommen. Kanal, Wasser und Strom hatten nichts genützt, die Müllsteuer folgte gleich als nächste: Erhöhung um 26 Prozent. In der Zwischenzeit - jetzt kommt es ganz dick - und wieder unmittelbar nach der Wahl wurden hier auch weiters die Gebühren um 20 Prozent erhöht. Eine Kleinigkeit auf dem Sektor kann man Ihnen also wirklich nicht vorwerfen.

In diesem Zusammenhang bringe ich einen Antrag ein. Denn bei einem Kostendeckungsgrad der Müllsteuer mit 111 Prozent beziehungsweise 45 Millionen EUR muss es wohl möglich sein, jährlich eine Wien-weite Müllaktion zu starten. Immer öfter stehen Stühle, Wohnzimmergarnituren und so weiter mitten auf dem Gehsteig, weil niemand sie entsorgen will. Wenn man dafür Sorge trägt und telefonisch den Bürgerdienst anruft, dann bekommt man zur Antwort, dass man Namen und Adresse bekannt geben muss; denn derjenige, der anruft und sich um die Sauberkeit in dieser Stadt bemüht, trägt dann die Kosten dafür, dass der Müll, den irgendjemand abgeladen hat, auch tatsächlich entsorgt wird!

Wenn Sie dann behaupten, Herr Stadtrat, dass Wien im Jahr 2010 eine pulsierende Metropole im Herzen Europas sein wird, dann sehen wir gleichzeitig die Chance, auch eine saubere Stadt zu sein. In diesem Sinne möchte in den Antrag einbringen und bitte um formelle Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber um ja recht leistbares und soziales Wohnen zu bieten, blieben auch die Gaskosten nicht ohne Erhöhungsfolgen. Die Erhöhung der Gaspreise entsprach einer Heizkostenerhöhung um 10 Prozent. Nicht genug damit, dass ein gutes Jahr vorher schon eine Gaspreiserhöhung erfolgte, kommt jetzt wieder eine Steigerung um 1,5 Prozent im Jahr 2004 und um 17 Prozent im Jahr 2006.

Hier scheint aber jetzt wirklich etwas passiert zu sein: Man hat nämlich völlig vergessen, eine Gassteuer einzuführen! Bei Müll, Kanal und Wasser hatten wir das alles schon, beim Strom auch - und beim Gas? Na ja, vielleicht kommt es auch noch.

Ich möchte jetzt die lange Liste dieser Erhöhungen nicht mehr weiter fortsetzen. Es ginge noch um Rauchfangkehrergebühren und so weiter. 

Wenn man bedenkt, wie hoch auf der einen Seite die Preise von Gas und Strom sind, wie niedrig die Zuschüsse bei Heizkosten, und dass hier die Leute als Bittsteller und Almosenempfänger behandelt werden, dann ist es aber schon phänomenal, wenn man hier im Budget gar nicht genügend Geld hat und großartig sparen muss - aber die Presseförderung wird um 7 Millionen EUR hinaufgesetzt! Das könnten viele Leute gut gebrauchen, um sich Wohnen auch leisten zu können.

Bei den Investitionen gab es jetzt sowieso den totalen Stillstand, denn es wurden hier die Mittel gekürzt. Herr Klubobmann Oxonitsch hat von einer Rekordinvestition gesprochen; es gibt auch Negativrekorde, und Sie haben ihn erreicht. Sie rühmen sich des Zuzugs, den Wien erfährt, aber mehr Wohnungen bauen Sie nicht. Sie haben seinerzeit diese Altmann-Studie in Auftrag gegeben; ich glaube, sie ist in einer Lade verschwunden, denn Auswirkungen dahin gehend haben wir bis heute noch nicht zu sehen bekommen.

Bei den Investitionen ist auch eine große Gefahr gegeben. Da Sie diese sehr stark zurücknehmen, erinnert mich das jetzt an die Schulen. Bei den Schulen haben Sie Jahre, wenn nicht gar Jahrzehnte nichts investiert, bis es zum großen Crash kam. Ähnlich gestaltet es sich jetzt auch schon im Sozialen Wohnbau: Man wartet und wartet, bis irgendetwas passiert, und dann sind die Kosten erheblich höher, als wenn man im Laufe der Zeit ständig investiert hätte. Hier besteht also sicher noch ein großer Nachholbedarf.

Zukunftsweisend haben Sie - leider in die negative Richtung - auch agiert, als es darum ging, die Gebietsbetreuungen neu zu bestellen. Hatten früher viele kleinere Architekturbüros die Chance, Arbeitsplätze durch die Mitarbeit bei der Gebietsbetreuung zu schaffen, so vergeben Sie jetzt diese Möglichkeit an große Unternehmen wie Gesiba und SEG. Das Verwerfliche an der Sache ist, dass Sie nicht einmal die Fähigkeit, diese Leistungen zu übernehmen, überprüft haben. Da wäre ich schon fast wieder bei meinem Lieblingsthema, wenn die Zeit reicht: versagende Kontrolle!

Wie anders ist es denkbar, dass Sie einige Gebietsbetreuungen einer Firma SEG zuschreiben, die in ein Insolvenzverfahren verwickelt ist, dessen Ausgang noch nicht feststeht? Wollten Sie hier etwas retten, was überhaupt nicht mehr zu retten ist? Diese Firma ist schon marode, aber durch die Nicht-Vergabe an kleinere Architekturbüros machen Sie auch diese arbeitslos, und es ist Ihnen auch noch egal.

Glauben Sie wirklich, dass die Gesiba - und, wenn es nun doch nur ein Ausgleich werden sollte, auch die SEG - daran interessiert sind, Ferienspiele auszurichten? Glauben Sie wirklich, dass es diese Großfirmen interessiert, Umfragen im Zusammenhang mit Parkgaragen zu machen? Oder dass diese Firmen Grätzel-Initiativen setzen, die nur einen kleinen Teil des Bezirks erfassen? Ich wage es zu bezweifeln und war ehrlich erstaunt, dass Sie sich darüber keine Gedanken machen, ja, dass Sie sich von dieser Materie - vielleicht schon im Hinblick auf Bundesaufgaben - verabschiedet haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Früher, als aus meiner Sicht diese Gebietsbetreuungen noch in kleiner Hand waren - und zwar überwiegend oder sogar ausschließlich in kleiner Hand -, gab es wohl auch geförderte Projekte oder Initiativen, aber sie haben sich auch darum gekümmert, wenn Geschäfte leer gestanden sind oder Ähnliches; also richtige, nachhaltige Projekte. Auch hier bin ich wirklich nicht überzeugt davon, dass eine Gesiba oder vielleicht auch eine SEG diesen Weg fortsetzen wird.

Die Freiheitlichen waren auch die einzige Partei, die im Wohnbauausschuss diesem - ich möchte es schon so bezeichnen - Treiben nicht zugestimmt haben. Denn wir waren doch der Meinung, dass man hier viele Kleine mit Arbeitsplätzen fördern und es nicht an einige wenige Große vergeben sollte. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber für die Wohnbaugenossenschaften haben Sie sowieso eine Vorliebe! Wenn ich zum Beispiel an die Siedlungsgenossenschaft Frieden denke, dann kommt gleich eine ganze Geschichte hoch. Denn diese Firma hat mit Mitteln der Wohnbauförderung Bauten errichtet, und die Mieter haben brav und fleißig ihre Tilgungsraten, die von Frieden errechnet und für einen bestimmten Zeitraum vorgeschrieben worden waren - das ist völlig in Ordnung -, auch bezahlt. 

Als dann das Ende der Tilgungsfrist kam, bekamen diese Mieter ein Schreiben von Frieden: Sie hätten einfach noch zwei weitere Jahre zu zahlen, und niemand wusste, warum. Daraufhin wandte man sich - und es waren viele Mieter von dieser Wohnbaugesellschaft betroffen - an den Herrn Stadtrat, denn schließlich waren es ja auch Wohnbaufördermittel, mit denen diese Häuser errichtet worden waren. Und der Herr Stadtrat schreibt dem seinerzeitigen Vorsitzenden des Kontrollausschusses, unserem Herrn GR Stefan: Die Firma ist nach Niederösterreich übersiedelt, keine Zuständigkeit, Punkt.

Das ist ganz einfach - aber sicher nicht in Ordnung! Denn die Mittel kamen von der Stadt Wien, und daher wäre hier auch wirklich eine Prüfung anstrebenswert gewesen. Die Firma Frieden hat sich verabschiedet, und anscheinend auch der Herr Wohnbaustadtrat.

Zum Schluss möchte ich noch einmal auf Ihr Profil als Werner Faymann zurückkommen. Ihre Aussage war unter anderem auch: „Wenn ich durch Wien gehe, dann sehe ich vieles, das gelungen ist, und manches, das noch verbessert werden muss." Ich sage: „Wenn ich durch Wien gehe, dann sehe ich vieles, das noch verbessert werden muss, und manches, das gelungen ist.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Bitte, Sie haben das Wort.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte zuerst noch einmal kurz darauf eingehen, wiewohl ich einiges verstehen kann, was Sie gesagt haben. Aber was ich immer wieder unverständlich finde bei einem Menschen, dem ich logisches Denken zusprechen würde, ist, dass Sie sagen, die Probleme in manchen Stadtteilen sind auf den Migrationshintergrund zurückzuführen. 

Ich möchte wirklich einmal dazu auffordern mitzudenken: Diplomatenviertel im 19. Bezirk zum Beispiel - würden Sie dort auch sagen, das ist ein Ghetto, weil es dort lauter Leute mit Migrationshintergrund gibt? (GR Mag Harald STEFAN: In gewisser Weise, ja! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nein, also - oder beispielsweise Österreicher, die nach Argentinien ausgewandert sind: Leben sie dort im Ghetto? - Also nur so viel dazu. (GR Dr Herbert Madejski: Seien Sie froh, dass wir das Thema überhaupt anschneiden! Wir sind die Einzigen ...!)
Herr Stürzenbecher ist jetzt leider nicht im Saal - doch, da ist er! Sie haben gesagt: Wo es Probleme gibt, werden sie von uns gelöst. Ich meine, Sie glauben das wirklich, und es gibt auch tatsächlich Anzeichen dafür, dass Sie das machen. Nur liegt ein Teil des Problems daran, dass Sie die Probleme eben erst lösen, wenn sie schon da sind, und nicht vorweg schon Visionen entwickeln, wie man Stadt auch über Wohnbaupolitik gestalten kann.

Damit bin ich eigentlich schon bei dem einzigen Punkt, den ich jetzt wirklich ansprechen möchte: Wohnbaupolitik ist Stadtentwicklungspolitik. In diesem Sinne würde es durchaus Sinn machen, geschäftsgruppenübergreifend viel mehr zusammenzuarbeiten. Ich könnte mir gut vorstellen, dass man in Zukunft, wenn sich die Geschäftsgruppen vielleicht verändern, dabei einen Schritt in diese Richtung machen könnte.

GR Walter hat es angesprochen, allerdings hat er einen inhaltlichen Fehler gemacht, den ich für wesentlich halte. Er hat behauptet, StR Görg hätte die neue Siedlerbewegung erfunden. Das ist unrichtig. Es hieß damals „Wohnen im Grünen", und StR Schicker hat das dann plötzlich „Wiener neue Siedlerbewegung" genannt. Ich meine, es hat mit der historischen Siedlerbewegung relativ wenig zu tun, dass jetzt Einfamilienhäuser am Stadtrand gewidmet werden, die dann von privaten Baugesellschaften wie etwa der Firma Glorit entwickelt werden. 

Zurück zu Wohnbaupolitik ist Stadtentwicklungspolitik: Es gab vor Kurzem heftige Diskussionen in der Architektenschaft, weil die MA 37, die Baupolizei, ein Merkblatt verfasst hat mit etwa dem Inhalt, dass statische Verbesserungen an einem Gründerzeithaus, so sie für das gesamte Gebäude nicht die Qualität eines Neubaus erreichen, nicht bewilligt werden können. Also noch einmal zusammengefasst: Wenn Sie an einem Gründerzeithaus einen Dachgeschoßausbau ausführen oder auch in unteren Geschoßen Verbesserungsmaßnahmen vornehmen wollen, dann können diese nur bewilligt werden, wenn das gesamte Gebäude danach einem Neubau entspricht. Das ist natürlich äußerst schwierig und verunmöglicht einige Projekte. 

Ich meine, da kommt es dann wieder mit der Stadtentwicklungspolitik zusammen: Wenn wir nicht wollen, dass die Innenstädte veröden - es ist bekannt, dass die Bezirke innerhalb des Gürtels, aber auch entlang des Gürtels, in den nächsten Jahren große demographische Rückgänge verzeichnen werden -, wenn wir das nicht wollen, dann müssen wir in der Stadt verdichten und gleichzeitig neue Qualitäten schaffen. 

Ich möchte Ihnen jetzt noch eine Anregung dazu auf den Weg geben. Es gibt beispielsweise in Berlin bei Dachgeschoßausbauten Verpflichtungen wie etwa die, dass man, wenn man ein Dachgeschoß neu errichtet, auch Maßnahmen für die BewohnerInnen des Hauses dazu liefern muss. Das sind dann nicht neue Pflichtstellplätze in den Erdgeschoßzonen, sondern damit werden Hofbegrünungen oder auch zum Beispiel Balkonoffensiven gefördert. 

Einen positiven Punkt möchte ich doch noch bemerken. Im Rahmen des Budgets haben Sie ja auch im Gender Budgeting geschaut, was Ihre Geschäftsgruppe da anzubieten hat. Da muss man wirklich bekennen, dass im Zuge von thermischen Wohnhaussanierungen auch Verbesserungen gemacht worden sind, die eben auch im Sinne der demographischen Entwicklung etwas beitragen werden. Wohnungen sind also nicht nur thermisch saniert worden, sondern auch generationengerechter geworden. Insofern möchte ich sagen, das ist ein erster Anfang auf dem richtigen Weg.

Abschließend noch eine Bemerkung zu Ihnen, Herr Stürzenbecher, weil Sie das „Terrassenhaus" erwähnt haben: Ich glaube, ein wichtiger offener Punkt ist immer noch der, dass Freiflächen nur dann gefördert werden, wenn sie Loggien sind. Eine Loggia ist eine von fünf Seiten umschlossene Fläche im Freien, das heißt, man sitzt unter einem Dach, es ist beidseitig zu. Ich mein, dass es da dringend notwendig wäre, Reformen durchzuführen, um auch Balkone oder wirkliche Terrassen zu fördern. 

Abschließend eine Bemerkung, die mir heute schon den ganzen Tag aufgefallen ist, weil ich jetzt seit einem Jahr hier im Gemeinderat sitze und damals gesagt habe, ich finde es erschreckend, dass es uns allen egal ist, dass uns niemand zuhört: Ich halte fest, es ist heute genau so, es hat sich niemand bemüht, das zu ändern. Ich rufe wieder dazu auf und bin auch gerne bereit, mit Ihnen Ideen zu entwickeln, dass wir es vielleicht in Zukunft einmal schaffen, dass die Wiener Bevölkerung davon weiß, dass wir hier debattieren, und dass wir vielleicht auch so debattieren, dass es die Bevölkerung interessiert. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte mich heute mit dem großen Bereich von Wiener Wohnen beschäftigen. Es ist zwar schon sehr vieles gesagt worden, aber es kann noch immer etwas dazu kommentiert werden. Der Wirtschaftsplan 2007 der Unternehmung „Stadt Wien - Wiener Wohnen“ steht natürlich jedes Jahr zur Abstimmung. Vorerst einige generelle Bemerkungen zu Wiener Wohnen, die Sie alle sicher schon kennen; ich wiederhole mich sicher. 

Wiener Wohnen verwaltet rund 25 Prozent der in Wien am Wohnungsmarkt zur Verfügung stehenden Wohnungen, und Wiener Wohnen ist damit Europas größter Hausherr. Zum Reich von Wiener Wohnen gehören 2 050 Wohnhausanlagen mit 220 000 Wohnungen, 2 700 Hausbesorger, 48 000 Garagen- und Abstellplätze sowie 6 000 Lokale - wahrlich ein Riesenreich! In diesem Reich menschelt es sehr, sind es doch rund 400 000 Wienerinnen und Wiener, die in diesen 220 000 Wohnungen leben. Immer wieder kommt es zu Äußerungen der Unzufriedenheit von Mieterinnen und Mietern.

Diese betreffen vor allem folgende Punkte:

Schlechte Abwicklung der Handwerkeraufträge.

Schlechte Behandlungen der Mieter durch Wiener Wohnen und die Gebietsbetreuung im Reklamationsfall.

Klagen über geringeren Zusammenhalt der Mieter seit einigen Jahren und damit im Zusammenhang Klagen über erhöhten Vandalismus und mangelnde Sauberkeit. Das Stichwort Hundekot ist heute schon gefallen.

Probleme bei der Sicherheit und noch andere Fälle werden zum Anlass von Beschwerden bei der ersten Anlaufstelle, dem Callcenter – auch hier ist schon viel von den McJobs gesprochen worden –, dem Frontoffice und der ersten Anlaufstelle von Wiener Wohnen.

Bei unzähligen Lokalaugenscheinen kommt man jedoch auf einige Problemfelder, die sich immer wieder durch alle Fälle durchziehen. 

Erstens: Die Kontrolle der Handwerker. Auf Grund von teilweise fehlenden Hausbesorgern gibt es anscheinend keine ausreichende Kontrolle der Handwerker, die beauftragt werden, die Reparaturen durchzuführen. Statt dass man die Hausvertrauensleute die optische Kontrolle machen lässt, sagt man den Mietervertretern nach mehreren Beschwerden, man schicke andere Handwerker oder sie könnten sich andere Handwerker selbst aussuchen.

Zweitens: Die Umbauten werden oft zu überhöhten Kosten durchgeführt, was wieder zu Streitigkeiten bei Mietabrechnungen führt. Die Kontrolle könnte leichter vor Ort mit Gegenbestätigung – siehe oben – vorgenommen werden.

Drittens: Die beim Callcenter eingebrachten Beschwerden werden offensichtlich nicht immer ernst genommen. Es gilt natürlich auch hier mein Kommentar vom Menscheln und von Sender und Empfänger. Auch bei der Gebietsbetreuung eingebrachte Beschwerden werden anscheinend mit dem Stehsatz „Wenn es Ihnen nicht passt, können Sie sich ja eine andere Wohnung suchen!" abgetan.

Viertens: Die Probleme schlagen natürlich auf die Betriebskostenabrechnungen durch, eben zum Beispiel durch vermehrte Reinigungs- und erhöhte Reparaturkosten.

Die von Herrn StR Faymann am 9. November ausgesendete Meldung, in der auf eine IFES-Umfrage vom vergangenen Juli, also dieses Jahr, hingewiesen wird, dass 73 Prozent der Gemeindebewohner für die Sauberkeit und 69 Prozent für die Pflege der Anlage die Schulnoten 1 und 2 vergeben, stimmt sicher. Nach einer Kundenbefragung aus dem Jahre 2005 würden nach wie vor über 80 Prozent der Befragten Wiener Wohnen als ihre Hausverwaltung wählen. Vielleicht kennen sie keine andere als Wiener Wohnen. Ich weiß schon, dass ich Äpfel und Birnen vergleiche, aber die 80 Prozent aus dem Jahre 2005 gegenüber den 69 und 73 Prozent im Jahre 2006 stellen für mich, auch wenn es etwas unscharf ist, eine deutliche Verschlechterung dar, und es muss auf jeden Fall etwas geschehen im Bereich von Wiener Wohnen, denn es scheint dort wirklich viele, viele Probleme zu geben.

Nun ein besonderer Fall, den ich schon einmal als Beispiel für den Umgang von Wiener Wohnen mit Mieterinnen und Mietern anführte: Die Werkbundsiedlung, eine unter Denkmalschutz stehende Wohnhausanlage, in der Zeit von 1930 bis 1932 unter dem leitenden Baumeister Josef Frank errichtet. Mehr als 30 weltbekannte Architekten errichteten am Abhang des Roten Berges in Hietzing diese Siedlung. Durch die damaligen technischen Möglichkeiten leidet diese Siedlung an vielen Problemen, die direkt auf die Wohnqualität der Mieter durchschlägt, zum Beispiel schlechte Wärmedämmung, Stauwasser in den Kellerräumen und anderes.

1985 wurde die Siedlung von den Architekten Adolf Krischanitz und Otto Kapfinger saniert übergeben. Bekannt war aber die Notwendigkeit einer neuerlichen Sanierung schon vor dem Jahr 2000. Sollen jetzt, da eben schon seit mehr als sechs Jahren bekannt war, dass die Werkbundsiedlung wieder saniert werden muss, die Mieterinnen und Mieter wieder zur Kasse gebeten werden und ihnen die vollen Kosten einer Sanierung aufgebürdet werden?, frage ich mich. Bis heute ist nicht viel erledigt worden. Hoffentlich haben sie ein Schreiben der Stadt Wien erhalten, dass die Sanierung unbedingt notwendig ist, denn die Mieterinnen und Mieter wissen bis heute noch nicht, was ihnen bevorsteht. Bis heute gibt es kein einziges Konzept zur Sanierung, geschweige denn Kostenschätzungen und Angebote an die Mieterinnen und Mieter.

Wesentliche Ausgangslage der Rechnungsabschlüsse und Wirtschaftspläne sind die geplanten und durchgeführten Aufkategorisierungen bei Wiener Wohnen im Falle von frei werdenden Wohnungen. Zum 31.12.2004 gab es 40 Prozent Kategorie A-Wohnungen, ein Jahr später 44 Prozent, wobei die Stadt Wien beziehungsweise Wiener Wohnen in diesem Bereich keine Neubautätigkeit gemacht hat. Allerdings werden diese Einnahmen, die später durch die Aufkategorisierung dieser Wohnungen erfolgen, erst in vielen, vielen Jahren wirksam werden. 

Durch erhöhte Rückstellungen für Abfertigungen, erhöhte Aufwendungen für die Aufkategorisierung und für Reparaturen sowie durch steigende Zinsen werden im Wesentlichen die Ausgaben von Wiener Wohnen definiert.

Die Einnahmen sind seit 2003 zwischen 1 und 2 Prozent gestiegen. Für 2007 werden diese um 3 Prozent steigend angesetzt, vor allem auch aus dem Grund, weil die Erhöhung der kommunalen Abgaben auf die Mieten durchschlägt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Neuaufnahme von 435 Millionen EUR, nachdem im Jahr 2005 auch 310 Millionen aufgenommen werden mussten, lässt das Wiener Wohnreich nicht gut ausschauen. Jährliche Verluste seit 2005 von rund 65 Millionen EUR, 2006 von 70 Millionen EUR und 2007 von prognostizierten 100 Millionen EUR belasten die Bilanzen. Und am Ende stehen eine neue Schuldenaufnahme und prognostizierte Gesamtschulden von 2,4 Milliarden EUR. Das sind zusätzliche Schulden der Stadt Wien.

Wir lehnen auf Grund dieser fortgesetzten Schuldenpolitik diesen Wirtschaftsplan der Unternehmung „Stadt Wien – Wiener Wohnen" für das Jahr 2007 ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Schubert zu Wort. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich will nicht wirklich auf die Kritik der Opposition eingehen, denn die Opposition versucht im Großen und Ganzen immer nur, aus den einzelnen Geschäftsfällen von Wiener Wohnen Kapital zu schlagen. Problemgeschäftsfälle wird es, wie in jedem Unternehmen, immer geben, und diese Problemgeschäftsfälle werden von Wiener Wohnen auch immer wieder hervorragend gelöst.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte aber nun doch einige wichtige Dinge zum sozialen Wiener Wohnbau sagen.

Jedes Jahr analysiert die international tätige Beratungsfirma Mercer über 200 Städte in aller Welt, und jedes Jahr wird Wien unter die drei bis vier lebenswertesten Städte weltweit gereiht. Ginge es aber nur um den Aspekt Wohnen, so wäre Wien sogar die Nummer 1, denn bei sämtlichen Kriterien der Studie, die Wohnen betreffen, bekommt Wien seit Jahren die Höchstnote, sei es die Leistbarkeit der Wohnungen, sei es die Auswahl oder sei es auch die Qualität der Wohnungen. Diese internationale Auszeichnung macht uns zu Recht stolz auf unsere Stadt. Natürlich wird keine Wienerin und kein Wiener behaupten, ich zahle zu wenig Miete, aber letztlich goutieren und schätzen auch die Bewohner unserer Stadt ihre Wohnungssituation. 

In den regelmäßigen Umfragen des Wohnbauressorts meinen jeweils 75 bis 80 Prozent der Befragten, dass sie mit ihrer Wohnsituation zufrieden sind. Und ich denke, letzten Endes ist das die wichtigste Bestätigung jeder Politik, dass ihr die Betroffenen zustimmen. 

Wohnen ist ein wichtiger Teil unseres Lebens. Jeder von uns hat andere Vorstellungen davon, jeder von uns hat eigene Vorlieben und Wünsche, wie das eigene Heim gestaltet werden soll. Damit diese vielfältigen individuellen Vorstellungen aber für möglichst viele umgesetzt werden können, bedarf es der Unterstützung durch die öffentliche Hand. Ansonsten bliebe Wohnen nach eigenen Vorstellungen ausschließlich wenigen Wohlhabenden vorbehalten. 

Das Instrument dafür heißt Wohnbauförderung. Wien wendet im kommenden Jahr 520 Millionen EUR für Neubau und Sanierung von Wohnungen sowie personenbezogene Wohnbeihilfen auf. Nur auf diese Art und Weise ist sichergestellt, dass Wohnen leistbar bleibt, dass in Wien Wohnhäuser saniert werden und dass modernste, anspruchsvollste Wohnprojekte in Wien entstehen. Denn nur das Beste ist für die Wienerinnen und Wiener gut genug. Deshalb werden bei der Vergabe von Wohnbauförderungsmitteln verschiedene Wettbewerbsinstrumente eingesetzt, die gewährleisten, dass Betriebe mit höchster Qualität zum Zuge kommen. Trotzdem wird sparsam gebaut. Auf diese Weise bleiben die Wohnungen im Neubau und Sanierungen immer leistbar. Das nützt nicht nur den Bewohnern, sondern auch der heimischen Wirtschaft und dem Gewerbe. 

Die wohl effizientesten Instrumente für mehr Wettbewerb im Wohnbau heißen Grundstückskommission und Bauträgerwettbewerb. Alle Wohnprojekte, die Förderungsmittel in Anspruch nehmen, müssen entweder einen Bauträgerwettbewerb oder den Grundstücksbeirat positiv durchlaufen. Alle kleineren Projekte müssen schon seit 1995 einen Grundstücksbeirat passieren, der nicht nur die Qualität der Planung, der Ökologie und der Wirtschaftlichkeit prüft, sondern auch die Lage in der Stadt, also vor allem die Infrastruktur wie Schulen, Kindergärten, öffentlicher Verkehr. Jedes größere Wohnprojekt in Wien mit mehr als 300 Wohnungen wird seit 1995 im Rahmen eines Bauträgerwettbewerbes ausgeschrieben. 

Ziel der neuen Wettbewerbe war einerseits mehr Objektivität und Transparenz für den sozialen Wohnbau, andererseits sollte der Wettbewerb das allgemeine Niveau der Wohnprojekte steigern, und schließlich sollte der Wettbewerb auch die Errichtungskosten senken, was ganz, ganz wichtig ist. Heute muss ganz objektiv festgestellt werden, dass diese drei Ziele nachhaltig erreicht worden sind. Das Auswahlverfahren der Bauträgerwettbewerbe ist objektiv und die Jurysitzungen sind für alle nachvollziehbar. Diese drei erreichten Ziele kommen allen Bewohnern dieser Projekte zugute. Sie leben einerseits in ideenreich gestalteten Wohnungen auf höchstem architektonischen Niveau, und sie können sich anderseits diese Wohnungen auch leisten. 

Kein Wunder, dass dieses wirklich wirkungsvolle Instrument des sozialen Wohnbaus forciert wird. Im Vorjahr wurden so viele Bauträgerwettbewerbe durchgeführt wie nie zuvor. Für insgesamt elf unterschiedliche Adressen mit insgesamt 2 270 Wohnungen wurden im Jahr 2006 die Siegerprojekte ermittelt. Dadurch entstehen in den kommenden Jahren so unterschiedliche Wohnformen wie die Neue Siedlerbewegung in Breitenlee, das Terrassenhaus 2 in Kagran oder der neue Stadtteil auf dem ehemaligen Gelände der Brauerei Liesing.

Die Wohnbauförderungsmittel kommen über den Finanzausgleich vom Bund, das wissen wir alle. Auch hier ist Wien anders. Wien ist das einzige Bundesland, das die vom Bund transferierten Wohnbauförderungsmittel ausschließlich für den Wohnbau einsetzt. Ja mehr noch: Wien ergänzt diese Bundesmittel sogar um 60 Millionen EUR zusätzlich, denn ohne Wohnbauförderung wäre eine Neubauwohnung in Wien im Durchschnitt doppelt so teuer. Sanierte Wohnungen wären sogar bis zu 200 Prozent teurer, als es heute der Fall ist. Ganz abgesehen davon, dass viele Hauseigentümer auf Grund hoher Kosten von Sanierungen absehen würden. Das Stadtbild, die Qualität der Wohnhäuser und der Wohnungen würden massiv darunter leiden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wiens Gesicht ist vom Wohnbau geprägt, seien es die mehr als 2 000 Gemeindebauten in allen Bezirken der Stadt, vom Karl-Marx-Hof bis zum Engelshof, seien es die damals avantgardistischen Wohnbauten der Jahrzehnte nach dem Krieg, wie das Hochhaus Matzleinsdorfer Platz, immer waren es Wohnbauten, die Wien neue Impulse und Ideen geliefert haben. Heute ist diese Entwicklung noch viel deutlicher erkennbar: Die Donau City an der Wagramer Straße – ich komme aus diesem Bezirk –, die Wienerberg City und Monte Laa in Favoriten, die Gasometer City in Simmering und die Millennium City haben Wiens Gesicht verändert. Die besten Architekten weltweit planen woanders überall nur Bürobauten, Konzernzentralen und Verwaltungszentren, aber in Wien planen so arrivierte Architekten wie Harry Seidler Wohnbauprojekte, die für den Großteil der Menschen leistbar sind. Das ist sozialer Wohnbau auf höchstem Niveau. 

350 Millionen EUR wird die Stadt 2007 für Neubauförderung aufwenden. Dadurch werden 5 500 geförderte Wohnungen errichtet. Warum eigentlich so viele neue Wohnungen?, mag man sich da schon fragen. Darauf gibt es zwei klare Antworten. Erstens gehen in Wien jedes Jahr 2 000 bis 3 000 Wohnungen durch Abriss und Wohnungszusammenlegung verloren, zweitens ist Wien eine Stadt, die wächst. Laut Österreichischer Raumordnungskonferenz, der ÖROK, und Statistik Austria wird Wiens Bevölkerung in den nächsten Jahren und Jahrzehnten zunehmen, und zwar zwischen 5 000 und 7 000 Einwohnern pro Jahr. 

Das ist eine positive Entwicklung, weil sie Folgendes zeigt: Wien ist beliebt, Wien ist attraktiv und Wien hat Zukunft. Die Stadt muss aber rechtzeitig die Weichen dafür stellen, dass auf dem Wohnungsmarkt keine Engpässe entstehen. Deshalb wurde der geförderte Wohnbau seit dem Jahr 2004 um 10 Prozent, wie schon erwähnt, von 5 000 auf 5 500 jährlich ausgebaut.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ende der 80er Jahre, zu Beginn der 90er Jahre sind viele Wohnungen auf der grünen Wiese, ohne ausreichende Infrastruktur, errichtet worden. Auslöser für diese Wohnbauinitiative war der Wohnungsengpass der Jahre davor. Heute planen wir anders. Seit ein zielführendes Niveau von Angebot und Nachfrage besteht, setzt die Stadt den Schwerpunkt beim Neubau auf Bezirksteile mit bereits vorhandener Infrastruktur. Neben Schulen und Geschäften muss vor allem die öffentliche Verkehrsanbindung leistungsfähig genug sein. Auf diese Weise steht den neuen Mietern und Mieterinnen bereits eine gute Infrastruktur zur Verfügung. Umgekehrt profitieren die alteingesessenen Bewohner der Nachbarschaft von der mit Neubauten verbundenen Aufwertung des Grätzels und von den zusätzlichen Angeboten an Geschäften und Freizeiteinrichtungen. 

Auf diese Weise hat Wien vermieden, was in vielen anderen Metropolen der Welt traurige Realität ist: Der Stadtkern wird zur Adresse nur für sozial schwache Personen und für Büros. Ab Einbruch der Dämmerung sind diese Gegenden oft unattraktiv oder sogar auch gefährlich. Wien ist anders. Auch wegen des sozialen Wohnbaues kommen Ghettos und Slums bei uns nicht vor. Die Belebung durch neue Mieter und Mieterinnen, die Durchmischung der Stadtteile und Grätzel und eine faire Wohnbeihilfe sorgen dafür, dass Wien eine beliebte Wohnadresse ist und bleibt.

Verehrte Damen und Herren! Jeder Mensch ist anders und jeder Mensch hat andere Wünsche, auch beim Wohnen. Gerade in diesem Lebensbereich kann es gar nicht genug an Vielfalt und Ideen geben. Die Stadt nützt hier ihre Gestaltungsmöglichkeiten gezielt aus und animiert die Bauträger und Architekten zu möglichst unterschiedlichen Wohnprojekten. Auf diese Art und Weise sind in den letzten Jahren mehrgeschoßige Holzhäuser ebenso entstanden wie Passivhäuser, die mit einem Bruchteil der üblichen Heizenergie auskommen. Häuser, in denen mehrere Generationen miteinander leben, entstehen ebenso wie Hochhäuser für Familien mit Hang zu weitschweifendem Ausblick. Dachgeschoßwohnungen entstehen durch Wohnbauförderung ebenso wie Kleingartenhäuser, der besonders kinder- und jugendfreundliche Stadtteil Monte Laa ebenso wie Häuser mit hohen loftartigen Wohnungen. 

Es gibt im Wiener Wohnbau fast nichts, was es nicht gibt. Demnächst entsteht in der Leopoldstadt die Bike City für Fahrradfreunde. Entlang der Donau, des Donaukanals und der Alten Donau entsteht gerade eine Reihe von lebenswerten neuen Adressen, die das Wohnen am Wasser gemeinsam haben. Die Wohnbauförderung macht Wien lebenswerter und fördert die Lebensqualität seiner Bewohner. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir fördern keine Wohnungen, sondern die Menschen. Das ist bei der Neubau- und bei der Sanierungsförderung der Fall, weil die Mieterinnen und Mieter entlastet werden, das ist aber am deutlichsten bei den personenbezogenen Förderungen. Sie reichen von der Jungfamilienförderung bis zur Wohnbeihilfe. Gerade hier haben wir Sozialdemokraten bewiesen, dass wir trotz enger finanzieller Spielräume dort helfen, wo es notwendig ist. In den letzten fünf Jahren haben wir die personenbezogene Wohnbauförderung von 61 Millionen auf 104 Millionen EUR erhöht. Das ist eine Steigerung um 70 Prozent. 

Wir tun das mit bestem Gewissen, denn wir sind der Überzeugung, dass keine Familie ihre Wohnung verlieren soll, auch nicht, wenn ihr Einkommen wegen Arbeitslosigkeit, Krankheit oder sonstigen Widrigkeiten verringert ist. Hier hat die Stadt eine Verpflichtung, der sie auch nachkommt. Deshalb haben wir für das kommende Jahr eine Erhöhung der personenbezogenen Wohnbeihilfe um weitere 7 Millionen EUR vorgesehen.

Wohnbauförderung, meine Damen und Herren, schafft Arbeit. Nur zu oft wird vergessen, wie stark der Motor Wohnbauförderung die Beschäftigungslage und die Aufträge im Bau und Baunebengewerbe vorantreibt. Gerade heute in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit in ganz Österreich setzt Wien damit gezielte Nachfrageimpulse in den Schlüsselsektoren Bauwirtschaft und Baugewerbe. Mehr als 31 000 Arbeitsplätze werden derzeit durch Wohnbauförderung direkt gesichert. Indirekt werden dadurch Impulse für weitere 10 000 Arbeitsplätze in Baumärkten, Möbelhäusern, Einrichtungsmärkten geschaffen. Damit wird die Arbeitslosigkeit im Schlüsselbereich Bau- und Baunebengewerbe wirkungsvoll bekämpft. 

Dies geschieht vor allem auch durch das beschäftigungsintensive aktuelle Rekordniveau von 470 Wohn-
häusern, die gerade saniert werden. Häuser mit 28 000 Wohnungen werden derzeit gefördert und saniert. Ein Teil dieser Sanierung sind thermisch-energetische Wohnhaussanierungen, so genanntes THEWOSAN. Sie entlasten das Klima und halbieren die Heizkosten für die Mieter und Mieterinnen. Aus abgewohnten Energiefressern werden dadurch klima- und geldtascherlschonende Schmuckkästchen. 

Bei diesen Förderungen kommen in erster Linie heimische Klein- und Mittelbetriebe zum Zug. Sie erwerben sich auf diese Weise Kompetenz in einem Sektor, der auf Sicht zu einem der wichtigsten im Baugewerbe wird. Denn gerade bei hohen Öl- und Gaspreisen macht sich energiesparende Bauweise nicht nur für das Klima, sondern auch bei den Wohnkosten positiv bemerkbar. 

Alles in allem wird die Wohnbauförderung des kommenden Jahres im gesamten Bauvolumen rund 1,5 Milliarden EUR auslösen. Dieser Beitrag der Stadt ist elementar und wichtig für den Wirtschaftsstandort Wien.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich danke allen, die dafür sorgen, dass Wiens soziale Wohnbaupolitik vorbildlich ist, und bin davon überzeugt, dass Wien gerade deshalb auch in der kommenden Studie des Beratungsunternehmens Mercer einen Topplatz einnehmen wird. 

Ich ersuche Sie um Zustimmung für den Voranschlag. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr StR Faymann, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Frau Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren!

Meine Vorrednerin hat zu so vielen wichtigen Aspekten des Wohnbaus Stellung genommen, sodass ich es leicht habe, nur auf wenige Punkte zu sprechen zu kommen. 

Zum Kollegen Herzog, der ganz am Beginn der Debatte wieder die Diskussion geführt hat, wie denn die Preise im eigenen kommunalen Wohnbau sind, hat mein Kollege Stürzenbecher schon sehr richtig geantwortet. Spielt man alle Mieten in den Gemeindebauten durch ein Computerprogramm mit den Möglichkeiten des Richtwertmietzinses, also nicht nur den Richtwertes, sondern, wie Sie es selbst erwähnt haben, inklusive aller Zuschlagsmöglichkeiten, dann liegen wir im Durchschnitt bei etwa 50 Prozent der Marktpreise. Das heißt, man kann mit Fug und Recht sagen, wir verlangen die Hälfte im Vergleich zu einem Konzept, das nicht von Ihnen persönlich, aber immer wieder im Haus zur Diskussion gestellt wurde. 

Würden wir die Gemeindebauten verkaufen und sie dem Markt unterwerfen (StR Johann Herzog: Das habe ich nicht verlangt!) – nicht von Ihnen, aber es wurde doch in diesem Haus immer wieder diskutiert –, dann kann man sagen, die Tatsache, dass die Gemeindewohnhausanlagen der Stadt Wien gehören und dass wir sie mit sorgfältiger Politik verwalten und organisieren, führt dazu, dass wir dort die Hälfte der Marktpreise von den Mietern verlangen. 

Dass das nicht billig ist und dass es, wenn jemand neu eine Wohnung bezieht, schwer ist, diese 50 Prozent der Marktpreise zu bezahlen, wenn gleichzeitig die Einkommen in weiten Bereichen gering sind – gerade auch die Einkommen junger Leute, die Gemeindemieter sind; für manche werden sie jährlich sogar geringer durch Teilzeitjobs oder andere Entwicklungen, wobei die Leute vielfach eigentlich nicht freiwillig in Teilzeit arbeiten, sondern unfreiwillig in Teilzeit arbeiten –, das stimmt. Daher steigt ja auch die Wohnbeihilfe an. 

Die Wohnbeihilfe, Frau Kollegin Frank, steigt nicht an, weil unsere Wohnungen so luxuriös werden, sondern die Wohnbeihilfe steigt in allen Bereichen an, in den alten Gemeindebauten genauso wie in den Neubauten, in den privaten Häusern, in den alten genauso wie in den neuen. Die Wohnbeihilfe steigt an, weil die Einkommen sich für Teile unserer Bevölkerung negativ entwickeln und nicht, weil wir irgendwo einen falsch verstandenen Luxus unterstützen. 

Der Kollege Ellensohn hat in einem Punkt die privaten Althäuser und ihre Sicherheit angesprochen, die mir sehr wichtig ist. Die Baupolizei hat tatsächlich die Möglichkeit, wenn Gefahr in Verzug ist und sie einen Hinweis bekommt oder wenn sie selbst in diesem Haus tätig ist – das ist ja immer wieder der Fall, es wird ja genug saniert, gebaut und umgebaut, sodass es hier Wahrnehmungen der Baubehörde gibt, auch ohne zusätzlichen Hinweis –, aktiv zu werden. Mein Problem als Verantwortlicher beginnt dort, wo meine Behörde auf Ersatzvornahmen angewiesen ist, also wo es nicht nur um Gefahr in Verzug, sondern um schlechten Erhaltungszustand geht. Da können die Mieterorganisationen ein langes Lied davon singen, wie schwach das Mietrechtsgesetz in diesem Punkt ist, dass sie durchsetzen können, dass Hauseigentümer tatsächliche Verbesserungen an ihrem Haus, Erhaltungen in ihrem Haus durchführen. Sie wissen, wie schwach diese bundesgesetzlichen Bestimmungen in diesem Punkt sind, und meine Behörde, die Baubehörde, kann ebenfalls einen langen Bericht darüber abliefern, wie schwierig es ist, bei wem auch immer. Sie kennen ja die bekannten Beispiele der Hauseigentümer, die sich manches Mal bewusst so ein altes Haus kaufen in der Absicht, es so lange nicht richtig zu verwalten und so wenig zu erneuern und zu sanieren, bis sie dann irgendwann einen Abbruchbescheid bekommen.

Hier ist es sehr schwierig, mit den mangelnden bundesgesetzlichen Bestimmungen zu agieren, nicht, weil die Baubehörde da nicht willens ist. Im Gegenteil. Sie bewegt sich unter meiner Verantwortung und mit meiner Unterstützung sehr oft an die Grenze ihrer rechtlichen Möglichkeiten, denn der Rechtsstaat kennt ja auch Grenzen. Und eine Grenze bei diesen Ersatzvornahmen ist es, dass man zuerst dem Hauseigentümer Gelegenheit geben muss, ihn dann auffordern muss und dann die Ersatzvornahme setzt. Wenn der Hauseigentümer sagt, er verwaltet jetzt wieder selber, dann muss man die Ersatzvornahme wieder abbrechen, und zu guter Letzt bezahlen wir manches Mal dann die Rechnung selber, weil die Richter entscheiden, es war trotzdem ein Schritt zu schnell. 

Geschützt wird das Eigentum, was ja für den, der das Haus mit Vorsicht und mit Sorgfalt verwaltet, richtig ist. Aber hinter diesem Eigentumsschutz, der seine Vorteile in der Gesellschaft für jeden hat, verstecken sich halt einige und machen uns das Leben schwer bei der Erhaltung dieser Häuser und bei Verhinderung von Spekulation.

Beim zweiten Punkt stimme ich nicht so mit Ihnen überein. Der war vielleicht auch nur ein bisschen zynisch gemeint, nicht so ernsthaft, aber das ist der der SEG. Auch ich mische mich, so wie Kollege Norbert Walter gesagt hat, natürlich nicht in ein schwebendes Verfahren ein – ich glaube, wir stehen auch außer Zweifel, dass die SEG in den Eigentumsverhältnissen der SPÖ nahe steht oder der Stadt Wien nahe steht; es handelt sich um ein Privatunternehmen –, aber ich werfe auch der dort Verantwortlichen, Frau Wustinger-Renezeder, keine Steine nach, weil ich davon überzeugt bin, dass sie, wann auch immer sie in wirtschaftliche Schwierigkeiten gekommen ist, versucht hat, über die Börse und andere Maßnahmen weiterzumachen. Auch wenn sie jetzt sicher in großen Schwierigkeiten steckt, so hat sie doch auch viel Positives in der Stadt bewirkt hat, sodass ich doch auch die Leistungen, die sie geschaffen hat, jetzt nicht klein reden möchte, sondern, im Gegenteil, anerkenne. 

Ich weiß, dass unsere Wohnbauförderungsmittel geschützt sind durch unsere Aufsichtsbehörden und durch unsere Möglichkeiten, hier einzugreifen. Ich weiß auch, dass die wenigen Mieter – weil überwiegend Eigentümer –, wenn hier eine Neuübernahme erfolgt, die Unterstützung der Stadt vorfinden und sich, wann immer dort eine Änderung in den Eigentumsverhältnissen passiert, ebenfalls auf uns verlassen können. Aber eine Berufsgruppe – und darum habe ich mich gewehrt – ist jetzt nicht der Sündenbock eines privaten Unternehmens, das in wirtschaftliche Schwierigkeiten gekommen ist, das sind die Architekten. Jetzt zu sagen, dass die Architekten, weil sie so besonders ausgefallen beim Gasometer oder sonst wo geplant haben, irgendwo eine Mitschuld tragen sollen, das wäre doch der verkehrte Weg, dieses Kapitel aufzuarbeiten. Gerade die Architekten mit ihrer hohen Qualität im Wohnbau sind ein Teil unseres Stolzes in der Stadt, und es gibt genug Unternehmen und Bauträger und in Einzelprojekten auch die Frau Renezeder in der Vergangenheit, die bewiesen haben, dass man hohe Qualität in der Architektur und Wirtschaftlichkeit vereinen kann. Da braucht niemand genötigt zu werden, mit guten Architekten zu bauen. Gute Architekten sind nicht unwirtschaftlich, wenn der Bauträger dementsprechend mit ihnen die Auseinandersetzung führt. Aber diese Auseinandersetzung zwischen ökonomisch versierten Leuten, in der Architektur kreativen Geistern, ökologisch sehr engagierten Leuten, dieses Führen eines so unterschiedlichen Teams, das macht eben den Wohnbau aus. Da kann auch einmal jemand scheitern, und trotzdem ist es nicht die Schuld einer Gruppe, warum jemand gescheitert ist.

Dieses Zusammenspiel ist im Wiener Wohnbau eigentlich sehr erfolgreich, und ich bin davon überzeugt, dass es für jede Gruppe, die hier tätig ist, würde sie alleine, ohne die anderen sich durchsetzen müssen, zu Schwierigkeiten kommen würde, und hier hat eben ein bisschen der ökonomische Teil gefehlt. Aber zu diesem Zusammenspiel gehören eben alle Gruppen, auf die wir doch auch im Neubau sehr stolz sind. 

Ich möchte insgesamt, weil die Ghettobildung angesprochen wurde, noch sagen: Dort, wo soziale Probleme in Wohnbauten existieren, nehme ich das nicht auf die leichte Schulter. Ich würde es nicht immer auf die Migration oder den Migrationshintergrund herunterbrechen, denn es gibt eine Reihe von Integrationsprojekten von gut verdienenden Menschen mit Migrationshintergrund. Ich selbst wohne ganz in der Nähe von so einem Integrationsprojekt, wo mehr als 60 Prozent der Menschen, die dort wohnen, Migrationshintergrund haben, und dort gibt es überhaupt keine Probleme. Das heißt, es ist nicht eine Frage von Inländer oder Ausländer, Migrationshintergrund oder nicht, es ist eine sehr soziale Frage, die daher auch mit Maßnahmen der Sozialpolitik zu beantworten ist. Dass hier Migration eine besondere Rolle spielt, ist nur ein Teil dieser sozialpolitischen Frage. 

Daher ist es mir auch wichtig, im Wohnbau zu sagen, man soll hier nicht der Entwicklung gegensteuern. Das ist wichtig, aber man soll es ohne Gegensätzlichkeit und ohne Verurteilung einer bestimmten Gruppe machen. Ich bin davon überzeugt, dass die Gebietsbetreuungen, die genannt wurden, und natürlich auch jene Gebietsbetreuung, die bisher von der SEG gestützt wurde, weiterhin unsere Unterstützung haben werden. Vor allem die dort tätigen Personen werden weiter unsere Unterstützung finden. Die Gebietsbetreuungen, die hier in der Stadt eine große und eine wichtige Aufgabe leisten, die sind auch in diesem Feld des Zusammenlebens tätig. 

Daher möchte ich mich insgesamt für die Beiträge bedanken, mich auch für die gute und konstruktive Zusammenarbeit zwischen den diversen Budgetdebatten bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Bereiches und meiner Geschäftsgruppe bedanken, weil ich weiß, dass es wahrscheinlich keine Diskussion, egal, ob bei Budget oder Rechnungsabschluss, in Zukunft geben wird, wo nicht Einzelfälle beweisen, dass man besser werden soll. Es wird auch nie eine Budgetdebatte oder eine Rechnungsabschlussdebatte geben, wo nicht Ideen genannt werden, die man übernehmen muss und die so wichtig sind, dass man sie verwirklichen muss. Hier sind schon Ideen von allen Parteien übernommen worden. Aber die Mitarbeiter meiner Geschäftsgruppe verdienen, wenn man die Leistung in der Gesamtheit beurteilt, 
ebenso einen besonderen Dank, und den möchte ich bei der Gelegenheit auch aussprechen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. 

Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung „Stadt Wien – Wiener Wohnen" liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nur zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Ich begrüße die Frau Umweltstadträtin. Als Erster zu Wort gelangt Herr GR Blind. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Demokratie braucht Transparenz, und unter Transparenz verstehen wir, dass auch die SPÖ-Mehrheitsfraktion bereit sein müsste, allen Fraktionen, so auch der FPÖ, Einblick in die Geschehnisse der Stadt, speziell, was sich im Umweltbereich tut und tun soll, zu gewähren. 

Geradezu schändlich ist es, dass der Rechnungshof aufzeigen muss, dass etliche Fraktionen zu Besichtigungsreisen zu Biomassekraftwerken eingeladen wurden, und nur die FPÖ natürlich – natürlich unter Anführungszeichen – nicht. Aber mittels der schriftlichen Anfragen, die wir diese Woche einbringen oder schon eingebracht haben, werden wir aufdecken, wer wohin gefahren ist und warum wir nicht informiert wurden und ob nicht doch vielleicht das falsche Biomassekraftwerksverfahren gewählt wurde. 

Wenn sich herausstellen sollte, dass die Stadt just jenes Verfahren gewählt hat, wo Holz mit 50 Prozent Feuchteanteil verbrannt wird, und die Delegation aus Rot, Grün und Schwarz sich diese Reisen von den Herstellerfirmen hat bezahlen lassen, dann brennt wirklich der Hut. Man kann schon sehr gespannt sein, mit welchen gekünstelten Sätzen die Frau Stadtrat sich hier herauswinden wird. (Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Wir werden ja sehen, wie Ihre Antwort lautet. 

Wenn ich hier einleitend festgestellt habe, dass Demokratie, wenn sie funktionieren soll, Transparenz und Vertrauen benötigt, so trifft dies auf den Umweltbereich immer stärker zu. Dass die fossilen Brennstoffe keine Zukunft haben und dass die Atomenergie für uns Österreicher keine Zukunft hat, das ist wohl der kleinste, aber sicher unwidersprochene Nenner. Aber wie geht es weiter, Frau Stadtrat? Bedauerlicherweise bekämpfen und bekriegen sich die Lobbys der alternativen Energieträger bisweilen selbst bis aufs Blut. Anerkannte Fachleute der Biomasseindustrie machen die Solartechnik und die Windenergie herunter. Auf der anderen Seite verhindern Umweltschützer, zum Teil sogar mit Recht, weitere Wasserkraftwerke. Ist einmal ein Kraftwerk wie das in der Freudenau errichtet, sagt man uns, dieses müsse als Stranded Costs zusätzlich von den Stromabnehmern bezahlt werden. 

Was wir von der amtsführenden Stadträtin erwarten, ist seriöse Information von anerkannten Wissenschaftern und von Fachleuten im Ausschuss, wohin die Energiereise dieser Stadt nach dem heutigen Wissensstand gehen soll. Klar geht das nur, wenn wir eine Perspektive haben, die auf dem heutigen Wissensstand fußt. 

Als schlechtes Beispiel aus der Vergangenheit nenne ich hier die WKU, wo wir nicht informiert wurden, die Wiener Kommunal- und Umweltschutzgesellschaft, die am Gemeinderat vorbei die dritte Müllverbrennungsanlage geplant und errichtet hat und von der niemand wirklich weiß, ob man diese in dieser Dimension wirklich planen und errichten musste.

Wir wollen beim Voranschlag 2007 aber nicht nur von gestern reden, wir wollen wissen, was in der Zukunft in Wien passiert. Daher meine konkreten Fragen. 

Uns wurde in der Vergangenheit versprochen, dass die Wienerwaldbäche wieder geöffnet werden. Wo sind die Ansätze in diesem Voranschlag 2007? Wo sind die konkreten Projekte? 

Oder: Uns wurde versprochen, dass der Wiental-Sammler bis Auhof gebaut werden soll und gebaut werden wird. Da gab es etliche Presseaussendungen. Wo sind die Ansätze im Voranschlag? Wo sind die konkreten Pläne? Im „Kurier" auf der Seite 23, 8. November 2006, das ist erst zwölf Tage her, liest sich das so erfolgreich, aber wenn man sich die Sache genau anschaut, liegen die Darstellungen der Frau Stadtrat und die Wahrheit doch weit auseinander, und das schafft, bitte schön, kein Vertrauen. 

Im „Kurier" wortwörtlich: „Mit dem neuen Kanal wird künftig verhindert, dass mit Regen verdünntes Schmutzwasser aus den bestehenden Kanälen in den Wienfluss gelangt, erläutert die Wiener Umweltstadträtin Ulli Sima." – Das stimmt aber wirklich nicht, das wird nicht verhindert, das wird in der Zukunft weiterhin so sein. 

„Hintergrund: Die Wienfluss-Sammelkanäle waren bei starkem Regen an die Grenzen ihrer Belastbarkeit gestoßen." – Das stimmt ja auch nicht, das tun sie noch immer. Die waren nicht an die Grenzen der Belastbarkeit gestoßen, sie stoßen noch immer. Sie wissen ganz genau, was sich bei Regen alles in den Wienfluss ergießt.

Wie schon eingangs erwähnt, ist unser Misstrauen nicht unbegründet. Wie schaut es mit der Energiewende wirklich aus? Wird hier wirklich heimisches Holz verbrannt? Oder wird wirklich die Wertschöpfung großteils in Österreich getätigt?

Mit unseren schriftlichen Anfragen von dieser Woche werden wir für mehr Klarheit sorgen, denn die Wiener haben ein Recht darauf. Wie umweltfreundlich erfolgt der Transport wirklich? Wird wirklich mit dem Schiff transportiert oder war das nur eine Meldung zur Beruhigung der Bevölkerung, eine gute Propaganda im Fernsehen? Wie gesagt, Schiffstransport wurde für dieses Biomassekraftwerk im Fernsehen propagiert, beziehungsweise wurde gesagt, dass es schon getätigt wird.

Wie weit beteiligt sich Wien an neuen Technologien zur Erzeugung von Holzgas, das dann zu Treibstoffen, Diesel und Benzin weiter verarbeitet werden kann? Güssing tut es. Tut es Wien? Wir wissen es nicht. 

Alle diese neuen Technologien erfordern viel Information und vor allem Vertrauen. 

Leichter tun wir uns schon mit der Photovoltaik. Diese Technik ist etwas besser bekannt und auch etwas besser erprobt. Um sie aber in der Stadt groß zur Wirkung kommen zu lassen, bedarf es einer intensiven Abstimmung von Umwelt, Verkehr und Wohnbau. Es ist dies eben eine Querschnittsmaterie. Dächer, Fassaden, Lärmschutzwände, Garteneinfriedungen könnten hier Flächen zur Energiegewinnung liefern. Ich sehe im Budget 2007 nirgendwo die zielführenden Budgetposten. Vielleicht können Sie uns die alle nennen, die die dringend notwendigen Vorarbeiten für die anderen Geschäftsgruppen aufarbeiten könnten.

Stattdessen finden wir die alte Leier, das ist die Leier der Sozialisten, das gewohnte Abkassieren. Seit der Wahl am 1. Oktober 2005 wurden Müllgebühren per März 2006 um 20 Prozent, die Kanalgebühren ebenfalls per 1. März um 28 Prozent angehoben. Die Wassersteuer hat einen Deckungsgrad von 105, die Kanalsteuer von 110, die Müllsteuer von 111 Prozent erreicht. Das heißt, hier werden den Wienern 143,7 Millionen EUR zu viel abgeknöpft. So weit, so schlecht. 

Aber, Frau Stadtrat, meine Frage von heute an Sie: Warum nehmen Sie nicht wenigstens die 48,9 Millionen EUR aus der Kanalsteuer und verlängern den Wiental-Sammelkanal weiter nach Westen? Das wäre durchaus eine Großtat für Wien. Zweckentsprechendes Geld wäre vorhanden. 

Ihre Umweltpolitik und somit das Budget lehnen wir aus diesen genannten guten Gründen ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wenn man sich das Budget der Umweltabteilung anschaut, so würde ich einmal sagen, viel, viel Arbeit steckt dahinter, um es so zu konzipieren auf der einen Seite, aber auf der anderen Seite fällt schon auf, dass offensichtlich die beiden Cash Cows, wenn man so will, die MA 48 und die MA 30, schon einiges an Mehreinnahmen haben. Genauer gesagt hat die MA 48 ein Plus von rund 40 Millionen EUR und die MA 30 von rund 33,7 Millionen EUR. 

Uns wurde vor ungefähr einem Jahr gesagt, es wird keine Gebührenerhöhung geben. Dann hat es doch eine gegeben. Insgesamt 73,7 Millionen EUR mehr im Stadtsäckel wirken sich natürlich schon aus. Die Frage ist natürlich: Was bekommen die Bürger und Bürgerinnen für diese 73 Millionen EUR mehr in den beiden Bereichen? Da würde ich einmal sagen: Wenig bis gar nichts. Es wurde versprochen, Glascontainer anzuschaffen, die weniger scheppern, aber sonst kann ich mich nicht wirklich an etwas erinnern.

Das Einzige, woran ich mich eigentlich erinnere, ist, dass die Stadt Wien eine starke Stimme für die Umwelt besitzt, dass Wien eine Umweltmusterstadt sein soll. Viele Inserate und Selbstbeweihräucherung gibt es in den Medien. 

Jetzt einmal zur starken Stimme für die Umwelt. Vor nicht allzu langer Zeit habe ich dem „Standard online" entnommen, dass die starke Stimme für die Umwelt schweigt, und zwar besonders dann, wenn es um 54 Bäume beim Prater-Stadion geht. Ich habe nachgefragt bei der starken Stimme für die Umwelt, und sie hat mir im Umweltausschuss erklärt, sie sei dafür nicht zuständig, weil Baumschutz zwar zur MA 42 gehört, aber die 54 Platanen sind im Privatbesitz der MA 51, dem Sportamt. Das ist eine interessante These, zu sagen, das Sportamt besitzt 54 große Bäume, und das geht uns alle nichts an. Also die starke Stimme, würde ich einmal sagen, hat dort zumindest Heiserkeit bewiesen oder Halsweh, ganz egal. Es gibt mittlerweile auch da durchaus Mittel, dass man wieder flott werden könnte, und die starke Stimme der Umwelt, die Frau Stadträtin, sollte sich vielleicht doch einmal anschauen, ob da nicht einiges zu machen ist.

Dann habe ich vor Kurzem eine Presseaussendung vom Herrn Klubobmann gefunden, und da werden sozusagen mehrere Highlights, die die Stadt Wien irgendwie im Umweltbereich hat, angegangen. Und zwar zuerst einmal: „Der Kanal, ein echter Meilenstein für den Gewässerschutz." Völlig richtig, ein echter Meilenstein für den Gewässerschutz. Aber es wird so getan, als würde sozusagen der Kanal, der jetzt von der Steggasse rüberkommt bis in den 3. Bezirk zum Stadtpark oder in den 1. Bezirk, wie man will, alle Probleme lösen. Das stimmt ja überhaupt nicht. Faktum ist, dass oberhalb der Steggasse die Abwässer bei größeren Regenereignissen nach wie vor in den Wienfluss strömen. 

Überhaupt nichts gesagt wurde darüber, wann das da oben passieren soll. Wir hatten vor vielen Jahren noch eine andere Dame als Umweltstadträtin. Die hat bei der Wiental-Renaturierung und beim Kanal gesagt, das brechen wir ab, wir machen das untere Projekt, und im Jahr 2005, wenn dann die Wien-Wahlen sein werden, dann werde ich ein anderes schönes Projekt brauchen. 

Das andere schöne Projekt, nämlich die Wienfluss-Renaturierung plus der Kanal bis nach Auhof, das ist auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben worden. Ganz im Gegenteil, bei der MA 45 finde ich unter Wienfluss-Renaturierung nichts, aber dafür finde ich, glaube ich, wenn ich mich nicht täusche, 70 000 oder 80 000 EUR zur Errichtung eines Radweges. Das ist eine interessante Geschichte.

Bei der Liesing ist es auch so, da hat man ja auch einen Kanal errichtet – sehr, sehr löblich –, aber man hat interessanterweise mit der Flussrenaturierung eigentlich nicht am Oberlauf begonnen, sondern unten, was in dem Fall schon Sinn macht. Aber auch da finde ich bei dem weitergehenden Projekt zur Liesing-Renaturierung nur die Errichtung eines Radweges. Jetzt fahre ich selber gerne mit dem Fahrrad. Fein, dass es dort einen besseren Radweg gibt, fein, dass es im Wiental auch einen gibt, aber eigentlich hat man die Renaturierung versprochen. 

Das Gleiche gilt übrigens auch für die Wienerwaldbäche. Die sind übrigens nicht geschlossen, die sind übrigens nicht zugebunden, Kollege Blind, sondern das Einzige, was dort ist: Eigentlich müsste man langsam aber sicher mit der Renaturierung beginnen, und da ist außer beim Petersbach nichts im Budget drinnen. 

Last but not least finde ich eine schöne Sache, ich meine, die Frau Kollegin Smolik ist eigentlich dafür zuständig, aber da steht zum Beispiel: „Nimm ein Sackerl für mein Gackerl! – Eine gute Hundekot-Kampagne ist angelaufen." Jetzt bin ich zufällig vor Kurzem am Burjanplatz vorbeigekommen, das ist dort, wo laut Medien die Kampagne angelaufen ist. Ich dachte, der Burjanplatz ist voll mit Taferln: „Nimm ein Sackerl für mein Gackerl" und voller Hundeset-Automaten. Aber es gibt keinen Hundeset-Automaten mehr am Burjanplatz. Es gibt dort nicht einmal ein Taferl, kein einziges Taferl, außer einem heruntergefallenen Taferl unten am Ende eines Pfostens, auf dem steht, die Hunde dürfen dort nicht in die Anlage hinein. Das war alles. Also ein klassisches Potemkinsches Dorf, wo man irgendwas für die Presse installiert, und dann geht man weg. Also eigentlich genau gesagt, nicht „Nimm ein Sackerl für mein Gackerl", sondern kein Sackerl für das Gackerl. Das war es in Wirklichkeit. Es wäre besser gewesen, wenn das auf der Tafel gestanden wäre. 

Das Biosphärenparkgesetz für den Wienerwald hat der Herr Klubobmann auch noch angeführt. Also das Biosphärenparkgesetz haben wir schon abgehandelt. Noch ein Satz dazu: Wenn die Berge kreißen und nicht einmal ein Mäuslein wird geboren, sondern ein Einzeller – das trifft in Wirklichkeit genau das Biosphärenparkgesetz. Vielleicht ein Einzeller oder eine Amöbe oder eine Spore, was weiß ich. Vielleicht gibt es noch etwas Kleineres. Die Frau Kollegin Smolik kann mir da vielleicht helfen. Aber nichtsdestotrotz gibt es noch eine weitere Broschüre.

Da möchte ich vorher noch etwas einflechten. Beim Feinstaub ist natürlich total viel passiert. Ich wollte nur sagen, es gibt im Internet ein Ranking der feinstaubüberschreitenden Messstellen, und da hält Stadlau am 19.11.2006 den vierten Platz in ganz Österreich. Die Rinnböckstraße hält den sechsten Platz, die Taborstraße hält den achten Platz. Wobei interessant ist, dass es da bis 14.5.2006 54 Überschreitungen gab. Mittlerweile gibt es 37 Überschreitungen mehr. 94 Überschreitungen! Da muss ich sagen: Tolle Leistungen der Stadt Wien! 94 Überschreitungen auf der Taborstraße. Da kann man sagen, die beiden Maßnahmenpakete haben ja richtig gegriffen. Es hätten ja 924 sein können stattdessen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), keine Frage. Das muss unglaublich gegriffen haben. 

Also da gibt es noch einiges zu tun, und von der Umweltmusterstadt sind wir noch meilenweit entfernt. 

Ein interessanter Punkt. Da gibt es etwas Schönes. Es nennt sich „Neustart für Österreichs Umweltpolitik", SPÖ-12 Punkte-Programm des SPÖ-Kompetenzteams Umwelt, und wenn man da so ein bisschen blättert, kommt man zu Mülltourismus, wirksame Maßnahmen. Es wäre interessant, wie das ist, wenn dann die Müllverbrennungsanlage eröffnet worden ist, ob dann sozusagen Überkapazitäten vorhanden sind, ob da der Müll nicht aus anderen Bundesländern kommt. Aber das findet man unter dem Punkt 5e „Winterreifenpflicht für PKW zur Verminderung von Streusplitt." Interessant: Winterreifenpflicht zur Verminderung von Streusplitt. Völlig richtig. Das Problem ist nur das, dass in der Stadt Wien das Tempo 50 eingeführt worden ist auf manchen Straßen. Dann wurden der ÖAMTC und der ARBÖ fündig in der Wiener Umweltpolitik und haben ein bisschen justiert, würde ich einmal sagen. Also die Autofahrerorganisationen haben justiert, dann wurde einiges zurückgenommen. 

Wir haben eigentlich gedacht, es wäre fein gewesen. Das haben auch alle anderen gesagt. Winterreifenpflicht kann ein Bundesland auch selber einführen, also auch Wien. Das wurde von der SPÖ abgelehnt, aber im Bund kann man das ruhig machen. 

Das Gleiche gilt natürlich auch für Partikelfilterpflicht. Partikelfilterförderung hat die Stadt Wien abgelehnt.

Aber wenn ich da so durchblättere, komme ich auf einen Punkt, der heißt: Voller Einsatz für ein UVP-Gesetz, das diesen Namen verdient. Völlig richtig! Nur unter dem Punkt d steht was Interessantes, da steht „Parteienstellung für AnrainerInnen in allen Verfahren". Wenn man sich aber die Realität der Umweltverträglichkeitsprüfungen in Wien anschaut, da kommt man auf ganz andere Dinge. Da gibt es zum Beispiel keine Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Messe, es gibt keine Umweltverträglichkeitsprüfung beim EKZ beim Stadion. Da gab es Gesetze, das hat man nicht machen müssen, denn das war noch vor dem 31. Dezember. Da hat die Kanzlei Onz geschwind noch den 28. Dezember gefunden, das war noch ein bisschen vorher, da hat man nichts machen müssen.

Beim Lasselsberg in Albern hat man auch nichts machen müssen, und man hat vor allem keinen UVP bei der Park and ride-Anlage in Hütteldorf machen müssen. Das hat man alles nicht machen müssen, und da drängt sich ein interessanter Punkt auf. 

In der Stadt Wien – das ist natürlich in allen anderen Bundesländern auch so – ist die MA 22 in Wirklichkeit in einer Doppelfunktion. So sehr ich die MA 22 schätze, aber die MA 22 ist magistratische Dienststelle und Behörde gleichzeitig. Jetzt ist das natürlich schon schwierig, wenn man Behörde und Dienststelle gleichzeitig ist.

Ich möchte da schon noch einmal ein bisschen auf eine interessante Sache eingehen. Wir haben nach dem Wiener Umweltinformationsgesetz einen Bescheid beantragt, und zwar den Naturschutzbescheid für die Probebohrungen im Nationalpark. Es hat eine Zeit lang gedauert, da haben wir nichts bekommen, es hat noch eine Zeit lang gedauert, und auf einmal kam per Internet eine Zusammenfassung dieses Bescheides, und in diesem Bescheid, den man offensichtlich nicht als Ganzes den Grünen schicken kann, sondern nur in einer Zusammenfassung, steht aber was Interessantes drinnen, und zwar geht es darum, von wann bis wann der zeitliche Ablauf der Probebohrungen sein soll. 

Ich finde es ja immer interessant, wenn uns der Erich Valentin per Presseaussendung ausrichtet, wir hätten ja Einspruch erheben können gegen den Bescheid. Gegen den Bescheid können wir nicht Einspruch erheben, sondern das ist Sache der Wiener Umweltanwaltschaft. Die Wiener Umweltanwaltschaft hat nicht Einspruch erhoben, aber da ist etwas ganz Interessantes. Da steht, die Tagesarbeitszeit im Nationalpark ist auf Grund naturschutzfachlicher Vorgaben auf die Zeit von 8 Uhr bis 19 Uhr – ist interessant, 8 Uhr bis 19 Uhr, und dann kommt etwas Witziges –, auf den Zeitraum zwischen Sonnenaufgang und Sonnenuntergang beschränkt. Jetzt sagt jeder Kalender der Welt, wann Sonnenaufgang und Sonnenuntergang sind. Darf ich Ihnen vorlesen? Am 1. November geht die Sonne nicht um 19 Uhr unter, sondern um 16.37 Uhr. Am 21. Dezember, nämlich der längsten Nacht des Jahres, geht die Sonne um 16.02 Uhr unter. (GR Heinz Hufnagl: Kann das ein Mittelwert sein?) Ein Mittelwert? (GR Heinz Hufnagl: Die Sonne arbeitet das ganze Jahr! Unglaublich!) Ah, interessant. Ich habe gar nicht gewusst, dass wir im Sommer auch arbeiten dürfen, aber da war ja nur vom Winter die Rede, und zwar vom 1. November bis 31. März, Kollege Hufnagl. Da kann man einen Mittelwert nehmen, genau. Die arbeiten nur Vormittag. Das ganze Jahr! Super! Und Vormittag ist Ausgehverbot für Amphibien und Nachmittag gibt es Ausflugverbot für, sagen wir, Fledermäuse. (Lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist ein interessanter Punkt. 

Aber noch einmal. Also ich bin jetzt belehrt worden: Die MA 22 stellt einen Bescheid aus und sagt, zu Weihnachten, wo um 7 Uhr wir alle unterm Lichterbaum sitzen, da geht draußen gerade die Sonne unter. Das ist sensationell. Ich kann das fast nicht glauben. Das wäre wirklich ein unglaublicher Erfahrungswert, wenn man mir das erklären könnte. Wahrscheinlich stimmt das für Tahiti, denn da sind wir im Winter, aber in Österreich geht die Sonne um 16.02 Uhr unter und nicht um 19 Uhr. Also gut. 
Interessanterweise soll das deswegen so sein ... (Zwischenruf von GR Heinz Hufnagl.) Moment! Jetzt kommt ja die Begründung: „Bei Fledermäusen, die dämmerungs- bis nachtaktiv sind, ist davon auszugehen, dass sie durch die tageszeitlichen Einschränkungen des Bohrbetriebes nicht betroffen werden."

Nachdem die Fledermäuse dämmerungsaktiv sind und durch den Tagesbetrieb nicht eingeschränkt sind, frage ich mich in Wirklichkeit, wie das ist. Wenn die Sonne um 16 Uhr untergeht, beginnt ja im Winter die Dämmerung nicht um 16.02 Uhr, sondern ein bisschen früher. Was mir besonders gefallen hat, ist nämlich das: Fledermäuse machen Winterschlaf. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Nur so nebenbei. Es hätte müssen heißen, Eulen, Raubvögel, das hätte gepasst, aber Fledermäuse machen Winterschlaf im Winter. Das lernt man in der ersten Klasse im Gymnasium im Biologieunterricht. Fledermäuse sind nicht nachtaktiv während des Winterschlafs. Das ist ein wichtiger Punkt. (Neuerliche Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Noch ein weiterer wichtiger Punkt, und das stört mich an dem Bescheid, den ich ja beeinspruchen hätte können. Wo? Am Salzamt? Hätte ich anrufen sollen bei der Fluglärm-Hotline und hätte ich sagen sollen: He, ich weiß ganz genau, die Sonne geht jetzt gerade unter in Tahiti um 19 Uhr. Nein! In Wirklichkeit ist es eine Unverschämtheit, so einen Bescheid hinauszugeben und zu sagen, den hättet ihr ja beeinspruchen können. 

Und last but not least – ich möchte das abkürzen, weil ich vielleicht noch eine Minute replizieren sollte – Die Salzamt-Hotline ist 0810 22 33 44. Wenn Sie Flieger des Abends herumfliegen sehen nach 21 Uhr, rufen Sie dort an. Sie werden weiterhin fliegen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Eigentlich könnte man es kurz machen. Dies nicht nur wegen der Vorgerücktheit der Stunde und der damit wahrscheinlich verbunden Sympathien der gemeinderätlichen Kollegenschaft, wenn man sich kurz fasst, sondern vor allem deshalb, weil das vorliegende Budget derart langweilig und ereignislos ist, wie es die gesamte Umweltpolitik in dieser Stadt ist. Es spiegelt sich darin einmal mehr die Tatsache wider, dass Umweltpolitik offensichtlich dieser Stadtverwaltung kein besonderes Anliegen ist. Gerade deshalb ist es daher das Problem, dass versäumte Maßnahmen der Gegenwart leider die Umweltbelastungen der Zukunft sind. 

Wenn man einmal die zahlreichen PR-Auftritte der Frau Stadträtin, die viel zu zahlreich sind, aber leider lange Tradition haben, schon seit Bgm Häupl, dem damaligen Umweltstadtrat, Tradition haben, beiseite lässt, so lässt sich die Sachpolitik der Frau Umweltstadträtin auf einen einfachen Punkt zurückführen, nämlich darauf, dass sie dazu nichts zu sagen hat. Sie, Frau Stadträtin, sind wirklich zur Schweigestadträtin mutiert in der Zwischenzeit.

In den letzten Monaten wurden wir in dieser Stadt mit einer Vielzahl von Attacken auf den Grüngürtel Wiens konfrontiert – und das, obwohl gerade dieser Gemeinderat zum Beispiel eine Grünlanddeklaration, ein 1 000-Hektar-Programm und Ähnliches beschlossen hat. Das ist alles Makulatur: Sie schweigen auch dort, wo der Grüngürtel in Gefahr ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Beispiele? – So geschehen auf der Baumgartner Höhe, beim geriatrischen Zentrum – jetzt bringe ich es nicht heraus (GRin Inge Zankl: Geriatrisch! Ganz einfach!), „Altersheim" ist halt einfacher zu sagen – und bei den Plänen zur Erweiterung der WOGEM-Siedlung in Liesing, wo Sie es nicht der Mühe wert gefunden haben, Ihre Stimme zu erheben, um den dortigen Grünraum – die Bäume und die Erholungsflächen der Wiener – zu schützen. Ihr Schweigen ist aber weniger auf die fachliche Kompetenz oder gar die strategische Vorsicht zurückzuführen. Sie erheben nicht nur nicht die Stimme, wenn es um Flächenwidmungen geht, sondern zeigen auch umweltpolitische Heiserkeitsanfälle, die sich in politischem Stimmverlust äußern, wenn es konkret um Baumfällungen geht, wie das Beispiel im Prater zeigt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was passiert dann? – Wenn es nicht mehr anders geht, versucht man, so wie es der heutigen Zeit entspricht, mit Sicherheitsargumenten alle zu nötigen, den Sanctus zu geben. 

Es war nicht die Frau Stadträtin – und das hätte ich mir eigentlich erwartet –, die versucht hat, Alternativkonzepte auf die Beine zu stellen; es war die ÖVP, es waren die GRÜNEN und es waren die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt, die das Kettensägemassaker verhindern wollten. Aus politischer Sicht können wir mit dieser Arbeitsteilung sehr zufrieden sein, aus umweltpolitischer Sicht aber recht wenig. 

Sie sagen auch nicht sehr viel, wenn es darum geht, den Verkehrslärmschutz in die Schranken zu weisen. Auch diesbezüglich überlassen Sie das Thema Herrn StR Schicker, der, wenn er gerade gut aufgelegt ist, erklärt, dass er Lärmschutzideen seiner eigenen Ressortkollegen irgendwann vielleicht auch prüfen wird. – Bei diesem Thema könnte man ja noch nobel annehmen, Sie, Frau Stadträtin, seien eine korrekte Person und versuchen, einem Stadtratskollegen nicht ins Ressort zu pfuschen.

Wie verhalten Sie sich aber eigentlich beim Thema Fluglärm? Das ist doch eindeutig eine übergreifende, eine interdisziplinäre Thematik! Ich gebe zu, es ist ein schwieriger Bereich. Ich habe von Ihnen aber noch keine einzige Stellungnahme, keinen einzigen konstruktiven Beitrag dazu gehört, wie man den Protesten der Wienerinnen und Wiener entgegentreten kann. Das ist aus meiner Sicht geradezu unglaublich! Sie reagieren nicht mehr auf Bürgerbeschwerden! Ich verstehe das nicht. Ist es nicht gerade die Aufgabe einer Umweltstadträtin, eine Umweltanwältin der Wienerinnen und Wiener zu sein?

Kommen wir zum Budget. Da haben Sie einmal mehr ein falsches Signal gesetzt. Sie erhöhen die Gebühren und leiten diese dann auf elegante Art und Weise ins allgemeine Budget über.

Meine Damen und Herren! Diese Überschüsse aus dem Umweltbereich sollten in die Umwelt und nicht in die Defizitbereiche Ihrer Verwaltungsproblemgebiete investiert werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Auf der einen Seite fließt das Geld in das allgemeine Budget und auf der anderen Seite waren wir gerade in den letzten Tagen mit Rohrgebrechen der Wiener Wasserwerke konfrontiert, die teilweise den gesamten Verkehr in dieser Stadt lahm gelegt oder zumindest stark beeinträchtigt haben. Werte Damen und Herren! Solange es solche Pannen gibt, haben Sie überhaupt kein Recht, Geld von den Wiener Wasserwerken abzuziehen und so zu verhindern, dass dieses Geld in sinnvoller Weise der Sanierung des Wiener Wasserrohrnetzes zugute kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie investieren nicht nur die Gewinne nicht in die Versorgungsunternehmen des Umweltressorts, sondern Sie, Frau Stadträtin, lassen es leider auch zu, dass diese Einrichtungen zur Budgetgeldbeschaffung herangezogen werden. Die Abteilungen Wasserversorgung, Abwasser und Müllabfuhr sind keine Geldpressen für das allgemeine Stadtbudget, so wie Sie das gerne hätten, sondern Einrichtungen, die zur Erhaltung der Lebensqualität und vor allem zur Versorgungssicherheit der Wienerinnen und Wiener dienen. Genau aus diesem Gesichtspunkt lehnen wir nochmals und abermals die Gebührenerhöhungen in diesem Bereich mit Nachdruck ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Leider lassen Sie das zu – und so kann der Finanzstadtrat heuer auch bei den Abwassergewinnen wieder ordentlich zulangen. Während Sie im Voranschlag 2006 noch mit 9,4 Millionen EUR das Auslangen gefunden haben, sind es im Voranschlag 2007 schon 49 Millionen EUR, also das Fünffache. Die Tatsache, dass dieser Überschuss unter der Prämisse der heuer wirksam werdenden Gebührenerhöhungen zu sehen ist, rückt Ihre Budgetpolitik, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, schon in die Nähe jener Ära Kreisky, die offensichtlich derzeit bei Ihnen eine neue Renaissance erfährt. (Beifall bei der ÖVP.)
Gänzlich unnachvollziehbar wird es aber, wenn man sich vor Augen hält, dass eine MA 30 zusätzliche Einnahmen aus dem Cross-Border-Leasing seit dem Jahre 2003 von sage und schreibe 121 Millionen EUR zur Verfügung hätte. Ein Betrag, den Sie aber im Voranschlag 2007 salopp zurückgefahren haben. Da fragt man sich natürlich: Warum? Sie haben da ungeheuerlichen Erklärungsbedarf! 

Ich kann Ihnen aber eine Antwort darauf geben, was Ihre strategische Absicht war. Sie schaffen nämlich das Kunststück, in einem Jahr die Gebühren zu erhöhen und gleichzeitig im selben Ressort die Ausgaben zu senken. Dann brauchen Sie einen Kompensationsposten, damit der Überschuss nicht exorbitant hoch wird. Das heißt mit anderen Worten, Sie haben die Budgetknappheit der MA 30 vorgetäuscht, um die Gebühren erhöhen zu können. Dasselbe Spiel sehen wir bei der MA 48. Dort steigt der Gewinn über 40 Prozent unter dem Eindruck der Gebührenerhöhungen an. Es ist keine Spur davon zu sehen, dass bei der MA 48 der Konkurs drohe oder andere Maßnahmen zu ergreifen wären. Auch da handelt es sich um eine allgemeine Budgetgeldbeschaffung auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger und vor allem der Umwelt dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Und so geht es in diesem Budget in einer Tour weiter: Beim Kapitel Wasser wundern wir uns nicht einmal über die Gewinnausschüttung, sondern vor allem über die Einnahmengebarung. Die Wasserwerke rechnen nämlich für das Jahr 2007 mit fast 20 Millionen EUR weniger Einnahmen als in den Jahren davor. Nun, die Gebühren werden erhöht, die Anzahl der Wienerinnen und Wiener wird offensichtlich auch nicht weniger, und weniger Wasser werden sie wahrscheinlich auch nicht verbrauchen. Es ist unerklärlich, wie so ein Budgetansatz zustande kommt! 

Wir wollten diesem Phänomen im Vorfeld auf den Grund gehen, aber leider hat uns aus dem Stadtratsbüro bis dato kein Rückruf und keine Rückmeldung erreicht. (Ruf bei der ÖVP: Aha!) Keine Antwort ist aber auch eine Antwort (Heiterkeit bei der ÖVP.) und so mutmaßen wir offensichtlich zu Recht, dass es sich auch hier um eine weitere Bankrotterklärung Ihrer Budgetpolitik handelt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Dieses Budget, das Sie uns vorgelegt haben, spiegelt nicht nur Ihre umweltpolitische Inkompetenz wider, sondern es ist auch Ihre wirtschaftspolitische Inkompetenz damit bewiesen – und das ist wahrscheinlich das viel größere Problem dieser Stadtregierung.

Kommen wir nochmals zurück zur Umwelt. Sie, Frau Stadträtin, haben einem weiteren Punkt sehr wenig Aufmerksamkeit in Ihrer Politik gewidmet, nämlich dem allgemeinen Klimawandel. Nun weiß ich schon, dass Wien alleine den Trend nicht wird brechen können, aber Wien als große Stadt ist verpflichtet, seinen Beitrag zu leisten. Diesbezüglich ist nichts Ausreichendes passiert: Wien hat seine Klimaschutzziele bis dato nicht erreicht!

Um Ihnen die Möglichkeit zu geben, heute ein Signal zu setzen, möchte ich gemeinsam mit Kollegen Parzer einen Antrag auf Unterstützung einer Energiestiftung einbringen. Diesbezüglich hat der Bund in vorzüglicher Weise – und das werden Sie auch anerkennen müssen; so hoffe ich zumindest – für die nächsten fünf Jahre 500 Millionen EUR als Fördergelder für umweltfreundliche und erneuerbare Energien, zum Beispiel Wasserkraft, Sonnenkraft oder Holzenergie, dotiert. Wir wollen den Anteil alternativer Energien von derzeit 22 Prozent auf 45 Prozent verdoppelt wissen. 

Es möge der Wiener Gemeinderat – ich hoffe, dass wir hier heute einen entsprechenden Konsens finden können – für eine entsprechende finanzielle Beteiligung dieser Bundesenergiestiftung Sorge tragen, und zwar im selben Verhältnis als der Bund für Wien diese Mittel lockermacht.

In formeller Hinsicht beantragen wir hier die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Energiepolitik und Klimawandel hängen noch weiter zusammen. Wir müssen gerade in Wien endlich aufholen. Es wurde heute schon gesagt: Wien ist das solare Schlusslicht Österreichs. Ich weiß, dass es schwer ist, in einer Stadt das eine oder andere Panel aufzubringen, aber auch im Vergleich zu anderen Städten liegt Wien schlecht. Wir fordern daher eine echte Solarenergieoffensive dieser Stadt! 

Ich denke, es ist eine sehr einfach Forderung, die wir Ihnen heute vorlegen. Ich habe das im Vorfeld von dem einen oder anderen der wenigen umweltengagierten PolitikerInnen der SPÖ kommuniziert bekommen, dass es kein Problem sein sollte, eine echte Solarenergieoffensive mit dem einfachen Ziel mitzutragen, dass bis zum Jahr 2015 pro Wiener ein Quadratmeter Solarfläche in Wien existieren soll. – Das ist nicht besonders viel, aber es ist wesentlich mehr, als heute zur Verfügung steht. Diese Fördermittel müssen von dieser Stadtregierung zur Verfügung gestellt werden. 

In formeller Hinsicht bringe ich gemeinsam mit Kollegen Parzer einen Antrag ein. Wir beantragen die Zuweisung in der Hoffnung, dass es Ihnen möglich sein wird, den Antrag mitzutragen. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir denken, dass Geld in solche Maßnahmen viel besser investiert ist, als Sie das in Ihrer Art der Budgetpolitik tun, wenn Sie Geld aus Umwelt-affinen Bereichen nehmen und in das allgemeine Budget abdriften lassen. Diese undefinierte Geldflusszielbestimmung können und wollen wir nicht mittragen. Wenn Sie diesen Weg mit uns gingen, so gingen Sie wenigstens einen Schritt in eine bessere Richtung eines Budgets, nämlich weg von einer Umweltpolitik, die aus Reformstillstand, Problemverweigerung und vor allem Kostenunwahrheit besteht. Solange aber dies nicht der Fall ist, können wir diesem Budget unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Nevrivy ist zu Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Kolleginnen und Kollegen!

Zuerst möchte ich ein paar Punkte von meinen Vorrednern anführen. Bezüglich der Probebohrungen: Ich denke, Sie möchten die Nordostumfahrung verhindern. Reden Sie nicht immer von den Probebohrungen! Die Trassenführung wurde oft diskutiert und oft überprüft. Man hat sich auf diese Variante geeinigt. Bei dieser Variante ist der Tunnel die sinnvollste Lösung. Ich sage Ihnen vor allem als Donaustädter Mandatar: Wir wollen die Nordostumfahrung, wir brauchen die Nordostumfahrung! Versuchen Sie nicht, die Nordostumfahrung zu verhindern! (GR Mag Rüdiger Maresch: O ja!)

Zum Thema Hundesackerl: Jeder Bezirk hat ein eigenes Sonderbudget – das wissen Sie ganz genau! Es wäre vielleicht besser gewesen, Sie hätten veranlasst, dass die Hundesackerl aufgehängt werden, anstatt darauf zu warten, dass Sie uns im Gemeinderat nachher davon erzählen können.

Zum Thema Fluglärm. Es gibt Mediationsverfahren. Ich denke, davon haben Sie schon gehört, auch wenn Sie von Fluglärm noch nicht so viel gehört haben. Wien hat diesbezüglich keine formale Kompetenz. Auch das haben wir bereits oft besprochen. Das Mediationsverfahren war europaweit das größte derartige Verfahren. Am Ende waren über 55 Teilnehmer eingebunden. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Die nicht unterschrieben haben!) Das ganze Verfahren können Sie im Internet anschauen, da können Sie das nachlesen. Das UVP ist ein Bundesgesetz, und Gesetze müssen eingehalten werden. Das gilt eigentlich für alle. 

Zum Kollegen Blind: Ist er da? Sie beantworten Ihre Fragen ohnehin selbst, da brauche ich nichts mehr zu sagen.

Meine Damen und Herren! Wir können stolz sein auf die einzigartige Lebensqualität in unserer Stadt, und daher ist es mir am Anfang wichtig, genau über diesen Punkt zu sprechen. In welcher anderen Millionenstadt der Welt außer in Wien gibt es so einen einzigartigen Naturreichtum innerhalb der Stadtgrenzen? Welche andere Stadt gibt es, in der 50 Prozent des Stadtgebietes Grünflächen, Parks oder Wälder sind? In welcher Stadt gibt es einen Nationalpark und einen Biosphärenpark?

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich kenne diese andere Stadt nicht, aber ich kenne Wien und ich kenne die Maßnahmen, die im Umweltbereich gesetzt werden, um den Menschen in Wien diesen einzigartigen Teil der Daseinsvorsorge zu sichern. (Beifall bei der SPÖ.)

Und ich kenne unsere Umweltstadträtin, die nicht nur ausgewiesene Umweltexpertin ist, sondern auch als Politikerin dafür sorgt, dass der erfolgreiche Weg in der Wiener Umweltpolitik entschlossen weiter bestritten wird. Die Mercer-Studie bescheinigt uns das Jahr für Jahr. Vor uns liegen in Europa nur die beiden Schweizer Städte Zürich und Genf mit 400 000 beziehungsweise 200 000 Einwohnern. Das heißt für mich, dass Wien mit Fug und Recht von sich behaupten kann: Diese Stadt ist die lebenswerteste Millionenstadt in ganz Europa. 

Dafür gibt es natürlich auch andere Gründe: Zum Beispiel die erfolgreiche Wiener Wirtschaft, die hohe Sicherheit oder der vorbildliche und international einzigartige soziale Wohnbau. Zu den Vorsorgeleistungen für die Wiener Bevölkerung zählen im Bereich der Geschäftsgruppe Umwelt neben dem Umweltschutz auch die Wasserver- und -entsorgung, der Hochwasserschutz und die Abfallbewirtschaftung. Die SPÖ lässt es nicht zu, dass diese für alle Menschen unentbehrlichen Vorsorgeleistungen dem Politstreben geopfert werden, wie das in anderen Ländern und Städten der Fall war und ist. Ich betone das deshalb so stark, weil manche in der ÖVP am liebsten hätten, dass die Stadt alles nach dem Motto verkauft: Wenn uns die Menschen in dieser Stadt schon nicht wählen, dann wollen wir zumindest Profit mit ihnen machen.

Glücklicherweise gibt es aber die SPÖ! Ich möchte Ihnen gerne eine Vorschau auf das Jahr 2007 bringen: Die Europäische Kommission hat vier Wiener Grünoasen, nämlich den Nationalpark Donau-Auen, das Naturschutzgebiet Lainzer Tiergarten, das Landschaftsschutzgebiet Liesing und das Landschaftsschutzgebiet Bisamberg im Rahmen des europaweiten Netzwerkes Natura 2000 anerkannt. Im Jahr 2007 werden diese Gebiete per Verordnung zum Europaschutzgebiet erklärt. Im Jahr 2007 wird es in Wien einen internationalen Kongress zum Thema Luftreinhaltung geben. 

Die bei den Wienerinnen und Wienern, aber auch bei Touristen beliebte „Der Dritte Mann"-Tour wird im Mai des kommenden Jahres wieder aufgenommen werden. Die Führungen werden von Mai bis September möglich sein und rund drei Stunden dauern. Das Programm wird außerdem multimedial begleitet sein. 

Ein weiteres „Kanalthema" ist das Pilotprojekt „Wärme aus Abwasser". Dabei wird dem Abwasser Wärme entzogen und damit eine weitere Reduktion des CO2-Ausstoßes erreicht. 

Im Jahr 2007 werden die letzten verbliebenen Bleileitungen im Zuleitungssystem ausgetauscht. 

20 Parkanlagen werden im nächsten Jahr neu oder wieder eröffnet. Darunter der Generationen-Spielepark in der Donaustadt, was mich als Donaustädter Mandatar natürlich besonders freut, oder aber auch der Rudolfspark in der City. 

Die Biogasanlage Wien steht vor der Fertigstellung und wird im Juli eröffnet werden. In der ersten Ausbaustufe können 17 000 t biogene Abfälle bearbeitet werden, in der zweiten Ausbaustufe verdoppelt sich das Aufnahmepotenzial. Im Gegensatz zu allen anderen Anlagen in der Umgebung von Wien wird der Kompost in den Wiener Kreislauf zurückgeführt, ohne das Grundwasser zu gefährden. Bis Ende nächsten Jahres muss das Wiener Abfallwirtschaftsgesetz erneuert werden, und die Landesregierung wird das neue Konzept beschließen. 

Mich als Donaustädter freut besonders, dass im kommenden Frühjahr das Nationalparkhaus Wien-Lobau eröffnet wird. Es wird einen Infopoint geben, einen Raum für aktuelle Themenausstellungen, einen Veranstaltungsraum, einen multifunktionellen Workshop-Raum für Schulklassen, und es wird der Standort für die zweite Wiener Waldschule sein. Insgesamt wird es ein attraktives Nationalparkzentrum für die umweltbewusste Metropole in Wien sein. 

Das Stadtweingut Cobenzl feiert nächstes Jahr sein 100-jähriges Jubiläum. Die 100-Jahr-Feier wird direkt am Weingut Cobenzl stattfinden, gleichzeitig mit dem mittlerweile traditionellen Wiener Bäuerinnen- und Bauernfest. 

Eine weitere Grünoase gewinnt Wien auf den Steinhofgründen. Das Erholungsgebiet wird in Richtung Süden um 15 ha vergrößert. 

Die zahlreichen Aktivitäten und Vorhaben, von denen ich nur die Highlights präsentiert habe, zeigen und sichern, dass die Stadt Wien im Umweltbereich mit unserer Stadträtin an der Spitze auch in Zukunft die europäische Nummer 1 bleiben wird. 

Ich will zum Schluss auf einige weitere Teilbereiche kurz eingehen. Erstens auf das Wiener Wasser, auf das wir alle zu Recht stolz sind: Dank zweier Hochquellwasserleitungen, die bestes Wasser in unsere Stadt bringen, haben wir auch da eine einzigartige Qualität. Die in diesem Jahr eröffnete Hauptkläranlage in Simmering sorgt dafür, dass das Wasser unsere Stadt auch in einer Qualität verlässt, für die wir uns sicher nicht genieren müssen. Die Wasserqualität der Donau steigt weiter. Wir können unser Abwasser mit besseren Methoden klären, und damit steigt auch die Umweltqualität für unsere Stadt und unser Umland. 

Der Bereich der MA 31 wird auch im Jahr 2007 im Zeichen der ständigen Erneuerung des Wasserversorgungsnetzes stehen. Als Nächstes steht die Generalsanierung des 200 m langen und 17 m hohen Aquädukts in Mauer auf dem Programm. Der Beginn wird noch heuer sein, die Fertigstellung ist für das Jahr 2010 geplant, die Kosten belaufen sich auf 8 Millionen EUR. 

Der Wasserbehälter Cobenzl wird im nächsten Jahr fertig saniert sein. Für den Wasserbehälter Wienerberg wurde ein Neubau als beste Lösung gefunden – mit dem Bau soll noch im kommenden Jahr begonnen werden. Mit der Fertigstellung ist ebenfalls im Jahr 2010 zu rechnen.

Die 1 700 noch vorhandenen Bleianschlussleitungen werden, wie ich schon erwähnt habe, in einem Schwerpunktprogramm bis Ende 2007 ausgetauscht werden. Dafür wendet die MA 31 insgesamt 4,4 Millionen EUR auf. 

Nachhaltige Sicherstellung der Wasserqualität erreichen wir durch umfangreiche Erhaltungs- und Vorsorgemaßnahmen in den Quellgebieten. Das EU-Projekt KATER II soll fortgesetzt werden. Dabei steht der Umgang mit Landnutzungen, die eine potenzielle Gefährdung von Trinkwasserressourcen in Karstgebieten verursachen könnten, im Mittelpunkt. 

Die neue Kläranlage habe ich schon erwähnt, hinzufügen möchte ich aber, dass es die modernste in ganz Europa ist. 

Für die Bereiche der MA 30 - Wien Kanal wird das Jahr 2007 ebenfalls zahlreiche Verbesserungen und Investitionen mit sich bringen. 

Die Liesingbach-Revitalisierung geht weiter, der Liesingtal-Kanal – Bauabschnitt Inzersdorf – wird ab Oktober 2007 errichtet. Die Gesamtinvestitionen dafür betragen alleine 17 Millionen EUR. 

13 Millionen EUR investieren wir in den Umbau der Kläranlage Blumental in eine Regenwasserrückhalteanlage. 

Der Hochwasserschutz in Wien ist vorbildlich. In den letzten Jahren, als es zu Überschwemmungen jeweils in Ober- und Niederösterreich gekommen ist, haben sich die Wienerinnen und Wiener keine Sorgen gemacht. Die Donauinsel und die Neue Donau dienen zusätzlich zu dieser Schutzfunktion als Ausgeh-, als Sport- und Freizeitgebiet erstens Ranges.

Bei der Abfallwirtschaft und Straßenreinigung hat Wien österreichweit das beste System. Normalerweise ist es üblich, dass große Städte ihren Mist auf Deponien im Umland vergraben. In unserem Fall ist es so, dass das Umland – also das schwarze Niederösterreich – von der guten Abfallbewirtschaftung Gebrauch macht und den Mist in die Stadt bringt, weil er hier besser verarbeitet werden kann als dort. 

Und im Winter wird mit Rollsplitt gespart und Salzsole ganzflächig auf die Straßenfläche – unter Schutz der Alleebäume – aufgesprüht. Das ist ein wichtiger Beitrag zur Feinstaubreduktion und zum sparsamen Umgang mit Salz. (Beifall bei der SPÖ.)

Das war nur ein kurzer Überblick. Man kann das, wenn man will, noch lange fortsetzen, aber ich denke, das wollen wir nicht, weshalb ich nur einige Highlights erwähnt habe. 

Ich denke, dass die Wiener Umweltpolitik vorbildlich ist und ständig neue Akzente setzt. Es ist unsere Aufgabe als Politiker, gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe Umwelt, bei denen ich mich an dieser Stelle recht herzlich für die Zusammenarbeit bedanken möchte, dafür zu sorgen, dass dieser erfolgreiche Weg der Wiener Umweltpolitik entschlossen weiter beschritten wird, und das wird – wie Sie am Überblick über das nächste Jahr gesehen haben – auch in Zukunft so sein. Für diese wichtigen Aufgaben brauchen die Abteilungen jedoch Geld – und daher ersuche ich um Zustimmung zum Budgetvoranschlag. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Plädoyer meines Vorredners für die Umweltpolitik in Wien ist geradezu symptomatisch für das, wie Umweltpolitik in Wien immer dargestellt und verkauft wird – nämlich in farbenprächtiger Hochglanzausführung. Alle Berichte, die wir über die Umweltpolitik in Wien zur Kenntnis bekommen, sind in dieser Art gestaltet: schön, freundlich, wunderbar. Ich stehe nicht an zu sagen, dass in vielen Bereichen Wien einen sehr guten Standard bezüglich der Umwelt hat, aber wir dürfen darüber hinaus nicht einfach über Bereiche hinwegsehen, die in dieser Stadt nicht so gut funktionieren – und die gibt es auch. Das sind dann diese Dinge, die in den schönen, farbigen Hochglanzbroschüren oder bei der PR-Arbeit, die in diesem Bereich passiert, nicht zu sehen sind. 

Bevor ich auf mein Schwerpunktthema eingehe, möchte ich kurz an die Adresse der ÖVP etwas sagen. Herr Kollege Stiftner, Sie haben den Anschlag auf den Grünraum in Wien beklagt. Dem stimme ich vollkommen zu. Ich möchte aber eines zu bedenken geben: Ich bin jetzt seit dem Jahr 1987 in der Kommunalpolitik, war sehr lange in der Bezirkspolitik, lange im Bauausschuss und im Umweltausschuss tätig. Leider haben Ihre Parteifreunde, die Mandatare der ÖVP, bei allen Anschlägen auf den sensiblen Grünraum – ich denk da jetzt besonders an die Widmungen im Randbereich der Wienerwald-Zone – zugestimmt. Sollte es diesbezüglich ein Umdenken bei Ihnen geben, würde mich das sehr freuen. Die Erfahrung zeigt aber etwas anderes.

Kollegin Frank hat schon angesprochen, dass es einen enormen Überschuss aus der Müllsteuer gibt und dass es unserer Ansicht nach sehr wichtig und richtig wäre, in einen Bereich zu investieren, der ein weniger schöner ist, nämlich in die Sauberkeit des öffentlichen Raumes. Wenn wir das Rathaus verlassen oder in anderen Bereichen unterwegs sind, erwarten uns gepflegte Straßen und Plätze, aber es gibt auch weite Bereiche von Wien, wo das nicht der Fall ist. 

Ein Verursacher etwa für die Verschmutzung ganzer Grätzel sind die Altstoffsammelplätze, die in der gleichen Ausführung, wie sie damals aus dem wichtigen und richtigen Gedanken der getrennten Müllsammlung entstanden sind, heute noch vorhanden sind. Während sich etwa sogar in sehr kleinen Gemeinden das System entwickelt hat, diese Sammelcontainer erstens möglichst geräuscharm auszuführen und zweitens „einzuhausen", um zu verhindern, dass es dort zu Sperrmüll- und Mistablagerungen kommt, stehen in Wien die Container, die mit Ausnahme der Kunststoffsammelcontainer bis heute dieselben wie früher sind, oft an Ecken von Parkanlagen oder mitten im Gehsteigbereich. Vor allem nach Wochenenden und in belasteten Bezirksteilen findet sich rund um diese eine Ansammlung von Müll, Mist und Sperrmüll.

Wir haben schon oft gefordert, dass man an diesen Altstoffsammelzentren deutliche Hinweise gibt, dass etwa das Sperrmüllablagern verboten ist oder wo sich der nächste Mistplatz befindet. Das wurde immer abgelehnt. Was wurde montiert? – Herzige kleine Müllmonster-Schilderl, hoch oben und mittlerweile meistens vollkommen verblichen, die überhaupt keinen erzieherischen Wert und keine Aussage darüber haben, dass diese Mistplätze nicht als Sperrablagerplätze verwendet werden dürfen. 

Diese spielerische Umwelterziehung zieht sich bei Ihnen durch. Ich bin vollkommen damit einverstanden und ich denke, darüber gibt es keine Diskussion, dass wir die Schulkinder in spielerischer Art und Weise zu einem richtigen Umweltgedanken erziehen: Dass wir mit ihnen in die Natur gehen und dass man das Ganze graphisch, spielerisch gestaltet. Ich denke aber, Frau Stadträtin, beim erwachsenen Umweltsünder kommt das nicht an! Da muss man andere Maßnahmen ergreifen, denn ich halte die Vergehen von Umweltsündern oder Müllsündern, wie es sie in unserer Stadt sehr oft gibt, nicht für Kavaliersdelikte. Schließlich ist die Allgemeinheit ganz massiv davon betroffen. Ich denke, da helfen keine Micky-Mouse-Taferl.

Dasselbe gilt für eine Aktion – sie wurde bereits angesprochen –, die auf Druck der Öffentlichkeit stattfand, auf den ersten Blick ganz nett aussah und auf die Verschmutzung durch Hundekot abzielen soll. Diese ist vollkommen daneben gegangen! Die Taferln wurden gestohlen, die Automaten funktionieren nicht, und außerdem wurde das Thema in die Kompetenz der Bezirke übertragen, wodurch wir es los sind. Wir können heute nach Monaten sagen – das war ja durchaus ein Umweltthema für Wien für dieses ablaufende Jahr 2006: Diese Aktion ist vollkommen daneben gegangen! Mit freundlich wackelnden Hundeohren, mit vielen Fotos oder sonstigen Beschwichtigungsmaßnahmen allein kann man halt nichts erreichen. 

Wir hielten es nach wie vor für vernünftig, wenn man bei der Reinigung auch – ich weiß schon, sie verbraucht mehr als diese einbringt – auf die Mittel der Hundesteuer zweckgebunden zurückgreifen könnte, denn die Verursacher dieses Problems sind die Hundebesitzer. Diese sollen dafür zur Kasse gebeten werden, soweit das notwendig ist, und nicht die öffentliche Hand. Die Öffentlichkeit soll damit nicht belastet werden, die von dieser Aktion so gut wie überhaupt keinen Fortschritt verspüren kann. 

Umwelterziehung in Micky-Mouse-Manier ist, so denke ich, für erwachsene Menschen nicht das Richtige. Wien hat vor Jahren mit einem sehr ambitionierten Programm bezüglich Mülltrennung und Müllvermeidung begonnen. Das ist ein wenig auf der Strecke geblieben – vor allem dort, wo auch Erwachsene, für die das dringend notwendig wäre, angesprochen werden müssen. 

Wenn man sich die Stadtviertel anschaut, die in Bezug auf die Stadtentwicklung lange vernachlässigt wurden, dann sieht man eine massive Verschmutzung. In diesen Vierteln kann von Seiten der Bezirke nicht mehr geputzt werden. Damit sind wir bei einem Thema, das wir heute schon öfters angesprochen haben: Die Bezirke werden finanziell ausgehungert, sollen aber Aufgaben übernehmen, die teuer sind, die sehr ins Geld gehen. Bei der Entscheidung, ob bauliche Maßnahmen, die ein Malheur verhindern oder eine Gefahrenquelle entschärfen sollen, in Angriff genommen werden oder ob in eine verstärkte Reinigung investiert wird, bleibt leider die Reinigung auf der Strecke. 

Ich denke, wir vom Wiener Gemeinderat sind gefordert, entsprechende Maßnahmen zu setzen und umzuschichten. Wir haben uns heute über viele Aufgaben und über die finanziellen Mittel der Bezirke unterhalten. Diese werden auf Dauer der Aufgabe der Reinigung der Bezirksteile nicht nachkommen können, wenn man sie in der Weise, wie es jetzt geschieht, finanziell vernachlässigt. 

Ein Punkt zum Thema Umwelterziehung: Es wäre hoch an der Zeit, in sämtlichen Integrationsprojekten die Zuwanderer, die nach Wien kommen, dahin gehend zu informieren, dass unsere Umweltstandards Gott sei Dank andere sind, als sie sie aus den Ländern, aus denen sie kommen, gewohnt sind. Das wird nicht spielerisch zu vermitteln sein, sondern muss sehr konsequent und mit Nachdruck auch in der Integrationspolitik Einzug halten. Nur so können wir bewirken, dass im Bereich der Mülltrennung und Müllvermeidung endlich erste Ansätze umgesetzt werden. Dies betrifft ja besonders die Stadtteile, von denen ich gesprochen habe. 

Im Großen und Ganzen muss man sagen: Es wurde vieles sehr nett dargestellt. Wien hat ein wunderbares Umland, und wenn man nur durch die Grüngebiete streift, erhält man den Eindruck, den der Herr Kollege vorhin präsentiert hat. Wir müssen aber auch die gürtelnahen Bereiche betrachten und unseren Spaziergang durch Wien auch dorthin führen – dann werden wir sehen, dass noch einiges an Einsatz auch von Seiten der Umweltpolitik notwendig ist. Wir werden diesem Budget unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: GR Parzer hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Die Debatte Umwelt ist leider schon in einer fortgeschrittenen Zeit am Tapet (GR Dr Herbert Madejski: Das ist nur bei Senioren fortgeschritten! Bei mir nicht!), und ich muss schon sagen: Das Thema Umwelt ist immer etwas später als im Hauptprogramm angesetzt, Herr Madejski. Ich will überhaupt nicht über das reden. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist besser so!) – Es ist besser, ja. 

Dennoch sind aber wir alle in dieser Stadtregierung gut beraten, doch etwas für die Umwelt zu tun. Kollege Nevrivy hat ja viele Umweltaktivitäten aufgezählt, die es Gott sei Dank gibt, und wir sind froh darüber. Ich denke nur an den Nationalpark und das Nationalparkhaus, das sehr schön wird und nächstes Jahr eröffnet wird. Ich habe mich selbst schon davon überzeugen können. Ehrlich gesagt, hat es aber sehr lange gedauert, bis es so weit war. Man kann jetzt sagen: Gut Ding braucht Weile. Es war aber schon eine lange Weile. Wir haben das auch sehr oft kritisiert. 

Ich denke, dass die Themen der Umwelt sehr wichtig sind, auch wenn jetzt in den Medien – das sehen Sie ja alle selbst – andere Themen vielleicht gefragter sind. Es wundert mich daher, dass dieses Umweltbudget wieder sehr lieblos erstellt wurde. Die Budgeterstellung in Ihrem Ressort ist nichts als eine Fortschreibung altbekannter Zahlen, mit der einen Einschränkung, dass manche Ihrer Budgetansätze eher noch eine Verschlechterung in der Umwelt erwarten lassen. 

Ich möchte mich der Kritik meines Vorredners aus unserer Fraktion, Roman Stiftner, anschließen, dass die Umweltpolitik eine Politik des Schweigens in manchen Sachen geworden ist. Ich werde auf das näher eingehen. Überall, wo es darum ging, Umweltanliegen zu bereden oder Stellung dazu zu nehmen, hört man nichts von Ihnen, liebe Frau Stadträtin. Wenn es jedoch darum geht, PR-wirksam in der Zeitung zu stehen oder abgebildet zu sein, sieht man hingegen sehr viel von Ihnen. Ihre Tätigkeit nähert sich immer mehr der einer PR-Dame – das mag zwar gut für Ihre Imagewerte sein und Sie für höhere Weihen in der SPÖ-Bundesebene qualifizieren, aber der Wiener Umwelt bringt es nicht sehr viel. 

Dass Sie Ihr Ressort als PR-Unternehmen betrachten, beweist auch ein wenig der Umgang mit dem Hundekotproblem. Sie wollten von Anfang Ihrer Amtszeit an dieses Problem nicht richtig angehen, Sie wollten es aussitzen. Das ging aber nicht: Bürgerinitiativen haben sich sehr aktiv eingebracht. Ihre jetzige Lösung entspricht einer PR-Aktion – wie kann man es anders erwarten. Sie haben diesmal Ihr Konterfei bei der Kampagne nicht gezeigt – vielleicht schade –; aber es lächelt, vorausgesetzt auch Hunde können lächeln, ein liebes unschuldiges Hündchen von einem Plakat. 

Frau Stadträtin, weder wenn Sie oder ein Hündchen von einem Anzeigensujet lächelt, wird das an der Verschmutzung von Wiens Straßen etwas ändern. Das wird nur dann der Fall sein, wenn Sie sich zur Einführung von echten Maßnahmen wie etwa einer Stadtwache oder zu drastischeren oder höheren Polizeistrafen entschließen. Wenn mich nicht alles täuscht, wissen Sie auch, wie wenig Erfolg diese Kampagne wirklich hat oder haben wird, denn auch Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, sehen das und könnten sich diese Kosten für diese Kampagne sparen. 

Man soll den Vierbeinern und ihren Besitzern aber nicht Unrecht tun. Vielleicht rührt ihr manchmal etwas sorgloser Umgang mit den Gehsteigen auch daher, dass deren Verschmutzung leider ohnedies immer mehr zunimmt.

Zurecht beklagen sich immer mehr Wienerinnen und Wiener darüber, dass Sauberkeit im öffentlichen Raum ein Fremdwort wird. Statt dessen gibt es wieder eine Werbekampagne, diesmal der MA 48: Es geht dabei um Zigarettenstummeln. Ich glaube nicht, dass durch diese Kampagne nur ein Zigarettenstummel weniger auf den Straßen Wiens gelandet ist. Es bleibt zu hoffen! Wenn man nach Italien schaut, ist es genau umgekehrt. Dort darf man nicht in den Lokalen rauchen, dort liegt alles auf der Straße.

Kollege Ulm hat in einer Pressekonferenz darauf aufmerksam gemacht, dass die zunehmende Verschmutzung auch vor den Gemeindebauten leider nicht Halt macht. Es wäre doch zu erwarten, dass gerade dort, wo die Stadt Wien als oberste politische Verantwortungsinstanz und als Haupteigentümer die doppelte Verantwortung trägt, für Sauberkeit gesorgt ist.

Für Sauberkeit in dieser Stadt ist letztendlich die MA 48 zuständig und ich bin überzeugt, dass die Leute dort ihr Bestes tun. Wenn aber die Stadtregierung nicht die entsprechenden Weichen stellt, wird die MA 48 bei ihrer Arbeit immer mehr ins Hintertreffen kommen. Die politischen Rahmenbedingungen schaffen, heißt in diesem Zusammenhang, mit Hilfe einer Stadtpolizei die Reinhaltung der Grünanlagen mittels Reinhaltevorrichtung zu überprüfen. Daran – so denke ich – wird in nächster Zukunft kein Weg vorbeigehen.

Die MA 48 ist aber nicht nur für den öffentlichen Raum gefordert. Die Zunahme des Restmülls ist ebenfalls eine Herausforderung, der man mit so einem Budget wohl kaum begegnen kann. Mir ist klar, dass diese umweltpolitische Tatsache sehr gut als Grund für Gebührenerhöhungen herhalten kann – Gebührenerhöhungen und damit Belastungen, die Sie, Frau Stadträtin, mitgetragen haben und die im Endeffekt nur zu einem geringen Teil dem Umweltschutz in dieser Stadt zugute kommen. Wir lehnen diese Gebührenerhöhungen als zusätzliche Umweltsteuer für die Wienerinnen und Wiener zur Gänze ab.

Darüber hinaus steht die MA 48 unserer Meinung vor Herausforderungen, die nicht allein mit Gebührenerhöhungen beantwortet werden können. Am Rautenweg gibt es nach wie vor eine Deponie, und als Mandatar des 22. Bezirks kann ich Ihnen nur sagen, dass eine Verlängerung der Nutzungsdauer in einem Gebiet, wo immer mehr Wohnungen im Umkreis gebaut werden, von unserer Seite aus zur Gänze abzulehnen ist.

Bei der Gelegenheit möchte ich einen Resolutionsantrag, einen Beschlussantrag einbringen, worin die GRe Dipl-Ing Stiftner und meine Wenigkeit bezüglich der Verbesserung der Reinigung der Mülltonnen und Sammelbehälter sprechen. Der Beschlussantrag lautet:

„Die zuständige Stadträtin wird aufgefordert, für eine bessere Reinigung der Müllcontainer und Sammelbehälter, die von der MA 48 entleert werden, zu sorgen.

Unter anderem sollte der ursprünglich vorgesehene Standort Waagner Biro-Gründe in Stadlau für die Errichtung einer Container-Waschanlage endlich im Sinne des ursprünglichen Kaufvertrages genutzt werden. Sollte man den Beschluss zur Errichtung dieser Anlage widerrufen, dann muss ein flächendeckendes mobiles Container-Waschanlagen-System geschaffen werden.

In formeller Hinsicht bitten wir um die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
In dem Antrag ist das Wort Stadlau gefallen – ich brauche wohl nicht zu erzählen: Das Jahr 2001, eine lange Geschichte, fünf Jahre, viel Geld in den Sand gesetzt, leider gibt es dort noch immer nichts und es wird wahrscheinlich noch einige Zeit dauern, bis dort wirklich eine halbwegs vernünftige Regelung passiert. Ich weiß schon, dass das jetzt im Ressort Wiener Wohnen ist und so weiter. Es wird jedenfalls noch länger dauern, bis dort eine echte Nutzung entsteht.

Wenn wir schon bei unserem Bezirk sind, dann möchte ich noch ein Wort zu den Einnahmen von den Leasing-Verträgen sagen, die eigentlich für das Kanalnetz des 21. und 22. Bezirks geschaffen wurden. Diese Einnahmen sollten eigentlich diesem Kanalnetz zugute kommen. Wenn man aber näher hinschaut, sieht man, dass noch immer genug Senkgruben aktiviert sind. Dort müsste große Abhilfe geschaffen werden, indem man unbedingt Kanäle baut und das Geld nicht für Sanierungsarbeiten zum Beispiel in der Sechshauser Straße verwendet. Das hat mit unserem Bezirk nicht viel zu tun.

Wenn ich schon beim Bezirk bin, dann denke auch an das Thema der Nordostumfahrung. Auch die Nordostumfahrung ist ein langwieriges Thema, das immer wieder auffrischt, und immer wieder gibt es neue Troubles. Jetzt geht es um Probebohrungen, vorher ist es auch schon um das Thema gegangen: Einmal wurde von einem Tunnel gesprochen, dann von einer Brücke, dann wieder von einem Tunnel; jetzt gibt es endlich nach langer Zeit den Tunnel. Ich hätte am liebsten, es gäbe schon die Fertigstellung! Ich weiß schon, ich bin nicht konform mit den GRÜNEN. 

Wenn ich aber schon von Feinstaub rede – und Herr Rüdiger Maresch hat heute gesagt, dass Stadlau an 4. Stelle in den Feinstaubrecherchen steht –, dann muss ich ihm schon sagen: Wir hätten viel weniger Feinstaub, wenn die Straße schon über die Brücke oder durch den Tunnel führte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein! Dann hätten wir doppelt so viel!) – Reden wir dann in Ruhe weiter! Ich weiß schon, du glaubst, immer Recht zu haben.

Frau Stadträtin! Auch zum Thema Lobau haben Sie eher geschwiegen. Bgm Häupl hat sich sehr lautstark dagegen ausgesprochen, dass nichts weitergeht, StR Schicker ebenfalls. Ich denke, dass Sie vom Umweltressort auch ein gewichtiges Wort hätten und diesbezüglich etwas hätten sagen sollen. Die Schweigeliste geht leider weiter.

Wenn wir schon beim Thema Schweigeliste sind und ich Herrn GR Valentin sehe, denke ich an den Fluglärm. Der Fluglärm ist schon ein wichtiges Thema für Wien, das stimmt. Man kann aber nicht so, wie unsere Stadträtin das tut, sagen: Das ist das Mediationsverfahren, das macht alles der Herr Valentin mit seinen Leuten. Dieser wird sich dann im Notfall vor die Stadträtin stellen oder vor den Zug oder das landende Flugzeug werfen und seinen Sermon abgeben, wie immer es ausgehen wird, dass das mit dem Fluglärm weitergeht. Ich bin nicht gegen den Flugverkehr, aber eines muss man schon sagen: Ich bin auch nicht für das Floriani-Prinzip, nämlich zu sagen, nur bei mir nicht, sondern in Liesing, oder nicht in Liesing, nicht im 14. Bezirk. So spielen wir es nicht! Es soll eine wirklich gute Lösung herauskommen und weiter verhandelt werden – das ist mir schon klar–: mit Anflug, mit leisen Flugzeugen und so weiter. Da muss aber auch die Stadträtin dazu etwas sagen. Zum Thema Umwelt gehört eben auch die Lärmbelästigung. Ein klares Wort zum Standort Wien – bei allen Schutzauflagen für die Anrainer – wäre hier am Platz gewesen.

Da Sie ja zum Ministerpool einer zukünftigen SPÖ-Regierung gehören, sage ich Ihnen, liebe Frau Stadträtin: Wenn Sie wirklich in der Bundesregierung zu Ministerehren kommen sollten, würde ich Ihnen schon raten, sich solche Taktiken nicht zu leisten. Das Budget, so wie es jetzt aussieht, ist nicht unbedingt eine Empfehlung für die bundespolitische Zukunft einer SPÖ-Regierungs-
beteiligung oder umgekehrt. 

Für Wiens Umweltzukunft bedeutet das jedenfalls eine mangelhafte Weichenstellung – und deshalb lehnen wir dieses Budget ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Kato. Ich erteile es ihr. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich muss gestehen, es ist meine erste Rede für den Umweltausschuss, das erste Mal, dass ich zum Budget der Geschäftsgruppe Umwelt reden darf. 

Wenn man der Opposition mit klaren Ohren zuhört, hat man einerseits den Eindruck, Sie reden von einer anderen Stadt, was merkwürdig genug ist, andererseits hat man den Eindruck, dass man hier in einem Medizinhörsaal ist, denn so viel Besorgnis über den HNO-Zustand unserer Umweltstadträtin hätte ich nicht erwartet. Morgen ist die Geschäftsgruppe Gesundheit dran, und wenn jemand Sorge hat, kann er sich sicher dort mit den Fachleuten beraten. 

Außerdem höre ich immer den Begriff Retropolitik. Natürlich ist Fluglärm ein Thema in dieser Stadt, und mehr werde ich dazu nicht sagen, weil ich nicht die Expertin bin, aber sich zu erwarten, dass wir wieder zum Segelflugzeug zurückkehren, halte ich für einen merkwürdigen Ansatz von Retropolitik.

Ich halte Kritik für gut und bin in meiner Fraktion als jemand bekannt, der Kritik ernst nimmt, wenn sie berechtigt ist. Was ich nicht nachvollziehen kann, ist Polemik mit persönlichen Untergriffen. Ich denke, Unterhaltsamkeit ist eines, und Kollege Maresch war heute sehr unterhaltsam, aber Wahrheitsgehalt ist oft etwas anderes. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das können wir gerne überprüfen!) 

Ich finde hingegen, dass die Umweltpolitik in Wien und wahrscheinlich nicht nur in Wien, sondern in jeder Stadt ein maßgeblicher Beitrag zu einer hohen Lebensqualität ist. In Wien ist es nachgewiesener Maßen eine international anerkannte hohe Lebensqualität. Anders als in anderen Städten in Österreich, auf der Welt, aber auch auf Bundesebene, wird in Wien Umweltpolitik als Querschnittpolitik betrieben, die meiner Meinung nach zwei wichtigen Zielen verpflichtet ist: Das ist einerseits die Nachhaltigkeit und andererseits die BürgerInnenfreundlichkeit. Wien zeigt damit vor, wie es auch gehen kann. Umweltpolitik setzt bei den Kleinsten an: Einerseits bei konkreter Wissensvermittlungen in Kindergärten und Schulen, aber auch zum Beispiel bei der Gestaltung des Lebensraumes von Kindern in Kindergärten oder Schulen – da wird sehr massiv investiert. 

Umweltpolitik ist in Wien die Gestaltung und Bepflanzung der Parks und Grünflächen ebenso wie eine klare und eindeutige Absage an Atomenergie und Gentechnik. Umweltpolitik in Wien heißt, einen der größten Biobauern ganz Österreichs zu fördern und ökologisch nachhaltige Waren und Leistungen einkaufen zu können. Umweltpolitik in Wien gibt Themen vor, greift Initiativen auf, mischt sich ein und denkt an die Zukunft. Ich denke, Umweltpolitik ist so etwas wie das Gewissen der Politik. Und ich sage, in Wien können wir mit diesem Gewissen nicht nur ruhig schlafen, sondern auch unseren Kindern in die Augen schauen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte in weiterer Folge kurz zu ein paar Abteilungen sprechen, über die ich mich besonders schlau gemacht habe und wo ich für mich auch Schönes und Neues erfahren habe – das möchte ich mit Ihnen teilen und vor allem auch einen Überblick über das geben, was im nächsten Jahr die Vorhaben sind. Die MA 22 ist so etwas wie das Kernstück der Wiener Umweltpolitik und umfasst eine Vielzahl von Bereichen und Maßnahmen, wie sicher viele von Ihnen wissen. 

Ich möchte ein auf den ersten Blick kleines Projekt herausgreifen, das aber aus meiner Sicht sehr exemplarisch für das Selbstverständnis der Wiener Umweltpolitik ist: das Projekt ÖkoKauf. Dabei geht es um die Ökologisierung des gesamten Beschaffungswesens der Stadt Wien. Ich finde – das ist an die ZuhörerInnen der anderen Ausschüsse gerichtet –, dass man sich das einmal vorstellen muss. Eine Millionenstadt wie Wien gibt im Jahr ungefähr 5 Milliarden EUR für Leistungen oder Produkte aus und hat sich zusätzlich selbst auferlegt, dass keine dieser Waren und Leistungen viel Verpackung erzeugen. Es dürfen also kein PVC und keine Chlorbleiche beinhaltet sein, es dürfen keine Tropenhölzer bei der Papiererzeugung verwendet werden. Es handelt sich also um sehr umweltfreundliche Vorgaben für die Beschaffung. 

Ich bin der Meinung, das verdient unseren Respekt und verdient es, unter die Menschen getragen zu werden. Ich lese und entnehme, dass dieser Weg nicht nur fortgesetzt, sondern auch intensiviert wird. Es gibt auch wunderbares Bildungsmaterial, das von diesem Projekt ÖkoKauf gestaltet wurde. 

Mir ist dabei vor allem die „Biobox“ aufgefallen – wie Sie wissen, bin ich Biosprecherin meiner Fraktion und habe natürlich ein besonders Augenmerk auf diese Maßnahmen –, wodurch in Kindergärten und Schulen gerade den Kleinen schon vermittelt werden soll, wie Tierhaltung aussieht, was der Unterschied zwischen konventioneller und biologischer Tierhaltung ist, wie Getreide und wie Pflanzen wachsen. Ich denke, damit leisten wir einen ganz wertvollen Beitrag zur Umwelterziehung. 

Die MA 42, die nächste Abteilung, über die ich ein wenig genauer sprechen werde, ist so etwas wie das Gesicht der Stadt, wenn man das so sagen kann: 50 Prozent der Stadtfläche sind Grünfläche. Es gibt enorm viele Grün- und Parkflächen in der Stadt – und die gute Nachricht ist, sie werden mehr! Allein im Jahr 2007 stehen 5 Parkneubauten in Stadterweiterungsgebieten, aber auch in traditionellen Siedlungsgebiet bevor. Ein besonders schönes Beispiel – Herr Kollege Nevrivy hat es schon erwähnt – ist der Generationenspielpark im 22. Bezirk, der geplant ist, der einerseits bewirken soll, dass die Generationen untereinander in Kontakt kommen, aber auch spezifisch etwas für jede Generation anbietet und damit im besten Sinne ein Miteinander ermöglichen soll.

Wie ich aus dem Frauenauschuss, dem ich jahrelang angehört habe, weiß, ist die geschlechtsspezifische Parkgestaltung mittlerweile eine Selbstverständlichkeit – das heißt, die Mädchenparks, die vor vielen Jahren so etwas wie eine Vision der SPÖ-Frauen waren – ich glaube, das war im Jahr 1996 das erste Mal im Frauenprogramm formuliert –, haben über den Umweg der Frauenabteilung ihren Platz im Stadtgartenamt gefunden, wo dies auch hingehört. Es ist im besten Sinne State of the Art, dass man auf die Bedürfnisse der Mädchen im öffentlichen Raum Rücksicht nimmt. 

Dazu kommt aus meiner Sicht als sehr aufmerksame Stadtbeobachterin und Stadtbegeherin eine wirklich unglaublich liebevolle und ganzjährige, jeweils saisonbedingte Gestaltung der Grünflächen in Wien: mit Blumen, Stauden und Gehölz. Ich entnehme etwa, dass alleine 1 342 Blumenschalen jährlich zu bestücken sind! Jeder, der einen kleine Balkon hat und weiß, wie schwierig es ist, vier Blumenschalen das ganze Jahr über zu bestücken, möge vor der Zahl 1 342 in Erfurcht erstarren! Diese sind immer liebevoll und saisonbedingt sehr schön gestaltet. 

Es gibt Workshops, Exkursionen für SchülerInnen, aber – und das ist angesichts der Budgetdebatte auch sehr wichtig – die MA 42 ist auch ein ganz wichtiger Arbeitgeber. Es gibt 87 Gärtnerlehrlinge, die ausgebildet werden, und das ist – so habe ich mir sagen lassen – österreichweit in diesem Segment der Spitzenplatz. 

Ein besonderes Anliegen der MA 42 – viele von Ihnen wissen das sicher – ist die Integration von behinderten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern: 58 Bedienstete arbeiten auf einem Behindertenarbeitsplatz für die MA 42. 

Weiters freut mich – und sie sehen, meinen Blick kommt noch ein bisschen aus dem Frauenausschuss –, dass sich die Geschlechterverteilung der Angestellten in der MA 42 der 50 Prozentquote in riesengroßen Schritten nähert. Die Frauenquote liegt bei 35 Prozent; 35 Prozent aller 1 677 von der MA 42 Beschäftigten sind Frauen. Ich sage nur: Weiter so, das ist ein guter Schritt! 

Die MA 45 kam hier schon in verschiedensten Kontexten zur Sprache. Ich kann das, was Kollege Maresch gelesen hat, so nicht lesen: Gerade die Fortsetzung der Renaturierung des Liesingbaches hat meiner Leseweise nach – und ich glaube nicht, dass sie falsch ist – nicht nur mit dem Radweg zu tun, der dort gebaut wird, sondern es gibt einen ganz normalen zweiten Bauabschnitt mit einer Ökologisierung des Gewässers und es entstehen neue Naherholungsgebiete. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Beplattung wird wieder aufgemacht?) – Ja, Sie sind anderer Meinung darüber, das kann sein, aber das ist ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe es ja nicht kritisiert!) – Wenn Sie sich zu Wort melden, können es alle hören. Ich denke, Ihre Meinung sei Ihnen unbenommen, aber eine Tatsache zu verschweigen, halte ich für nicht in Ordnung. Mich irritiert bereits, das die GRÜNEN kritisieren, dass der Radweg erweitert wird, aber man lernt dazu. 

Eine wichtige Maßnahme, die uns alle im Sommer wieder mehr beschäftigen wird, ist der Einsatz von mittlerweile drei Mähbooten gegen die Algen in der Alten Donau, die es ermöglichen, dass das Vergnügen der Badegäste im wahrsten Sinne des Wortes ungetrübt ist.

Die MA 49 ist auch eine Abteilung, über die ich ein bisschen etwas sagen darf: Sie ist einerseits Forstamt, andererseits Landwirtschaftsbetrieb. Ich bin etwas vertrauter mit dem Landwirtschaftsbetrieb als mit dem Forstamt und erlebe immer wieder – egal, wo ich hinkomme, ob das in Österreich der Fall ist oder auch bei internationalen Kontakten –, dass die Tatsache, dass die Stadt Wien nicht nur ein eigener Landwirt ist, einen eigenen Landwirtschaftsbetrieb und ein eigenes Landgut hat, sondern mit 600 ha Anbaufläche zu einem der größten Biobauern in ganz Österreich gehört, auf so etwas wie Bewundern bis Erstaunen stößt. Ich finde, diese Bewunderung hat sich die MA 49 verdient. 

Darüber hinaus ist die Stadt Wien mit der MA 49 auch Weinbäuerin, wenn man das so salopp sagen darf. Es gibt nächstes Jahr ein schönes Jubiläum: 100 Jahre Weingut am Cobenzl, wo – so, wie ich das einschätze – alle Wienerinnen und Wiener eine gute Gelegenheit haben werden, ihr Weingut kennen zu lernen. Es werden nächstes Jahr 3 ha mehr bepflanzt und von bestehender Flächen auch 3 ha neu ausgepflanzt werden. Ich bin zwar keine Önologin, aber ich denke, es ist auch weiterhin Gutes vom Wiener Wein zu erwarten. 

Es wird auch eine neue Solaranlage in Betrieb gehen, die – was ich für wichtig halte – den Großteil des betrieblichen Heißwasserbedarfs erzeugen wird. 

Was mir als ein besonderes Schmankerl dieser Abteilung erscheint, ist der Kinderbauernhof am Cobenzl, den ich naturgemäß als Mutter von zwei Kindern auch persönlich schon gut kenne – aber nicht nur ich: 19 000 BesucherInnen pro Jahr zeigen, wie beliebt dieses Ausflugsziel ist. Es stehen rund 100 Tiere zur Verfügung, mit denen die Kinder Kontakt haben können. Es werden die Themen Brotbacken und Gemüse sehr spielerisch nähergebracht. 

Und ich entnehme dem Budgetvoranschlag, dass im Jahr 2007 auch ein Erlebnisgarten zum Thema Selbstversorgung und Artenvielfalt geplant ist, wo – ich komme kurz zu den Blumenkisteln zurück – vielleicht Familien lernen können, was man zur Deckung des eigenen Bedarfs anbauen kann. 

Die MA 58 vergibt alle zwei Jahre an die Wiener Landwirtschaftskammer den Auftrag, den Wiener Landwirtschaftsbericht zu erstellen. Im Jahr 2007 ist es wieder so weit. Wir können uns auf diesen Bericht also schon vorfreuen. 

Ein besonderes Anliegen dieser Abteilung ist sicherlich die Initiative „Freiwillig ohne Gentechnik". Wir alle haben vor Kurzem durch die Medien von negativ beprobtem Reis aus dem Supermarkt erfahren, wodurch wir selbst mehr oder weniger mit der Tatsache überrascht wurden, wie nah wir dem Thema Gentechnik im Lebensmittel schon sind. Für umso wertvoller halte ich daher die Wiener Initiativen und Kontrollen. Die Wienerinnen und Wiener sollen die Sicherheit haben, dass zur Herstellung des Wiener Gemüses und des Wiener Getreides keine Gentechnik zum Einsatz kommt. Das schafft nämlich nicht nur Vertrauen in lokale Produkte, sondern ist auch ein enorm wichtiger Beitrag zu einer nachhaltigen Landwirtschaft.

Abschließend möchte ich auf die Wiener Umweltanwaltschaft zu sprechen kommen. Sie ist, wie alle wissen, natürlich eine unabhängige Behörde, hat aber auf Grund ihres Status als Atomschutzbehörde der Stadt Wien einen besonderen Stellenwert. Sie ist ein wichtiges Organ der Wiener Umweltpolitik, betreibt verschiedenste wichtige Informationsportale, gibt Broschüren zu den wichtigen Themen der Umweltpolitik heraus und – deswegen habe ich ihren Status als Atomschutzbehörde erwähnt – sie betreibt ein meiner Meinung nach sehr wichtiges, gefördertes Projekt, das den Atomausstieg unserer Nachbarn ermöglichen oder jedenfalls begleiten soll.

Ich hoffe, ich habe Ihnen genügend gute Gründe gegeben, mit mir gemeinsam den Beamtinnen und Beamten, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe Umwelt zu danken – und zwar nicht aus einem parteipolitischen Kontext, sondern aus dem Kontext, dass sie wertvolle Arbeit für die Stadt Wien leisten. Eine Arbeit, von der ich meine, dass sie Lob und Anerkennung verdient. Und ich hoffe auch, dass ich überzeugend war, was die Zustimmung zum Budget angeht, um die ich Sie abschließend ersuche. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Amtsf StRin Mag Ulli Sima hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf die Debatte zum Anlass nehmen, um gleich zu Beginn all meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, nicht nur in meinem Büro, sondern auch in der gesamten Geschäftsgruppe Umwelt, meinen herzlichen Dank auszusprechen: Vielen herzlichen Dank für die tolle Mitarbeit das ganze Jahr über! Speziell richtet sich dieser Dank an meine Abteilungsleiter beziehungsweise Abteilungsleiterin: Vielen Dank! Es ist immer toll, mit euch zusammenzuarbeiten. Ihr seid wirklich ein tolles Team. Ein Dank auch an alle Mitarbeiter, die sich das ganze Jahr über so hervorragend für die Umwelt der Stadt einsetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bevor ich zu den Projekten des nächsten Jahres komme, möchte ich auf ein paar Redebeiträge meiner Vorredner eingehen.

Herr Kollege Blind, ich kann Ihnen leider mit keiner Reise zum Thema Biomasse weiterhelfen – ich war auf keiner Reise. Vielleicht hilft aber ein kleiner Hinweis, bevor Sie uns Ihre Anfrage schicken: Das Thema Energie gehört nicht zur Geschäftsgruppe Umwelt. Wir werden uns deshalb schwer tun, Anfragen zu diesem Thema zu behandeln. Ich kann Ihnen nur empfehlen, dass Sie sich damit an die richtige Geschäftsgruppe wenden, wenn Sie zufriedenstellende Antworten zu dem Thema haben wollen.

Was den Wiental-Sammelkanal betrifft – wir haben ja schon öfter darüber geredet, auch in der Fragestunde –, so habe ich Ihnen schon einmal gesagt, dass ich der MA 30 schon vor Längerem den Auftrag erteilt habe, zu evaluieren, welche Art der Weiterführung des Kanals die sinnvollste ist und welche auch von der Kosten-Nutzen-Rechnung her die sinnvollste ist. Das ist im Laufen, wird in Kürze abgeschlossen sein, und dann werden wir die Entscheidung treffen. 

Sie wissen – und auch das habe ich Ihnen schon gesagt –, dass derzeit mit der Fertigstellung des Wiental-Sammlers rund 85 Prozent der Schmutzwasserfracht erfasst werden. Das heißt, wir sind bei der Reinhaltung schon einen großen Schritt weitergekommen. Es war eine große und, wie ich denke, sehr sinnvolle Investition. Jetzt wird es darum gehen, zu schauen, wie man das Projekt in sinnvoller Weise in Richtung Auhof weiterführt, so wie Sie vorher auch gesagt haben. Die Variantenprüfung läuft und das Ergebnis, die Entscheidung wird in Kürze gefällt werden.

Ich möchte auf einen Irrtum hinweisen, den ich in einem Antrag gesehen habe, den Sie heute eingebracht haben, wo Sie schreiben, dass man kostenpflichtig sei, wenn man dem Bürgerdienst meldet, dass es Verschmutzungen auf Gehsteigen gibt. Das stimmt wirklicht nicht, sonst würde niemand mehr die MA 48 anrufen. (Zwischenruf von GRin Henriette FRANK.) – Das ist selbstverständlich so. Ich kann Sie nur einladen, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, das selbst zu tun. Speichern Sie sich die Telefonnummer vom Misttelefon, ich habe das auch getan. Wenn ich irgendwo sehe ... (GR Christian Oxonitsch: 5-46-48!) – Genau: 5-46-48. Ich habe das immer in meinem Handy gespeichert. Wenn Sie irgendwo eine Verschmutzung sehen, können Sie dort anrufen. Es wird weder Name noch Adresse verlangt. Von dort wird der Sperrmüll oder das, was sonst auf den Straßen herumsteht, selbstverständlich sofort abgeholt – und es wird von niemandem Kostenersatz verlangt. 

Sie können auch gerne mit Herrn Kollegen Thon sprechen, dem Chef der MA 48, der Ihnen das gerne näher erläutern wird. Das ist selbstverständlich, sonst würde sich ja keiner mehr melden, da würden wir uns ja ins eigene Fleisch schneiden. Wir wollen ja die Kühlschränke, oder was immer auf Wiens Straßen oder sonst irgendwo herumsteht, so schnell wie möglich einsammeln, weil das eine Beeinträchtigung ist. Ich denke, das können wir auf dem kurzen Wege klären.

Herr Kollege Maresch, der zweite Bauabschnitt der Liesingbach-Renaturierung wird im nächsten Jahr in Angriff genommen. Da ist nicht nur vom Radweg die Rede, sondern selbstverständlich wie bisher vom Kanal in Kombination mit der Renaturierung überhaupt – das ist keine Frage! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) – Okay, das können wir vielleicht nachher fortsetzen, weil das akustisch am Rednerpult leider schwer zu verstehen ist, wenn Sie ohne Mikrophon sprechen. 

Was das Hundekot-Thema betrifft, so glaube ich, es handelt sich um eine Verwechslung. Am Burjanplatz haben wir nicht nur die Kampagne präsentiert, sondern es war unsere zwei- bis dreimal im Jahr stattfindende Schwerpunktaktion, die gemeinsam mit der Polizei durchgeführt wird ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Sicherheit!) – Schauen Sie, damit komme ich gleich zum nächsten Punkt.

Warum haben wir diese Kampagne überhaupt gemacht? – Weil es eine sehr starke Bürgerbewegung gegeben hat, die diese Kampagne von uns gefordert hat. Das möchte ich an alle drei anderen Fraktionen richten: Das war eine Forderung, die wir als Stadt erfüllt haben. Sie können der Meinung sein, dass es sinnlos und „für die Fisch" war, dass wir das gemacht haben. Wir sind aber dem Wunsch der 120 000 Menschen nachgekommen, die ihre Unterschrift geleistet haben und die Kampagne wollten. 

Wir haben auch nicht selbst entschieden, welche Kampagne wir nehmen, sondern wir haben ein Public Voting gemeinsam mit einem Expertengremium durchgeführt. Das heißt, wir sind nicht irgendwo gesessen und haben gesagt: Okay, wir nehmen das süße Hundi. Das war die Mehrheitsmeinung der Wienerinnen und Wiener, die wir akzeptiert und dann umgesetzt haben. 

Ist es schlecht und schrecklich, wenn diese Stecktafeln verschwinden? Meiner Meinung nach nicht. Viele Leute nehmen sie sich mit und stellen sie an Stellen auf, wo sie der Kot besonders stört. (GR Mag Rüdiger Maresch: Automaten sind verschwunden! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) – Automaten?! – Ich habe vorhin mit Herrn Kollegen Thon geredet, weil ich auch an diesem Platz war, wo zwei Automaten gestanden sind. Ich bin darüber informiert worden, dass diese wahrscheinlich abgesägt wurden. Ich kann das jetzt auf die Schnelle nicht klären. (GRin Mag Waltraut Antonov: Den Anrainern wird gesagt, die sind von der MA 42 ...!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es tut mir wirklich sehr leid, aber ich finde das nicht wahnsinnig lustig. Es passiert in dieser Stadt leider öfters, dass Dinge abhanden kommen, die dann privat eingesetzt werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Demontiert von der Behörde!) Ich finde nicht, dass das unbedingt etwas besonders Lustiges ist. Wenn es Sie so erheitert, kann ich dem keine Abhilfe leisten.

Anders ist es bei den kleinen Hundestecktafeln, wo ich der Meinung bin, dass es an sich ganz positiv ist, dass die an vielen anderen Plätzen der Stadt wieder eingesetzt werden. Wir werden auf jeden Fall im nächsten Frühling diese Kampagne weiter fortsetzen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das sorgt offensichtlich für Erheiterung bei den GRÜNEN. Ich halte diese Geschichte für nicht so lustig, aber bitte. 

Zum Thema Feinstaub möchte ich noch kurz sprechen, weil das im nächsten Jahr ein wichtiges Thema sein wird. Wir haben in diesem Bereich vor, eine Bewusstseinskampagne durchzuführen, weil wir denken, dass es wichtig ist, die Menschen darauf hinzuweisen, dass jeder von uns in dieser Stadt auch Feinstaubverursacher ist – dass es nichts ist, was quasi vom Himmel fällt, sondern dass jeder auch Verursacher sind.

Die Winterreifenpflicht haben wir auch schon öfters besprochen. Dazu braucht es eine Novelle des Bundesgesetzes, des Kraftfahrzeuggesetzes. Das ist nicht etwas, was ein Bundesland alleine durchführen kann. Dazu braucht man eine Änderung im Bundesgesetz. Das muss man im Parlament machen. Dafür werde ich mich einsetzen.

Was die Umweltverträglichkeitsprüfungen betrifft, das UVP-Gesetz (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch), da kann ich Ihnen nur sagen, Herr Kollege Maresch: Über das haben wir schon öfters diskutiert, und ich bin überhaupt nicht froh über das Gesetz, das wir vollziehen mussten. Es gab zwei Novellen unter der Regierung Schwarz-Blau, mit denen ich nicht einverstanden war – trotzdem haben wir es zu vollziehen, und es gibt Ergebnisse, mit denen ich auch nicht glücklich bin. 

Ich denke aber, wir sind einer Meinung, dass Gesetze zu vollziehen sind, gleich, ob sie einem passen oder nicht. Der richtige Schritt ist, das Bundesgesetz zu ändern. So bin ich zum Beispiel der Meinung, dass die Feststellungsbescheide, die wir teilweise sehr aufwendig durchführen, fast schon zu einem eigenen UVP-Verfahren geworden sind. Das will ich in Zukunft nicht. Meiner Meinung nach würde ein Verfahren mit klaren Grenzwerten völlig ausreichen, wo man vorher nicht herumdeuten müsste. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum beruft dann die Umweltanwaltschaft?) 
Es tut mir leid, ich kann Sie akustisch einfach nicht verstehen. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich habe nicht gesagt, dass alles in Ordnung ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Umweltanwaltschaft hat berufen!) – Ja, aber das Problem ist meiner Meinung nach, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen, so wie sie sind, nicht gut für die Umwelt sind. Ich möchte sie ändern, damit wir in Zukunft ein gutes UVP-Gesetz haben. Ich glaube, auf ... (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) – Ja, wir werden sehen, ob wir die Gelegenheit dazu haben. Das ist auf jeden Fall mein Ziel in diesem Bereich. 

Vielleicht können wir uns einmal darauf einigen, dass es schwierig ist, auf Landesebene ein Gesetz nicht zu vollziehen. Das würde meiner Meinung nach dem Amtsmissbrauch gleichkommen – das verlangen Sie immer von mir! Sie kommen immer zu mir und sagen: Bitte, Frau Stadträtin, entscheiden Sie so! Machen Sie da eine UVP! – Es ist ja nicht so, dass ich mit einem Würferl sitze und sage: Okay, machen wir oder machen wir nicht. – Das ist ganz klar im Gesetz festgelegt, und auf Grund dieses Gesetzes kann ich meiner Behörde die Entscheidung nur nahe legen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich halte mich an die Wiener Umweltanwaltschaft! Die hat berufen!)
Okay, ich sehe schon, wir kommen in diesem Punkt leider nicht weiter, wobei ich glaube, dass wir uns vermutlich dabei treffen können, dass eine Novelle des UVP-Gesetzes zielführend wäre. (GR Mag Rüdiger Maresch: Richtig!) – Okay, immerhin in diesem Punkt sind wir einig.

Herr Kollege Stiftner, ehrlich gesagt, ist es mir so wie immer gegangen: Ich konnte Ihren Rechnungen nicht ganz folgen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Das scheint Ihr Problem zu sein!) Bezüglich der MA 48 sprechen Sie von einem Defizit, Sie sprechen von Überschüssen. Wahr ist vielmehr, dass die MA 48 290 Millionen EUR an Ausgaben und 259 Millionen EUR an Einnahmen hat. Wo da ein Überschuss sein soll, würde ich mir gerne von Ihnen erklären lassen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Gerne!) Das Gleiche gilt für die MA 31. Da haben Sie uns erstens gesagt, wir hätten erhöht. Wir haben die Wassergebühren, meines Wissens nach, nicht erhöht. Dann haben Sie uns wirtschaftliche Inkompetenz vorgeworfen. 

Ich kann Sie ehrlich gesagt nur ersuchen: Schauen Sie sich den Voranschlag bezüglich der Einnahmenreduktion einmal an! Sie werfen uns wirtschaftliche Inkompetenz vor, nur weil Sie nicht in der Lage sind, die Zahlen des Voranschlages richtig zu interpretieren. Andernfalls würden Sie bei Postnummer 872 sehen, dass es eine Reduktion der Einnahmen von 19 Millionen EUR auf 2,4 Millionen EUR gegeben hat. Das ist für jeden ganz leicht nachvollziehbar. Sie hingegen sagen: Ein Wahnsinn! Sie sind wirtschaftlich inkompetent!

Herr Kollege, ganz ehrlich: Beschäftigen Sie sich wirklich ein bisschen ausführlicher mit der Materie, bevor Sie hier große Anschuldigungen aufstellen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Nachrechnen!)
Auch was das Rohrnetz betrifft, kann ich Sie beruhigen. Wir investieren jährlich mehr als 25 Millionen EUR ins Rohrnetz. Einen wichtigen Fakt sollten Sie sich schon vor Augen führen: Wenn wir alle Leitungen gleichzeitig machten, dann gäbe es in Wien ein Verkehrschaos, denn dann müssten wir ziemlich viele Straßen für ziemlich lange Zeit aufgraben. Wir versuchen daher, Synergien zu nutzen und die Leitungen so zu legen, dass dies mit Straßenerneuerung und anderen Aufgrabungstätigkeiten einher geht. Auf der Raxstraße haben wir zum Beispiel mit dem Pilotprojekt der unterirdischen Verlegung ... (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Da gibt es ein Versäumnis aus der Vergangenheit, wahrscheinlich!) – Schauen Sie, das sind wieder Ihre völlig haltlosen Anschuldigungen. Wir können das gerne seriös diskutieren. Lesen Sie einmal den Voranschlag und dann reden wir vielleicht weiter! Ich denke, das wäre auf jeden Fall klüger.

Frau Kollegin Matiasek hat sich auf die Sauberkeit in der Stadt bezogen, vor allem auf die Sammelstellen. Die Einhausungen werden zum Beispiel in der Gemeinde in Kärnten, aus der ich komme, gemacht. Diese hat aber einen kleinen Vorteil: Es gibt dort nämlich genau vier Sammelstellen. In Wien stehen Hunderttausende Container auf der Straße. Da funktioniert das nicht so leicht. Ich glaube, Sie können sich das selbst vorstellen, dass das in der Praxis ein ungeheurer Aufwand wäre. 

Wir versuchen, die Sammelstellen so zu situieren, dass sie für möglichst viele Leute möglichst leicht erreichbar sind. Das heißt, wir verlegen diese hin und wieder, wir versuchen, das zu optimieren. Es ist uns wichtig, ein gutes Mülltrennungs- und Sammelsystem in Wien anzubieten, das nahe bei den Leuten ist. Wir versuchen gerade bei großen Wohnhausanlagen, diese in den Wohnhausanlagen oder den Müllräumen zu positionieren, um es für die Menschen so leicht wie möglich zu machen, den Müll zu trennen. 

In anderen Gemeinde ist es so, dass es nur noch ein Sammelcenter zum Beispiel beim Gemeindeamt gibt und sonst nirgendwo weit und breit. Diesen Weg haben wir in Wien ganz bewusst nicht beschritten, weil wir wollen, dass Mülltrennung für jeden möglich und leicht gemacht ist.

Kollege Parzer hat die Gehsteige angesprochen. Die Gehsteige, Herr Kollege, sind mir auch immer ein Dorn im Auge. Man muss aber schon sagen, wer für die Gehsteige zuständig ist: Das ist nicht die MA 48, das sind die Hauseigentümer. Und das sind leider die fehlenden Hausbesorger, die wir beim Winterdienst, aber natürlich auch bei der Sauberkeit der Gehsteige jedes Jahr in Wien sehr schmerzlich spüren. Jedes Jahr werden diese weniger! Das ist eines der Gesetze der letzten Bundesregierung, das wir konkret bei der Sauberkeit der Gehsteige und damit der Sauberkeit des Bildes der Stadt zum Nachteil zu spüren bekommen. 

Ihre Fraktion (in Richtung ÖVP) war ja da nicht unschuldig daran, dass wir keine Hausbesorger mehr haben. Ich denke, das ist ein wunder Punkt – man wird in Zukunft leider nicht mehr rückgängig machen können, was man jetzt an Hausbesorgern schon abgebaut hat. Das wird uns auch in Zukunft schmerzlich treffen. (GR Johann Hatzl: Das hat die ÖVP abgeschafft! – GR Dr Herbert Madejski: Wiener Wohnen ...!)

Ja, ich denke, dass das zumindest eine ganz gute Alternative ist, aber uns allen wären die Hausbesorger lieber gewesen. Da kann man nichts sagen, aber das war eine der ersten Maßnahmen von Schwarz-Blau, und ich denke, Sie, Herr Kollege, waren damals auch schon bei den Blauen, als das im Nationalrat beschlossen wurde, wenn ich mich richtig erinnere. Das war eine der ersten Taten der neuen Regierung im damaligen Nationalrat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die vielen positiven Punkte sind schon erwähnt worden. Ich werde mich kurz fassen – mein Kollege Andi Mailath scharrt schon in den Startlöchern. Der Liesingbach, das Pilotprojekt „Wärme aus Abwasser", die Generalsanierung des Aquädukts Mauer, die Eröffnung des Nationalparkhauses, auf die wir schon länger gewartet haben, die wir heuer im Frühling dann endlich werden vornehmen können, die Umsetzung des Biosphärenparks, die Erweiterung des Erholungsgebietes Steinhof um immerhin 15 ha, der Rudolf-Bednar-Park am Nordbahnhofgelände, den wir nächstes Jahr beginnen – es wird der größte Park seit 30 Jahren, den wir in Wien bauen, nämlich mit einer Größe von 31 000 m² –, die Sanierung der letzten großen Kriegsaltlast, „Shell Pilzgasse", und der Abschluss der Sanierung der Bleileitungen im Jahr 2007 um immerhin 4,4 Millionen EUR – und das sind nur wirklich ein paar der wichtigsten Vorhaben für das nächste Jahr. Ich glaube, wir haben viel zu tun, und ich hoffe trotz der Kritik auf eine gute, gemeinsame weitere Vorgangsweise. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich begrüße den Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. Wir kommen zu seiner Geschäftsgruppe. Herr GR Mag Stefan hat sich zu Wort gemeldet. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! (Das Licht im Saal verdunkelt sich.) 

Muss ich den Saal durch meine Ausführungen erhellen? Sind schon alle draußen? Es sind noch einige anwesend, gut. Achtung: Kultur! Alle hinaus, ja!

Ich habe ein sehr interessantes Zitat gefunden, und zwar heißt es da: „Kunst ist ein Teil von Kultur und umschließt die Gesamtheit aller ästhetischen Ausdrucks- und Darstellungsformen kreativer Menschen.“ – Das klingt sehr konservativ, ist aber aus dem Bildungsplan, den die Stadt Wien verteilt. Es ist doch sehr interessant, welcher Kunstbegriff hier gepflegt wird. Ich muss sagen: Offenbar werden wir irgendwann einmal zusammenkommen, denn da bin ich wirklich beruhigt, wenn die Ästhetik so im Vordergrund steht. Ich fürchte nur, dass das noch nicht Realität ist, aber immerhin: Zielvorstellungen sind da. 

Wovon reden wir beim Budget? Es geht um 240 Millionen EUR an Ausgaben und 17 Millionen EUR Einnahmen, also um einen Zuschussbedarf von etwa 224 Millionen EUR. Aus dem Budget sind keine grundlegenden Änderungen ersichtlich. Das heißt, es ist auch hier so wie in den meisten Bereichen im Wesentlichen eine Fortschreibung, alle Jahre in etwa das Gleiche. Teilweise sind die Bereiche ein wenig schwer zuordenbar, aber sonst ist alles beim Alten. 

Man ist in Wien immer stolz auf die hohen Ausgaben. Das ist der wesentliche Punkt. Es wird immer betont: Wir haben so viel Geld für Kultur, und Kultur ist so wichtig. Das ist eine sehr undifferenzierte Aussage. Ich betone das immer wieder, denn nur zu sagen, man gibt viel Geld aus, ist naturgemäß ein schwaches Argument. Ich möchte drauf eingehen, an welchen Punkten ich das festmache, dass mit dem Geld nicht optimal umgegangen wird beziehungsweise wo es tatsächlich Verbesserungspunkte gibt. 

Film, Kino, Video: Immer wieder kritisieren wir, dass die Subventionen in diesem Bereich nicht besonders zielgerichtet eingesetzt werden. Der Publikumserfolg scheint überhaupt kein Maßstab zu sein. Es werden zwar immer wieder Erfolge bei Preisverleihungen erzielt – etwas fraglich ist aber immer, wer diese Preise verleiht. Das sind nämlich die Jurys. In den Jurys sitzen dieselben Personen, die dann wieder andere Filme produzieren, die auch wieder Preise erhalten wollen. 

Es gibt vier Kategorien von Förderungen: Herstellungsförderung, Projektentwicklungsförderung, Kinostartverwertungsförderung, Festivals. Es gibt viele Möglichkeiten, da zu Geld zu kommen. 

Ich möchte zwei Beispiele nennen, was dabei herauskommt: Der Film „Crash Test Dummies" hatte 3 688 Besucher und erhielt 81 000 EUR an Förderungen, wie ich erfahren habe. Das ist doch ein sehr gutes Verhältnis. 3 688 Besucher: Den Film haben nicht viel mehr Menschen besucht als die Darsteller selbst, die Mitarbeiter und deren Verwandte. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das sonst jemand wirklich gesehen hat. 

Im Zusammenhang mit dem Mozartjahr wurde der „Der Wadenmesser" gezeigt, der 7 709 Besucher hatte und 120 000 EUR an Förderungen erhielt, wie ich herausgefunden habe. Da scheint also Geld zu versickern, um es vorsichtig auszudrücken. Ich denke, jemandem, der solch einen Erfolg hat, könnte man vielleicht eine zweite Chance geben, aber danach sollte man sich überlegen, wofür man das Geld der Steuerzahler einsetzt.

In dem Zusammenhang hat es auch eine Änderung der Kinoförderung gegeben. Es gibt jetzt ein Punktesystem – darüber haben wir schon einmal gesprochen –, das unserer Ansicht nach die großen Kinos maßgeblich fördert. Es gibt einen Antrag der GRÜNEN, der in die Richtung geht, dass dieses Punktesystem und diese Kinoförderung geändert werden. Wir werden dem zustimmen, weil auch wir die Entwicklung der Stadt Wien negativ sehen. Die großen Kinos haben die Möglichkeit, technische Neuerungen zu übernehmen und Kinosäle für künstlerisch wertvolle Filme, also solche, die wenige Besucher anziehen, bereitzustellen, während die kleinen Kinos leer ausgehen. 

Ein positiver Punkt, den ich auch anbringen möchte, ist die Entwicklung des Wien Museums. Da hat die Ausgliederung wirklich erstaunliche Effekte gebracht. Das sollte man auch erwähnen, wenn ich schon sonst im Wesentlichen Kritik übe. 

Baukulturelles Erbe ist ein Anliegen, das uns sehr betrifft. Da gab es in den letzten Jahren eine Abnahme der Förderung von 6,9 Millionen EUR im Jahr 2005 auf 5,3 Millionen EUR, die jetzt budgetiert sind. Das ist sehr enttäuschend, weil gerade in dem Bereich die Stadt Wien einiges zu bieten hat und die Erhaltung daher sehr wichtig wäre. Wir haben einen entsprechenden Antrag gestellt, diesen Betrag zu erhöhen. Wir hoffen, dass das umgesetzt wird beziehungsweise noch Mittel freigemacht werden. 

Musik ist insofern ein trauriger Punkt, als die Musik-
erziehung, die Musikschulen in Wien das absolute Schlusslicht sind, was die Schülerzahlen betrifft. Das ist katastrophal und nicht auf die leichte Schulter zu nehmen. Immerhin werden dort in erster Linie Kinder und Jugendliche an Musik insofern herangeführt, als sie Instrumente lernen. Das ist offensichtlich ein Manko der Stadt Wien, auf das niemand wirklich eingehen will. Da wird der Ball hin und her gespielt zwischen den Geschäftsgruppen und im Ergebnis wird keine Initiative gesetzt. Auch in diesem Bereich beobachte ich keinen Ansatz in irgendeiner Form, dass man etwa sagt, man wolle da eingreifen, man merkt, es gibt zu wenig Nachwuchs, und der Nachwuchs gehöre eben gezielt gefördert. Das ist auch ein Kritikpunkt, ein negativer Punkt, der sich im Budget weiter fortschreibt.

Auch beim Budget für Forschung und Entwicklung gibt es erstaunlicherweise eine Reduktion: Früher wurden 6,9 Millionen EUR aufgewendet, jetzt 5,7 Millionen EUR. Es ist erstaunlich, dass in so einem Bereich gespart wird, von dem man der Meinung sein sollte, dass auch die Stadt Wien großes Interesse haben muss, den Anschluss zu halten. Es gibt auch hiezu einen Antrag der GRÜNEN, dass man das Budget auf mindestens 1 Promille festlegen sollte. Aus budgetpolitischen Erwägungen halten wir es als etwas unseriös, einen derartigen Betrag einzusetzen – wir werden daher dagegen stimmen. Die Intension an sich, dass hier mehr Geld aufgewendet werden sollte, teilen wir allerdings.

Theater, Musiktheater, Tanz: In den größten Brocken mit 72 Millionen EUR spielt einiges hinein. Zuerst ist die Theaterreform zu nennen, die wir immer wieder kritisieren, die offensichtlich ins Leere gegangen ist, die große Verunsicherung in der Theaterszene gebracht hat, die vielleicht so manchen freien Szenebühnen oder Gruppen etwas gebracht haben mag, in den Mitteltheatern aber im Wesentlichen zu einer Art Enteignung geführt und große Verunsicherung gebracht hat. Die Jury entscheidet – für uns ist es nicht nachvollziehbar. Es wurde leider letztendlich ein Schritt in die falsche Richtung gewählt. 

Im Zusammenhang mit diesem Bereich kann man auch das Mozartjahr bringen, das in diesem Jahr gefeiert wurde. 30 Millionen EUR wurden dafür aufgewendet – 10 Millionen EUR davon für „New Crowned Hope", das jetzt im Laufen ist. Jetzt können wir uns das endlich anschauen! Wir haben von Anfang an die Meinung geäußert, dass man dort von Mozart nichts merken wird, außer dass das unter dem Titel „Mozartjahr“ läuft. 

Es gibt jetzt unter anderem eine nette Ausstellung im Künstlerhaus. Da kann man sich eine Armada aus Mistkäfern, die aus Lehm gefertigt werden, oder Videoinstallationen anschauen. Wer dort etwas von Mozart findet, muss wirklich eine sehr hohe Vorstellungskraft haben. Sagen wir einmal so: Man braucht eine hohe Erklärungskraft dafür, dass Mozart drinnen ist. Kunst, die derartig viel Erklärung braucht, die man nicht so erfassen kann, ist eigentlich arm dran. 

Wir haben das erwartet, dass Geld aufgewendet oder locker gemacht wird für Aktionen, die dann in Wirklichkeit mit Mozart nichts zu tun haben. Wir haben das von Anfang an kritisiert und fühlen uns jetzt bestätigt. Es ist schade, es wäre besser gewesen, wir wären eines Besseren belehrt worden, aber diese Freude macht uns die Stadt Wien nicht.

Im Musikbereich sind die Wiener Symphoniker auch ein Thema. Wir haben gerade einen Kontrollamtsbericht in die Hand bekommen, der zeigt, dass es längere Jahre hindurch vollkommen verschlampt wurde, tatsächliche Reformen durchzusetzen. Wir haben immer wieder den Bericht von Seiten des Stadtrats bekommen, es werde keine weiteren Subventionen geben, auch wenn die Wiener Symphoniker meinen, sie hätten einen weiteren Finanzbedarf. Die Wiener Symphoniker waren laut Kontrollamt jahrelang nicht reformbereit, waren reformunwillig und haben sehr geblockt und damit eine Finanzlücke von 1,6 Millionen EUR erwirtschaft. Erst Ende des Jahres 2005 wurde endlich mit Maßnahmen begonnen. Das ist eine Enttäuschung, wobei wir jetzt nicht ganz nachvollziehen können, inwiefern uns der Stadtrat immer die ausreichenden und richtigen Informationen gegeben hat. 

Ein ähnliches finanzielles Desaster weist das Volkstheater auf – auch darüber haben wir erst unlängst gesprochen –: 900 000 EUR in einem Dreivierteljahr. Zusammen mit dem roten Stern darauf ist das auch ein besonderes Gustostückerl dieser Stadt. 

Die Vereinigten Bühnen Wien haben ebenfalls eine unklare finanzielle Situation.

Sie bemerken schon diese Abfolge von finanziellen Problemen bis zu kleineren Katastrophen! Es geht dabei immer um ganz wesentliche Geldbeträge, wo es eine Optimierung sehr wohl geben könnte. Wir haben heute schon so viel darüber gesprochen, wer aller Geld benötigt und welche sozialen Missstände es gibt. Wenn ich mir allein diese kurze Aufzählung anschaue, dann sehe ich, dass Millionen von Euro versandet sind. 

Also: Die Vereinigten Bühnen Wien haben einen unklareren Finanzstand: Es kommt immer wieder die Aussage, dass 1 bis 2 Millionen EUR notwendig wären, um den Betrieb am Laufen zu halten. Dann gibt es wieder die Aussage, es geht sich vielleicht doch aus. Tatsache ist jedenfalls, dass auch das kein Ruhmesblatt ist. 

In dem Zusammenhang steht auch der Umbau des Ronacher-Theaters. Wir wissen: 35 Millionen EUR gibt es für den Umbau des Ronacher zu einer Musicalbühne, die alles kann. Bis jetzt gibt es Schwierigkeiten im Bau, die mit ziemlicher Sicherheit weitere Kosten verursachen werden. Das kann natürlich immer auftreten, aber die Großmannsucht ist dabei leider durchgegangen. Wir zahlen daran auch nicht wenig. Auch das ist also wieder ein Millionengrab. 

Innerhalb der Kulturinstitutionen gibt es dann immer wieder diesen lockeren Umgang mit den öffentlichen Geldern – auch ein Beispiel aus dem Kontrollausschuss–: Bei „ImPulsTanz" hat es in sich Geschäfte von zwei Vereinen, die zusammenwirken, mit überhöhten Abfertigungszahlungen gegeben, sodass das Kontrollamt festgestellt hat: Es regt die Reduktion der Förderungszahlungen an, damit eine durchgängig wirtschaftlich sparsame Mittelverwendung sichergestellt wird.– Harte Aussage, muss ich schon sagen! Das sagt viel darüber aus, welchen Eindruck das Kontrollamt davon hat, wie mit öffentlichen Geldern umgegangen wird. Auch da ist Geld des Steuerzahlers versandet.

Bei den Günstlingen spielt Geld natürlich keine Rolle: Wir kennen das alle, da gibt es das „Birdland", da gibt es den Adi Hirschal, nur um zwei Beispiele zu nennen, wo fern jeder Jury und fern jeder sonstigen Größenordnungen Geld fließen kann, wie es will. 

Dann gibt es im Kulturbereich immer die politischen Tretminen: Die Multikult-Subventionen mit immerhin 726 000 EUR, das WUK mit etwas mehr als 1 Million EUR, das Dokumentationsarchiv mit rund 400 000 EUR. (GR Ernst Woller: Das stört natürlich die FPÖ!) Da wird also Geld versenkt, das dann in politischer Agitation und im Zusammenhang mit dem Dokumentationsarchiv – nicht umsonst als Privatstasi bezeichnet – immer wieder untergeht. 

Eine weitere Geldverschwendung gibt es bei den Wiener Festwochen. Man hat festgestellt, dass bei manchen Produktionen der einzelne Besucher mit über 1 000 EUR subventioniert wird. Das ist ein starkes Stück! Damit könnte man ihn zu einer Vorstellung vielleicht sogar nach New York fliegen lassen, um sie sich dort anzuschauen. Es kann einmal etwas passieren, aber diese Abfolge ist schon sehr beeindruckend. 

Jetzt stehen wir vor einem Problem der Stadt Wien im Künstlerhaus. Da bin ich gespannt, inwiefern die Stadt Wien das Künstlerhaus für die Stadt Wien als Ausstellungsfläche erhalten wird. Im Budget sehe ich keinerlei Ansätze, ich habe auch von Seiten der Politik noch nichts darüber gehört, wo eine Tendenz in die Richtung wäre, dass man das Künstlerhaus erhält. Es gibt eher nur einen politischen Schlagabtausch zwischen Bund und Land. Das wird möglicherweise demnächst zu Ende sein und dann werden wir ja sehen, wer dann gewinnt: Ich oder ich?! 

Das ist also der Zustand, wie Geld ausgegeben wird. Ein Beispiel dafür aus einer aktuellen Presseaussendung zum Projekt „open space" am Karlsplatz: Da heißt es – ich muss sagen, diese Wortkreationen sind wirklich toll –: Der Karlsplatz provoziere durch seine „urbanistische Defizienz zu Interpretation und subjektiver Bewohnung". – Das ist nicht schlecht, oder? Ich nehme an, es sind alle beeindruckt, was eine subjektive Bewohnung ist. Ich kenne keine objektive Bewohnung! Die Formulierung ist wirklich ein Traum. Das ist halt das, was niemand mehr verstehen darf und daher ist es dann besonders wichtig. Da sind wir alle beeindruckt, fallen auf die Knie und wehe, wir verstehen es nicht: Dann sind wir natürlich Banausen – aber so ist das halt in der Kulturpolitik. 

Identität ist keine Kategorie der Wiener Kulturpolitik. Publikumsinteresse ist meistens vollkommen uninteressant, wird also überhaupt nicht in irgendeiner Weise in den Vordergrund gestellt. Vorsichtiger Umgang mit den Steuermitteln – davon habe ich jetzt schon mehrfach gesprochen – ist nicht zu erkennen. Subventionen für fragwürdige Institutionen, die dann in Wirklichkeit nur politische Agitation betreiben, ist nach wie vor im großen Stil vorhanden. Wir sind daher dafür, dass es weniger politische Einflussnahme gibt, viel mehr Raum für eine freie Kunstszene – und da das alles nicht im Budget wiederzufinden ist, lehnen wir das Budget in dieser Geschäftsgruppe ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Ringler, bitte! 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde nicht wie mein Vorredner sämtliche Reden des letzten Jahres wiederholen (GR Dr Herbert Madejski: Da haben Sie aber gut aufgepasst!), sondern mich auf einige wesentliche Punkte konzentrieren. Dieses Budget, das vor uns liegt, ist wohl als einfallslos zu bezeichnen. Es ist im Wesentlichen ein Fortschreibungsbudget. Bei den Nachfragen im Ausschuss, bei dem Versuch, zwischen diesen vielen Postnummern und wenig aussagekräftigen Übertiteln noch zu verstehen, was sich dahinter verbirgt, hat sich herausgestellt, dass dieses Budget trotz einer Erhöhung leider eines ist, in dem es in Zukunft weniger Geld für viele Bereiche geben wird. 

Warum? – Die Erhöhung dieses Budgets macht 10,8 Millionen EUR aus; an sich ja ein nicht unerklecklicher Brocken Geld. Bedauerlicherweise fließt aber ein Großteil und sogar mehr als diese Erhöhung in das Theater an der Wien und die Musicalbühnen – ein Projekt, von dem Sie wissen, dass wir es ablehnen, von dem wir glauben, dass es eine falsche kulturpolitische Entscheidung war. Es ist daher so, dass im nächsten Jahr weniger Geld für alle anderen Kunst- und Kultursparten und Bereiche verfügbar sein wird. Das halten wir für bedauerlich, weil wir denken, dass dieser starke Schwerpunkt im Bereich der Darstellenden Kunst zwar sicherlich ein Asset der Theaterstadt Wien darstellt, dass es aber im Allgemeinen so ist, dass es gerade in den letzten Jahren viele spannende Entwicklungen gegeben hat, ganz abseits der Darstellenden Kunst, die dringend Geld bräuchten und für die es natürlich jetzt weniger Geld geben wird. 

Das ist natürlich auch deshalb bedauerlich, weil ursprünglich der Herr Finanzstadtrat versprochen hatte, dass die Erhöhung des Geldes für die Vereinigten Bühnen Wien nicht auf Kosten des Kulturbudgets gehen wird. Die Erhöhung von 10,8 Millionen EUR spricht aber ganz deutlich eine andere Sprache. Es ist ganz offensichtlich, dass die Vereinigten Bühnen aus dem laufenden Kulturbudget finanziert werden müssen. Irgendwo müssen ja die 40 Millionen EUR herkommen! Das ist eine Entwicklung, die wir für falsch halten. Wir halten das für eine falsche Schwerpunktsetzung, für eine falsche Entscheidung, was die Vielfalt in dieser Stadt betrifft. 

Ich möchte noch auf einen Punkt eingehen, den wir in den letzten Wochen öffentlich, aber auch im Kontrollausschuss heftig debattiert haben, nämlich auf jene Institution, die zu den am meisten subventionierten Einrichtungen dieser Stadt gehört: den Wiener Symphonikern. (GR Dr Herbert Madejski: Den Herrn Zawinul haben Sie vergessen!) – Der Herr Zawinul bekommt nicht 12 Millionen EUR – das können Sie mir glauben. (GR Dr Herbert Madejski: Der Herr Zawinul ist auch nur einer, die Symphoniker sind viele!) Die Wiener Symphoniker bekommen nunmehr fast 12 Millionen EUR im Jahr – und das bei einem Kontrollamtsbericht, der jedem – so denke ich –, der ihn gelesen hat, die Haare zu Berge hat stehen lassen. Was sich in diesem Kontrollamtsbericht ganz deutlich gezeigt hat, ist, dass die Wiener Symphoniker kein Verständnis dafür haben, wie man mit öffentlichen Mitteln sparsam umgeht. Noch mehr hat mich erschreckt, dass sie auch in ihren öffentlichen Stellungnahmen nach Veröffentlichung oder nach Öffentlichwerden dieses Berichts keinerlei Einverständnis, Verständnis, Nachvollziehbarkeit der Kritik des Kontrollamtes gezeigt haben und eigentlich ziemlich arrogant, salopp gemeint haben, das wäre doch ohnehin alles in Ordnung und der Kontrollamtsbericht würde ja zeigen, dass sie auf einem guten Reformweg sind. 

Ja, es sind einige Reformschritte passiert, aber der Kontrollamtsbericht zeigt in ausgezeichnetem Detail, wo es Einsparungspotenziale gibt – und da fallen einem nicht nur die viel zitierten goldenen Tischtücher beim Symphonikerball ein, die wohl nur einen kleinsten Teil des Einsparungspotenzials ausmachen, sondern vor allem stellt sich auch die Frage der Pensionsreform, der Gehaltsangleichungen und Ähnliches mehr. Wir denken – und deshalb war es mir auch wichtig, das an dieser Stelle noch einmal deutlich zu sagen –, dass diese Vorgangsweise keine adäquate Vorgangsweise für einen zu fast 100 Prozent von der öffentlichen Hand subventionierten Verein darstellt. Aus meiner Sicht kann es die Stadt Wien nicht auf sich sitzen lassen, dass die Wiener Symphoniker weiterhin nach dem Prinzip agieren: Der Papa wird's schon richten. In dem konkreten Fall: Der Herr Kulturstadtrat wird schon Subventionen nachschießen.

Ich denke, dass das ein riesengroßes Problem darstellt und dass es, da es sich um einen erklecklichen Teil des Budgets handelt, jedenfalls ein Thema ist, dem wir uns sicherlich in den nächsten Monaten weiterhin werden widmen müssen, von dem ich aber auch denke, dass es zur Diskussion, wohin das Budget fließt und ob das Budget korrekt verteilt ist, jedenfalls dazugehört. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich hoffe, dass der Einfallslosigkeit dieses Budgets einige gute Ideen im nächsten Jahr folgen werden, die zeigen, dass mit diesem Geld nicht nur die Oper finanziert wird. Wir sind gerne bereit, gute Ideen einzubringen, und hoffen jedenfalls sehr, dass in Zukunft mehr Geld nicht ausschließlich in die großen Tanker, sondern auch in die wendigen kleinen Flitzer geht. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Wolf, bitte. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mehr Geld für die Wiener Kultur – mit diesem Slogan reden sich der Herr Stadtrat und die Mehrheitsfraktion das vorliegende Budget schön, und ich fürchte, Sie werden das noch ausführlich tun. Mehr Geld – das lohnt einen Blick auf die Tatsachen. Das Kulturbudget weist rund 10,8 Millionen EUR mehr aus. Davon frisst die Inflation im kommenden Jahr gut 4 Millionen EUR weg. Schließlich haben wir nach den Prognosen der Wirtschaftsforscher im kommenden Jahr mit einer Inflationsrate von 1,9 Prozent zu rechnen. Nach dieser Rechnung bleiben ungefähr real 6 Millionen EUR mehr zu verteilen als im heurigen Jahr. Davon beanspruchen die Vereinigten Bühnen Wien, auf deren Finanzierung ich noch zurückkommen werde, 7 Millionen EUR. Man sieht, wie das mit den viel gerühmten und laut gelobten Budgetsteigerungen wirklich ist. 

Vergleicht man den Entwurf mit dem Rechnungsabschluss des Vorjahres, dann ist dieser Budgetentwurf vollends entzaubert. Die Steigerung ist nämlich fast genau so hoch, wie der Budgetüberzug im vergangenen Jahr war. Das ist Stillstand auf hohem finanziellen Niveau. 

Genau da liegt das Problem dieses Budgets und damit auch der Wiener Kulturpolitik. Es ist ein teurer Stillstand – kein Konzept, kein Gestaltungswille der Kulturpolitik, keine Zukunftsorientierung, sondern nur der Versuch, mit den Millionen irgendwie über die Runden zu kommen. Das Durchreichen von Steuergeldern ist noch lange keine Kulturpolitik. 

Keine Frage: Kunst und Kultur brauchen Geld. Wir bekennen uns zur Finanzierung von Kunst und Kultur mit öffentlichen Mitteln. Wir fragen aber nach: Werden die Steuergelder zielgerecht investiert? Werden die Mittel sparsam und effektiv eingesetzt? Wird kontrolliert, was mit dem Geld geschieht? 

Vor wenigen Tagen – es wurde von meinen Vorrednern bereits wiederholt darauf hingewiesen – hat das Kontrollamt die Prüfung von fünf verschiedenen Kulturinstitutionen, die vom Kulturamt der Stadt Wien finanziert oder unterhalten werden, veröffentlicht. Durchgängig wurde kritisiert, dass die Wirtschaftlichkeit und sparsame Verwendung der öffentlichen Mittel nicht gewährleistet sind. Das ist ein vernichtender Befund der Amtstätigkeit des Stadtrates und nebenbei bemerkt, die volle Bestätigung der Kritik, die meine Fraktion seit Jahren an dieser Subventionspraxis übt. (Beifall bei der ÖVP.)
Im Bericht über die Prüfung der Vereine „ImPulsTanz" und „Wiener Tanzwochen" hat das Kontrollamt das Kulturamt sogar aufgefordert – ich zitiere wörtlich: „zu überlegen, ob gegebenenfalls durch eine entsprechende Reduktion der Förderungszahlungen eine durchgängig wirtschaftliche und sparsame Mittelverwendung sichergestellt werden könnte.“ – Zitat Ende.

Das ist in der Tat eine vernichtende Kritik. Zahlen, was verlangt wird, zumindest an jene Kulturinstitutionen, die sich des Wohlwollens des Stadtrates erfreuen dürfen – das ist die Politik. 

In anderen Fällen sieht es anderes aus. Ich bringe Ihnen ein Beispiel: Das Theater Brett etwa kämpft seit Jahren um das nackte Überleben. Die Kleinbühne bringt regelmäßig hoch interessante Theaterproduktionen aus mittel- und osteuropäischen Ländern nach Wien und hat eine wesentliche kulturpolitische Funktion für Wien als mitteleuropäische Kulturstadt. Das Theater Brett bekommt aber keinerlei Unterstützung von Wien. Das Theater Brett wird von ehemaligen tschechoslowakischen Dissidenten gemacht, die aus ihrer Heimat vertrieben wurden und seit Jahrzehnten in Wien leben und arbeiten. Tschechien, Ungarn und andere Reformstaaten sowie die EU unterstützen die Projekte des Theaters Brett – nur Wien zahlt trotz flehentlicher Bitten nicht. Inzwischen ist auch die Existenz der beiden Theatermacher gefährdet. Bekommen sie keine Subvention, die ihnen übrigens immer wieder angekündigt und in Aussicht gestellt wurde, werden sie Privatkonkurs anmelden müssen. Es geht nicht um viel Geld. Günter Weninger, der ehemalige BAWAG-Aufsichtsrat, könnte mit seinem Monatsbezug von 23 500 EUR, wie heute oder gestern bekannt wurde, mit einer Monatsunterstützung bereits das Theater Brett retten und auch den möglichen Privatkonkurs der Theatermacher verhindern. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist richtig!) – Das können Sie dann gerne sagen. (GR Mag Christoph Chorherr: Da fallen mir aber noch ein paar Leute ein!)
Lieblingsprojekte des Herrn Stadtrates können sich jederzeit darauf verlassen, dass das Füllhorn, das aus den Steuergeldern gespeist wird, nicht versiegen wird. Sie bekommen Sondersubventionen oder ihre Schulden bezahlt. Ich erinnere nur an die Diskussion, die wir vor Kurzem zu den schweren Finanzproblemen des Volkstheaters geführt haben, oder an die Wiener Symphoniker – auch das wurde gesagt –, die das Kontrollamt bekanntlich auch geprüft hat. 

Der Vorstand müsse – so heißt einer der zentralen Feststellungen –, den Mitarbeitern endlich vermitteln – und wörtlich –, dass die Zukunftssicherung des Vereins nicht nur von der Bereitschaft der Stadt Wien zur Gewährung ausreichender Subventionen abhängt, sondern auch von der Bereitschaft abhängt, Anpassungen des Besoldungs- und Pensionssystems im erforderlichen Ausmaß zu akzeptieren. – Zitat Ende.

Bei den Vereinigten Bühnen Wien ist ein ähnliches Bild: Hohe Subventionen und Finanzprobleme. Diese führen sogar dazu, dass der Eigentümer, die Holding, ein Darlehen gibt, das das Kulturamt in Jahresraten von 2,5 Millionen EUR zuzüglich Zinsen, deren Höhe wir nicht kennen, abstottert. Das ist keine Kulturpolitik, sondern ein „Fortwurschteln" ohne Plan und Konzept. 

Der vorliegende Budgetentwurf spiegelt genau diese Politik des „Fortwurschtelns" wider: Ein bisschen anheben, ein bisschen kürzen, ein bisschen umschichten, und fertig ist das Budget. Ich könnte das nun in vielen einzelnen Budgetposten nachweisen, werde mich aber angesichts der fortgeschrittenen Redezeit kurz fassen.

Der Posten Bildende Künste wurde gekürzt, ebenso die Filmförderung, wozu mein Kollege Bernhard Dworak ohnehin noch Stellung nehmen wird.

Die Subventionen der Wiener Festwochen bleiben weiter eingefroren, obwohl deren Finanzbedarf bekanntlich wesentlich höher ist und in den vergangenen Jahren auch immer wieder irgendwie nachträglich abgedeckt wurde. Damit verstößt der vorliegende Entwurf auch gegen die Grundsätze der Budgetwahrheit und der Budgetklarheit. 

Das bringt mich zu einem Beschluss- und Resolutionsantrag, den mein Kollege Bernhard Dworak und ich einbringen werden, betreffend die Bündelung der Kompetenzen und Förderungen für Wissenschaft und Forschung. Die Wissenschaftspolitik der Wiener Stadtregierung ist derzeit von einer vollkommenen Zersplitterung und Intransparenz gekennzeichnet. Förderungen werden aus den Ressorts Kultur und Wissenschaft, Finanzen, Wirtschaftspolitik, Wiener Stadtwerke, Stadtentwicklung und Verkehr vergeben. Es gibt keine Übersichtlichkeit, es fehlt jegliche Transparenz.

Ich bringe daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge zum Zweck der Kompetenzbereinigung beziehungsweise einer Kompetenzbündelung im Bereich der wissenschaftlichen Förderung und Forschung der Stadt Wien folgende Maßnahmen treffen:

Bündelung aller Angelegenheiten des Bereichs Wissenschaft und Forschung in einem Ressort, Erstellung beziehungsweise Definition genauer Richtlinien für die Unterscheidung von Wirtschafts- und Wissenschaftsförderung, Bestellung unabhängiger Expertengremien für die jeweiligen wissenschaftlichen Fachgebiete, die Einrichtung spezieller Fonds zur Förderung der unterschiedlichen wissenschaftlichen Fachgebiete und die Übertragung der Kompetenzen für die Vergabe von Förderungen an die jeweils bestellende Experten-/Expertinnenkomitees. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)
Aus all den genannten Gründen lehnt meine Fraktion den vorliegenden Budgetentwurf ab. Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Woller, bitte. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn Kollege Wolf von Stillstand auf hohem Niveau spricht und das kritisiert, dann kann ich dazu zwei Dinge anmerken. Das Erste ist: Bei ihm dauert die Phase der Einarbeitung offensichtlich endlos lange, und er ist noch lange nicht angelangt. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Nein! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Das Zweite, was mir einfällt, ist: Er lebt offensichtlich in einer völlig anderen Stadt. Ich weiß nicht, wo Sie unterwegs sind. Offensichtlich sollten Sie irgendwann aus Ihrer Schreibstube herauskommen, wo Sie Kontrollamtsberichte lesen und sich einmal etwas in der Stadt anschauen! (GR Günter Kenesei: Der lesen kann, ist eindeutig im Vorteil!) Ich sehe Sie auch nirgends! Sie können ja auch nicht wissen, wie erfolgreich die Wiener Kultur ist, wenn Sie nie irgendwo sind. Sie sind gewohnt, irgendwo in einer Schreibstube zu sitzen und sich da zu verschanzen – und das ist schade für einen Kulturpolitiker. (Beifall bei der SPÖ.)
Sie sind interessanterweise der einzige Kulturpolitiker, der noch nicht verstanden hat, dass, wenn man mehr Geld ausgibt, weil man mehr Geld auftreibt, zum Beispiel als erfolgreiche Kulturstadt beim Finanzstadtrat, dass dann der Rechnungsabschluss höher wird und dass das ein Erfolg ist. Sie glauben noch immer, das sei ein Misserfolg, da werde überzogen. (Zwischenruf bei der ÖVP.) Sie haben die einfachsten Fragen des Kulturbudgets noch nicht verstanden. Sie sind auch der einzige Kulturpolitiker, der sich freut, wenn irgendjemand die Reduktion von Kulturförderungsmitteln fordert.

Nun, egal wie auch immer es die Opposition drehen und wenden will, wir haben ein Kulturbudget vorliegen, das stetig und erfreulich ist. Stetig in der Steigerung: Von 2006 auf 2007 steigt das Kulturbudget um 5,5 Prozent. Das ist eine höhere Steigerung, als das Budget der Stadt Wien steigt, und es ist höchst erfreulich und auch einzigartig in Österreich und Europa. 

Diese Entwicklung entspricht der des Wien-Tourismus. Wien-Kultur und Wien-Tourismus haben immer eines gemeinsam: Sie schreiben jedes Jahr ein neues Rekordjahr. Beim Wien-Tourismus ist es so, dass wir heuer erstmals mehr als 9 Millionen Nächtigungen erreichen werden und dass die Nächtigungszahlen von Jänner bis Oktober um 6,7 Prozent gestiegen sind. Das ist einzigartig in Europa. Andere Städte kämpfen mit Tourismuszahlen, wir schreiben ein Rekordjahr nach dem anderen. Dass Kultur und Tourismus einen Parallelslalom von Rekordjahr zu Rekordjahr fahren, hat schon eine Ursache – das ist kein Zufall, dass Wien in seine Stärke als Kulturstadt investiert. Das ist gut so – und wir werden das auch weiterhin so tun. 

Die Erhöhung des Kulturbudgets 2007 um 10,8 Millionen EUR ist umso bemerkenswerter, als im kommenden Jahr 30 Millionen EUR an Förderung für das Mozartjahr wegfallen. Das heißt, insgesamt ist die Erhöhung viel größer. Es stimmt natürlich auch nicht, wenn man sagt, das geht auf Kosten des Kulturbudgets. Das Kulturbudget wird um soviel erhöht, dass wir uns die Erhöhung des Ansatzes für das Theater an der Wien tatsächlich auch leisten können. Da wird kein Geld irgendjemandem weggenommen, sondern das ist zusätzliches Geld für die Wiener Kultur – und das ist auch gut so. 

Das Mozartjahr ist noch nicht zu Ende, aber man kann jetzt schon sagen, dass es höchst erfolgreich war, dass alle Ziele, die man sich gesetzt hat, bei weitem übertroffen wurden. Es war nachhaltig. Mit dem Opernhaus im Theater an der Wien wurden nachhaltige Projekte geschaffen, auch mit dem „Mozarthaus Vienna", das derzeit bei 185 000 Besucherinnen und Besuchern steht. 

Das Mozartjahr war aber nicht nur nachhaltig, sondern auch kreativ und zeitgenössisch. Es wurden eine Vielzahl von Welturaufführungen und einzigartige Projekte der zeitgenössischen Kunst gezeigt. Beispielsweise das Konzert von Martin Grubinger im Musikverein letztes Wochenende war ein derartiger Höhepunkt. 

Das Mozartjahr war aber auch positiv für die internationale Reputation. Es gibt 8 500 Pressemeldungen im Ausland über Wien – das ist gut für unser internationales Image als Kultur- und Musikstadt. Viele internationale Produktionen kommen von auswärts, gehen nach Wien und gehen von Wien wieder in die Welt, um dort gezeigt zu werden. Ein gutes Beispiel dafür sind die drei Filme des „New Crowned Hope"-Festivals, die noch vor der Wien-Premiere schon drei Preise bei den Filmfestivals in Venedig, Cannes und San Sebastian gewonnen haben.

Das Mozartjahr hat aber nicht nur das Image verbessert, es hat auch alle Teile dieser Stadt, alle Bezirke und viele Menschen erreicht, die sonst nicht mit Kunst, Kultur und der Musik Mozarts in Kontakt kommen würden. 

Besonders nachhaltig war die Entscheidung, das Theater an der Wien in das neue Opernhaus umzuwandeln. Die Vereinigten Bühnen Wien sind ein Schwerpunkt dieses Budgets mit dem erhöhten Finanzbedarf für das Opernhaus. Beide Teile der Vereinigten Bühnen Wien haben dieses Jahr eindrucksvoll bewiesen, auf welch erfolgreichem Weg sie derzeit sind, den sie auch die nächsten Jahre gehen werden, und wofür sie diese Förderung erhalten. „Die Weberischen" haben eindrucksvoll gezeigt, wie neues, intelligentes Musiktheater ausschauen kann, das ausverkauft ist, das im Ronacher seinen Platz finden wird. Auch das neue Musical „Rebecca" zeigt, dass Musical in dieser Stadt sehr gut lebt. Es ist derzeit echt schwierig, Karten für „Rebecca" zu erhalten, und es ist eine hervorragende Produktion geworden.

Genau dasselbe gilt für das Theater an der Wien, das im Jahr 2006 zehn Neuproduktionen auf dem Gebiet der Oper herausgebracht hat. 124 Aufführungen mit einer Auslastung von 95 Prozent. Das Theater an der Wien hat gezeigt, dass es das ideale Mozarthaus ist. Wir haben Sternstunden erlebt – Sie, Herr Kollege Wolf, glaube ich, nicht; wir haben das erlebt, aber Sie könnten ja zumindest die Kritiken nachlesen – „Lucio Silla", „Così fan tutte", aber auch zeitgenössische Opern wie „Flammen" und „I hate Mozart". 

„I hate Mozart" war überhaupt jene Welturaufführung, die wir vor wenigen Tagen erlebt haben, die gezeigt hat, dass das Theater an der Wien nicht nur das ideale Mozarthaus ist, sondern auch tatsächlich schon im 21. Jahrhundert der Oper angekommen ist. Es war eine großartige Uraufführung und es wurde allseits umjubelt. Es war auch witzig. Gert Korentschnig hat im „Kurier" geschrieben: „So viel lachen konnte man schon lange nicht mehr bei einer Uraufführung einer Oper, und das Publikum hat das sehr heftig positiv aufgenommen.“

Im Jahr 2007 setzt die volle Finanzierung ein, es wird monatlich eine Premiere geben, es wird Barockopern geben, es wird zeitgenössische Opern des 20. Jahrhunderts geben, und diese Opern werden sich auch mit gesellschaftspolitisch relevanten Themen auseinandersetzen. 

Die Entscheidung, das Theater an der Wien in ein Opernhaus umzuwandeln, war eine richtige, eine richtungsweisende Entscheidung. Wir stehen dazu, der Erfolg im ersten Jahr gibt uns Recht und das diesjährige Budget im Kulturbereich trägt dieser Entwicklung auch Rechnung. 

Nicht nur die große Reform im Theaterbereich ist im Gange, auch die kleine Theaterreform, die Wiener Theaterreform, ist auf einem guten Weg. Es gibt eine Vielzahl von Gruppen, die erstmals längerfristige Förderungen, Konzeptförderungen bekommen haben. Es stimmt einfach nicht, auch wenn es immer wiederholt wird, dass auf Kosten der Kleinen die Großen mehr Geld bekommen. Das stimmt überhaupt nicht, auch die mittlere und freie Szene hat deutlich mehr Geld bekommen – in den letzten sechs Jahren gab es immerhin eine Steigerung von über 60 Prozent. Egal wie auch immer man das einzelne Theater in dieser Stadt beurteilt: Es hat noch nie so viel Veränderung und so viele Reformschritte in der Wiener Theaterlandschaft gegeben wie in den letzten Jahren, die von Andreas Mailath-Pokorny gestaltet wurden.

Wir blicken auf große Erfolge der Wiener Symphoniker zurück. Wenn man immer wieder sagt, diese bekämen zu viel Geld, so muss man auch einmal hören, was sie leisten: Sie sind das neue Opernorchester des Theaters an der Wien, sie haben große künstlerische Erfolge aufzuweisen, sie sind der erste Kulturbotschafter Wiens in der Welt und sie sind gerade von einer sehr erfolgreichen Japantournee zurückgekommen und haben bei acht umjubelten Konzerten insgesamt 20 000 Menschen erreicht. 

Die Reformen werden mit großem Nachdruck umgesetzt, es gibt eine Erhöhung der Einnahmen, eine Erhöhung der Effektivität, eine Erhöhung der Auslastung. Eine Reduktion der Finanzierung im großen Maße ist schon deshalb nicht notwendig, weil das große Potenzial die Musikerinnen und Musiker sind, das sind nun einmal 127 hochqualifizierte Persönlichkeiten, die für dieses Orchester unverzichtbar sind. Ein kleineres Orchester macht keinen Sinn, das wollten wir auch nicht. Wenn man weiß, dass 96 Prozent der Gesamtkosten Personalkosten sind und es jährliche Erhöhungen laut Kollektivvertrag in der Höhe von 2,45 Prozent gibt, dann braucht man nicht überlegen, ob eine große Kostenreduktion möglich ist. 

Ein weiterer Schwerpunkt unseres Budgets ist der Film. Bei der Viennale ist es so ähnlich wie bei der Kultur generell und beim Tourismus im Besonderen: Ein Rekordjahr jagt das andere. Heuer gab es 88 900 Besucher und Besucherinnen in zwölf Tagen bei einem höchst anspruchsvollen Programm. Das Gartenbaukino, das nun seit einigen Jahren unter der Leitung und Verantwortung der Viennale geführt wird, erzielt heuer das beste Jahr überhaupt, seit die Übernahme durch die Viennale erfolgt ist. Das Gartenbaukino kann heuer 90 000 Besucherinnen und Besucher verzeichnen. Es ist ein Arthauskino im besten Sinne des Wortes geworden. Wenn Sie, Herr Kollege Wolf, dieser Tage einmal ins Gartenbaukino gingen, so würden Sie sehen, dass dort die sechs „New Crowned Hope"-Filme gezeigt werden, dass das Kinderfilmfestival dort eröffnet wird, dass dort das Literaturgespräch mit Peter Sellars und Toni Morrison stattgefunden hat, dass dort die Premiere von „Slumming" sein wird. Innerhalb von zehn Tagen sind dort zirka 8 000 bis 10 000 Menschen. Das ist einfach ein Erfolg, der erst dadurch möglich geworden ist, weil Andreas Mailath-Pokorny gesagt hat, ja, wir wollen dieses Gartenbaukino erhalten, und es soll ein Zentrum der Wiener Filmlandschaft sein. Das ist es tatsächlich geworden, und darauf sind wir sehr stolz. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein letzter Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die Bildende Kunst. Auch auf dem Gebiet der Bildenden Kunst setzt Andreas Mailath-Pokorny seine großen Projekte erfolgreich um: Die Projekte „Kunst im öffentlichen Raum", das Projekt „Kunstplatz Karlsplatz" und in wenigen Tagen, am 1. Dezember, wird ein ganz wichtiges Projekt eröffnet, die permanente Medieninstallation „Pi" des kanadischen Künstlers Ken Lum, der die so genannte Westpassage von der U2-Station Karlsplatz zur Sezession neu gestalten wird. 

Anstelle von Werbetafeln und Werbevitrinen werden Factoids zu sehen sein, die statistische Angaben enthalten, welche globale und regionale soziale Verhältnisse mathematisch widerspiegeln. Ernsthafte Facts werden ironisch gemeinten Infos gegenübergestellt, die sich in jedem Moment der Betrachtung erneuern und verändern. Ich glaube, das wird eine große Wirkung in dieser Stadt haben. Es wird ein absolut innovatives Kunstprojekt sein, das von Zigtausenden Menschen jeden Tag gesehen wird.

Das Budget von 800 000 EUR für das Projekt „Kunst im öffentlichen Raum" hat auch andere erfolgreiche Projekte ermöglicht. 

Die Kunstinstallation auf dem Dachgarten der Wiener Stadt- und Landesbibliothek von Lois und Franziska Weinberger hat vor Kurzem den Bauherrenpreis gewonnen. Da können wir uns gratulieren. Ich glaube auch, dass sich die Sylvia Mattl-Wurm da sehr freuen kann und insbesondere auch die Jury des „Kunst im öffentlichen Raum"-Projekts. 

Vor wenigen Monaten ist auch die Entscheidung gefallen, ein Mahnmal für die homosexuellen und transgender Opfer des Nationalsozialismus am Morzinplatz zu errichten, eine Kunstinstallation von Hans Kupelwieser, die nun in den nächsten Jahren realisiert werden wird. 

Das Projekt „Kunst im öffentlichen Raum" ist sehr leise, aber auch sehr konsequent und es bringt auf höchstem künstlerischen Niveau nachhaltige Projekte, die Kunst in den öffentlichen Raum bringen und dadurch viele Menschen erreichen. „Kunst im öffentlichen Raum" geht in die richtige Richtung, Kultur für alle zu ermöglichen. Da gibt es viele Maßnahmen. Eine Maßnahme war der freie Eintritt im Wien Museum. Wir werden uns auch für die Zukunft eine ganze Reihe von Maßnahmen überlegen, um den Zugang zu Kunst und Kultur in dieser Stadt zu erleichtern, zu ermöglichen und auch billiger zu machen.

Kultur ist einer jener Bereiche der Wiener Stadtpolitik, die zur hohen Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener, aber auch zur hohen Reputation in aller Welt beitragen. Das vorliegende Kulturbudget garantiert, dass diese Entwicklung auch in Zukunft genau so sein wird. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Franz Ferdinand Wolf: War das jetzt eine Sternstunde? - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das war eine Sternschnuppe!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster ist Herr GR Schreuder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich werde jetzt einmal versuchen, mich kurz zu fassen. Ich merke schon, zu später Stunde ist die Aufmerksamkeit etwas geringer worden, das Licht ist etwas dämmrig geworden. Wir reden über die Kultur. Na ja, die ist immer als Letztes dran am ersten Tag.

Ich möchte jetzt einmal mit den aktuellen Sachen beginnen, über die wir uns sehr freuen, weil vorige Woche das Gratisbuch von Toni Morrison, „Sehr blaue Augen", verteilt worden ist. Wir haben uns wahnsinnig gefreut, dass es dieses Jahr endlich eine Frau ist. Vielen Dank dafür! (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Ernst Woller.) 

Beim Durchblättern - ich habe es noch nicht gelesen - war ich aber schon über eine Sache sehr erstaunt und es ist doch irgendwie auch ein Zeichen der Wiener Kultur, wobei ich das Wort Kultur unter Anführungszeichen stelle. Immerhin hat es auf 200 Seiten Literatur Bgm Michael Häupl auf sechs Fotos gebracht, die darin veröffentlicht werden, plus ein Foto von Ihnen, Herr Stadtrat. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Im Grünen Klub werden schon Wetten abgeschlossen, ob es der Herr Bürgermeister nächstes Jahr aufs Cover schafft. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Ernst Woller: Das ist keine schlechte Idee!) Mal sehen, also wir sind schon sehr neugierig. Ein bisschen eine selbstdarstellende Kultur oder selbstwerbende Kultur kann ich verstehen, aber man kann es auch leicht übertreiben, würde ich einmal behaupten. In dem Fall ist es so.

Nun gut, wenn wir über das Kulturbudget sprechen, bin ich jetzt genau ein Jahr Gemeinderat in Wien und das ist mein zweites Mal beim Budget. Voriges Jahr war ich noch ganz frisch und neu und habe versucht, mich in den Zahlen auszukennen. Sie können mir jetzt vorwerfen, dass ich mich nicht eingearbeitet habe (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Der Woller hat sich schon ausgearbeitet!) oder wie auch immer Sie das nennen wollen, aber es ist wirklich nicht einfach, sich im Budget zurechtzufinden. Dann stelle ich mir vor, ich bin eine kulturinteressierte Bürgerin oder ein Bürger, gehe ins Internet auf die Webseite der Stadt Wien und möchte einmal nachvollziehen, wofür Gelder ausgegeben werden. Ich würde mich nicht auskennen und nicht zurechtfinden.

Wenn man die nackten Zahlen hernehmen würde, würde dies bedeuten, dass die Filmförderung um 41 Prozent gesunken ist. Jetzt wissen wir, weil wir diese tolle Möglichkeit haben, im Kulturausschuss nachzufragen, es wird umgeschichtet, im Kulturförderungsbeitrag liegen auch noch Filmförderungsmittel. Gut zu wissen, aber als Bürgerin oder Bürger der Stadt Wien weiß ich das nicht, lese ich „Kulturförderungsbeitrag" und habe keine Ahnung, wofür das ausgegeben wird. So geht es uns auch mitunter als Gemeinderat, also man schaut sich das an und kennt sich nicht aus. Wir freuen uns, Sie geben uns immer Antworten auf unsere Fragen im Kulturausschuss. Die sind auch sehr hilfreich. Danke wirklich! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das meine ich total ernst, die helfen uns weiter. Aber für die Menschen draußen ein bisschen Transparenz und ein bisschen Verständnis für das Kulturbudget, sodass man nachvollziehen kann, wie das ist, wäre schon sinnvoll.

Das ist jetzt ein Bitte, ich weiß nicht an wen, ans Christkind oder an den Herrn Stadtrat: Bitte, bitte ein Budget, das alle verstehen. Das wäre schön!

Herr Kollege Woller, ich wollte eigentlich gar nicht über das Gartenbaukino reden, aber Sie haben es jetzt geradezu herausgefordert. Ich stimme zu, das Gartenbaukino sollte ein Zentrum der Kinolandschaft Wiens sein. Das haben wir auch immer gesagt. 

Sie haben jetzt selbst gesagt, und das finde ich schon interessant, es ist ein tolles Arthouse-Kino geworden. Das ist deswegen interessant, weil im letzten Kulturausschuss stand nämlich beim Antrag vom Gartenbaukino drinnen, dass es kein Arthouse-Kino sei. Unsere Kritik gegen das Gartenbaukino oder gegen die Höhe der Subvention oder gegen die Art und Weise, wie was im Gartenbaukino passiert, war, man hat einen Saal mit 736 Sitzplätzen und sie machen ein Programm in direkter Konkurrenz zu den Programmkinos. Deswegen haben sie klugerweise in den Antrag hineingeschrieben, dass sie kein Arthouse-Kino sind. Sie bestätigen eigentlich das, was ich gemeint habe. Das Gartenbaukino hat mehr Subventionen als alle Kleinkinos in Wien zusammen, macht aber dasselbe Programm. Nicht immer, aber sehr oft. Das heißt, künstlerisch anspruchsvolle Filme für ein Publikum von wenigen Leuten. Gehen Sie einmal unter der Woche, also nicht nur zur Premiere, hin! Es sind manchmal sehr wenige, die drinnen sitzen. 

In diesem Sinne glaube ich schon, dass man einmal darüber nachdenken soll. Ich will ja nicht, dass das Gartenbaukino geschlossen wird. Ich will nicht, dass es die Hütte nicht mehr gibt. Ich will, dass das Gartenbaukino ein lebendiger Teil der Wiener Kinolandschaft ist. Aber man muss sich überlegen, wie man 736 Sitze voll kriegt. Das ist eine schwierige Aufgabe, gebe ich zu, aber als Kulturpolitiker sollte man sich diese Gedanken fragen. Ich finde, neue Konzepte diesbezüglich wären wirklich nicht so schlecht. (GR Ernst Woller: Wir sind froh, dass wir ein Kino haben, wo 736 Leute hineingehen, wenn wir es brauchen!) Ja, eh, bei der Viennale funktioniert es super. Die Viennale sollte überhaupt drinnen bleiben. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Aber dafür gibt es keine Kinoförderung!)
Kommen wir zur Kinoförderung, genau. Ich habe jetzt schon öfters im Gemeinderat deponiert, möchte es trotzdem noch einmal sagen, ich halte es für ganz wichtig, dass die kulturelle Nahversorgung für die Kleinkinos und für die Programmkinos in dieser Stadt erhalten bleibt. Die großen Kinos, also die Cineplex und Multiplex, die es in dieser Stadt gibt, haben die Möglichkeit, auf dem technisch neuesten Stand zu sein. Für die Kleinkinos wird es immer schwieriger. Wir haben im Vorjahr ein neues Punkteprogramm beschlossen, wo das künstlerische Niveau der Kinos gepunktet wird und die Förderungen vergeben werden. Wir haben zugestimmt. Wir halten das für eine kluge Idee, allerdings fehlen jetzt auf der anderen Seite die Fragen der technischen Investitionen. Da fehlen uns tatsächlich ein Konzept und eine Idee, wie man das machen könnte.

Wir werden daher einen Antrag einbringen, um die Kostenherausforderungen wie Digitalisierung und dergleichen für die Kleinkinos zu ermöglichen. 

Wir bringen folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft bis Ende März 2007 in Kooperation mit dem Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Wirtschaftskammer Wien ein Konzept zur Sicherung der Wiener Kinolandschaft, insbesondere zum Erhalt von Klein- und Mittelkinos im urbanen Raum, erarbeitet und dem Gemeinderat vorlegt. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Das war es dann auch schon. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster ist Herr GR Mag Dworak zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Der Herr Stadtrat steht schon in den Startlöchern zum Kulturminister. Er möchte den Wienerinnen und Wienern noch ein Abschiedsgeschenk machen, eine Erhöhung seines Kunst- und Wissenschaftsbudgets um 10,8 Millionen EUR oder, besser gesagt, um 5,5 Prozent. Damit erhöht er sogar seinen Anteil am Gesamtbudget um 0,1 Prozent auf 2,1 Prozent. 

Ich war letztes Mal ganz erstaunt, als der Herr Stadtrat bei der letzten Ausschusssitzung vor dem Budget relativ ausführlich zu einigen Vorhaben gesprochen hat. Seine Botschaft war, soweit ich mich erinnern kann, es gibt mehr Geld, kaum Kürzungen in Detailposten und die Filmförderung wird auf Filmförderung und Kulturförderung aufgeteilt. Natürlich genauso unklar, wie der Herr Kollege Schreuder zuerst gesagt hat. Was hat das eine mit dem anderen zu tun? 

Aber gut, auf den ersten Blick schaut dieses Bild nicht schlecht aus. Berücksichtigen wir jedoch 1,9 Prozent Inflation für nächstes Jahr. Und der Herr Kollege Woller hat auch beim Rechnungsabschluss ganz stolz gesagt, er ist wirklich stolz, dass er das Budget um 5 Prozent überzogen hat. Das finde ich einen ganz mutigen Ansatz, denn bekanntlich sind Budgets dazu da, dass man sie einhält und nicht überzieht. (GR Ernst Woller: Wir machen zusätzliches Geld locker!) Ja, aber die Sache war ganz anders. Fürs nächste Jahr hat man den Budgeteinsatz einfach um 5 Prozent, was letztes Jahr überzogen war, erhöht. Das ist natürlich schon eine ganz lustige Methode, wie man dann Budgets einhalten kann. Die Inflation lässt man natürlich dann unter den Tisch fallen. 

Wie jedem im Hohen Haus bekannt ist, gibt es Zwänge, die Konzeptlosigkeit der Kulturpolitik der Stadt Wien fortzuführen. Denn wenn hinter der Vergabepolitik vom Herrn StR Mailath-Pokorny etwas erkennbar ist, dann das. Immer wenn es einen Zwang gibt, der zum Beispiel durch falsche Entscheidungen wie bei der Direktionsentscheidung beim Volkstheater oder zu große Verschwendungen bei den Symphonikern entstanden sind, reicht der Kulturstadtrat Geld durch den Bankomaten, so als ob das Geld vom Himmel fällt. Bekanntlich muss der Steuerzahler alles berappen. 

Das Budget ist ein Buch mit vielen Siegeln. Auch meine Vorrednerinnen und -redner haben das schon gesagt. Während des Jahres wird fleißig umgeschichtet, weil man zu wenig genau planen konnte und am Ende der Tage wird es noch regelmäßig überzogen. Lassen Sie mich das ein wenig erläutern, auch wenn es schon etwas spät ist.

Im Bereich der Wiener Kulturpolitik gibt es viele offene Baustellen. 2007 werden mehr als 30 Millionen EUR nicht mehr für das Mozartjahr ausgegeben, dafür bekommt das Theater an der Wien gleich 18,6, haben wir auch schon gehört (GR Ernst Woller: 21,6!) Gleich 18,6 mehr, korrekterweise 21,6 in der Summe. Aber ohne dass ich mich hier als einen besonderen Propheten ausweise, das Budget dort wird uns im nächsten Jahr noch viel Freude bereiten. Ich bin davon überzeugt, dass die Vereinigten Bühnen durchaus medienkräftig noch unterstützt werden müssen. Zum Budgetansatz der Kollegin Ringler mit über 40 Millionen, glaube ich, dass wir noch etwas drauflegen müssen. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wetten wir darauf? Ich halte dagegen!)

Ich bin überzeugt davon, dass wir noch etwas drauflegen müssen. Ich möchte jetzt keinen Propheten abgeben, aber ich glaube, das halte ich schon. Die freien Theater werden sicherlich auch noch mehr bekommen. Derzeit sind es schon knapp 23 Millionen EUR. Selbstverständlich werden noch neue Konzepte eingereicht, die es zu fördern gibt. 

Beim Wien Museum gibt es eine sehr alte Baustelle. In alten Kontrollamtsberichten wird schon der Neubau des Depots für die Wiener Sammlungen gefordert. Ich glaube, aus dem Jahr 1992 oder 1994, hat mir ein Kollege gesagt, haben sie dort einen Besuch gemacht und das war so weit, dass sie nur bei den Bildersammlungen kurz hineingehen konnten. Das heißt, eine wirklich sehr alte Baustelle. Im Kontrollamtsbericht wird von Gefahr in Verzug gesprochen und es sei unmittelbarer Handlungsbedarf gegeben. Es wird vom Neubau des Depots im Umfang von 12 000 m² und von geschätzten Kosten von 12 Millionen EUR gesprochen. Ich habe nichts von diesem Ansatz im Budget gesehen. Bis jetzt wurde kein Konzept vorgelegt. Dieses Thema habe ich schon im heurigen Jänner-Ausschuss angesprochen. Wieder ist ein Jahr ins Land gezogen, es ist nichts passiert. 

Oder die sicherheitstechnische Überprüfung in den Musikergedenkstätten. Abgesehen von der Frage, ob man bei einer Besucherzahl von mehr als 300 eine Gedenkstätte offen halten kann, wurde die Frage nach der Deckenbelastung in den Ausstellungsräumen gestellt. Die Gedenkstätten sind in großteils schon sehr alten Häusern untergebracht, wo sich die Frage nach der Tragfähigkeit der Decken stellt. Kommen mehrere Besucher oder ganze Gruppen auf einmal, was beim heutigen Tourismus möglich ist, denn wir haben es schon gehört, es kommen immer mehr, 9 Millionen sind es bald, dann stellt sich die Frage nach der Höchstbelastung. Diese Frage wurde gar nicht beantwortet und lapidar auf den Privatbereich hingewiesen. Ich denke an einen Deckeneinsturz in letzter Zeit in öffentlichen Schulen oder in Privathäusern. Wäre das nicht auch wert, es nachzuprüfen? 

Schon in meiner letzten Rede zum Budget habe ich die gleichbleibenden Beträge für die Bezirksmuseen bemängelt. Während viele Institutionen heuer anscheinend etwas mehr bekommen, ist der Betrag für die Bezirksmuseen immer noch gleich. Hier sind viele freiwillige Mitarbeiter tätig, die Begeisterung für die Bezirkssammlung haben und kaum Ersatz für ihre Aufwendungen bekommen. Sie hätten sicher eine Verbesserung ihrer Lage verdient. 

Gleich zum Wien Museum. Hier fehlt die längst fällige Festlegung, dass die Stadt ein Historismusmuseum braucht. Konzepte für ein solches liegen vor. Einer dieser Orte könnte das Künstlerhaus sein. Am Dienstag letzter Woche wurde der neue Präsident des Künstlerhauses gewählt, der akademische Maler Joachim Gartner. Eine neue Gesprächsbasis zwischen Ihnen, Herr Stadtrat, dem Leiter des Wien Museums, Wolfgang Kos, und dem neuen Präsidenten könnte vielleicht Wunder wirken. Vielleicht gibt es diese Festlegung für ein Historismusmuseum bald. Die Wienerinnen und Wiener werden es Ihnen danken. Die unzähligen Schätze im Depot des Wien Museums könnten öffentlich zugänglich gemacht werden. Der Wiener Tourismus lebt sehr von seinen historischen Schätzen. So besucht zumindest jeder zweite Tourist das Schloss Schönbrunn und schätzt den imperialen Glanz jener Zeit, in der der Historismus seine Blütezeit hatte. Mit den erwarteten 10 Millionen Übernachtungen für das Jahr 2010 ist dieses sozusagen ein Jubeljahr. Es wäre auch für eine neue Sammlungsstätte für den Wien-Tourismus ein Impuls. 

Eine weitere Baustelle ist das Volkstheater. Auch wenn Direktor Schottenberg davon spricht, dass er kein Sanierer ist, die Hauptrolle in Raimunds Verschwender sollte er nicht mehr so oft spielen. Der Sanierungsbetrag für die Saison 2005/2006 ist uns im Gemeinderat noch immer nicht bekannt. Vielleicht haben Sie, Herr Stadtrat, diesen schon budgetiert.

Ein anderer Punkt sind die Quersubventionen, ob im Theater an der Wien die Wiener Symphoniker kostenlos auftreten oder die Miete der Festwochen für das Theater an der Wien nicht bezahlt wird. Eine Tugend ist die Budgetwahrheit und Budgetklarheit. In diesem Punkt wird bei Ihrer Kulturpolitik oft ein Missachtungszeichen sein. 

Kinoförderung: Der Herr Kollege Schreuder hat die Kinoförderung angesprochen. Ich möchte noch einmal ganz kurz darauf hinweisen. Letztes Mal haben wir für das Gartenbaukino zu den 310 000 EUR noch 90 000 EUR dazugegeben, sprich, insgesamt 400 000 EUR, aber das nur für den Spielbetrieb von elf Monaten. Ich frage mich natürlich, ob das bei den anderen Kinos, die nur 300 000 EUR für die Förderung bekommen, nicht ein sehr ungerechtes Verhältnis für jene Privatkinos ist. Wir wollen ja nicht die Mega- und Cineplex-Kinos fördern, sondern nur jene Kinos, die maximal vier Säle oder 1 500 Sitzplätze haben. 

Oder das Thema Kabarett: Man hat sich vor einigen Jahren darauf geeinigt, dass Kabarett keine zusätzlichen Förderungen aus den Mitteln der MA 7 bekommt, trotzdem wird gefördert. Bekannt sind die Zuschüsse von Heizbetrieben auf Kosten der Fernwärmebezieherinnen und -bezieher oder vom Gaswerk. Heuer hat das Kabarett Vindobona dringend 450 000 EUR gebraucht. Dieses Geld ist nicht aus dem Budget der MA 7 gekommen, aber man hat sich auf die Suche gemacht und die MA 7 hat doch etwas gefunden. Ich glaube, dass wieder stadtnahe Betriebe zur Kassa gebeten worden sind.

Zum Thema Literaturförderung: Kollege Schreuder hat auch dieses nette Buch in der Hand gehabt, am Beispiel „eine Stadt - ein Buch". Ich glaube auch, Toni Morrison als Vertreterin der afroamerikanischen Literatur, die 1993 den Literaturnobelpreis bekommen hat, durchaus mit ihrem Titel „Sehr blaue Augen"; eine schöne Sache. Aber ich könnte mir schon vorstellen, dass es nächstes Mal eine Österreicherin ist und vielleicht ist das ein bisschen provinzlerisch, aber es gibt auch Chancen für junge Literaten aus Österreich. Warum muss das immer von woanders kommen?

Abschließend möchte ich noch eine Institution anführen, die für nächstes Jahr mehr Geld zu erwarten hat. Wir haben sie, glaube ich, schon im nächsten Gemeinderatsausschuss, das Volksbildungswerk. Da muss ich dem Herrn Stadtrat ein Lob aussprechen und darauf hinweisen, dass sich wehren und aufzeigen, dass zu wenig gefördert wird, oft hilft. Anscheinend ist es zu unangenehm gewesen, den vielen, oft SP-nahen Vereinen einzugestehen, dass man zu wenig Geld hätte, um sie ordentlich zu fördern. Man konnte nicht erklären, dass andere Institutionen viele Tausende Euro mehr bekommen und die eigene Klientel nicht bedacht wird. Für nächstes Jahr gibt es nach zahlreichen Beschwerden mehr. Diesen Erfolg reklamiere ich auch für die ÖVP. Hätten wir diese Ungerechtigkeit nicht aufgezeigt, wer weiß, wann es dann mehr gegeben hätte. 

Zum Thema Wissenschaft möchte ich nur sagen, 1,2 Millionen EUR weniger, auf der anderen Seite will die Stadt Wien die Wissenschaft ganz besonders fördern. Mein Kollege Wolf hat schon gesagt, dass die Wissenschaft wohl in unserem Budget, sprich, Kultur und Wissenschaft, angesiedelt ist, aber in Wirklichkeit ganz woanders das Geld ausgegeben wird. Ich glaube, dass diese 1,2 Millionen EUR minus kein gutes Zeichen sind. Diese offenen Baustellen ließen sich beliebig fortsetzen. 

Nun ein nettes Beispiel zu einem grünen Budgetansatz. Heute haben wir die Worte des Herrn Bezirksvorstehers aus dem 8. Bezirk, Rahdjian, gehört, der sich beklagt hat, dass ihm die Schule zu viel Geld kostet, aber bei seinem eigenen Kulturbudget, und das gehört halt hierher, hat er dreimal erhöht. Auf der einen Seite kann er nicht schreien, dass die Stadt Wien ihm zu wenig für die Schulen gibt, auf der anderen Seite kann er nicht dreifach das Geld erhöhen, und zwar 7,5 Prozent aus seinem gesamten Bezirksbudget will er für Kultur verwenden. Also entweder das eine oder das andere oder sowohl als auch, wenn die Stadt Wien ihm das halt zahlt.

Wie schon gesagt, die offenen Baustellen ließen sich beliebig fortsetzen. Ich fasse zusammen: Der Herr Stadtrat sollte sich mehr um ein durchgängiges Konzept der Wiener Kulturpolitik kümmern, anstelle nur Löcher zu stopfen und die Gelder nach jedem Flop immer wieder nachzuschießen. Das Geld kommt bekanntlich vom Steuerzahler und dem sind wir verpflichtet. Aus den vorher angeführten Gründen und vielen offenen Baustellen sehen wir uns nicht in der Lage, dem Budget zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Zankl, bitte schön.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich habe jetzt eine Erkenntnis gewonnen: Die meisten Mitglieder im Kulturausschuss sind Künstler. Ich habe nämlich ein Zitat von Jan Sibelius gefunden, der sagt: „Über Musik kann man am besten mit Bankdirektoren reden, Künstler reden ja nur über Geld." Also viele Künstler. Ist ja ganz gut im Ausschuss. 

Aber eigentlich wollte ich etwas ganz anderes sagen, denn Marie von Ebner-Eschenbach hat gesagt: „Wer nichts weiß, muss alles glauben." Die Aufgabe von Kultur und Wissenschaft ist es, zum Abbau von Vorurteilen beizutragen. Daher ist es ganz wichtig, dass die Stadt mit dem Wien Museum, mit dem Stadt- und Landesarchiv und mit der Wissensabteilung zu unser aller Mehrwissen beiträgt. 

Das Wien Museum ist schon angesprochen worden. Das ist unser urbanes Universalmuseum mit einem breiten Spektrum von Sammlungen und Ausstellungen von der Stadtgeschichte, von Kunst über Mode und Alltagskultur, von den ersten Anfängen bis zur Gegenwart. Es hat so seine einzigartige Position unter den Museen erreicht. Auch das Kontrollamt hat die ausgezeichnete wirtschaftliche Führung festgestellt. Immer wird nur gesagt, was das Kontrollamt schlecht findet, in dem Fall hat das Kontrollamt die Gebarung im Museum für gut befunden. 

Die Zielsetzung des Wien Museums spiegelt sich auch in den Ausstellungen 2007 wider. Ich möchte den Kolleginnen und Kollegen den Mund ein bisschen wässrig machen, was wir alles geboten bekommen: „Das Wirtshaus, eine Geschichte der Wiener Geselligkeit", „Ganz unten, Bilder des Elends in London, Wien und Paris", „Am Gänsehäufel, ein Strandbad wird 100", „Am Puls der Stadt, 2 000 Jahre Karlsplatz". - Diese Ausstellung wird die Geschichte des Karlsplatzes seit der Römerzeit über das Mittelalter, die barocke Karlskirche, unrealisierte Projekte von Otto Wagner bis zum U-Bahn-Bau und auch zur heutigen Drogenproblematik zeigen. „Die Straßen Wiens sind mit Kultur gepflastert, die Straßen anderer Städte mit Asphalt.", schrieb Karl Kraus. Gerade beim Karlsplatz muss ich ihm Recht geben. 

Ich habe aber auch etwas für die Fußballfans herausgefunden. Die Fußballfans werden 2008 nicht nur die Fußballplätze, sondern auch das Wien Museum mit Begeisterung besuchen. Anlässlich der Fußball-Europameisterschaft ist eine Ausstellung „Rapid gegen Austria, Fußball in Wien" geplant, die erstmals die Geschichte des Wiener Fußballs von 1895 bis heute, aber über den sportlichen Aspekt hinaus auch Politik, Zuwanderung, Massenbewegung und Stadtidentität, zum Inhalt hat. Rapid und Austria gelten ja als Inbegriff des Wiener Fußballs. Auch der Gegensatz zwischen Arbeiterfußball und bürgerlichem Fußball, Kraft und elegantes Scheiberlspiel, wird thematisiert. Kraft ist der Arbeiterfußball, Scheiberlspiel ist die Austria, nur zum Verständnis für die Kollegen. 

Bei all den genannten Ausstellungen ist aber am Beispiel eines Themas auch die umfassende Stadtgeschichte gezeigt. 

Daher möchte ich Ihnen noch sagen, für 2008 ist auch noch eine große Ausstellung „Kampf um die Stadt um 1930", einer zentralen und schwierigen Epoche des 20. Jahrhunderts, geplant. 

Auch das Stadt- und Landesarchiv hat zusätzlich zu seinen Aufgaben im Mozartjahr eine viel beachtete Ausstellung gestaltet, und zwar „Mozarts Spuren in Wien". Diese Ausstellung wurde in Kooperation mit dem Intendanten des Mozartjahrs und mit dem Außenministerium in fünf verschiedenen Sprachen an 30 Ausstellungsorten in Europa, Asien und Amerika gezeigt. Das Archiv hat damit auch einen bedeutenden Beitrag zum Ruf unserer Stadt als Musikstadt geleistet. 

Das Archiv arbeitet sehr gut, aber leider von der Öffentlichkeit oft wenig beachtet. Das wird sich aber jetzt ändern, weil es konnte nach mehrjährigen Vorarbeiten die erste Ausbaustufe des Wiener Archivinformationssystems - WAIS in Betrieb nehmen. Damit ist es als erstes österreichisches Archiv in der Lage, elektronische Unterlagen der Stadt in authentischer Form für die Zukunft aufzubewahren. Das WAIS wird 2007 über das Internet zugänglich gemacht werden, sodass weltweit in den Beständen des Hauses recherchiert werden kann. Als erstes österreichisches Archiv und auch als eines der ersten in Europa wird das Wiener Stadt- und Landesarchiv über eine weltweite Bestellfunktion verfügen, die Forscherinnen und Forschern, aber auch Ämtern und Behörden online zur Verfügung stehen wird. Nach dem zukunftsweisenden Neubau im Gasometer wird damit ein weiterer Schritt gesetzt, dass Wien ein an der Spitze der fachlichen Entwicklung stehendes Gedächtnis unserer Stadt hat. 

Wissen, Wissenschaft und Forschung nehmen in Wien immer eine zentrale Stellung ein. Wien ist Dank der vielfältigen Aktivitäten, unter anderem in der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, eine Wissenschaftsstadt geworden. Wissenschaftliche Erklärungen dämpfen die Emotionen und sorgen für Diskussionskultur, die Voraussetzung für ein gutes politisches Klima ist. 

Seit 20 Jahren sind die Wiener Vorlesungen ein Jour fixe der Vernunft. Ich habe die letzten zwei Einladungen mitgebracht, aber ich denke, in diesem Haus muss ich das nicht dokumentieren. Ich möchte es in Erinnerung rufen. Woche für Woche kommen viele Zuhörerinnen und Zuhörer zu wissenschaftlichen Vorlesungen. Die Wiener Vorlesungen sind auch im internationalen Vergleich ein großes und nachhaltiges Wissenschaftsprojekt und bilden eine breite Schnittstelle zwischen wissenschaftlicher und urbaner Öffentlichkeit. Sie haben eine klare Programmatik, und zwar Aufklärung statt Vernebelung, Tiefenschärfe statt Oberflächenpolitur, Differenzierung statt Vereinfachung, Analyse statt Infotainment, Auseinandersetzung statt Belehrung. Die Referentenliste der letzten 20 Jahre setzt sich aus bedeutenden Wissenschafterinnen und Wissenschaftern, Schriftstellern und auch Politikern der ganzen Welt zusammen. 

Auch im Jahr 2007 wird es wieder spannende Vorträge bedeutender Referentinnen und Referenten geben. Wen erwarten wir unter den Vortragenden für das nächste Jahr? Zum Beispiel den in Wien geborenen Mediziner Eric Kandel, den Nobelpreisträger für Medizin 2000, den deutschen Physiker Wolfgang Ketterle, den Nobelpreisträger für Physik 2001, den scharfzüngigen Schweizer Globalisierungskritiker Jean Ziegler, den deutschen Soziologen Ulrich Beck und Lorraine Daston vom Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte in Berlin. Ausstellungen zu Wiener Vorlesungen werden 2007 die Beiträge dieses Projekts dokumentieren und die Buchreihe der Wiener Vorlesungen wird im Jahr 2007 um 15 Bände erweitert. 

Heuer fand das erste Seminar der Nobelpreisträger mit Vorträgen des französischen Physikers Claude Cohen-Tannoudji, des aus Wien stammenden Chemikers Walter Kohn, des amerikanischen Physikers Roy Glauber und des in China geborenen Physikers Chen Ning Yang statt. Nach dem großen Erfolg wird es natürlich auch 2007 im Frühsommer ein Nobelpreisträgerseminar der Wiener Vorlesungen geben. Das wird sicher wieder spannend sein und zeigen, Wien hat internationales Flair und alle kommen gerne zu uns. 

Es gibt noch ein Jubiläum in der Wissenschaftsabteilung, etwas versteckt. Die Wiener Vierteltouren haben Jubiläum. Sie finden 2007 zum zehnten Mal statt. Für alle, die es nicht wissen, die Vierteltouren sind ziemlich kulinarische, historisch relevante literarische Reisen durch die Wiener Volkskultur gegen den Strich des kitschigen Wienklischees. Die Wiener Vierteltour 2007 setzt sich mit Muslimen in Wien auseinander und möchte mit dem Hinweis auf vielfältige Leistungen, die von muslimischen Gruppen erbracht wurden, das Vertrauen zwischen den Religionsgemeinschaften fördern. 

Auch der Jubiläumsfonds der Stadt Wien für die Österreichische Akademie der Wissenschaften hat sich mit Migration auseinandergesetzt, und zwar mit Migration im naturwissenschaftlichen Bereich. Zum Beispiel wurde eine Förderung für die Arbeit „Migration der Pappelarten im Wiener Raum" zuerkannt. Im Jahr 2007 werden die Mittel des Jubiläumsfonds zum Thema „Confusional Science" ausgeschrieben. 

Ein weiteres Beispiel für die erfolgreiche Wissenschaftsförderung der Stadt ist der Fonds der Stadt für innovative interdisziplinäre Krebsforschung. Ich finde, das ist ein ganz wichtiger Forschungsfonds. Es kann uns alle treffen. Er fördert Forschungsvorhaben, die einen Fortschritt in Verständnis, Diagnostik oder Therapie bösartiger Erkrankungen erwachen lassen. Er dient auch dazu, Leadership in Zentraleuropa zu zeigen und vergibt den Großen Zentraleuropäischen Preis für interdisziplinäre Krebsforschung. Die Preisträgerin 2005 war Frau Univ-Prof Erika Jensen-Jarolim vom Institut der Pathophysiologie der Medizinischen Universität. Ich finde es auch bemerkenswert, dass die Förderungspreise für qualifizierte Medizinerinnen und Mediziner bis 40 Jahre im vergangenen Jahr ausschließlich an Frauen vergeben werden konnten. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Mag Marie Ringler: Es ist Zeit!)
Wissenschaft, Wirtschaft und Stadt Wien arbeiten daran, Wien als zentraleuropäische Forschungs- und Wissenschaftshauptstadt zu etablieren. Der Herr VBgm Rieder hat das heute schon kurz angesprochen. Der Strategieplan „Viennovation" wird im kommenden Jahr erstellt und gilt für zwei Legislaturperioden. 

Dabei sollen folgende Ziele erreicht werden, ich möchte das kurz anführen, weil ich das ganz wichtig finde: 

Die Forschungsgruppe in Wien soll von 3,6 Prozent auf 4 Prozent erhöht werden. 

22 000 Beschäftigte sind im Bereich Forschung und Entwicklung angestrebt. 

Verdoppelung der Forschungs- und Entwicklungsunternehmen. 

Die Akademikerquote soll von derzeit 16 Prozent auf 20 Prozent gesteigert werden. 

Die Verdoppelung des Frauenanteils in der betrieblichen Forschung wird angestrebt. 

Mehr als 60 hochrangige Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Einrichtungen der Stadt Wien arbeiten an diesem Strategiekonzept. Mit der Konferenz „WienDenktZukunft - Wissen schafft Innovation" wurde im Herbst der Beginn gegeben und im Herbst 2007 wird die Wiener Forschungstechnologie-Informationsstrategie präsentiert werden. Im Rahmen dieses Prozesses soll eine Bestandsaufnahme der Stärken- und Schwächenstrukturen und -entwicklungen, Entwicklungspotenziale, aber auch der blinden Flecken erarbeitet werden. Die Wissenschaftsabteilung wird die Betreuung des Bereichs Wissenschaft und Gesellschaft übernehmen. 

Meine Fraktion ist sich der Verantwortung für die Zukunft der Stadt bewusst, denn wie schon Benjamin Franklin sagte: „Eine Investition in Wissen bringt noch immer die besten Zinsen." (GR Godwin Schuster setzt zu Beifall an.) - Gleich. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich wollte das ein bisschen abkürzen. - Bitte. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Budget (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) und bedanke mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft für die gute Zusammenarbeit, weil die sind diejenigen, die dieses Budget exekutieren müssen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Jetzt! - Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Smolik, bitte.

GRin Claudia Smolik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte kurz zum Wissenschaftsbereich sprechen. Es wurde schon erwähnt, dass dieses Jahr das Budget um 1,2 Millionen EUR weniger ist. Auch wenn uns erklärt wurde, dass das durch den Wegfall der Gelder, die Prof Zeilinger bekommen hat, so ist es doch verwunderlich, dass es nicht auf dem Niveau vom Jahr 2006 bleibt, sondern dass dann einfach auf 5,7 Millionen EUR gekürzt wird. Das erscheint uns doch etwas wenig, vor allem, wenn man sich den Rechnungsabschluss 2005 ansieht, wo man heute schon gehört hat, man soll nicht Budgets mit Rechnungsabschlüssen vergleichen, aber da sieht man, wie viele Gelder im Wissenschaftsbereich notwendig sind, weil da waren es 9,2 Millionen EUR. Ich nehme es mit Verwunderung zur Kenntnis, dass der Herr Stadtrat hier offensichtlich mit dem Herrn Finanzstadtrat nicht so verhandelt hat, dass er zumindest das Geld wie im Jahr 2006 für den Wissenschaftsbereich bekommt. 

Deswegen möchte ich den Antrag, den ich jetzt schon seit Jahren einbringe, wieder einbringen, weil ich glaube, dass es notwendig ist, dass wir ein Zeichen für die Wissenschaft in dieser Stadt setzen, das sich auch in der monetären Budgetierung zu Buche schlägt. Man soll nämlich bei der Erstellung des Budgetvoranschlags 2007 den Budgetansatz 2891 - Förderung von Forschung und Wissenschaft auf mindestens 1 Promille des Gesamtbudgets anheben.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich möchte auch noch zum Teil der Wissenschaft im letzten Teil des Budgets zum Gender Mainstreaming etwas sagen. Ich glaube, dass dieser Part, der im Gender Mainstreaming gemacht wurde, ein sehr wichtiger ist. Wir waren auch immer dafür und haben diesbezüglich Anträge gestellt, dass es Gender Mainstreaming und Gender Budgeting gibt. 

Hier fällt im Wissenschaftsbereich schon auf, dass es noch einiges zu tun gibt. Es gibt Bereiche, die noch schlechter sind, aber es gibt schon auch im Wissenschaftsbereich noch Fördermaßnahmen, die gemacht werden müssen. Wenn wir uns anschauen, dass zwar die Studienförderungen, die Stipendien, zu 69 Prozent an die Frauen gehen, so geht die Publikationsförderung nur zu 44 Prozent an die Frauen. Das heißt, hier haben wir eklatanten Nachholbedarf. Aber auch bei den Vorlesungen sind es 43 Prozent, die die Frauen in Anspruch nehmen. Bei den Fachhochschulen sind es überhaupt nur 38 Prozent der Gelder, die den Frauen zugute kommen.

Dass die speziellen Frauenförderprogramme der MA 5 in Bezug auf die Forschung zu 100 Prozent von Frauen in Anspruch genommen werden, wundert nicht, denn das sind gezielte Frauenförderprogramme, wie Call FemPower oder das Frauenservice vom WWFF. Wenn da nicht 100 Prozent stehen würden, würde etwas falsch laufen. Aber es gibt auch hier noch bei departure und beim WWFF, aber auch im ZIT, noch Nachholbedarf. Wir erhoffen uns, dass es beim nächsten Bericht vom Gender Mainstreaming oder Gender Budgeting bessere Zahlen geben wird.

Nun zu der schon öfters, auch vom Herrn Finanzstadtrat heute Morgen angesprochenen tollen Auftaktsveranstaltung zum Strategieerstellungsprozess, die am 6. November stattgefunden hat. Seit ich hier im Jahr 2001 Gemeinderätin und Wissenschaftssprecherin geworden bin, habe ich immer eingefordert, dass es eine Wissenschaftsstrategie gibt. Es freut mich, dass es jetzt, fünf Jahre danach, endlich so weit ist, dass es eine gibt. Lange genug hat es gedauert. Nur wenn diese Auftaktsveranstaltung das Ziel, den Weg vorgeben soll, wie es weiter läuft, glaube ich, ist es verschwendetes Geld, denn die Auftaktsveranstaltung war nett für diejenigen, die dort gesprochen haben, die als Sponsoren dort aufgetreten sind, aber für die Forscher und Forscherinnen war es eher nicht so. Sagen wir einmal so, ich habe von einem befreundeten Forscher gehört, die Zeit hätte er sich sparen können, nichts Neues, leere Worthülsen und so weiter. Ich glaube, diese Auftaktsveranstaltung, die der Herr Finanzstadtrat so gelobt hat, dass sie so gelungen ist, ist in der Community zum Teil nicht als so gut gelungen angekommen. Man hätte mit dem Geld vielleicht etwas mehr Innovation, weil unter diesem Schlagwort ist es gestanden, bringen können.

Es ist gut, dass das Ziel dieser Forschungsoffensive, wie der Herr Finanzstadtrat gesagt hat, eine gemeinsame Strategie von Wissenschaft, Wirtschaft und der Stadt ist, um einen Entwicklungsschub auszulösen. Wir sind gespannt. Wenn man sich ansieht, wie das dann auf der Homepage weitergeht, wird die Scientific Community eingeladen, sich an dem Prozess zu beteiligen und es gibt sehr spannende Fragestellungen in den unterschiedlichsten Panels. Ich denke, dass mir da sehr viel einfallen würde in Panel 1, in Panel 2, in Panel 3. Es gibt sehr viele interessante Fragen, sehr umfangreiche Fragen. Dann kann man als interessierter Forscher oder interessierte Forscherin, Wissenschafterin oder Wissenschafter mit 1 500 Zeichen seine Meinung zu den Panels abgeben. 1 500 Zeichen ist nur, für jene, die nicht wissen, wie viel, so viel Text (Die Rednerin zeigt ein A4-Blatt mit Text her.), zu sehr umfangreichen Fragen. 

Zum Beispiel zur Frage: „Mit welchen Maßnahmen kann die Bedeutung von Wissenschaft und Forschung für den allgemeinen Wohlstand in der Öffentlichkeit verstärkt vermittelt, ausländische WissenschafterInnen für den Forschungs- und Lebensplatz Wien gewonnen und die FTI-Politik demokratisch und transparent gestaltet werden?", gibt es seitenweise Anmerkungen, Ideen, Expertisen und die Wiener WissenschafterInnen haben 1 500 Zeichen dafür. Das ist sehr wenig und kommt dort, wo es eigentlich hinkommen sollte, eher als Frotzelei an. Dann gibt es noch zig andere Fragen. Das war nur eine. Also wenn ich mir eine herausnehme und dann 1 500 Zeichen schreiben kann, so kann das wohl nicht der Ernst dieses Prozesses sein.

Der Ober-Clou ist, dass man sich beteiligen kann, aber nicht während des laufenden Prozesses, der bis Sommer 2007 ist, sondern bis 30. November. Der Wissenschafter oder die Wissenschafterin müssen jetzt ihre 1 500 Zeichen bis 30. November schreiben. Das wird dann dort hingepostet. Das steht dann vielleicht auf der Homepage oder auch nicht - im Moment ist das noch nicht nachzulesen - und das war es dann oder auch nicht. Keiner weiß, was damit passiert. Es ist zwar in den Unterlagen zu dieser tollen Strategieveranstaltung nachzulesen, dass dann ein Zwischenergebnis präsentiert wird und der Herr Finanzstadtrat hat auch gesagt, es gibt dann konkrete Punkte und Beschlüsse, aber wo diese Beschlüsse gefasst werden, ist völlig unklar, offensichtlich nicht in den entsprechenden Gremien und vor allem nicht unter Beteiligung der wissenschaftlichen Community.

Ich möchte deswegen zwei Anträge in dieser Sache einbringen: Der erste betreffend Partizipation der Scientific Community im Rahmen der FTI-Strategieentwicklung der Stadt Wien: 

„Im Rahmen der FTI-Strategieentwicklung in der MA 27 ist dafür Sorge zu tragen, dass alle an diesem Prozess interessierten ForscherInnen Möglichkeiten vorfinden, sich im Verlauf des Prozesses über Zwischenergebnisse zu informieren und ihre Anregungen und ihre Kritik anzubringen. Dafür ist zum einen eine über den Zeitraum des Prozesses laufende Internetplattform zu installieren, zum anderen sind partizipativ ausgerichtete und entsprechend gestaltete öffentliche Diskussionsveranstaltungen zu den Themen der vier Panels auszurichten und die Ergebnisse zu dokumentieren.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.“

Der zweite betrifft die politische Diskussion der FTI-Strategie der Stadt Wien: 

„Die in den Panels des FTI-Strategieentwicklungsprozesses erarbeiteten Ziele einer FTI-Strategie werden in den zuständigen Gemeinderatsausschüssen für Kultur und Wissenschaft sowie für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und im Gemeinderat vorgestellt, diskutiert und darüber abgestimmt. Ebenso wird mit den darauf aufbauenden, von der FTI-Strategie abgeleiteten Leitprojekten verfahren.

Auch hier beantrage ich die Zuweisung an die beiden Gemeinderatsausschüsse.“

Ich glaube, wenn so ein Prozess ernst genommen wird und auch das Gremium Gemeinderat und seine Ausschüsse ernst genommen werden, dann sollten wir auch hier und nicht nur in den Panels, die wie auch immer zusammengesetzt wurden, darüber diskutieren. Denn die Herrschaften, die Damen und Herren, die dort drinnen sitzen, sind sehr honorige, sind sicher sehr gute Leute, nur keiner weiß, wie die dazu kommen, dass sie dort sitzen und andere nicht. Also auch das könnte man überdenken, ob hier die Kommunikation in die Community so optimal gelaufen ist, weil manche fühlen sich da doch vor den Kopf gestoßen, wenn die Informationen nicht einmal irgendwie an sie herangedrungenen sind, dass man sich da beteiligen kann, außer mit 1 500 Zeichen bis 30. November.

Zum Antrag der ÖVP bezüglich Bündelung der Kompetenzen und Förderungen für Wissenschaft und Forschung: Ich teile die Meinung des GR Wolf, dass es hier zu einer unerträglichen Zersplitterung kommt, dass es ein Kompetenzwirrwarr gibt. Ich habe hier schon einmal gesagt, eigentlich macht die Wissenschaftspolitik nicht der dafür zuständige Stadtrat, sondern der Finanzstadtrat beziehungsweise der Herr Bürgermeister. Ich glaube auch, dass man sich das vielleicht vom Bund abgeschaut hat, weil auch im Bund gab es, und das wird hoffentlich geändert, eine Aufteilung der Wissenschafts- und Forschungskompetenzen auf unterschiedlichste Ministerien. Auch dort haben wir es immer wieder kritisiert. 

Ich teile auch die Ansicht, dass unabhängige Experten die Stadt Wien beraten sollen und hier die Transparenz nachgeholt werden sollte.

Was ich nicht teile, ist, dass die Kompetenz für die Vergabe von Fördermittel an ExpertInnengremien übertragen wird, weil damit machen sich der Gemeinderat beziehungsweise seine Ausschüsse obsolet. Es ist für uns demokratiepolitisch nicht nachzuvollziehen, warum ExpertInnengremien nicht beratend sein können, wo wir sehr wohl dafür sind, dass sie beraten, die Beratungen auch ernst genommen werden, sie nicht abgespeist werden, nicht dort sitzen und labern, aber nichts dabei herauskommt. Es soll ernst genommen werden, aber entschieden und beschlossen werden Fördermittel noch immer vom Gemeinderatsausschuss und vom Gemeinderat. Wie wir mit diesem Antrag verfahren werden, werden wir morgen, nachdem wir diskutiert haben, entscheiden. Noch ist es in der Schwebe, weil dieser Punkt einfach nicht unsere Meinung ist.

Ich würde mir wünschen, dass das Wissenschaftsbudget im nächsten Jahr mehr Geld ist. Wahrscheinlich kommt beim Rechnungsabschluss wieder heraus, dass wir mehr Gelder ausgegeben haben, weil der Herr Bürgermeister wieder eine gute Idee hatte, wo wir Gelder in der Forschungs- und Wissenschaftslandschaft investieren müssen, welcher helle Kopf für ein Institut Gelder braucht, wie wir es ja bei Prof Zeilinger gesehen haben, dem ich sein Geld gönne und dessen Arbeit ich auch schätze. Ich glaube, dass die Strategie, die jetzt in Gang gesetzt wurde, viel zu spät kommt. Wir haben mindestens fünf Jahre verschlafen, um den wissenschaftlichen, strategischen Kurs der Stadt Wien zu diskutieren. Besser spät als nie, ich bin gespannt, was dabei herauskommt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wäre ich Oppositionspolitiker, täte ich mir ganz schwer, diesem Budget nicht zuzustimmen. (Raunen bei der ÖVP. - GR Dr Herbert Madejski: Dann hätten Sie viel Ärger gehabt!) Aber zum Glück bin ich nicht Oppositionspolitiker. (GR Dr Matthias Tschirf: Das kann noch werden! Ein Blick in die Zukunft!)
Lassen sie mich zunächst einmal in aller Kürze mit den gängigsten Irrtümern, die hier geäußert wurden, aufräumen oder zumindest versuchen, sie ein wenig klarzustellen.

Es ist hier ein Budget, das eine ziemliche Steigerung vorweist. Ich verstehe schon, wenn Oppositionspolitiker von den Grünen sagen, Steigerung schon, aber nicht in dem Bereich, wo sie diese gerne hätten. Über Geschmäcker lässt sich bekanntlich nicht streiten, aber außer Streit wird offensichtlich gestellt, dass es hier ein Kultur- und Wissenschaftsbudget gibt, in dem es um Steigerungen geht.

Der Herr GR Wolf kommt zum wiederholten Male auf den Vergleich zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss und sagt, der Voranschlag vom nächsten Jahr ist zwar höher, aber er ist genauso hoch wie der Rechnungsabschluss vom letzten Jahr. Ich sehe mit Freuden dem Vergleich Rechnungsabschluss 2006 mit Rechnungsabschluss 2007 entgegen. Auch dort wird man wieder Steigerungsraten vorfinden. Sie werden das wieder verurteilen, weil Sie sagen: „Um Gottes Willen, schon wieder zu viel Geld für die Kultur!" Ich verstehe das. Sie geraten Ihrer so erfolgreichen Bezirksvorsteherin nach, die am liebsten Mauern und Respektzonen in der Innenstadt errichten will. Das ist die neue Kulturpolitik der ÖVP. Gehen Sie weiter auf diesem Weg, der Wähler wird Ihnen einmal mehr nicht folgen! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, ein weiterer Irrtum: Herr GR Wolf, Sie stellen sich immer als der Retter der kleinen Bühnen hin, unter anderem das Theater Brett. Ich möchte jetzt gar nicht im Detail darauf eingehen, nur die Vorgangsweise des Theaters Brett haben wir noch mit Zustimmung und ausdrücklicher Aufforderung Ihres Vorgängers gewählt. Also wenn Sie sich da verabschieden, dann machen Sie das bitte den Damen und Herren dort auch klar!

Immer wieder wird von der Nachvollziehbarkeit des Budgets gesprochen. So schwer kann das doch nicht sein, wenn man sich die Zahlen mit einigem guten Willen anschaut. Ich habe auch versucht, Anleitungen dazu zu geben. Deshalb, Frau Kollegin Smolik und Herr GR Dworak, glaube ich, war das, die Wissenschaft hat nicht eine Million weniger, sondern sie hat eine halbe Million mehr. Ich kann Ihnen das gerne dann noch einmal in den einzelnen Ansätzen veranschaulichen. Aber schauen Sie einfach einmal auf den Ansatz 3813. Dort werden Sie die von Ihnen vermissten Gelder vielleicht vorfinden.

Damit bin ich bei der Wissenschaft, meine Damen und Herren. Ich bitte Sie, Frau Kollegin Smolik, sich alle Daten, die uns zur Verfügung stehen, auch einmal anzuschauen! Reden Sie auch mit den Leuten, reden Sie mit den Universitäten, reden Sie mit der Rektorenkonferenz, reden Sie mit den Fachhochschulen, reden Sie mit den Studierenden, reden Sie mit den vielen Wissenschaftern, die an außeruniversitären Instituten in Wien tätig sind! Diese Stadt hat trotz der Politik der hoffentlich bald aus dem Amt scheidenden Bundesregierung ein hervorragendes Wissenschafts- und Forschungsklima. Das werden Ihnen all die Genannten bestätigen, wenn Sie denn mit denen auch sprechen würden.

Meine Damen und Herren, diese Stadt hat eine überdurchschnittlich hohe Forschungsquote, und zwar an die 4 Prozent. Diese Forschungsquote erreicht sonst keine andere Gebietskörperschaft in Österreich, schon gar nicht der Bund.

Diese Stadt hat eine überdurchschnittliche Anzahl an im Wissenschafts- und Forschungsbereich Beschäftigten.

Diese Stadt hat eine hohe Quantität, aber auch Qualität an entsprechenden Förderinstrumenten und zwar eine ganze Bandbreite als Stadt, zu der sie unmittelbar vielleicht gar nicht so verpflichtet wäre. Und sie versucht immer wieder, durch Einzelmaßnahmen den Universitäten und Forschungsinstituten entgegenzukommen. Ich verweise nur darauf, dass StR Rieder und ich eine Aktivität vorstellen konnten, nämlich die Befreiung von der Grundsteuer, was den Universitäten ungeheuer viel gebracht hat. 

Meine Damen und Herren, diese Stadt ist eine mit einer der besten Wissenschaftsklimata, die es in ganz Europa gibt. Sie ist jedenfalls auch einer der wichtigsten und besten Wissenschaftsstandorte, ob das nun darauf zurückzuführen ist, dass sich der Herr Bürgermeister besonders engagiert, ob das darauf zurückzuführen ist, dass sich der Herr Finanzstadtrat besonders engagiert, ob das darauf zurückzuführen ist, dass ich mich besonders engagiere. Ich würde einmal sagen, die gesamte Stadtregierung tut dies und dieses hervorragende Wissenschaftsklima der Stadt ist jedenfalls ein Ergebnis einer guten und bewussten Politik! (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Kultur, meine Damen und Herren, und ich komme damit schon ans Ende: Auch hier, in aller Bescheidenheit gesagt, kenne ich keine Stadt in Europa (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist Ihr Problem!) - Ihres mit Sicherheit nicht! (GR Kurth-Bodo Blind: Sie wissen ja wenig!) -, deren Kulturbudget in den letzten sechs Jahren um 28 Prozent erhöht wurde. Um 28 Prozent, meine Damen und Herren! Wenn Sie irgendein anderes Gemeinwesen in Europa kennen und mir sagen könnten, wo das der Fall ist, dann würde ich es gerne wissen. Das ist immerhin eine Leistung, weil es immerhin ein Bekenntnis der Stadt und der Politik der Stadt zur Kultur ist. Bei 28 Prozent kann man nicht mehr sagen, das ist halt in das eine Theater und in das andere nicht geflossen und das ist halt, weil der Herr Bürgermeister gern etwas gehabt hätte oder nicht. Es sind immerhin über 40 Millionen EUR, die in dieser Stadt zusätzlich in Kultur und Wissenschaften geflossen sind. Das ist, wie ich meine, eine ganz besondere, jedenfalls eine einzigartige Leistung!

Ich kenne auch keine andere Stadt, die einen besonderen Anlass wie dieses Mozartjahr auf eine solch sinnvolle nachhaltige und innovative Art und Weise genutzt hat wie Wien. Ich erinnere mich nur allzu sehr an die Kritik, und die ist in den Protokollen nachzulesen, was man nicht alles gesagt hat, das sei zu viel Geld, wir werden Mozart schon wieder abfeiern, das sei alles sinnlos und wozu das alles wäre. Heute sind selbst die heftigsten Kritiker dieser Investition verstummt. Wir werden mit Lob überschüttet und wir können heute mit Recht mittlerweile schon auf ein Mozartjahr zurückblicken, das besonders nachhaltig wirksame, das besonders innovative - über 60 Welturaufführungen - und das besonders auch weit über die unmittelbare Kunst hinausgehende Projekte für diese Stadt verwirklicht hat. Wir können sagen, dass dieses Mozartjahr 2006 jedenfalls die Lebensqualität in dieser Stadt nachhaltig zum Positiven beeinflusst hat.

Meine Damen und Herren, ich will jetzt nicht die ganzen wichtigen Projekte, die wir in den letzten Jahre verwirklicht haben und vor denen wir noch stehen und die wir uns vorgenommen haben, noch einmal wiederholen, sondern ich möchte ein paar einzelne herausgreifen, die etwas geschafft haben, nämlich eine Form von abseits des Mainstreams, abseits des Hauptstroms, abseits der Hochkultur, eine Art Gegenkultur, eine Art Gegenöffentlichkeit zu entwickeln und damit zur Vielfalt dieser Stadt etwas beizutragen. 

Nehmen Sie das Filmmuseum: Es war die Stadt Wien, die diese ganz wichtige Einrichtung des filmkulturellen Erbes zusätzlich unterstützt hat. Heute ist dieses Filmmuseum unumstritten ein ganz wichtiger Bestandteil der Kultur. Wir haben es zusätzlich subventioniert und haben zusätzlich Geld dafür hergegeben, dass es saniert wird. 

Nehmen Sie ein anderes, vermeintlich kleines Beispiel, das Klangforum - weil immer wieder gesagt wird, wir geben nur an die großen Konzerte, wir wollen nur das Große -, das Klangforum, eines der weltbesten Orchester zeitgenössischer Musik! Selbstverständlich hat die Stadt Wien in den letzten Jahren nicht nur das Budget laufend erhöht, sondern wir haben auch zusätzlich eine Heimstatt für diesen ganz wichtigen Klangkörper gefunden und finanziert.

Ein weiteres Beispiel: Nehmen Sie das „Fluc", einen wichtigen Ort von Jugendkultur, von Gegenöffentlichkeit, von Gegenkultur, wenn man so will. Selbstverständlich hat die Stadt Wien auch hier den neuen Standort mit unterstützt. 


Nehmen Sie den wichtigen Bereich Kunst im öffentlichen Raum und auch die seit Langem stattfindende Debatte, ob es denn in Wien einen geeigneten Ort gibt, an dem auch der homosexuellen und transgender Opfer des Nationalsozialismus gedacht wird. Wir haben es unternommen, über den Fonds Kunst im öffentlichen Raum ein Denkmal zu initiieren, das im nächsten Jahr auch verwirklicht wird auf dem so genannten „Rosa Platz", auf dem Morzinplatz/Schwedenplatz, um auch diesem wichtigen Bereich den gebührenden Platz zukommen zu lassen.

Nehmen Sie, meine Damen und Herren, das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands! Auch hier ist aus der Kultur- und Wissenschaftsabteilung das Geld geflossen, um endlich diesem ganz, ganz wichtigen Haus eine entsprechende Dauerausstellung zu ermöglichen. Das ist im letzten Jahr geschehen.

Meine Damen und Herren! Diese Liste ließe sich noch fortsetzen. Ich erwähne sie deshalb, weil sie zeigt, dass wir selbstverständlich nicht nur im so genannten Großen, sondern auch im vermeintlich Kleinen - ich halte diese Unterscheidung im Übrigen nicht für gescheit, weil sie gar nichts erklärt - investieren und viel tun.

Meine Damen und Herren! Die Kultur in Wien hat sich in all ihrer Vielfalt, in all ihrer Breite weiter gestärkt und verstärkt. Das ist nicht zuletzt natürlich auch das Ergebnis einer Politik, die das Ermöglichen - das Ermöglichen! - von Kunst und Kultur und nicht das Verhindern in den Mittelpunkt stellt. 

Das ist nicht zuletzt auch zu danken den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen meiner Geschäftsgruppe, denen ich bei dieser Gelegenheit einmal mehr meinen herzlichen Dank aussprechen möchte. Sie haben auch bei der Erstellung des Budgets wieder einmal bewiesen, mit welcher Sensibilität einerseits, aber auch mit welcher Kompetenz sie die Kultur in dieser Stadt betreuen. Dafür möchte ich mich herzlich bedanken.

Meine Damen und Herren! Aus all diesen Gründen bitte ich Sie noch einmal, Ihren Entschluss zu überdenken und diesem wirklich tollen Budget Kultur und Wissenschaft Ihre Zustimmung zu erteilen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich darf die Sitzung für heute unterbrechen. Morgen Früh um 9 Uhr beginnen wir mit der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales.

(Unterbrechung um 21.03 Uhr.)

